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86. Sitzung

Bonn, den 15. Mdrz 1974

Stenographischer Bericht
Beginn: 9.00 Uhr

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist er-
offnet.

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht
aufgenommen:

Der Parlamentarische Staatssekretdr beim Bundesministerium
flir Jugend, Familie und Gesundheit hat mit Schreiben vom
14. Mirz 1974 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann,
Breitbach, Dr. Klein (Stolberg), OrgaB, Frau Stommel, Dr. Ham-
mans, Kroll-Schliter, Schmole, Josten, Dr. Marx und Genossen
betr. Intensivierung des deutsch-amerikanischen Jugendaustau-
sches — Drucksache 7/1720 — beantwortet. Sein Schreiben wird
als Drucksache 7/1806 verteilt.

Der Bundesminister fiir Verkehr hat mit Schreiben vom 13. Mérz
1974 dic Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Bremm, Dr.
Klepsch, Dr. Mertes (Gerolstein), Frau Will-Feld, Dr. Wagner
(Trier), Thirk und Genossen betr. Erledigung der noch anhéngi-
gen Rechtsstreltigkeiten im Zusammenhang mit dem Ausbau des

Moselschiffahrtsweges — Drucksache 7/1721 — beantwortet. Sein
Schreiben wird als Drucksache 7/1807 verteilt.
Der Bundesminister fir Bildung und Wissenschaft hat mit

Schreiben vom 14. Mirz 1974 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Pfeifer, Dr. Goélter, Frau Benedix, Dr. Fuchs, Hauser (Kre-
feld) Dr. Hornhues, Frau Hurland, Hussing, Dr.-Ing. Oldenstadt,
Dr. Probst, Dr. Schduble, Dr. Waigel und der Fraktion der CDU’
CSU betr. Forderung des Studiums in den Vereinigten Staaten
— Drucksache 7/1716 — beantwortet. Sein Schreiben wird als
Drucksache 7/1817 verteilt.

Die Fraktion der CDU/CSU hat mit Schreiben vom 14. Mirz
1974 ihren Antrag betr. Aufhebung der Geschwindigkeitsbegren-
zung — Drucksache 7/1736 — zuriickgezogen.

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 7 a der
Tagesordnung auf:

Beratung des Bildungsgesamtplans der Bun-
desregierung

— Drucksache 7/1474 —
Das Wort hat der Herr Bundeskanzler.

Brandt, Bundeskanzler: Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Wenn der Deuische Bundestag
uber den ersten gesamtstaatlichen Bildungsplan der
Bundesrepublik Deutschland beréat, so darf man dies
ein innenpolitisches Ereignis von hervorragender
Bedeutung nennen. Die Etappe, die wir heute er-
reicht haben, zeigt, dal Lander und Bund doch in
der Lage sind, in demokratischer Offenheit tiefgrei-
fende Strukturreformen unserer Gesellschaft anzu-
packen. Dies ist gerade jetzt eine wichtige Erfah-
rung.

Auf der anderen Seite ist die Tatsache, dafl der
Bildungsgesamtplan spater vorliegt, als wir uns

1969 vorgenommen hatten, auch ein Anzeichen da-
fiir, wie schwierig es ist, in unserem Staatswesen
umfassend zu planen. Die fir Lander und Bund ver-
bindlichen Beschliisse zum Bildungsgesamtplan ent-
halten auch nicht alles, was sich die Bundesregie-
rung vorgenommen hatte; Abstriche und Kompro-
misse waren notwendig. Aber das zeigt nun zu-
gleich, daBl bei gutem Willen und AugenmaB zwi-
schen den demokratischen Parteien in unserem
Staat gemeinsame Entscheidungen maglich sind.

Meine Damen und Herren, ich habe Verstindnis
dafiur, wenn nach den langwierigen Beratungen zum
Bildungsgesamtplan, nach der Vorlage eines Zwi-
schenberichts und auf dem Hintergrund eines viel-
fach schwer verstandlichen Streits der Bildungsfach-
leute die Offentlichkeit nicht mehr lebhaft inter-
essiert ist, wenn uber bildungspolitische Zielvor-
stellungen beraten und gestritten wird. Und doch
miissen wir uns, so scawer es manchmal sein mag,
immer wieder Gehor verschaffen fur die Diskussion
notwendiger Strukturreformen unserer Gesellschaft.
Wir dirfen jedenfalls die Zukunft nicht vom Tages-
geschaft verschiitten lassen.

In meiner Regierungserkldrung vom Oktober 1969
habe ich von den Reformen gesprochen, die es bei
uns in den ndchsten Jahren vorzunehmen gelte, und
ich wies damals darauf hin, daf Bildung und Aus-
bildung, Wissenschaft und Forschung an der Spitze
solcher Reformen zu stehen haben wirden. Wenn
ich sagte: ,bei uns”, dann hieB das und heiBt das
heute gleichermaBen: in Bund, Landern und Gemein-
den im Rahmen ihrer jeweiligen Zustdndigkeiten.
Und ich brauche kaum hinzuzufigen, daB es recht
unterschiedliche Meinungen dariiber gibt, ob diese
Zusténdigkeiten durchweg zweckméaBig verteilt sind.
Aber darum geht es jetzt nicht.

Ich wei}, daB die vielzitierte ,Prioritit der Bil-
dungspolitik” seit der Regierungserkldrung 1969,
zumal angesichts weiterhin offenkundiger Unzu-
langlichkeiten unserer Bildungseinrichtungen, im-
mer wieder kritisch kommentiert worden ist. Aber
Verdnderungen in einem Bereich wie dem der Bil-
dung haben fast immer langfristigen Charakter, und,
meine Damen und Herren, in den vergangenen vier
Jahren gab es bei allem, was umstritten war und
wohl umstritten sein mufBite, und bei allem, was
unzulanglich blieb und wohl weithin unzulanglich
bleiben muBte, in der Tat in unserem Gesamtstaat
keine offentliche Aufgabe, die sich hinsichtlich der
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Bundeskanzler Brandt
Steigerung des finanziellen Aufwandes, der Inten-
sitat der offentlichen Debatte und der staatlichen
Aktivitat mit dem Bemiihen um die Reform des Bil-
dungswesens vergleichen lieBe.

In den vergangenen vier Jahren haben Lander und
Bund gemeinsam den Aufwand fiir Bildung und Wis-
senschaft verdoppelt. Das ist eine, glaube ich, ganz
wichtige Feststellung, die man hier treffen kann.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.
Wehner: Sehr wahr!)

Hierin, meine Damen und Herren, ist der Netto-
aufwand der Wirtschaft fiir die berufliche Bildung
noch nicht einmal enthaiten. Uber diese Leistungen
der Wirtschaft liegt seit wenigen Tagen der Bericht
der Sachverstandigenkommission, betitelt ,Kosten
und Finanzierung der beruflichen Bildung”, also der
Bericht der sogenannten Edding-Kommission, vor,
und mir liegt daran, an dieser Stelle fiir diesen Be-
richt ausdriicklich zu danken.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Mit zuséatzlichen Mitteln ist der Ausbau bestehen-
der Einrichtungen und sind ebenso neue Entwick-
lungen vorangetrieben worden. Hierzu einige Hin-
weise:

Die Investitionen im Schulbereich wuchsen seit
1969 um jahrlich 19%, in der Bundesrepublik
Deutschland. Die Zahl der Kindergartenplatze
konnte in diesen Jahren um ein Viertel erhoht wer-
den. Die Zahl der Hochschulplatze stieg jahrlich um
12 %o, und die groBere Zah! von Lehrern machte es
doch immerhin moglich, die vielfach viel zu umfas-
sende Zahl der Schiiler pro Klasse herabzusetzen.

Die wesentlichen Steigerungen des Bildungsbud-
gets und der Ausbau der Bildungseinrichtungen sind
in den vergangenen Jahren zwar so erfolgt, dal
Gemeinden, Lander und Bund zunehmend koordi-
niert vorgingen, aber verbindliche gemeinsame
Orientierungspunkte gab es noch nicht. Einen ent-
scheidenden Fortschritt sehe ich nun darin, da mit
dem Bildungsgesamtplan ein verbindlicher Rahmen
fiir die Entwidklung des deutschen Bildungswesens
bis zum Jahre 1985 gesetzt worden ist. Erstmals in
unserer Verfassungsgeschichte, meine Damen und
Herren, liegt damit fir ein geschlossenes Aufgaben-
gebiet der Gesellschaftspolitik ein im Rahmen der
unterschiedlichen Kompetenzen abgestimmtes, lang-
fristiges Konzept vor. Lander und Bund sind an
dieses Konzept gebunden; sie haben sich an dieses
Konzept gebunden. Natiirlich sind damit noch nicht
die Probleme selbst gelost. Aber Lander und Bund
sind gehalten, die in diesem Gesamtplan nieder-
gelegten Zielvorstellungen schrittweise in die Praxis
umzusetzen.

Der Bildungsgesamtplan zeigt bereits heute ge-
wisse Auswirkungen. Ich nenne nur die Kapazitits-
planungen der Lander und des Bundes im Bereich
der Hochschulen. Ebenso hat die Bundesregierung
bei der Verabschiedung des Regierungsentwurfs
zum Hochschulrahmengesetz und der Markierungs-
punkte fiir die Neuordnung der beruflichen Bildung
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ihre Entscheidungen auf die Beschliisse des Bildungs-
gesamtplans gestiitzt.

(Abg. Pfeifer: Das stimmt doch nichtl!)

Die Bundesregierung — ich mochte das hier fest-
halten — wird sich selbstverstdndlich an diese Be-
schlusse halten. Sie erwartet, daB auch die Lander
in ihrer Schulpolitik, in ihren Entscheidungen zur
Berufsbildung und zur Hochschulpolitik die verein-
barten Ziele des Bildungsgesamtplans zugrunde le-
gen, und die Bundesregierung geht davon aus, daB
bei der Formulierung der notwendigen mittelfristi-
gen Stufenpldne fiir einzelne Bildungsbereiche keine
Abstriche von den Zielen des Bildungsgesamtplans
gemacht werden.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Ich weiB, daB es in einem zentralen Bereich noch
keine volle Ubereinstimmung gibt: ich meine die
Gesamtschule. Allerdings habe ich den Eindrucdk,
daB man sich auch in dieser Frage einander anzu-
nahern beginnt. Wir in der Bundesregierung halten
es, wenn ich das hier noch einmal sagen darf, nicht
fir gerecht, auch nicht fiir verniinftig, wenn die
Eltern gezwungen werden, fiir die Zehnjdhrigen
oder auch die Zwolfjdhrigen lebensentscheidende
Weichen dadurch zu stellen, daB man die Kinder ent-
weder aufs Gymnasium oder auf die Realschule oder
auf die Hauptschule schickt.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Wir sind der Meinung, daB solche Entscheidungen
nicht fir die zehnjahrigen Kinder, sondern erst
mit den fiinfzehn- oder sechzehnjahrigen getroffen
werden sollten.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

‘Wir stiitzen uns dabei auf eine breite internationale
Erfahrung und auf die Forderung gewiB nicht aller,
aber der iberwiegenden Zahl von Padagogen und
Wissenschaftlern. Dies ist also der Hauptgrund,
weshalb Hauptschule, Realschule und Gymnasium in
der Mittelstufe schrittweise zu einem Schulsystem,
zu einem Gesamtschulsystem, entwickelt werden
sollen.

Ich habe den Eindruck, dafl diese Auffassung von
den meisten unserer Mitbiirgerinnen und Mitbiirger
geteilt wird. Ich richte deswegen an die Opposition
im Bundestag und an die CDU/CSU-gefithrten Lén-
der die Bitte, ihren Kurs zu tberpriifen und es mog-
lich zu machen, daB die wichtigste offene Frage des
Bildungsgesamtplans einer gemeinsamen Ldsung
zugefiihrt werden kann.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Die Aufgaben, die vor uns liegen, werden nicht
unter leichteren, sondern unter schwierigeren o6ko-
nomischen Bedingungen zu verwirklichen sein. Ich
bin selbst heute noch sicherer als frither, daB es eine
Uberforderung des Bildungsbudgets gewesen waire,
finanzpolitisch verbindliche Zahlen bis zum Jahre
1985 festzulegen. Allein die Olpreissteigerung, aber
auch sonst schwer liberschaubare weltwirtschaftliche
Entwicklungen machen es notwendig, daB in der
Realitdt immer wieder von neuem gerechnet wird.
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Wir miissen also, an den Zielen des Bildungs-
gesamtplans orientiert, im Rahmen der Haushalts-
entscheidungen und der mittelfristigen Finanzpla-
nung immer wieder den Ausgleich suchen zwischen
finanziell Moglichem und bildungspolitisch Wiin-
schenswertem.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Auch in Zukunft wird der Anteil fir Bildung und
Wissenschaft zundchst noch zunehmen missen. Aber
dies wird nur méglich sein, wenn zugleich jede ein-
zelne Entscheidung mit Sparsamkeit, sogar mit har-
ter Sparsamkeit, und mit dem Blick auf ihre Zweck-
mdBigkeit vorgenommen wird. Dafi eine Sache bil-
dungspolitisch wiinschbar ist, kann allein noch kein
Grund dafir sein, sie finanzieren zu miissen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Auch die Bildungspolitik muB sich im Rahmen der
Gesamtprioritdten unserer Politik einordnen.

Meine Damen und Herren, als wir 1969/70 mit dem
Versuch fiir eine gemeinsame gesamtstaatliche Bil-
dungsplanung begannen, standen wir — wie auch
auf anderen Gebieten — vor einem groflen Stau
verstandlicher Forderungen. Dieser Stau, warum soll
man das eigentlich nicht offen aussprechen, mag
uns alle oder viele von uns -—— Lander und Bund,
Regierungen und Parlamente, die Parteien, ich wage
zu sagen: alle Parteien — gelegentlich in eine zu
schnelle Strémung gezogen haben.

(Abg. Dr. Probst: Versprechungen‘waren esl!)

Die schwierige Aufgabe der Bund-Lander-Kom-
mission war es, die Fille von Forderungen und Vor-
schldgen, von Ideen und wirklichen Bedirfnissen zu
kanalisieren. Der Bildungsgesamtplan schafft jetzt
die Voraussetzungen fir eine ebenso zligige wie ge-
ordnete Reform. Lassen Sie uns daher den Bildungs-
gesamtplan als die groBe Chance einer verniinftigen
Verwirklichung der Bildungsreform ergreifen. Selbst-
verstandlich ist auch dieser Gesamtplan korrektur-
bedirftig. Die Bundesregierung wird gerade des-
wegen die Beratungen im Bundestag und in den Par-
lamenten der Lander sorgfdltig verfolgen. Aber
lassen Sie uns nun zunéachst auf dem aufbauen, was
hier entwickelt, was hier geschaffen wurde. Lassen
Sie uns miteinander fir Klarheit sorgen; denn die
Biirger sollen wissen, wie ich hier bei anderer Ge-
legenheit gesagt habe, bis wann welche Ziele er-
reicht sein konnen.

Ich mochte schlieBen mit dem ausdriicklichen
Dank nicht nur an alle diejenigen, die auf Lander-
und Bundesseite damit befaBt waren, die BeschluB-
fassung vorzubereiten, sondern insbesondere auch
mit dem Dank an all jene in unserem Lande, die an
Schulen und Hochschulen, in Betrieben und anderen
Einrichtungen oder auch als engagierte Einzelne be-
mitht waren, die Bildungsreform einzuleiten, die wir
jetzt gemeinsam fortfilthren wollen. Um die Unter-
stiitzung aller aufgeschlossenen, engagierten und
verantwortungsbewuBiten Krafte bitte ich auch fir
die kommenden Jahre.

(Anhaltender Beifall bei den Regierungs-
parteien.)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Probst.

Dr. Probst (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die heutige
Debatte hebt sich in zweifacher Hinsicht aufféllig
von den vertrauten bildungspolitischen Streitge-
sprachen ab. Sie findet einmal nicht zur spéten
Abendstunde statt, gewissermaBen unter volligem
Ausschlul der parlamentarischen Offentlichkeit.
Zweilens: Sie vereinigt die politischen Lager iber
cinen Gegenstand, der bereits die Zustimmung aller
zustdndigen Landerminister und der Regierungs-
chefs gefunden hat.

Der Herr Bundeskanzler hat heute wieder einmal
nach langer Zeit zu dem Thema Bildung Stellung
genommen. Seine Gesamtstimmung, die er gemalt
hat, war im Vergleich zu den Aussagen seiner Re-
gierungserkldrung des Jahres 1969 mehr eine Kom-
position in Moll. Er hat uns zwar vorgerechnet,
welch groBe Investitionen vorgenommen worden
sind — gewissermaBen hat er einen technokrati-
schen Ansatz in der Bildungsdebatte gesucht —;
diese Investitionen, meine Damen und Herren, wer-
den aber durch die grofen Anstrengungen der Lan-
der,

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)

die sich bis an den Rand ihrer Leistungsfdhigkeiten
engagieren, iiberhaupt erst erméglicht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Der Bundeskanzler ‘hat dariiber hinaus dann auch
davon gesprochen, daB dieser Bildungsgesamtplan
mit MalB zu verwirklichen sei. Ich mochte ihm zu
diesem Ausspruch nur gratulieren.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!)

Allerdings mochte ich auch feststellen, daB sich der
Herr Bundeskanzler dann selbst, vielleicht auch die
gesamte Bundesregierung, um Bildung im Hoch-
schulbereich, im Schulbereich und vor allen Din-
gen auch in der beruflichen Bildung etwas mehr
kiimmern sollte, als das in der Vergangenheit ge-
schehen ist. Man hat den Eindruck, Herr Bundes-
kanzler, daf Sie Ihre Bildungspolitiker, die ja in
der Regel sehr engagiert sind, teilweise sogar sehr
in eine ganz bestimmte Richtung engagiert, weit-
gehend allein, losgeldst von Ihnen, agieren lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Meine Damen und Herren, der Bildungsgesamt-
plan einigt nun, so, wie er vorliegt, alle politischen
Lager. Nun hat aber der Kollege Moéllemann un-
langst erkldrt, seine Partei habe bisher nicht in
ausreichendem MaBe EinfluB auf die Gestaltung des
Bildungsgesamtplans nehmen konnen; deshalb mif-
ten einzelne Aussagen in diesem Bildungsgesamt-
plan fir die weitere Diskussion offenbleiben. In
der Tat mufl iiber die Aussagen und Zielvorgaben
des Bildungsgesamtplans diskutiert werden.

Aber eines muB dabei v6llig klar sein: In diesem
Bildungsgesamtplan ist eine groBe Zahl von Ver-
einbarungen formuliert, die von keiner politischen
Gruppe mehr aufgekiindigt werden diirfen, wenn
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Bildungspolitik in unserem Lande tiiberhaupt noch
glaubwiirdig sein soll.

Ehe ich einige Aspekte des Themas anspreche,
mochte ich auch von dieser Stelle aus all denen, die
in jahrelanger Miihe an dieser Arbeit mitgewirkt
haben, danken.

Der Herr Bundeskanzler hat ja heute in erster
Linie tGber die Finanzsituation gesprochen. Als die
Ministerprasidenten der Lander am 30. November
1973 ihren Finanzvorbehalt fallen lieBen, wiesen
sie vorsorglich darauf hin, daB3 die planmé&fiige Ver-
wirklichung aller im Bildungsgesamtplan vorgese-
henen MaBnahmen vom Verlauf der Konjunktur
abhédnge. In welchem MaBe dieser Vorbehalt be-
rechtigt war, ist uns seitdem drastisch deutlich ge-
worden. Wir wissen heute, daB einige der 6konomi-
schen Vorbedingungen im Bildungsbudget zu opti-
mistisch waren. Wahrend némlich der Bildungsge-
samtplan fiir den Zeitraum von 1975 bis 1980 von
einer durchschnittlichen jahrlichen Wachstumsrate
des Bruttosozialprodukts von 4,7 °/e ausgeht, arbei-
tet die Bund-Lander-Kommission bereits mit einem
Wachstum von nur 3,7% Ob diese Rate noch zu
optimistisch ist, ist vollig offen. Das bedeutet unter
gleichen sonstigen Voraussetzungen ein um rund
6°%0 niedrigeres Niveau der Staatsausgaben. Wir
miissen einfach davon ausgehen, daB dies auch
ernste Konsequenzen fiir die Bildungspolitik haben
wird.

DaB der staatliche Anteil am Bruttosozialprodukt,
der heute bei 40,4 %o liegt, nicht iiber die Annah-
men des Bildungsgesamtplans hinaus wachsen
kann, fithrt der Plan selber an. DaB auch die lang-
fristige Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt nicht zu
groBlen Hoffnungen AnlaB gibt, zeigt der Prognos-
Report Nr. 5. Er rechnet damit, dal 1985 etwa
1 Million Personen der einheimischen Erwerbsbe-
volkerung keine Beschaftigung haben werden, und
zwar deshalb — das ist hochinteressant —, weil
einem Uberschufl an hochqualifizierten Arbeitskraf-
ten ein Mangel an weniger qualifizierten Kréften
gegeniiberstehen wird. Diese Prognose ist nicht nur
fiir die Bildungsfinanzierung, sondern auch und ganz
besonders fiir die Frage nach Ausbildungsziel und
-bedarf von allergroBter Bedeutung. Darauf wird
noch einzugehen sein.

SchlieBlich wird im Verfolg der Steuerreform fir
die GebietskOrperschaften mit einem Weniger an
Steuereinnahmen von rund 10 Milliarden DM zu
rechnen sein. Auch dieser Ausfall wird nicht ohne
EinfluB auf die Bildungsfinanzierung bleiben.

Das Fazit aus all diesen Uberlegungen ist: Dem
Bildungsgesamtplan wird ein wesentlich geringerer
Finanzrahmen als vorgesehen zur Verfligung stehen.
Die Konsequenz, welche die Bildungspolitiker aus
diesem Sachverhalt zu ziehen haben, kann nur lau-
ten: Verzicht auf reformerische MaBlosigkeit.

Das aber ist ein Appell vor allem an die Kollegen
in den Koalitionsfraktionen. Was haben sie in ihrer
ersten Euphorie der Jahre 1969/1970 nicht alles an
Erwartungen geweckt:

generelle Einfiihrung der kostenaufwendigen inte-
grierten Gesamtschule, sozusagen im bildungspoli-

tischen Nulltarif und mit Erfolgsgarantie — Herr
Bundeskanzler, Sie haben sich heute wieder auf
die integrierte Gesamtschule festgelegt —,

Einschulung der Fiinfjahrigen,
wesentliche Verringerung der Klassenstarke,

60 % der Schiiler in Ganztagsschulen ohne Haus-
arbeit — davon ging Frau Hamm-Bricher 1970
aus —, selbstverstédndlich dadurch die Befreiung der
Eltern von Schulsorgen. Wo sind sie eigentlich alle
geblieben, die kiihnen Recken aus der damaligen
Zeit: der Herr Leussink, die Frau Hamm-Briicher, der
Herr Raffert, der Herr Lohmar? Keinen sehe ich mehr
unter uns.

Es ist doch wohl auch Ihnen deutlich geworden,
meine Damen und Herren von der Koalition: die
Biirger unseres Landes haben in zunehmender Zahl
genug von iberschwenglichen Versprechungen.

(Wortwechsel zwischen dem Abg. Wehner
und dem Abg. Dr. Barzel))

Man sehnt sich nach Besonnenheit und AugenmaB.
— Herr Kollege Wehner, was regen Sie sich so auf?

(Abg. Wehner: Nicht iiber Sie!)

Es ist ja denkbar, da ich die Reihenfolge der Auf-
gezahlten bald mit einem neuen Namen fortsetzen
muB.

Ein nicht eben erfreuliches Kennzeichen der aller-
meisten bildungspolitischen Diskussionen der letzten
Jahre ist die weitgehende Beschrankung auf Fra-
gen der Organisation des Bildungswesens und der
Verzicht auf die Klarung der eigentlich zugrunde
liegenden Fragen, ndmlich der Fragen nach dem
Sinn und den Méglichkeiten menschlicher Existenz.

Bildung orientiert sich am Menschen und seiner

Freiheit.
(Unruhe bei der SPD.)

Sie wendet sich deshalb in erster Linie an den ein-
zelnen. Bildung soll mithelfen, dafl der einzelne sein
Glick findet. Keineswegs diirfen ihm Kollektive das
ihre aufzwingen. Es gibt keinen moralischen Erzie-
hungsanspruch von Gruppen mit einem ,aufgeklar-
ten BewuBtsein”. Bildungspolitik kann und soll so-
ziale Sperren, ndmlich des Einkommens, des Wohn-
oder Lernorts, der Herkunft wegrdumen oder ab-
mindern. Sie kann aber keinen Erfolg gewahrleisten,
wo Leistungswille fehlt. Aus dem Grundsatz der Ent-
faltung des einzelnen folgt die Individualisierung der
Ausbildungswege. In sozialer Hinsicht bedeutet das
die Schaffung von Chancen auf Grund unterschied-
lichster Eignungen und Neigungen, d. h. gerechter
Startchancen fiir alle. Den Begriff ,Chancengleich-
heit” verstehen wir so. Nach unserer Meinung kann
deshalb ein gegliedertes Schulwesen mit hohem Dif-
ferenzierungsgrad den vielfdltigen Wiinschen und
Begabungsrichtungen weit besser entsprechen als
ein Einheitsschulsystem.

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.)

In einer freiheitlichen-pluralen Gesellschaft ist nicht
Nivellierung, sondern Profilierung der Schularten
geradezu ein Gebot moderner Schulpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
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Da eine unterschiedliche Leistungsfdhigkeit der
einzelnen unuibersehbar ist, stellt sich das Problem
des Ausgleichs dieser natirlichen Ungleichheit. Es
ist klar: Gleichheit ist anthropologisch eine Illusion.
Sie ist aber ein moralisches Postulat, aus dem sich
die Forderung nach einer Unterstiitzung der Schwa-
cheren ergibt. Die Union, die sich als politische Kraft
des Fortschritts nach Augenmal versteht,

(Zurufe und Lachen bei der SPD)

ist nicht im gleichen MaBe fortschritts- und wissen-
schaftsglaubig wie die Koalition.

(Zustimmung bei der CDU/CSU))

Daraus folgt zum Beispiel, daB sie den Eltern eine
wichtige Rolle zuweist, sogar gegeniiber den nicht
selten wechselnden Behauptungen der pédagogi-
schen Wissenschaft. Daraus folgt auch ihre Zurick-
haltung gegeniiber einer glaubigen Ubernahme un-
erprobter Modelle im padagogischen Bereich.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Gerade diese zuletzt genannte Frage hat im Verlauf
der Beratungen iiber den Bildungsgesamtplan beson-
dere Schwierigkeiten gemacht. Der dritte Entwurf
dieses Planes enthielt noch eine Reihe von Alter-
nativvoten der CDU/CSU-regierten Lander, mit
denen sich die Union gegen ideologisch bedingte
Fixierungen auf unerprobte Organisationsmodelle
zur Wehr setzen muBte. Es ist gewiB kein schlechtes
Zeichen fir die Arbeitsfahigkeit der Bund-Lander-
Kommission fiir Bildungsplanung und schon gar kein
iibler Beweis fiir die Qualitat der damals von der
CDU/CSU vertretenen Auffassung, wenn sich heute
in der SchluBfassung des Bildungsgesamtplans in der
Frage der besonderen padagogischen Férderung der
Fiinfjahrigen, in der Frage des Berufsgrundbildungs-
jahres in der Frage der Integration beruflicher
und allgemeiner Bildung, in der Frage der Struktur
des Hochschulbereichs und in der Frage, welche
Rolle private Initiativen in der Weiterbildung spie-
len diirfen, heute die Auffassungen der CDU/CSU
durchgesetzt haben.

Um so bedauerlicher ist es freilich, daB in dem
Regierungsentwurf eines Hochschulrahmengesetzes
— entgegen der Auffassung, die Sie hier vertreten
haben, Herr Bundeskanzler — im Widerspruch zur
Konzeption des Bildungsgesamtplanes die in-
tegrierte Gesamthochschule als politisches Ziel der
Bundesregierung bezeichnet wird. Da bleibt nur zu
hoffen, daB das negative Urteil iiber diese vorzeitige
Festlegung, das in der Anhdérung in unserem Aus-
schuB von einer breiten Front von Sachverstdndigen
vorgetragen wurde, noch zu einer Korrektur fiihrt.

Bedauerlich ist auch, dal in drei Fragen, ndamlich
der Frage der integrierten Gesamtschule, der Frage
der Orientierungsstufe und der Frage der Lehrerbil-
dung, eine auf eine abstrakte Idee der Gleichheit
festgefahrene Voreingenommenheit bisher nicht auf-
gelockert werden konnte, Wir haben hier die offe-
nere Position in der Frage der integrierten Gesamt-
schule. Ohne ein soldhes Modell abzulehnen, glauben
wir nicht von vornherein an die Unfehlbarkeit dieses
Einheitsmodells der Integration.

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.)

Herr Bundesminister von Dohnanyi, Sie verstehen
es, an allen denkbaren und auch undenkbaren Stel-
len das bildungspolitische Wundermittel der inte-
grierten Gesamtschule in die Diskussion einzufiih-
ren. Zu den bevorzugten Argumenten gehort die Er-
klarung, bildungspolitische und soziale Gerechtigkeit
verlange die integrierte Gesamtschule. Klugerweise
lassen Sie sich aber niemals auf eine diagnostische
Betrachtung der gegenwdrtigen Situation der Ge-
samtschulversuche ein, denn dann miiften Sie ein-
rdumen, daB das Organisationsmodell integrierte
Gesamtschule bisher keines ihrer Ziele erreicht hat.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)

Berichte dieses Inhalts finden Sie nicht nur bei
HitpaB, Sie konnen das auch in Veréffentlichungen
der GEW lesen oder in einer Broschiire des nieder-
sachsischen Kultusministers von Oertzen; Sie kon-
nen es auch herauslesen aus seiner letzten Haus-
haltsrede, in der er darauf hinweist, daB er die Ge-
samtschulversuche sehr behutsam vorantreiben will.
Das alles hindert Sie nicht, am einmal getanen
Schwur auf die Integration festzuhalten.

Die CDU/CSU steht — das muB ich heute noch
einmal ganz deutlich machen — unverandert auf
dem Standpunkt, daB sie einer Einfihrung der inte-
grierten Gesamtschule als Regelschule so lange nicht
zustimmen kann, wie die Richtigkeit des padagogi-
schen Konzepts und die personelle und finanzielle
Realisierbarkeit dieses Konzepts nicht erwiesen sind.
Wenn die SPD den Mut hétte, die eigenen Erfahrun-
gen — z. B. aus Hessen — in die Diskussion uber
die integrierte Gesamtschule mit einzubringen,
konnte auch hier eine weitere Vereinheitlichung er-
zielt werden. Doch die SPD liegt ideologisch fest und
hat nicht die Kraft — das wird zunehmend sicht-
bar —, sich von dieser Festlegung zu 16sen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Ein ganz dringender Aspekt, meine Damen und
Herren, einer besonnenen Reformpolitik ist die jetzt
noétige Reaktion auf die stiirmische Entwicklung der
Studentenzahlen. In diesem Bereich sind die An-
satze des Bildungsgesamtplanes in geradezu drama-
tischer Weise tiberholt worden. Wenn der Bildungs-
gesamtplan flir 1980 maximal etwa mit 870 000 Stu-
denten rechnet, so zeigen die neueren Prognosen,
daB wir bereits 1978 mit mehr als 1 Million Studenten
rechnen miissen. Wenn der Finanzrahmen auf dem
Hochschulsektor fiir 1978 mit 10,6 Milliarden DM
jahrlich veranschlagt war, so rechnen wir nach neuen
Daten mit 12,3 Milliarden DM. 47 000 Studienplatze
sind bis zu diesem Zeitpunkt jahrlich zu schaffen,
eine ungeheure, geradezu gigantische Ausweitung,
namlich 31 9% Mehrungen im Vergleich zum Bil-
dungsgesamtplan.

Hier, meine Damen und Herren, werden auch die
Folgen einer falschen Akzentuierung der Bildungs-
werbung unter dem Schlagwort ,Chancengleichheit”
deutlich, die sicherlich nicht von der Union ausge-
gangen ist. Studienplidtze konnen angesichts der Ko-
sten nicht nur auf Grund individueller Studienwiin-
sche, sondern auch mit gleichzeitigem Blick auf den
feststellbaren Bedarf zur Verfiigung gestellt werden.
Dies ist eine im Bildungsgesamtplan und im Hoch-
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schulbauférderungsgesetz unmiBverstandlich formu-
lierte Binsenweisheit. Die Bemiihungen um zuver-
lassige Methoden der Bedarfsprognose miissen ver-
starkt werden. Ich weiB wohl, ein wie schwieriges
Gebiet das ist. Wenn eine jahrlich fortgeschriebene
und verbesserte Trendberechnung des Arbeits-
markts erreicht wiirde, dann wéare das meines Erach-
tens schon recht viel. Die finanziellen Mittel, die
fiir derartige Untersuchungen ausgegeben werden,
zéhle ich zu den sinnvollsten aller bildungspoliti-
schen Ausgaben.

Ich habe nicht die Absicht, heute eine Debatte iiber
das Problem des sogenannten ,akademischen Pro-
letariats" zu entfesseln. Nur einen Aspekt der Frage
schneide ich an: Wir halten es nicht fiir eine mensch-
lich befriedigende Losung, wenn den Hochschul-
absolventen, die iiber den Bedarf hinaus produziert
werden, trostend gesagt wird: Auf jeden Fall seid
ihr Inhaber eines akademischen Diploms und in ge-
ringerem MaBe von Arbeitslosigkeit bedroht, wobei
ihr euch allerdings mit unterwertiger Beschéftigung
zufriedengeben miit. Ganz abgesehen davon, daB
diese in der Regel zu einer Hilfsarbeitertatigkeit
fihrt, steht dieser Ausweg in einem iiblen Mifiver-
héltnis zu den offentlichen Investitionen in einen
Hochschulabsolventen. Dieser hat eben nicht nur auf
ein akademisches Diplom hin studiert, sondern auch
vor allem unter ganz bestimmten Einkommens- und
Tatigkeitserwartungen, die ihm eine irreale Bil-
dungswerbung gerade aus Ihren Reihen von der
Koalition suggeriert hat. Es ist sicher humaner, einer
groBen Zahl von jungen Mensechn derartig herbe
Enttauschungen zu ersparen.

Freilich, meine Damen und Herren, wenn wir mei-
nen, daB nicht fiir alle Jugendlichen das Heil im
Besuch einer Hochschule liegen kann, so unterstel-
len wir, daB ein sozialer Aufstieg auch in nichtaka-
demischen Berufen moglich sein muB. Wurde einem
Ausbau des Aufstiegs im berufspraktischen Teil des
Bildungswesens aber nicht gerade dadurch beson-
derer Schaden zugefligt, da man den Aufstieg ein-
seitig nur iiber Abitur und Hochschule gesehen und
iiberbewertet hat?

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!)

Haben nicht etwa sozialdemokratisch regierte Lan-
der, z. B. Hessen, die Fortschrittlichkeit ihres Bil-
dungswesens in Abiturientenquoten gemessen,
gleichzeitig aber das berufliche Schulwesen straflich
vernachlassigt?

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Hat man nicht damit dem groBten Teil unserer Ju-
gend, namlich der berufstdtigen Jugend, bitter un-
recht getan?

(Zurufe von der SPD.)

— Herr von Bulow, ist Thnen nicht bekannt, daf
aus einer Aufstellung des Jahres 1970 in der Ver-
sorgung der Berufsschulen mit Lehrern im Vergleich
zwischen Hessen und Bayern eine gewaltige Unter-
bilanz der Versorgung von Hessen festzustellen ist?

(Hort! Hort! bei der CDU/CSU.)

Elf Schiiler mehr als in Bayern mulite ein Lehrer in
Hessen betreuen.

(Hort! Hort! bei der CDU/CSU.)
Ein eklatanter Beweis Ihrer Einseitigkeit!

(Abg. Dr. von Bilow: Und wie ist es in
Baden-Wiirttemberg, Herr Probst?)

Mit welchem Recht eigentlich hat man bisher in einer
Restauration von links, wenn Sie gestatten, nur die
allgemeine Bildung, némlich Abitur und Studium,
zum Hauptziel der Bildungsexpansion erkldrt, die
berufliche Bildung aber als bloBe Reproduktion von
Fertigkeiten abgewertet? Mit welchem Recht bietet
der Staat Stipendien den Studenten an, jungen
Handwerkern dagegen nicht? Ziel muB es sein, die
berufliche Bildung neben der allgemeinen Bildung
als einen eigenstdndigen, gleichberechtigten und
gleichwertigen Teil auszubauen und zu akzeptieren.

(Beifall bei der CDU/CSU))

In der beruflichen Praxis ist die gleiche Bewertung
von theoretischer und praktischer Tatigkeit viel
weiter vorangeschritten. Das Ergebnis meiner eige-
nen Recherchen in dieser Frage hat mich selbst iiber-
rascht.

(Zurufe von der SPD.)

Es ist so, daB heute ein Oberregierungsrat mit
35 Jahren und zwei Kindern genausoviel verdient
wie ecin Kraftfahrzeugmeister gleichen Alters und
mit ebenso vielen Kindern in der Autoindustrie. Ich
brauche in diesem Zusammenhang auf freiberuf-
liche Praktiker und deren Einkommen nicht einzu-
gehen. Deshalb, meine Damen und Herren, SchluBl
mit der auch hier indirekten Diskriminierung beruf-
licher Bildung, die dadurch entsteht, dal man allge-
meine Bildung so siark und so einseitig iberbewer-
tet!

Der Herr Bundesminister wird nun einwenden,
daB er das ja gar nicht tue, dafl er ganz im Gegen-
teil sich der beruflichen Bildung in besonderem
Mafle annehme; denn er habe Markierungspunkte
und neuerdings sogar einen Referentenentwurf vor-
liegen. Wenn man mit Gesetzentwiirfen politischen
Bediirfnissen in jedem Fall gerecht wiirde, dann hét-
ten Sie recht, Herr Minister. Sie wissen, wir haben
im Jahre 1974 aber nach sehr langer Zeit zum ersten-
mal wieder zuwenig Ausbildungsplitze fiir Lehr-
linge. Die Bundesanstalt fiir Arbeit hat hierzu nach
Presseberichten Zahlen veréffentlicht, die davon
sprechen, daB seit einem Jahr die Zahl der Ausbil-
dungsplétze in Deutschland um tiber 100 000 zuriick-
gegangen ist. Man fragt sich doch, woher das kommt.
Die Verodffentlichung Threr Markierungspunkte, die
kiinftig in Aussicht gestellte hohe Anforderung an
Ausbildungsbetriebe im Bereich der mittelstandi-
schen Wirtschaft, die vergiftende pauschale Verteu-
felung des Unternehmertums als Ausbeuter verur-
sachen eine Resignation, die sich auch in diesen Zah-
len niederschlagt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Ihr nunmehr vorliegender Referentenentwurf zur
Neufassung des Berufsbildungsgesetzes sieht eine
totale Umstrukturierung des berufiichen Bildungs-
systems vor.

(
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Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter
Probst, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn
Abgeordneten Mollemann?

Dr. Probst (CDU/CSU): Ich stehe dem Herrn
Abgeordneten Moéllemann immer zur Verfiigung.

Méllemann (FDP): Ich weiB gar nicht, womit ich
das verdient habe.

Herr Kollege Dr. Probst, wiirden Sie mir liebens-
wiirdigerweise vielleicht erkldren, wie anders Sie
eine hochqualifizierte berufliche Bildung erreichen
wollen als dadurch, daB Sie auch an die Aushbil-
dungsstatten hohe Anforderungen stellen?

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Dr. Probst (CDU/CSU): Herr Kollege Molle-
mann, jeder, der die Frage der beruflichen Ausbil-
dung in unserem Lande kennt, weiB, daB der eigent-
liche EngpaB — Sie miiBten sich da noch informie-
ren — im schulischen Bereich liegt. Die eigentliche
Kritik setzt da an, wo der Betrieb aufhort. Umfra-
gen haben doch ergeben, daB die Lehrlinge — oder
die Auszubildenden, wie es heute heift — im gro-
Ben und ganzen mit ihrer Ausbildung zufrieden sind.
Meinen Sie denn, daB Sie den jungen Leuten da-
durch dienen, daB Sie weniger Ausbildungsplatze
in Deutschland zur Verfligung stellen kénnen.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von
der SPD.)

Sie haben ja dann keine Chance, die jungen Men-
schen iiberhaupt auszubilden.

Herr Bundesminister, Ihr Vorschlag, der nun in
Form des Referentenentwurfs vorliegt, wird zu einer
Verstaatlichung bei gleichzeitiger Ausschaltung der
Kammern und der Selbstverwaltungseinrichtungen
fithren,

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter Dr. Probst, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Engholm?

Dr. Probst (CDU/CSU): Herr Engholm? Wenn
es sein muB.

Engholm (SPD): Ich danke lhnen fir Ihr gnéadi-
ges Entgegenkommen, Herr Redner. Sind Thnen die
Studien — etwa die Alex-Studie oder die WEMA-
Studie — und die Ergebnisse ilber die Qualitdt
der Ausbildung bekannt, und welche SchluBfolge-
rung ziehen Sie daraus?

Dr. Probst (CDU/CSU): Mir sind beide Studien
bekannt, wobei ich allerdings sagen muB, daB die
Alex-Studie nach meiner Kenntnis, wie man Wis-
senschaft treibt, eine recht einseitige Lehrlingsbe-
fragung war, wahrend die andere Studie doch eine
recht umfassende und in meinem Sinne Aussagen
treffende Studie ist.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei
der SPD.)

Herr Bundesminister, ich kann in der Frage der
Umstrukturierung unseres beruflichen Bildungs-
systems nur Ihren Mut bewundern. Aber Mut haben
Sie in der letzten Zeit ja ohnehin an bestimmten
Stellen bewiesen. Sie strukturieren eben dieses Sy-
stem um. Damit wird ein im Grunde gut funktionie-
rendes System, das in der Welt viele Nachahmer ge-
funden hat, zerstort., Es gibt weder das Geld noch
das Personal, ein neues und dann sicher auch sehr
blrokratisches System aufzubauen. Ohne abseh-
baren Erfolg brauchen Sie fiir eine neue Biirokratie
allein eine Startmannschaft von 3000 Mann und ein
Startkapital von 120 Millionen DM. Die Folgen fiir
die berufliche Ausbildung in Deutschland werden
uniibersehbarer sein. Die Leidtragenden sind die
jungen auszubildenden Menschen, und deshalb, Herr
Minister, weg mit Ihren Vorschlagen und Ent-
wiirfen!

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Sammeln Sie erst noch mehr Erfahrungen mit dem
1969 erst verabschiedeten Berufsbildungsgesetz.
Verbessern Sie dieses dort, wo es notig ist. Beseiti-
gen Sie aber nicht das zwar verbesserungsfdhige,
aber im Grunde gut funktionierende Ausbildungs-
system.

Lassen Sie mich am SchluB noch einen Gedanken
anfligen. Die Bildungspolitik ist heute nicht mehr
im Mittelpunkt des &6ffentlichen Interesses wie noch
vor einigen Jahren. Auch der Herr Bundeskanzler
sprach davon. Das hat nicht nur Nachteile, sondern
auch einen ganz grofen Vorzug. Dadurch ist uns die
Chance gegeben, die noch offenen Probleme weniger
spektakuldr und dadurch vielleicht sachbezogener zu
diskutieren. Lassen Sie uns in dieser Richtung einen
neuen Anfang machen; lassen Sie uns den Bildungs-
gesamtplan im Sinne eciner Fortentwicklung nach
Augenmal Schritt fiir Schritt verwirklichen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Slotta.

Dr. Slotta (SPD): Herr Prisident! Meine Damen
und Herren! Herr Dr, Probst, ich hatte an sich nicht
die Absicht, auf Ihre Einlassungen einzugehen, weil
Thre Rede eigentlich nichts zum Inhalt des Bildungs-
gesamtplans ausgesagt hat. Aber einige Anmerkun-
gen muB ich doch machen. Sie haben gesagt, diese
Bildungsdebatte wiirde sich dadurch von fritheren
unterscheiden, daB sie erstens nicht zu spéter Abend-
stunde, zweitens mit der Voraussetzung der Zu-
stimmung aller begonnen habe. Aber Sie haben
einen entscheidenden Punkt vergessen.

(Abg. Stiicklen: DaB wir heute Freitag haben!)

— Das ist mir bekannt. Ich habe mich nur gewun-
dert, daB Sie noch da sind, Herr Stiicklen; sonst sind
Sie am Freitag meistens weg.

(Abg. Stiicklen: Ich bin bildungssiichtig!)

Ich meine, in einem wesentlichen Punkt unterschei-
det sich diese Bildungsdebatte. Denn auBer den bei-
den Regierungserkldrungen ist es in der Geschichte
der Bundesrepublik Deutschland zum erstenmal, daB
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ein Bundeskanzler iiber die Bildungspolitik spricht,
und zwar sehr fundiert. Das sollten wir einmal fest-
stellen.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.
Pfeifer: Das stimmt zweifellos nicht!)

Zweitens. Herr Kollege Probst, es tut mir leid, das
hier sagen zu miissen: Sie haben die Namen Leussink
und Hamm-Briicher erwahnt, die wohl beide nicht
hier sein konnen. Aber dann haben Sie den Namen
Lohmar erwédhnt und haben dabei so unterschwellig
anklingen lassen: Na ja, der spielt ja bei uns nicht
mehr mit.

(Abg. Dr. Probst: So ist es doch!)

— Nein, so ist es eben nicht, Herr Kollege Dr. Probst.
Wenn Sie sich erkundigt hétten, wiirden Sie wissen,
daB Herr Kollege Lohmar schwerkrank ist und des-
halb nicht hier sein kann.

(Abg. Dr. Meinecke [Hamburg]: Wozu er-
kundigen? Das ist doch nicht notig!)

In jedem anderen Fall wére er hier. Aber ich glaube,
es spricht fiir Thren Stil, so etwas zu unterstellen.

(Beifall bei der SPD. - Abg. Stiicklen: Dann
miissen Sie Krankmeldungen herausgeben!)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Probst? —
Bitte sehr!

Dr. Probst (CDU/CSU): Herr Kollege, wiirden
Sie mir zustimmen, wenn ich fiir mich in Anspruch
nehme, daBl es nicht meine Absicht war, den Herrn
Kollegen Lohmar deshalb anzusprechen, weil er viel-
leicht krank zu Hause ist, sondern weil er sich aus
unserem AusschuBl und als Vorsitzender des Aus-
schusses zuriickgezogen hat? Das ist eine Tatsache.

(Abg. Wehner: Uber Geschmack 1&Bt sich

nicht streiten! — Abg. Dr. Meinecke [Ham-

burg]: Aber so ist doch Thre Begabung frei-
gesetzt! Was wollen Sie denn?)

Dr. Slotta (SPD): Herr Kollege Dr. Probst, es ist,
glaube ich, das Recht eines jeden Abgeordneten, sich
zu entscheiden, wo er seine Priorititen setzen will.

(Zustimmung bei der SPD.)

DaB Herr Lohmar als Vorsitzender des Ausschusses
fir Forschung und Technologie auch iber bildungs-
politische Fragen Entscheidendes sagt und dabei
Kontakt zu unserem AusschuB} fiir Bildung und Wis-
senschaft halt, ist ja wohl unbestritten.

Ich will ein drittes Problem, das Sie angesprochen
haben, aufgreifen. Die CDU/CSU behauptet immer
wieder, die integrierte Gesamtschule sei ein uner-
probtes Modell. Aber Sie miissen doch auch einmal
iber unsere Grenzen hinausschauen. Schauen Sie
nach Schweden, schauen Sie sich die Comprehensive
School in England an, schauen Sie sich die High
Schools in den USA an! Das sind doch horizontal
gegliederte Schulen, Sie kdnnen doch, abgesehen
von einigen wenigen Staaten, iberall feststellen, daB
an die Stelle des vertikalen Systems der drei Saulen

etwas anderes gesetzt worden ist. Das fangt mit der
bisherigen Volksschule im alten Sinn an. Ich wun-
dere mich eigentlich dariiber, daB immer noch von
der ,Volksschule” gesprochen wird. Ist denn das
Gymnasium keine Volksschule? Sind dort nicht Kin-
der des Volkes? Wer ist denn dort eigentlich?

(Abg. Stiicklen: Uberall sind Kinder des
des Volkes!)

— Ja, aber warum nennt man nur eine Schule
+Volksschule"?

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach]: Weil da alle
drin sein miissen, Schlauberger!)

Das kommt doch aus dem Stidndedenken des 18. Jahr-
hunderts. Da sind Sie immer noch, Herr Stiicklen.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Stiicklen: Thre
Genossen sagen das aber auch!)

In Schweden hat man mit der Einrichtung der Ge-
samtschule, nachdem die Sozialdemokraten, ich
glaube, im Jahre 1933 an die Regierung gekommen
waren, 1940 begonnen. Die Gesamtreform, d. h. die
Einrichtung der Gesamtschule im ganzen Land,
wurde erst im Jahre 1972 abgeschlossen. 32 Jahre
lang brauchte man Zeit. Hiatten wir in der Bundes-
republik Deutschland im Jahre 1950 oder 1955 mit
der Realisierung unserer Gedanken begonnen,

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach]: Warum
haben Sie es denn nicht getan?)

waren wir heute schon ein wesentliches Stiick weiter,
und Herr Probst wéare von der Richtigkeit unserer
Auffassung iiber die Gesamtschule {iberzeugt.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Pfeifer: Jetzt
sehen Sie sich einmal die Wahlergebnisse
der Sozialdemokraten in Schweden an!)

Ich will hier noch einen weiteren Gedanken aus-
sprechen, und ich sage das ganz deutlich, Herr Kol-
lege Probst. Natiirlich ist fiir uns die integrierte Ge-
samtschule nicht nur eine pddagogische, sondern
auch eine gesellschaftspolitische Frage.

(Beifall bei der SPD.)

Sie lehnen die integrierte Gesamtschule ab, weil Sie
im Grunde genommen die Chancengleichheit der
bisher Unterprivilegierten nicht wollen.

(Erneuter Beifall bei der SPD. — Abg. Dr.

Probst: Wir lehnen sie ja gar nicht ab! —

Abg. Pfeifer: Horen Sie doch auf! Das ist
_einfach nicht richtig!)

Fir uns — diesen Vorwurf lasse ich mir von Thnen
gefallen — ist das auch eine ideologische Frage.
Aber Sie miissen dann genauso deutlich sagen, daB
auch das Beibehalten des dreigliedrigen Schul-
systems eine ideologische Position ist, die dem stan-
dischen Denken des 18. Jahrhunderts entspricht.

(Beifall bei der SPD.)

Wenn Sie das zugeben, kénnen wir offen mitein-
ander diskutieren.

(Abg. Dr. Probst: Ja, bloB, wir lassen meh-
rere Ideologien zu, Sie nicht!)
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-— Wir haben bessere Ideologien als Sie; das ist der
Unterschied.

(Lachen bei der CDU/CSU. - - Abg. Dr.
Probst: Das ist Thre elitare Arroganz! —
Abg. Wiister: Man muB Vernebelungstaktik
treiben!)
— Ja, jd.

Nun noch einige Worte zu dem Gedanken der
Gleichwertigkeit des beruflichen Bildungssystems.
Herr Probst, wer hat denn dic Gleichwertigkeit von
allgemeinbildender und beruflicher Bildung immer
wieder betont? Das waren doch nicht Sie.

(Abg. Frau Benedix: Doch, die ersten waren
wir!)

Wenn es nach Thnen gegangen wadre, wéare die be-
rufliche Bildung im Bildungsgesamtplan ja iberhaupt
nicht enthalten.

(Abg. Pfeifer: Horen Sie doch auf, solche
Madrchen zu erzdhlen!)

- Herr Kollege Pfeifer, ich kann Thnen das be-
legen.
(Abg. Pfeifer: Wir haben ja schon bei der
Vorlage des Bildungsherichtes verlangt, daf§
auf die berufliche Bildung endlich Prioritat
gelegt wird! Sie haben diese Prioritat aber
abgelehnt! — Abg. Wiister: Das war aber
cine spate Erkenntnis!)

Herr Kollege Probst, im Jahre 1959 legte der Deut-
sche Ausschufl fiir das Erziehungs- und Bildungs-
wesen den sogenannten Rahmenplan vor. Sie ken-
nen die Zusammensetzung dieses Ausschusses.

(Staatsminister Dr. Vogel [Rheinland-Pfalz]:
Das kommt doch vom Deutschen Bildungs-
rat!)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Ich mochte den
Herrn Staatsminister fiir Unterricht und Kultus dar-
um bitten, hier keine Zwischenrufe zu machen, weil
das den Bundesratsmitgliedern nicht zusteht.

Dr. Slotta (SPD): Es stort mich aber gar nicht,

1959 gab es ein erstes solches Modell. Hatten wir
damals — sei es auch nur nach den immerhin nicht
so weitreichenden Vorstellungen des Deutschen
Ausschusses fiir das Erziehungs- und Bildungswesen
— begonnen, es zu realisieren, widren wir heute in
einer viel besseren Ausgangssituation, als wir es
sind. Aber damals war die berufliche Bildung eben
nicht darin enthalten, und zwar deshalb nicht, weil
der dort versammelte Kreis immer noch an dem
Privileg des allgemeinbildenden Schulwesens fest-
hielt.

(Abg. Dr. Probst: Warum haben es die

Hessen nicht gemacht? — Abg. Frau Bene-

dix: Welche Ldnder haben denn Berufshil-
dungsgesetze?)

Meine Damen und Herren, der Bildungsgesamt-
plan, den der Deutsche Bundestag heute berat und
der den Weg der Bildungsreform in der Bundesrepu-
blik Deutschland bis 1985 vorzeichnet, wird Konse-
quenzen fiir jeden Birger haben. Er hat nicht nur

auf die Kinder und Jugendlichen und deren Eltern
Auswirkungen, sondern auch auf diejenigen Er-
wachsenen, die Uber ihre bisherige Ausbildung hin-
aus als Berufstdtige weiterlernen und sich fortbilden
wollen.

Der Bildungsgesamtplan ist das Ergebnis der Ar-
beit der Bund-Lander-Kommission fiir Bildungspla-
nung, die durch ein Verwaltungsabkommen zwischen
Bund und Lé&ndern am 25. Juni 1970 errichtet wurde.
Er wurde am 20. September und 30. November 1973
von den Regierungschefs des Bundes und der Lan-
der beschlossen.

Der Bildungsgesamtplan markiert einen wichtigen
Einschnitt in der bildungspolitischen Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland, vielleicht den wichtig-
sten Einschnitt Uberhaupt. Denken wir an die Aus-
gangslage: Die Ldnder haben — jedes fiir sich —
im foderativen Aufbau der Bundesrepublik Deutsch-
land den ihnen verfassungsgemdB zugewiesenen
Teil der Entwicklung des Bildungswesens von An-
fang an wahrgenommen. Das ist eine bis zu einem
gewissen Grad wiinschenswerte Pluralitdt. Sie kann
jedoch ebensogut zu einer Auseinanderentwidcklung
der Teile unseres Staates fithren. Das geschieht dann
leider automatisch zu Lasten der Bevélkerung, der
Schiiler und Jugendlichen, der Eltern, der Lehrlinge
bzw. der Auszubildenden und der Studenten. Diese
Belastungen stellen sich als staatlich geduldete
Chancenungleichheit, Immobilitit und damit Unge-
rechtigkeit dar.

Mit dem Instrument der Stindigen Konferenz der
Kultusminister, der KMK, haben die Lander zwar
selbst versucht,
als Grenzen herzustellen. Aber dies geht nur bis
zu einem bestimmten Grad und auch nur fiir eine
gewisse Zeit. Wenn die Funktion der Bildungs-
politik als Gesellschaftspolitik angesichts eines dro-
henden Bildungsnotstandes jedoch fir die gesamte
Bundesrepublik Deutschland und aus der Sicht der
gesamten Gesellschaft neu bestimmt werden muB,
reicht flir dieses Geschaft eine Fachministerkonfe-
renz nicht aus. Die Neubestimmung mufl vielmehr
durch integrierte, die Bereiche der Wirtschafts-,
Finanz- und Sozialpolitik einbeziehende Regie-
rungsplanung erreicht werden. Diese gemeinsame
Regierungsplanung ermoglicht der 1969 geschaffe-
ne Art. 91 b des Grundgesetzes. Die 1970 auf Vor-
schlag der Bundesregierung errichtete Bund-Lander-
Kommission fiir Bildungsplanung konnte auf dieser
Grundlage ihre Arbeit aufnehmen.

Die drdngende Notwendigkeit, einer Zerplitte-
rung unseres Bildungswesens mit all ihren nega-
tiven Auswirkungen entgegenzuwirken, zeigte sich
bereits in den fiunfziger Jahren. Der Ruf nach einer
Vereinheitlichung des Bildungswesens der Bundes-
republik Deutschland wurde immer lauter.

Ich erwdhnte es bereits: 1959 legte der Deutsche
AusschuB fir das Erziehungs- und Bildungswesen
den ,Rahmenplan zur Neugestaltung und Verein-
heitlichung des allgemeinbildenden 6ffentlichen
Schulwesens” vor.

Auf ihrer Tagung vom 14. bis 16. Juni 1962 in
Wiesbaden verabschiedeten die Delegierten der Ge-
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werkschaft Erziehung und Wissenschaft den Plan
zur Neugestaltung des deutschen Bildungswesens,
den sogenannten Bremer-Plan.

Beide Plane haben die Diskussion iiber die ,Um-
gestaltung und Vereinheitlichung” bzw. ,Neuge-
staltung” unseres Bildungswesens bereichert. Sie
konnten jedoch fiir das Bildungswesen der Bundes-
republik Deutschland generell nicht durchgesetzt
werden.

Vor zehn Jahren, 1964, beschaftigte sich auch der
Deutsche Bundestag mit dieser Problematik. Die
SPD-Fraktion dieses Hauses war es, die hier auf
die Misere des deutschen Bildungswesens aufmerk-
sam machte und ein Zusammenwirken von Bund,
Landern und Gemeinden forderte. Ich zitiere aus
der Debatte vom Marz 1964:

Man wird sich zugestehen miissen, daB die bis-
herigen Schwierigkeiten in der Kulturpolitik
des Bundes wie der Lander . . . darin lagen,
daB das Grundgesetz dem Bund nur sehr ge-
ringe Moglichkeiten einer gestaltenden Kultur-
politik gelassen hat, so daB der Bund seiner
Gesamtverantwortung . . . aus eigener Kraft
nicht gerecht zu werden vermochte. Die ein-
zelnen Lédnder als solche sind aber ebenfalls
nicht in der Lage, in einem modernen Wirt-
schafts- und Sozialstaat flir sich selbst eine
groBziigige Kulturpolitik zu treiben.

In der Kulturpolitik liegt eine Schicksalsfrage
des deutschen Foderalismus. . . .

Das Zitat stammt ibrigens von dem ehemaligen
CDU-Abgeordneten Dr. Martin, der auch einen
nationalen Bildungsplan gefordert hat. Die damali-
gen Bundesregierungen, seine Parteifreunde, unter-
nahmen freilich nichts.

Der Vorsitzende der SPD, Willy Brandt, forderte
in einem Schreiben vom 15. September 1964 die
Vorsitzenden der anderen Parteien im Bundestag
auf, mit Hilfe eines gemeinsamen Sofortprogramms
die Bildungskatastrophe zu verhindern. Die dama-
lige Bundesregierung verwies auf den Bildungsrat,
der zunachst eingesetzt werden sollte. Sicher ist
der Bildungsrat eine verdienstvolle Einrichtung,
aber eben kein exekutives Entscheidungsorgan.

Auch hierzu fand vor zehn Jahren, am 9. Dezem-
ber 1964, eine groBe Bildungsdebatte in diesem
Hause statt — die zweite — und wiederum aus An-
laB einer GroBlen Anfrage der SPD-Bundestagsfrak-
tion. Ich zitiere daraus:

An der Planungsverantwortung den Bund maB-
geblich zu beteiligen, ist namlich nicht nur eine
Forderung der ZweckmaBigkeit, sondern auch
ein Gebot unserer bundesstaatlichen Ordnung.

Ich habe das Zitat etwas abgekiirzt, um Zeit zu spa-
ren. Ich bin sicher, daB alle Fraktionen des Deutschen
Bundestages diesen Worten wie damals 1964 auch
heute zustimmen. Der CDU/CSU wird das leicht fal-
sen, stammen diese Worte dnch von dem damaligen
Bundesinnenminister Hermann Hoécherl.

(Abg. Wiister: Hort! Hort!)

Leider ist es damals bei den Worten geblieben. Ta-
ten sind nicht gefolgt. Der SPD f4lit es noch leichter,
den Worten zuzustimmen, da sie, seit sie in der Re-
gierungsverantwortung ist, dafir gesorgt hat, daB
der Bildungsgesamtplan erstellt wurde.

Im Unterschied zu allen anderen Planen stellt der
Bildungsgesamtplan eine zwischen Bund und allen
Landern vereinbarte Grundlage zur Weiterentwick-
lung des Bildungswesens in der Bundesrepublik dar.
Es ist damit endlich ein sowohl organisatorischer
als auch finanzieller Rahmen fiir die Entwicklung
des Bildungswesens vereinbart, und zwar fiir das ge-
samte Bildungswesen vom Elementarbereich bis zum
tertidaren Bereich, d. h. von der Vorschule bis zur
Hodhschule einschlieBlich der Weiterbildung, der Bil-
dungsfoérderung und der auBierschulischen Jugendbil-
dung.

DafB3 der Bildungsgesamtplan die berufliche Aus-
bildung ausfiihrlich erfaBt — im Rahmenplan und im
Bremer Plan fehlt sie, wie ich vorhin schon sagte —,
soll hier nicht unerwédhnt bleiben. Eine umfassende
Reform der Berufsbildung ist notwendig. Dies erwei-
sen nicht zuletzt fiinf umfangreiche Studien iiber Not
und Mangel des heutigen Systems, und da sollte
man sich nicht immer nur die aussuchen, Herr Dr.
Probst, die einem gerade passen.

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach]:
suchen Sie sich denn aus?)

Welche

Anmerken muB ich hier, daB wir in diesem Bereich
keine Verschulung und auch keine Verstaatlichung
wollen, wie dies von der CDU/CSU iber das Hand-
werk bis zu der Industrie immer wieder schamlos be-
hauptet wird.

(Abg. Dr. Golter: Dann lesen Sie einmal den
Referentenentwurf!)

Was wir wollen, ist folgendes.

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Josten?

Dr. Slotta (SPD): Bitte schon!
Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Josten!

Josten (CDU/CSU): Herr Kollege, darf ich Sie,
nachdem ich damals im Rahmen der Groflen Koali-
tion den Vorsitz der Ad-hoc-Kommission zum Aus-
bildungsforderungsgesetz hatte, fragen: Haben Sie
die damaligen Protokolle unserer Kommission gele-
sen?

(Abg. D1, Golter: Nein!)

Dr. Slotta (SPD): Die Protokolle kenne ich zum
Teil; aber Sie miiten mir dann nachweisen, wo
solche Gedanken einer Verschulung und Verstaat-
lichung ausgesprochen werden. Es ware, glaube ich,
besser gewesen, Sie hadtten mich diese Passage zu
Ende lesen lassen. Dann wiirden Sie wissen, was
wir wollen.
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Josten (CDU/CSU): Darf ich Sie aber dann fra-
gen: Ist IThnen bekannt, daB wir damals bei der Gro-
Ben Koalition im Rahmen dieser Kommission erkannt
haben, daB die berufliche Bildung eine Prioritat fiir
die Zukunft haben muB, und daB das eine allge-
meine Einstellung dieses ganzen Hauses war?

(Zuruf von der SPD: Reiner Verbalismus! —
Gegenruf von der CDU/CSU: Von der SPD!)

Dr. Slotta (SPD): Das kann ich gern zugeben,
wenn Sie bereit sind, Ihrerseits zuzugeben, daB Sie
gerade im bildungspolitischen Bereich — manch-
mal freilich sehr spat — von der SPD und ihren
Auffassungen immer sehr viel gelernt haben.

(Beifall bei der SPD. — Widerspruch und
Lachen bei der CDU/CSU.)

Was wir wollen, meine Damen und Herren, ist, aus
der Fiktion Dualitdt eine echte Dualitdt schaffen,
d. h. eine eng verkniipfte Parallelitdit von Theorie
und Praxis, Schule, iiberbetrieblicher Ausbildungs-
statte und Betrieb.

{Abg. Dr. Probst:Verkniipfung und Verzah-

nung!)
So, wie niemand die staatliche Aufsicht — horen
Sie zu! — iiber Schule und Hochschule den Kam-

mern iberantworten mochte, so wenig kann das
Recht des Staates bestritten werden, auch die Be-
rufsbildung als integralen Bestandteil des Bildungs-
systems kiinftig staatlich zu kontrollieren. Das diirfte
doch wohl sicher sein.

(Abg. Dr. Probst: Habe ich auch schon ein-
mal irgendwo gelesen!)

Meine Damen und Herren, tiber die finanziellen
Fragen hat der Herr Bundeskanzler Ausfithrungen
gemacht; ich kann meine deshalb streichen.

Leider — das miissen wir auch feststellen — ist
der Bildungsgesamtplan in der breiten Offent-
lichkeit nicht bekannt. Im Mittelpunkt des Interesses
und der 6ffentlichen Diskussion stehen heute viel-
mehr bildungspolitische Teilprobleme wie vor allem
die Mengenlehre, die Ganzheits- oder Ganzwort-
methode, zu groBe Klassen, zuwenig Lehrer, das
Bundesausbildungsférderungsgesetz oder der Nu-
merus clausus — zweifellos Probleme, die den ein-
zelnen direkt oder indirekt gegenwdrtig betreffen.
Das ist leicht zu verstehen, und dafiir wird auch je-
der Verstdndnis haben. Der Bildungsgesamtplan hat
dagegen bisher nur geringe Beachtung gefunden.
Dafiir gibt es mehrere Griinde:

Erstens. Die gegenwirtigen Schwierigkeiten wie-
gen fiir die meisten schwerer als ein Plan. Uber-
sehen wird dabei allerdings, daB nur durch eine
langfristige Planung die heutigen Probleme zu losen
sind. '

(Sehr richtig! bei der SPD.)

Zweitens. Die Bedeutung einer verbesserten Bil-
dung fur alle in einem den verdnderten gesell-
schaftlichen Verhaltnissen angepaBten verbesser-
ten Bildungssystem ist trotz vieler Bemihungen noch
nicht so anerkannt, wie es gewiinscht wird und not-
wendig ist.

Drittens. Die Bildungspolitiker haben ein bildungs-
politisches Vokabular teils von den Fachleuten
iibernommen, teils selbst entwickelt, das eigentlich
nur der begreifen und verstehen kann, der sich stdn-
dig mit der Materie befaBt.

(Abg. Dr. Probst: Und vor allen Dingen Phan-
tasie hat!)

— Da scheint es bei Thnen nicht so weit her zu sein,
Herr Dr. Probst.

(Abg. Dr. Probst: Das ist hier richtig!)

Der bildungspolitische Laie aber resigniert vor ei-
nem Buch mit sieben Siegeln. Dies sollten wir dn-
dern.

Hinzu kommt, daB es in der Bundesrepublik
Deutschland zwar eine Anzahl bildungspolitisch au-
Berordentlich engagierter und kompetenter Journa-
listen gibt, sie aber gegentiber ihren Kollegen in der
Minderheit sind und das Thema somit nicht genug
populdar machen kénnen.

Die geringe Bekanntheit des Bildungsgesamt-
plans ist zu bedauern. Es wird vieler weiterer An-
strengungen bediirfen, damit mit einem Mehr an
Information die Bedeutung des Bildungsgesamt-
plans eingesehen wird. Wie wichtig das ist, zeigen
einige Beispiele:

Im Gesamtplanungszeitraum bis 1985 werden sehr
viele konkrete Ziele gesetzt, die fiir die meisten
Menschen unseres Landes von groBer Bedeutung
sind. So sollen z. B. bis 1980 70 %0 aller Drei- und
Vierjahrigen einen Kindergartenplatz erhalten, bis
1985 alle Fiunfjahrigen in den Elementar- oder Pri-
marschulbereich, d. h. also entweder in die Vor-
schule oder in die Grundschule, aufgenommen sein,
ebenfalls bis 1985 im Primarbereich die Schiiler-
Lehrer-Relation auf 23 bis 19 gesenkt werden und
alle Jugendlichen einer zehnjdhrigen Vollzeitbil-
dungspflicht nachkommen. Mein Kollege Wiister
wird auf ndhere Einzelheiten eingehen.

Natiirlich konnen diese Ziele, wie das bei Progno-
sen nicht selten der Fall ist, in Einzelheiten frither
oder spater erreicht werden. Die Festlegungen auf
Teil- und Gesamtziele zeigen sich jedoch in ihrem
unerldBlichen Wert, wenn folgendes bedacht wird.
Treten erst 1978 die Fiinfjahrigen in die Vorklas-
sen ein, werden sie erst 1988 im 10. Schuljahr sein.
Daraus folgert einmal, daB wir mit der Verwirk-
lichung dessen, was im Bildungsgesamtplan enthal-
ten ist, nicht langer warten kdnnen, und zum ande-
ren, daBl gerade nur langfristige Perspektiven die
Sicherheit fiir das abgeben, was in der Gegenwart
verwirklicht werden muB.

Mit dem Bildungsgesamtplan liegt ein Dokument
von groBer politischer Bedeutung vor. Erstmals in
der deutschen Geschichte, von der DDR abgesehen,
soll in einem deutschen Staat das Bildungswesen
nach einheitlichen Prinzipien reformiert werden.
Erstmals haben wir mit dem Bildungsgesamtplan
ein Modell fiir eine gesamtstaatliche Losung, die
in keinem anderen Bereich besteht, obwohl hier die
Kompetenzen des Bundes duBerst gering sind.

Diese Bewertung gilt auch, obwohl wir mit der
Kritik an dem Bildungsgesamtplan nicht sparen
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konnen. Wir bedauern, daB in der Frage der Ge-
samtschule, der schulorganisatorischen Zugehorig-
keit der Orientierungsstufe und der Lehrerbildung
noch Meinungsunterschiede zwischen der Bundes-
regierung und den von der SPD regierten Bundes-
landern einerseits und den von der CDU/CSU regier-
ten Bundeslandern andererseits bestehen.

Die positive Bewertung des Bildungsgesamtplanes
gilt auch, obwohl wir nicht damit zufrieden sein
koénnen, daB der Bildungsgesamtplan in einigen
wichtigen Fragen noch offene Formulierungen ent-
halt, die der Konkretisierung und alsbaldigen Ent-
scheidung bediirfen, wenn ein zielgerechtes Fort-
schreiten der Bildungsreform gesichert sein soll.
Hierbei handelt es sich vor allem um die padago-
gische Versorgung der Finfjdhrigen, die Fragen der
Eingangsstufe und eine eventuelle Vorverlegung
der Bildungspflicht, die Dauer der Bildungszeit, den
Ort des Berufsgrundbildungsjahres und die nahere
Ausgestaltung und Funktion der Abschliisse.

Diese Bewertung gilt auch, obwohl gerade wir
Sozialdemokraten bei allem Realismus, der gefor-
dert wird, keinen AnlaB haben, uns mit dem, was
im Bildungsgesamtplan steht, zufriedenzugeben. Der
Bildungsgesamtplan ist ein KompromiB zwischen
der Bundesregierung und den Bundeslandern. Es ist
deshalb nicht zu erwarten, daB er alle Vorstellungen
der Sozialdemokratischen Partei abdedkt.

(Abg. Dr. Probst: Gott sei Dank!)

Tatsdchlich bleibt ein Teil der L&nder und damit
auch die gesamtstaatliche Entwicklung hinter diesen
unseren Vorstellungen zuriick,

(Abg. Dr. Probst: Wo Sie sind, ist vorn!
Das ist klar!)

auch soweit sie beispielsweise ihren Ausdruck in
dem Bildungsbericht 70 der Bundesregierung gefun-
den haben, der den wichtigen Versuch machte, auf
der Grundlage einer Analyse der Situation des
Bildungswesens und der Gesellschaft Vorstellungen
zur Bildungspolitik zu entwickeln.

(Abg. Dr. Goélter: Und zum totalen Torso
geworden istl)

Doch Bund und Lénder sind keine abstrakten Gro-
Ben, sondern politische Faktoren, die garantieren,
daB der Bildungsgesamtplan die politische Ausein-
andersetzung um die Bildungspolitik keineswegs be-
endet, der Plan somit ein politisch erreichtes und
erkampftes Zwischenergebnis darstellt. Das Schlimm-
ste, was passieren konnte, ware eine Festschreibung
des Bildungssystems auf der Basis der Minderheits-
voten des Bildungsgesamtplans im Zusammenhang
mit einer dirigistischen Planung.

Trotz aller Kritik sagen wir ja zum Bildungs-
gesamtplan; denn auf die Frage nach einer Alterna-
tive gibt es keine Antwort. Weder wéare der bis-
herige Zustand noch langer zu ertragen gewesen
— die angefiihrten Zitate haben es bewiesen —,

(Abg. Dr. Probst: In Hessen zum Beispiel!)

noch haben wir heute oder in absehbarer Zeit die
Modglichkeit, durch eine Anderung des Grundgeset-
zes die Zustandigkeit des Bundes fiir das Bildungs-

wesen auszuweiten, wofiir ich personlich bin, ob-
wohl ich auch die Probleme eines zentral gesteuer-
ten Bildungswesens sehe.

(Abg. Dr. Probst: Sehr gut!)

Der Ruf nach der Bundeskompetenz fiir das Bil-
dungswesen ist eine Sache. Die andere ist die Frage,
was zu tun ist, wenn die Bundeskompetenz politisch
nicht erreicht werden kann: die Hande in den Schof
legen und der Wurstelei weiterhin Raum geben oder
eine Losung anstreben, die immerhin besser ist als
der bisherige Zustand. Das Problem des Bildungs-
gesamtplans ist der KompromiBl. Aber es ist ein
KompromiB}, zu dem man, wenn auch mit unter-
schiedlicher Betonung, ja sagen kann und der ein
glinstiges Blickfeld fur die Weiterentwicklung unse-
res Bildungswesens iiber das Jahr 1985 hinaus er-
offnet.

Mit dem Bildungsgesamtplan liegt nun 15 Jahre
nach dem ersten Ansatz, dem Rahmenplan des Deut-
schen Ausschusses far das Erziehungs- und Bil-
dungswesen, eine weitgehend einheitliche Konzep-
tion fur die Gestaltung und Fortentwicklung unse-
res Bildungswesens bis 1985 vor.

Fur die SPD-Fraktion besitzt der Bildungsgesamt-
plan einen &hnlich hohen politischen und geschicht-
lichen Stellenwert wie das Reichsgrundschulgesetz
vom 28. April 1920, das auf Art. 146 Abs. 1 und
Art. 147 Abs. 3 der Verfassung des Deutschen
Reichs vom 11. August 1919 basiert.

Die Weimarer Republik brachte durch die Auf-
hebung der Vorschulen und die Einfithrung der vier-
jahrigen Grundschule die erste Demokratisierung
unseres Bildungswesens. Die erste Schulstufe wurde
geschaffen. Das Prinzip der unabhéngig voneinander
bestehenden drei Schulsaulen Volksschule, Mittel-
schule, Gymnasium wurde eingeschréankt. Im Bil-
dungsgesamtplan wird dieses Prinzip fortgefiihrt,
und zwar durch die Orientierungsstufe bis zur Be-
endigung des sechsten und durch die Gesamtschule,
dort wo sie eingerichtet wird, bis zur Beendigung
des zehnten oder dreizehnten Schuljahres. Sie wiirde
bis zum Abschlull des zwdlften Schuljahres reichen,
wenn es uns gelingen konnte, die Schulzeit bis zum
Erreichen des Abiturs um ein Jahr zu verkiirzen,
wie es in der Regierungserkldarung vom 18. Januar
1973 angekiindigt war. Wir sind, auBer Osterreich
und einigen Kantonen der Schweiz, der einzige
Staat, in dem dazu dreizehn Jahre benoétigt werden.

Meine Damen und Herren, der Bundesregierung,
den Bundeslandern und den mit beratender Funktion
an der Arbeit der Bund-Lander-Kommission fiir Bil-
dungsplanung teilnehmenden Vertretern des Deut-
schen Bildungsrates, des Wissenschaftsrates, der
kommunalen Spitzenverbande und des Bundesaus-
schusses fiir Berufsbildung sollte der Deutsche Bun-
destag fir die geleistete Arbeit und das Ergebnis
Dank sagen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau
Abgeordnete Schuchardt.
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Frau Schuchardt (FDP): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Herr Probst hat die Gelegenheit
genutzt, auch gleichzeitig ein paar Worte zur be-
vorstehenden Reform des Berufsbildungsgesetzes zu
sagen. Herr Golter, Sie waren nicht anwesend, als
er dies tal. Ich glaube, es ist sinnvoll, daB Sie sich
zunadhst einmal mit ithm abstimmen;

(Abg. Dr. Golter: Ich habe es aber mitge-
hort!)

denn Herr Probst hat hier zur Kenntnis gebracht,
daB eine Novellierung des Berufsbildungsgesetzes
nicht erforderlich ist.

(Abg. Dr. Probst: Nein! — Abg. Dr. Goélter:
Das hat er nicht gesagt!)

Ich frage mich, warum denn der Bundesparteitag
der CDU sich eigentlich iiber die berufliche Bildung
unterhalten hat.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist Ihre
Interpretation!)

Ich méchte nur noch kurz darauf eingehen, daB
hier natiirlich bewuBt, auch von Herrn Dr. Probst,
wieder das Wort ,Verstaatlichung” in die Debatte
geworfen wurde. Dieses kann man in Verbindung
mit den Markierungspunkten entweder nur sagen,
wenn man diese nicht kennt, oder man kennt sie,
und dann informiert man die Offentlichkeit bewuBt
falsch. Das ist natiirlich auch ein bestimmtes System;
denn jeder weiB, wie notwendig das Engagement
der Wirtschaft gerade fiir die berufliche Bildung ist,
und jeder weil auch, daB dieses Engagement dasein
muB, wenn die berutliche Bildung tatsdchlich eine
positive Reform sein soll.

(Abg. Dr. Probst: Sehr richtig!)

Diese Reform soll aber dieser Koalition nicht ge-
lingen. Darum werden CDU/CSU einerseits und zum
Teil leider auch die Funktiondre aus dem Bereich
der Wirtschaft ihr Teil dazu beitragen, dafB diejeni-
gen, die sich bisher engagiert haben und sich sicher-
lich auch weiter engagieren wiirden, wiirden sie die
Markierungspunkte kennen, dem zundachst einmal
etwas kritisch gegeniiberstehen.

(Abg. Dr. Probst: Haben Sie gelesen, was
Thr Wirtschaftsminister zu dem Problem ge-
sagt hat?)

Nattrlich ist es keineswegs so, daB der Anteil der
Betriebe, die sich zuriickziehen, so hoch ist, wie er
von Ihnen hochstilisiert wurde. Aber auch darin
liegt natirlich System.

(Abg. Dr. Probst: Richtig!)

Wir werden trotzdem — ich bin sicher, daB Herr
von Dohnanyi darauf eingehen wird -— ein sehr
sachliches Gesprach mit den an der beruflichen Bil-
dung Beteiligten fiihren. Ich bin sicher, da es uns
langfristig gelingen wird, diesen Bereich zu refor-
mieren, auch wenn es Ihnen vielleicht nicht paBt.

(Abg. Dr. Probst: Langfristig, richtig! —
Abg. Erhard [Bad Schwalbach]: Reformieren,
nicht zerstoren!)

Aber wir sprachen ja eigentlich {iber den Bildungs-
gesamtplan, wenn ich mich recht erinnere.

Die Vorlage cines gemeinsamen, von Bund und
Landern erstellten Bildungsgesamtplans beweist die
Notwendigkeit bundesweiter einheitlicher Planung
und die Tatsache, daB sie von allen Beteiligten er-
kannt wurde. Wir haben es hier also mit dem Pha-
nomen zu tun, daf ein der Kompetenz der Lander
vorbehaltener Bereich mehr und mehr als eine bun-
deseinheitliche Aufgabe verstanden wird, die er-
forderliche Konsequenzen daraus aber nicht gezogen
werden.

Dieses Parlament darf also nachtraglich eine Ini-
tiative wilrdigen, auf die es aktiv keinen EinfluB
ausliben konnte, und dieser Vorgang wird sich in
elf Landerparlamenten wiederholen. Die Parlamente
haben somit ihren gestalterischen Einfluf verloren
und diirfen nur noch zur Kenntnis nehmen, was in
fast vierjdhriger Arbeit von den Kultusverwaltun-
gen und den Finanzverwaltungen erarbeitet wurde.

Die bdeauerlichste Erfahrung aber ist, daB dies
von den Abgeordneten der SPD und auch der CDU/
CSU im Bund wie in den Lénderparlamenten offen-
bar keineswegs fiir korrekturbedirftig gehalten
wird. Wie ist es sonst zu erkldren, dal — meine
Partei ausgenommen — diese Mangel nicht aufge-
griffen werden und die Parlamente nicht weiter ein-
bezogen werden — sprich: die Kompetenzen im Be-
reich der Bildung nicht neu Gberdacht werden —?

Es gibt nun zweierlei Moglichkeiten, diesen Plan
hier zu diskutieren: Entweder bejubeln wir ihn
— mit kleinen kritischen Anmerkungen, versteht
sich —, weil wir ja alle mehr oder weniger daran
beteiligt waren, weil die Parteien tiber die verschie-
denen Landesregierungen oder auch tiber die Bun-
desregierung daran beteiligt waren — zumindest
indirekt —, oder wir nutzen diese Gelegenheit, der
Exekutive in Bund und Landern Anregungen fiir die
Fortschreibung und Ausfillung im Hinblick auf die
weitere Arbeit mit auf den Weg zu geben.

Letzteres will ich versuchen. Sollten die Anre-
gungen, die aus den Parlamenten kommen, ganz
gleich, ob vom Bund oder aus den Ldndern, aber
nicht aufgenommen werden, gehe ich wohl recht in
der Annahme, daB diese Einschaltung der Parla-
mente eine Farce ist.

Zunachst einmal aber sollte man festhalten, daB
dieses erste Gemeinschaftswerk von Bund und Lin-
dern insoweit ein Novum ist, als es erstmalig fir
einen groBen relevanten politischen Bereich eine
langerfristige Planung gibt, einschlieBlich der sich
daraus ergebenden finanziellen Konsequenzen. Inso-
weit sollte dieser Plan ein Vorbild fiir die politi-
schen Bereiche &hnlicher Relevanz werden; ich
nenne hier nur den Umweltschutz, die Gesundheits-
politik und die Sozialpolitik.

Den Bildungspolitikern und Kultusverwaltungen
wird oft vorgeworfen, daB sie einen Plan an den
anderen reihen. Eines ist sicher: daB dies einer Poli-
tik des Von-der-Hand-in-den-Mund-Lebens vorzu-
ziehen ist.

Die bisher fehlende mittel- und langerfristige
finanzielle Absicherung ist nicht ein Mangel dieses
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Pline in den anderen kostentrachtigen Bereichen
fehlen. Wie soll ein Finanzminister einem Kosten-
aufwand fiir einen Bereich bis in das Jahr 1985 hin-
ein zustimmen koénnen, wenn er von den iibrigen
Ressorts nicht annahernd erfahren kann, welche
Aufwendungen dort notwendigerweise zu erwarten
sind? Eine integrierte Gesamtplanung waire also er-
forderlich, um diesen Plan {iiberhaupt insgesamt
sinnvoll zu machen.

Wie ist nun eigentlich die Aufgabe, die sich Bund
und Lander gemeinsam gestellt hatten? Erstens ging
es darum, einen gemeinsamen langfristigen Rah-
menplan fiir eine abgestimmte Entwicklung des
gesamten Bildungswesens vorzubereiten, zweitens
mittelfristige Stufenpldne fiir die Verwirklichung
der bildungspolitischen Ziele des Rahmenplanes
vorzubereiten, drittens Empfehlungen zur Koordi-
nierung vollzugsreifer Teilpldne des Bundes und
der Lander auszusprechen, viertens Programme fiir
die Durchfihrung vordringlicher MaBnahmen vor-
zubereiten, funftens den voraussichtlichen Finanz-
bedarf und Vorschldge fir die Finanzierung zu er-
arbeiten, sechstens die Fortschreibung der verab-
schiedeten Pldne zu machen, siebtens Vorhaben im
Bereich der Bildungsforschung und der Bildungspla-
nung anzuregen und gegebenenfalls Vereinbarun-
gen zwischen Bund und Léandern iber einzelne Vor-
haben und Einrichtungen der Bildungsforschung und
der Bildungsplanung von {iberregionaler Bedeutung
vorzubereiten, achtens schlieBlich den internationa-
len Erfahrungsaustausch in der Bildungsplanung zu
férdern.

Was wurde von diesen Punkten im Laufe der Zeit
und in «dem hier vorliegenden Bildungsgesamtplan
nun abgehakt? Der gemeinsame langfristige Rah-
menplan fiir eine abgestimmte Entwicklung des ge-
samten Bildungswesens sollte ja — erinnern wir
uns einmal zurliick — nicht deshalb vorbereitet wer-
den, um die Zuwichse in den jeweiligen Landes-
haushalten fiir die Bildungsbereiche zu préajudizie-
ren. Dies ginge auch gar nicht, da dafiir ja nun
wirklich weiterhin die Parlamente zustdndig sein
sollten, und ich hoffe, daB wir daran nichts dndern
wollen. Das Ziel war es vielmehr, sich unterschied-
lich entwickelnde Strukturen der Bildungseinrich-
tungen in den einzelnen Ladndern abzustimmen. Die-
ses Klassenziel wurde nicht erreicht. Die unter-
schiedlichen Strukturvorstellungen sind nach wie
vor vorhanden und dricken sich in den unterschied-
lichen Voten von SPD/FDP auf der einen und CDU/
CSU auf der anderen Seite und z. B. durch weitere
offene Formulierungen aus. Man kann also den
Bildungsgesamtplan als einen Katalog der Kompro-
misse mit Preisliste und nicht als einen Gesamtplan
mit Bildungsbudget bezeichnen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Vollig richtig!)

Man kann iiberspitzt formulieren: der Bildungsge-
samtplan beschrdankt sich in seiner Aussage auf
alles, was Geld kostet, und 148t alles, was nicht
kostentrdchtig ist, heraus, weil man sich dariiber
nicht einigen konnte, z. B. die innovativen Elemente,
Bildungsberatung, Studentenberatung, Bildungsfor-

rahmengesetz und Schulverfassung.
(Abg. Dr. Probst: Kostet das alles nichts?)

Die wunterschiedlichen Auffassungen zur Gesamt-
schule, zur Schulformunabhédngigkeit der Orientie-
rungsstufe und zur Lehrerbildung sind bestehen
geblieben. Auseinanderentwicklungen zwischen den
einzelnen Bundesldndern werden durch diesen Bil-
dungsgesamtplan also keineswegs verhindert. Dies
aber war gerade seine Aufgabe.

Die CDU/CSU unternimmt nun den Versuch, den-
jenigen, die sich den Mehrheitsvoten anschlieBen,
also denjenigen, die sich nach wie vor zur integrier-
ten Gesamtschule, zur schulformunabhédngigen
Orientierungsstufe und zu einer stufenbezogenen
Lehrerbildung bekennen, die Zuwiderhandlung ge-
gen den Bildungsgesamtplan vorzuwerfen. Sie macht
also Thre Minderheitsvoten nachtraglich zur gemein-
samen Grundlage. Dies ist ein Beweis, daf gemein-
same Bildungsplanung von Bund und Ldndern bei
der heutigen Kompetenzverteilung immer heifit, sich
am langsamsten Schiff im Geleitzug zu orientieren.

Es darf an dieser Stelle nicht verschwiegen wer-
den, daB wahrend der Versuchsprogramme zur Ge-
samtschule und zur integrierten Orientierungsstufe
Schwierigkeiten entstanden sind, Diese sprechen
aber nicht gegen das System der Gesamtschule, son-
dern gegen die derzeitige Form der Durchfithrung.
Das Versuchsprogramm dient aber nun gerade dazu,
die Form der Gesamtschule zu erarbeiten, die im
Sinne des einzelnen Schiilers die beste ist.

Gesamtschulen werden kritischer betrachtet als
andere. Deshalb fallen ihre Schwierigkeiten auch
stdrker auf. Die Méangel und Schwierigkeiten des ge-
gliederten Schulsystems hingegen fallen deshalb
nicht auf, weil man ja lange genug Zeit hatte, sich
daran zu gewdhnen.

(Zustimmung bei der SPD.)

Der Unterschied in der Betrachtungsweise den Ge-
samtschulversuchen gegeniiber liegt darin: Die CDU/
CSU verfahrt nach dem Motto ,Atsch, das haben wir
ja gleich gesagt”, wahrend wir aus diesen Erfahrun-
gen Lehren ziehen und Korrekturen anstreben.

(Zuruf von der CDU/CSU: Gut! — Abg. Dr.
Golter: Immerhin ein erheblicher Fort-
schritt!)

In diesen unterschiedlichen Verhaltensweisen unter-
scheiden sich iibrigens Konservativismus und Fort-
schritt.

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.

Dr. Probst: Wenn ich an die Hamm-Briicher

denke, was die schon alles dazu gesagt hat!

— Abg. Pfeifer: Das ist eine unhaltbare
Aussage!)

Herr Probst hat hier darauf hingewiesen, daB die
Erfahrungen der Versuche mit den Gesamtschulen
in Hessen einbezogen werden und daB wir daraus
lernen sollten. In der Tat, das missen wir. Ich darf
daran erinnern — das wissen vielleicht auch einige,
die aus Landesparlamenten kommen —, daB die
FDP, solange sie die integrierten Gesamtschulen
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fordert, auch ihre wissenschaftliche Begleitung for-
dert, und wir machen {iberhaupt keinen Hehl dar-
aus, daB uns das in vielen Landern ausgesprochen
unterbelichtet erscheint.

(Beifall bei der FDP. — Abg. Dr. Golter:
Die Frau Hamm-Briicher hat dazu etwas
sehr Verniinftiges gesagt!)

Gerade in der letzten Zeit, im Zeichen des nicht
mehr uneingeschrankten Zugangs aller Abiturien-
ten zu den Hochschulen, hat sich die Notwendig-
keit der Zusammenfiihrung von allgemeiner und
beruflicher Bildung erneut in besonderem MaBe ge-
zeigt, sowohl um die Sackgasse beruflicher Bil-
dung ohne weiterfilhrende Qualifikation, als auch
— und diese Erkenntnis ist etwas jlinger —, um
die Sackgasse einer Allgemeinbildung mit weiter-
fihrenden Qualifikationen, aber ohne Berufsquali-
fikation, zu vermeiden. Um diesem Notstand zu
begegnen, wird man gezwungen sein, die vorzei-
tige Festlegung auf bestimmte Bildungsgédnge zu
vermeiden. Dies bedingt aber die Form der inte-
grierten Gesamtschule.

Was auffallen muBte — auch an der Rede von
Herrn Probst —, war, daB man das Numerus-clau-
sus-Problem, das an der Hochschule auf uns zu-
kommt

(Abg. Dr. Probst: Zukommt?)

wieder zuriickverlegen will auf die Eingangsvor-
aussetzungen zum Gymnasium. Dies zu verhin-
dern, war vor vielen Jahren unser Ziel, und wir
werden uns gegen alle Bestrebungen wehren, die
das Numerus-clausus-Problem lediglich in die un-
teren Jahrgange vorziehen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.

Abg. Pfeifer: Tun Sie mal was zur Besei-

tigung des Numerus clausus! — Abg. Frau

Benedix: Wie wollen Sie das losen? —

Abg. Dr. Probst: Die Frustration auf das
30. Lebensjahr verschieben!)

DaBl auch die CDU/CSU sich diesem Argument
der zu frithen Entscheidung nicht ganz verschlie8t,
beweist sie in ihrem besonderen Votum zur Orien-
tierungsstufe. Darin heiit es:

Die Orientierungsstufe kann organisatorisch
sowohl den verschiedenen Schulformen zuge-
ordnet werden wie auch schulformunabhédngig
gestaltet werden. Unabhédngig von der Schul-
form, der sie zugeordnet ist, sollen die curri-
cularen Angebote an allen Schulen einheitlich
sein.
Dies bedeutet doch im Klartext, daB den Eltern
und Schiilern mit dem Hinweis auf die Einheitlich-
keit des curricularen Angebots vorgegaukelt wird,
daB die Umschulung nach der vierten Klasse Grund-
schule in die Orientierungsstufe der Hauptschule,
der Realschule oder des Gymnasiums noch keine
Vorentscheidung sei. DaBl sie dies aber ist, weif3
auch die CDU/CSU.

Der Bildungsgesamtplan enthalt in wichtigen
Strukturfragen offene Formulierungen, weil man
sich auch hier nicht einigen konnte. Dazu gehort die
pidagogische Versorgung der Fiinfjahrigen. Herr

Professor Slotta hat bereits darauf hingewiesen. Bis
heute steht noch nicht steht, ob dies zur Pflicht ge-
macht werden soll oder nicht, und es steht ebenso-
wenig fest, ob sich die Schulpflicht fiir Flinfjdhrige,
wenn sie iiberhaupt eingefithrt wird, auf den Ele-
mentarbereich oder den Primarbereich beziehen
soll. Offen sind auch noch die Dauer der Bildungs-
zeit, die Zuordnung des Berufsgrundbildungsjahres
sowie die Form der Abschliisse und der Ubergénge.
Dariiber hinaus fehlen Hinweise zur Integration
der beruflichen und der allgemeinen Bildung.

Es gibt eine Reihe von Erkenntnissen, die die
Bildungspolitik in den letzten Jahren gebracht hat
und die nicht ohne EinfluB auf andere gesellschafts-
politische Bereiche bleiben sollten. So bewirken
z. B. ldngere Ausbildungszeiten mit hoher qualifi-
zierenden Abschliissen automatisch bestimmte Ein-
stufungen in die Hierarchien der Arbeitswelt. Die-
ses Berechtigungswesen fiihrt dazu, daB jeder még-
lichst hohe Abschliisse mit dem Anspruch einer ent-
sprechend hohen Einstufung in der Hierarchie an-
strebt. Der Gedanke, daB bessere Bildung nicht
automatisch hoheres Einkommen gibt, sollte von
den Bildungspolitikern starker in die offentliche
Diskussion hineingebracht werden. Dies hat der Bil-
dungsgesamtplan nicht geleistet.

Der freiwillige Ausstieg aus der Erstausbildungs-
phase mit mittlerem AbschluB wird auch weiterhin
erschwert, da der Weiterbildungsbereich im Bil-
dungsgesamtplan auch zukiinftig unterentwickelt
bleiben wird und damit nicht die Chance bietet, die

(@)

Ausbildung in einer spéteren Phase fortzusetzen. (D)

Dies ist eine Belastung fiir den tertidren Bereich,
die nicht durchgehalten werden kann, was bereits
heute zu erkennen ist. Wenn im Jahre 1970 das
Verhéltnis der Ausgaben zwischen Hochschule und
Weiterbildung 40 : 1 war und 1985 noch das wenig
verbesserte Verhdltnis von 35:1 vorhanden sein
wird, kann man wohl kaum davon sprechen, daB
den Bildungsplanern die Relevanz der Weiterbil-
dung bewuBt geworden ist.

Wie verbindlich ist nun dieser Bildungsgesamt-
plan? Die Parlamente der Lander wie auch der Bun-
destag sind natlirlich keineswegs an die durch den
Bildungsgesamtplan vorgegebenen Daten gebun-
den. Er wirkt allerdings insoweit préajudizierend,
als die Parlamente schon Rechenschaft ablegen miis-
sen, wenn sie diese Daten nicht einhalten. Bisher
fehlen aber, wie es das Verwaltungsabkommen
zwischen Bund und Lé&ndern vorsieht, Empfehlun-
gen zur Koordination vollzugsreifer Teilpline des
Bundes und der Linder. Diese sind nun aber erfor-
derlich, soll der Bildungsgesamtplan nicht reine
Lektiire bleiben.

Es fehlen weiter die Programme fiir die Durchfiih-
rung vordringlicher MaBSnahmen, wie es Art. 2
Nr. 4 des Verwaltungsabkommens vorsieht.

Bildungspolitik ist heute ohne Bildungsiorschung
und Bildungsplanung nicht mehr denkbar. Die ein-
zelnen Lander sind mit dieser Aufgabe {iberfordert.
Dartiber hinaus besteht aber gerade hierbei zu
Recht die Forderung nach Bundeseinheitlichkeit.
Bundesweite Initiativen scheitern aber auch hier
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am Kompetenzgerangel. Sie zu forcieren ist not-
wendig, ja, sie nicht zu forcieren ware straflich.
Denn viele Schwierigkeiten und Madangel in unse-
rem Bildungssystem konnten vermieden werden,
wiirden politische Entscheidungen wissenschaftlich
abgestitzt.

(Abg. Dr. Probst: Sehr gut!)

Ich darf an dieser Stelle nur daran erinnern, daf3
die ganze politische Auseinandersetzung iiber die
Mengenlehre vollig unsinnig wére, wenn wir pad-
agogisch wiiiten, was gut ist. Dadurch, daB wir
keine verniinftige Bildungsforschung und Bildungs-
planung betreiben, wird politisch entschieden, was
eine wissenschaftliche Entscheidung sein sollte.

(Sehr wahrt! bei der SPD.)

Dies ist ein sehr trauriger Zustand. Aber das ist
ein Auftrag an die Lander, hier bitte fiir Bundes-
einheitlichkeit und flir ein Bundesinstitut, um das
einmal am Rande zu erwdhnen, zu sorgen.

Insgesamt ergeben sich folgende Erwartungen:

Erstens. Zur Durchftihrung des Bildungsgesamt-
plans sind in Erfiillung des Verwaltungsabkommens
Stufen- und Teilpldne zu entwerfen.

Zweitens. Zur Verbesserung der Datensituation
ist ein Bildungsstatistikgesetz des Bundes zu schaf-
fen. Die notwendige Vergleichbarkeit von Daten aus
den einzelnen Bundesldandern untereinander erfor-
dert eine bundeseinheitliche Regelung. Das Bestre-
ben der Lénder, ein Bundesgesetz abzulehnen und an
Stelle dessen einen Staatsvertrag abzuschlieBen, ist
eine weitere Ausschaltung der Parlamente und damit
abzulehnen.

Drittens. Entsprechend Art, 2 Nr. 6 des Verwal-
tungsabkommens sind die Plane fortlaufend zu dber-
prifen und die notwendigen Anderungen vorzu-
schlagen. Zur politischen Erfolgskontrolle sind von
Zeit zu Zeit Berichte iiber die durchgefiihrten MaB-
nahmen abzugeben.

Bei aller Kritik, die bei dieser erstmaligen Befas-
sung des Bundestages angemeldet werden mubBte,
bleibt festzustellen, daBl der Bildungsgesamtplan ein
Datum gesetzt hat, dem die Parlamente — und hier
besonders die Landerparlamente — durch haushalts-
politische MaBnahmen Rechnung tragen miussen. Es
gibt kaum eine innenpolitische Reform, die so wie
die Bildungsreform einen langen Atem erfordert. Er-
folge stellen sich nie sofort ein, sondern der Effekt
von MaBnahmen wirkt sich erst Jahre spéater aus.
Diese Zeitverzégerung wirkt sich aber leider auch
bei Versdumnissen von heute aus. Ihre Folgen wir-
ken viele Jahre weiter.

Darum fordern wir die Bundesregierung auf, ihren
EinfluB einzusetzen, auch die Strukturreform, wie
es der Bildungsbericht 1970 vorsah, zu verwirk-
lichen und alle Unverbindlichkeiten und unter-
schiedlichen Voten gezielt und zligig abzubauen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizepridsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der
Herr Bundesminister Dr. von Dohnanyi.

Dr. von Dohnanyi, Bundesminister fir Bildung
und Wissenschaft: Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Frau Schuchardt hat hier eben mit Recht auf
die Unzulinglichkeiten des Bildungsgesamtplans
hingewiesen. Niemand wiirde behaupten, daB der
Bildungsgesamtplan vollstdndig und perfekt sei.
Aber gerade weil es so schwierig ist, in dieser Frage
zu verdeutlichen, wo wir stehen, und weil mir auch
klar ist, daB in der Bevolkerung drauBen die widchti-
gen Schritte des Bildungsgesamtplanes nicht immer
klar werden, will ich doch noch einmal zehn wichtige
Punkte wiederholen.

Erstens. Bis zum Ende des Jahrzehnts, also in etwa
finf Jahren, sollen fiir alle drei- und vierjdhrigen
Kinder, deren Eltern fiir diese Kinder einen Kinder-
spielplatz wiinschen, Kindergartenplitze auch vor-
handen sein. — Frau Schuchardt, hier kommt jetzt
ein Punkt zu Threr Kritik. Der Bildungsgesamtplan
sieht beim Ausbau der Kindergédrten vor, daB die
sozio-Okonomisch benachteiligten Gebiete zunachst
bevorzugt werden sollen. Mit dieser — fiir die Re-
gierungen verbindlichen — Feststellung gibt der
Bildungsgesamtplan den Lé&nderparlamenten die
Chance der Kontrolle, zu priifen, ob das auch wirk-
lich geschieht.

Zweitens. fur alle fiinfjahrigen Kinder soll Gele-
genheit geschaffen werden, eine spielenden Uber-
gang zum Lernen zu finden, entweder in hierflr be-
sonders geeigneten Kindergarten oder in Vorschu-
len. — Sie haben mit Recht darauf hingewiesen, daB
die Frage der Eingangsstufe offengeblieben ist, Frau
Schuchardt. Dies ist wohl auch ein Problem, das ver-
mutlich regional unterschiedlich gelést werden muB,
weil in den Stadten die Eingangsstufe sehr viel eher
bei der Grundschule angesiedelt werden kann als
auf dem flachen Land.

Die Frage der Bildungspflicht fiir die Vorschule ist
offengeblieben, Frau Schuchardt, u. a. schon deswe-
gen, weil es wohl sinnlos wére, zu einem Zeitpunkt,
zu dem man die Nachfrage auch nicht anndhernd be-
friedigen kann, eine ,Pflicht" in einen Plan hinein-
zuschreiben. Lassen Sie uns die Vorschulplatze bauen
und dann sehen, daB wir tiber die Frage der Pflicht
fir die Fiinfjéhrigen entscheiden!

Drittens. Fir die Grundschulen sind kleinere Klas-
sen beabsichtigt, und wir befinden uns schon deutlich
auf dem Wege in diese Richtung; dies nicht etwa nur,
weil die Geburtsjahrgange kleiner werden, sondern
weil es auch wesentlich mehr Lehrer bereits gibt und
geben wird. Die durchschnittliche KlassengroBe fiir
die Grundschulen, die wir fir das Jahr 1985 vorge-
sehen haben, soll bei etwa 20 liegen. Das klingt
heute noch wie ein Traum, ist aber, wenn man die
Ausbildung der Lehrer und den Verlauf der Fristen
hier sieht, durchaus realistisch.

Viertens. Wenn die Zehnjahrigen aus der Grund-
schule kommen, sollen sie sich nicht vorzeitig auf
den einen oder anderen Bildungsweg festlegen miis-
sen. So steht es iibrigens auch im Bildungsgesamt-
plan. Deswegen sieht der Bildungsgesamtplan u. a.
eine Orientierungsstufe fiir die Elf- und Zwolfjdahri-
gen vor, also fiir die flinften und sechsten Schul-
jahre, um auf diese Weise die Festlegung wenig-
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stens um zwei Jahre zundchst zu verschieben. Den
Kritikern des Bildungsgesamtplans mochte ich sa-
gen: Dieses ist eben doch ein struktureller Einbruch
in die Entwicklung. Die Orientierungsstufe wurde
auf breiter Basis durchgesetzt.

An dieser Stelle gibt es die von dem Herrn Bun-
deskanzler heute morgen bereits hervorgehobene
zentrale Meinungsverschiedenheit zwischen der so-
zialliberalen Koalition in Landern und Bund einer-
seits und der CDU/CSU andererseits. Ich spreche
von der Meinungsverschiedenheit in der Frage der
Gesamtschule. Wir stehen auf dem Standpunkt, daB
die ersten wichtigen, fir das Berufsleben bereits
weichenstellenden Entscheidungen frithestens bei
den 15- oder 16jdhrigen getroffen werden sollen,
Herr Kollege Probst. Dies ist im Kern das Ziel der
Gesamtschule,

Finftens. Die Beruisbildung soll mit der allgemei-
nen Schulbildung in der Oberstufe inhaltlich abge-
stimmt werden. Hier gibt es ein Minderheitsvotum
des Landes Bayern. Alle anderen Lander und der
Bund sagen ,abgestimmt und verzahnt werden"; das
Land Bayern allein hat gegen den Begriff der Ver-
zahnung einen Widerspruch eingelegt. Herr Kollege
Probst, ich hatte heute morgen den Eindruck, daB
Sie sich mit Threm Pladoyer fiir die Eigenstandigkeit
der beruflichen Bildung auf das Kinder-Minderheits-
votum der CSU zum Bildungsgesamtplan abgestiitzt
haben. Aber ich glaube, Sie konnen das hier nicht
mit gutem Gewissen fiir Thre Fraktion tun.

Ich méchte bei dieser Gelegenheit im iibrigen
noch einmal unterstreichen, was offenbar von der
Opposition noch immer nicht klar erkannt wird.
Die Bundesregierung will die Erhaltung eines soge-
nannten verbesserten dualen Systems; sie will also
die Lernorte Betrieb und Schule erhalten, aber sie
ist aus den wiederholt dargelegten Griinden fir die
Durchfiilhrung einer staatlichen Kontrolle. Wir hal-
ten uns fir das Gesetz auch an die beschlossenen
Markierungspunkte. Herr Kollege Probst, ich habe
eine Reihe von Unterlagen mitgebracht, die ich Ih-
nen nach meinem Beitrag gern iiberreichen wiirde.
Sie haben Zweifel daran gehabt, ob das Berufsbil-
dungsgesetz novellierungsbedirftig sei, und Sie ha-
ben sich dann auf die WEMA-Studie gestiitzt und ge-
sagt, die WEMA-Studie zeige doch, daB die Dinge
alle in Ordnung seien.

(Abg. Dr. Probst: Nein, das ist nicht richtig!)

— So waren Sie jedenfalls zu verstehen. Ich mochte

hier drei Dinge zitieren. Die WEMA-Studie, vom
Lande Rheinland-Pfalz in Auftrag gegeben, stellt
u. a. fest, daB erstens bei nur 48 % der Auszubil-
denden — entgegen dem Berufsbildungsgesetz —
nach einem feststehenden Ausbildungsplan ausge-
bildet wurde.

{Abg. Dr. Probst: Weil dies noch zu neu istl)

— Sicherlich, aber das sind die Dinge, die gemach*
werden missen. Zweitens stellt sie fest, daB 22 %/
nicht ganztdagig fir die Berufsschule freigestellt wer-
den. Und drittens — ich habe nur drei Punkte aus-
gewdhlt —: 48 oder 49 %/ der Auszubildenden miis-
sen immer noch ausbildungsfremde Arbeiten ver-
richten. Das, Herr Kollege Probst, sind doch die
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Grunde, warum wir auch dafiir eintreten, daB hier
eine verstdrkte staatliche Kontrolle méglich ge-
macht wird.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Probst?

Dr. von Dohnanyi, Bundesminister fir Bildung
und Wissenschaft: Aber sicher!

Dr. Frobst (CDU/CSU): Herr Bundesminister,
wiurden Sie mir darin recht geben, daB man gerade
angesichts der Tatsache, daB erst 48 %, oder wie-
viel Sie angefiihrt haben, nach der WEMA-Studie
nach einem Ausbildungsplan ausgebildet werden,
etwas zuwarten und mit dem Gesetz von 1969 Er-
fahrungen sammeln sollte? Heute hat doch noch gar
nicht alles in die Praxis Eingang gefunden, was in
diesem Gesetz steht, wahrend Sie nun schon wie-
der alles iiber den Haufen werfen wollen?

Dr. von Dohnanyi, Bundesminister fiir Bildung
und Wissenschaft: Also habe ich Sie richtig verstan-
den, Herr Kollege Probst: doch keine Novellierung.
Dann war Frau Schuchardts Frage eben berechtigt.

(Abg. Dr. Probst: Doch, da, wo es wichtig
ist!)

— Also dodr eine Novellierung da, wo es wichtig
ist. Also sind die Bedingungen so, wie die WEMA-
Studie sie schildert. Also bedarf die berufliche Bil-
dung doch dringend der Reform, Herr Kollege
Probst; lassen Sie uns doch dariiber keine MiBver-
verstdandnisse entstehen,

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg.
Pfeifer: Wer ist denn verantwortlich dafir,
daB dieser Zustand so ist?)

Sechstens. Nach unserer Auffassung ist im Bil-
dungsgesamiplan von groBer Bedeutung, daB der
Hochsdulbereich neu geordnet werden soll. Zur
Erreichung dieses Ziels sollen die verschiedenen
Hodhschularten zu einem neuen Hochschulsystem
zusammengefaBt, zusammengefihrt werden. Im Bil-
dungsgesamtplan heiBt es hierzu wortlich — ich muB
das zitieren, weil diese Frage immer wieder um-
stritten ist —:

Bestehende Hochschulen sind zu Gesamthoch-
schulen auszubauen oder zusammenzuschlie-
Ben oder unter Aufrechterhaltung ihrer recht-
lichen Selbstandigkeit durch gemeinsame
Organe insbesondere durch die Studienreform
zu Gesamthochschulen zu verbinden.

Sie sind also auf dem einen oder auf dem anderen
Weg zu Gesamthochschulen zu machen.

(Abg. Pfeifer: Aber von einer Prioritat fiir
die integrierte Gesamthochschule ist hier
nicht die Redel)

— Die steht ja auch nicht im Gesetz, wie ich noch-
mals unterstreichen kann! Die steht in der Begriin-
dung als politisches Langziel, aber nicht im Gesetz.
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— Auf dieser Grundlage ist der Entwurf zum Hoch-
schulrahmengesetz formuliert.

Siebentens. Ein umfassendes Weiterbildungssy-
stem soll entwickelt werden. Ich kann hier auf die
Einzelheiten nicht eingehen. Aber ich glaube, wir
miissen erkennen, daB das Ziel einer Rationalisie-
rung des Lernens in jiingeren Jahren unldsbar mit
der Chance verbunden sein muB, spdter weiterzu-
lernen.

Achtens. Um die Chancengleichheit zu verbessern,
werden die wirtschaftlich Benachteiligten durch ein
ausgeweitetes System der Ausbildungsbeihilfen ge-
fordert werden. Fiir Studenten sind in verstarktem
Umfang Wohnheime geplant.

Neuntens. Die Ausbildung der Lehrer soll auf
das Konzekt der Schulstufen umgestellt werden.
Hier mochte ich wieder zu den Kritikern sagen: dies
ist mehr, als wir vorher hatten. Wir haben uns auf
das Stufenlehrerkonzept geeinigt. Wie Sie wissen,
finden gegenwartig intensive Beratungen der Lan-
der iiber ein neues Stufenlehrerkonzept statt. Ich
habe die Hoffnung, daBl dieses Konzept im Rahmen
der Verhandlungen auch noch in das Zweite Besol-
dungsneuregelungs- und -vereinheitlichungsgesetz
aufgenommen werden kann. Ferner ist eine ver-
starkte Lehrerfortbildung vorgesehen, von der ich
meine, dall sie bei entsprechender Verkiirzung der
heute iiberlangen Studienzeiten verbessert werden
miilite.

Zehntens. Der Bau von Bildungseinrichtungen ist
zu rationalisieren, wobei ich insbesondere auf die
im Bildungsgesamtplan verankerte Verpflichtung
der Lander hinweise, Schulzentren zu planen. Dies
wird fiir die Offnung des Schulsystems fiir die Ge-
samtschule entscheidend sein.

Meine Damen und Herren, diese zehn Punkte ent-
halten nur einen Teil der Vereinbarungen des Bil-
dungsgesamtplans. Der Herr Bundeskanzler hat be-
reits darauf hingewiesen, da Kompromisse ge-
schlossen werden mufiten. Aber ich meine, wir haben
im wesentlichen das erreichen konnen, was uns bil-
dungspolitisch in dieser Etappe wichtig und erreich-
bar erschien. Dal diese Vereinbarungen nun von
allen Landern und dem Bund gemeinsam getragen
werden, ist ein groBer Fortschritt.

Von seiten der Kollegin Schuchardt ist hier die
Rolle der Parlamente in der Erarbeitung des Bil-
dungsgesamtplans beklagt worden. Ich will hier un-
terstreichen: das letzte Wort haben natiirlich auch
in der Bildungsplanung die Parlamente. Es ist vor-
dergriindig, so scheint mir, zu sagen, daB sich die
Regierungen hier frithzeitig festgelegt hdtten. Tat-
sachlich ist es doch so, dal nunmehr die Parlamente
in den Landern und im Bund durch entsprechende
Haushaltsbeschliisse und durch Empfehlungen, wie
sie hier gegeben worden sind, entweder den Bil-
dungsgesamtplan bestdtigen oder aber auch die
Regierungen dazu veranlassen konnen, Korrekturen
des Plans in der Bund-Lander-Kommission zu er-
reichen. Wir werden das auf Grund der hier statt-
findenden Beratungen selbstverstandlich auch in die
Erwagungen einbeziehen.

Meine Damen und Herren, die erhebliche Steige-
rung der Finanzmittel wurde bereits erwdhnt. Sie
verpflichtet uns alle zu einem hohen MaB an Ver-
nunft in der Bildungsplanung. Lassen Sie mich des-
wegen einige Grundsidtze zitieren, die uns bei der
Durchiiihrung des Bildungsgesamtplans bestimmen
miissen.

Es ist selbstverstandlich, daB Reformen nur ge-
lingen konnen, wenn die personellen und sachlichen
Voraussetzungen dafiir bestehen. Die Ziele des Bil-
dungsgesamtplans miissen jeweils so verwirklicht
werden, daB entsprechend vorgebildete Lehrer, ge-
eignete Gebaude, Ausbildungsbetriebe und eine aus-
reichende Erprobung bei neuen Vorhaben tatsachlich
vorhanden sind. Die ReformmaBnahmen miissen
auch in iiberschaubaren Schritten erfolgen. Zu viele
Veranderungen auf einmal filhren notwendigerweise
zu einem reformfeindlichen Klima. Die Parole:
,Keine Experimente!” haben wir iiberwunden; aber
ihr darf nicht eine Verwandlung des gesamten Bil-
dungswesens in ein riesiges Experimentierfeld fol-
gen.

(Abg. Dr. Probst: Aber Sie arbeiten wieder
auf diese Parole zu, Herr Minister!)

— Deswegen werden wir den Bildungsgesamtplan
als Grundlage nutzen, Herr Kollege Probst, um die
Entwicklung nun in einer klareren Abfolge zu pla-
nen, als es bisher ohne Bildungsgesamtplan mog-
lich war, um damit auch das Neue gezielter erproben
und aus der Erprobung konsequentere Schliisse zie-
hen zu konnen.

Meine Damen und Herren, wer Bildungsangebote
in Anspruch nimmt, hat nicht nur Rechte, sondern
hat auch Pflichten. Personliche Entfaltung und Chan-
cengleichheit stehen nicht und diirfen nicht in einem
Widerspruch zur Leistungsfahigkeit des Bildungs-
systems im ganzen oder auch zur Leistungsbereit-
schaft des einzelnen stehen. Die Prioritat der Bil-
dung und Wissenschaft entbindet uns nicht von
sparsamster Verwendung und gerechterer Vertei-
lung der Mittel. Jede Universitdt, in der nicht jeder
Horsaal und jedes Labor voll genutzt werden, ver-
geudet Steuermittel. Deswegen strebt die Bundes-
regierung auf der Grundlage der Vereinbarung des
Bildungsgesamtplanes jetzt an, das Studienjahr so-
wie sinnvoll geordnete Studiengdnge und Regel-
studienzeiten ziigig durchzusetzen. So ist es ja im
Bildungsgesamtplan verankert, Herr Kollege Mdlle-
mann. '

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.)

Jede iiberzogene Besoldungsforderung gefahrdet
die personelle Erweiterung des Bildungswesens und
notwendige Investitionen. Deswegen kann und darf
nicht jede Verbesserung in der Ausbildung unmittel-
bar und notwendigerweise zur Forderung nach einer
Besoldungserhéhung fihren.

Und schlieBlich: Jede Schule — das ist von grofer
Bedeutung in der Regionalplanung und in der Ge-
bietsreform der La&nder in diesen Jahren — an der
falschen Stelle oder in der falschen GroBe ist ein
VerstoB gegen die Grundsdtze der Sparsamkeit und
Rationalisierung. Deshalb muf} im Bereich des Schul-

—
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baus die Offnung fiir ein zukiinftiges Gesamtschul-
system durch den Bau von Schulzentren gesichert
werden.

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.)

Meine Damen und Herren, Lander und Bund wer-
den diese Grundsdtze gemeinsam zu beherzigen
haben, wenn der Weg in das verdnderte, erneuerte
Bildungssystem gelingen soll. Dieser Weg — ich
will das hier gar nicht verschweigen — wird noch
schwieriger werden als die Vorbereitung des Bil-
dungsgesamtplanes selbst. Ich will drei Krisenbe-
reiche beschreiben, mit denen wir es in den kom-
menden Jahren zu tun haben werden. Fiir alle drei
Problemkreise bietet der Bildungsgesamtplan jetzt
zwar eine Entscheidungsgrundlage, er ersetzt jedoch
nicht die politischen Entscheidungen, die bald ge-
troffen werden miissen.

Ich komme zum ersten Bereich. Die Quote des
Ubergangs von den Grundschulen in die Gymnasien
betrdgt im Bundesdurchschnitt etwa 30 %0. In einigen
Stddten liegt die Ubergangsquote aber bei 60 %b.
Herr Kollege Probst, hier muB man ganz klar sehen,
daB die Eltern gar keine andere Chance haben, die
Zukunft ihrer Kinder langfristig anders zu sichern,
als bei den Zehnjdhrigen die Wahl fiir das Gym-
nasium zu treffen, wenn dies irgend mdglich ist.
Alle anderen Bildungswege machen spiter den Zu-
gang zur Hochschule sehr viel schwerer, wenn nicht
iberhaupt unmdoglich.

(Abg. Dr. Probst: Das ist die Frage der
Orientierungsstufe!)

Nun ist in den letzten Monaten eine gewisse
Stagnation bei der Quote des Ubergangs zu den
Gymnasien eingetreten. Das mag vielerlei Griinde
haben und auch an der Kapazitit der Gymnasien
liegen.

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach]: Genau!)

Es konnte aber auch daran liegen, daB — Frau
Schuchardt hat schon darauf hingewiesen — wieder
eine Verschdrfung der Eingangsvoraussetzungen fiir
die erste Gymnasialklasse, z. B. mit Riicksicht auf
die Hochschulkapazitat, erfolgt. Dies wiirde die alte
Praxis der Eingangspriiffung zur Sexta stillschwei-
gend wiederherstellen, einer Prifung, die man doch
schlicht als eine Hochschulzugangspriifung fiir Zehn-
jahrige bezeichnen kann.

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.)

Aber auch mit etwa 309 bleibt die Quote fiir den
Ubergang zu den Gymnasien wesentlich héher als
die Quote fiir den Ubergang zur Hodischule. Nach
der im Bildungsgesamtplan ins Auge gefaBten Hoch-
schulkapazitdt soll die letztgenannte Quote bei 22
bis 249/ eines Jahrgangs liegen. Man muB, wenn
man die Entwicklung langerfristig vorausplanen will,
doch fragen: Was soll mit diesen Gymnasiasten und
Gymnasiastinnen geschehen? Will man sie heraus-
priifen, um am Ende die Zahl der Schulabsolventen
mit der Zahl der Hochschulpldtze in Ubereinstim-
mung zu bringen? Herr Kollege Probst, ich hatte hier
heute morgen den Eindrudk, als wollten Sie einen
bildungspolitischen Kinder-Darwinismus vertreten.

Dorthin kann natiirlich kein Weg fithren. Heraus-
priifen ist kein Weg.

(Vorsitz: Prdasident Frau Renger.)

Oder will man beliebig viele Abiturienten haben,

die im Gymnasium nichts anderes gelernt haben, als

spater zu studieren? So, wie die Dinge sich ent-
wickeln, zeichnet sich nach Auffassung der Bundes-
regierung schon heute eine krisenhafte quantitative
Entwicklung fiir die gymnasiale Oberstufe ab, der
wir unter allen Umstdnden entgegenwirken miissen.

(Abg. Dr. Probst: Die Auswirkung von
Siinden!)

— Wir kommen gleich zu den Siinden, Herr Kol-
lege Probst.

Der zweite Krisenherd, die zweite Krisensitua-
tion ist heute allen offenkundig. Das ist der soge-
nannte Numerus clausus in den Hochschulen. Er ist,
Herr Kollege Probst, bereits das Ergebnis unge-
planter, ja, planloser Expansion eben dieser Gym-
nasien ohne entsprechende Strukturreform.

(Abg. Dr. Probst: Der gleichen Ideologen!)

Ich muB ganz klar darauf hinweisen: wenn Sie, Herr
Kollege Probst, sagen, von der CDU sei die Bil-
dungswerbung nicht ausgegangen, so hatte dies der
CDU auch niemand unterstellt.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.)

Niemand wiirde annehmen, Sie hatten etwa mit der
Idee der Bildungswerbung begonnen.

(Abg. Dr. Probst: Das habe ich iiberhaupt
nicht gesagt, das ist eine Verdrehung! —
Zuruf des Abg. Pfeifer.)

Aber wir miissen sehen — —

(Abg. Dr. Probst: Ich sprach von der fal-
schen Bildungswerbung! — Weiterer Zuruf
von der SPD.)

— Herr Kollege Pfeifer, ich nehme die Gelegenheit,
um klar zu sagen, daB alle Fraktionen in diesem
Bundestag, auch die Bundesregierung, 1969/70
der Meinung waren, man kénne durch eine Reihe
von schnellen Schritten, z. B. Schnellbau im Ausbau
der Hochschulen, dem Numerus clausus wirksamer
begegnen, als sich dies in der Tat als mdglich er-
wiesen hat.

(Zuruf des Abg. Dr. Carstens [Fehmarn].)

Ich gebe auch durchaus zu, daB wir damals das
Tempo der Expansion der Zahl der Studenten nicht
haben abschatzen kénnen. Wir hatten aber auch im
Jahre 1970, als wir uns an die drohende Krise des
Numerus clausus heranmachen muBiten, keinerlei
Planungsunterlagen aus den von uns vorgefundenen
Hé&usern der CDU, die alle drei — Wissenschaftliche
Forschung, Innenministerium und Kanzleramt, wenn
man so will — von der CDU verwaltet worden wa-
ren. Aus keinem der drei Hauser hatten wir 1969
irgendeine Unterlage iibernehmen koénnen, die an-
gab, wie sich das Bildungswesen quantitativ ent-
wickeln wiirde. Dies war eine grobe Vernachldssi-
gung. Ich gebe zu, wir haben 1970 die Chancen fiir
die Beseitigung des Numerus clausus anders einge-
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schéatzt, als sie sich in der Realitat erwiesen haben.
Dies, Herr Pfeifer, ist aber keine Angelegenheit, in
der die CDU, die sogar heute noch gelegentlich die
vollige Beseitigung fordert, sich wirklich groBe Lor-
beeren erworben hat.

(Beifall bei den Regierungsparteien.

Abg. Pfeifer: Aber, Herr Minister, der Wis-

senschaftsrat hat Sie gewarnt, solche Aus-

sagen zu machen; da waren solche Unter-
lagen!)

Meine Damen und Herren, alles deutet daraf hin,
daB wir bereits 1978 bei etwa 800 000 Hochschulplat-
zen grob 1 Million Studenten haben konnten, was
eine erhebliche Uberbelegung der Hochschulen bedeu-
ten wiirde. Hier miissen die notwendigen Korrektur-
entscheidungen so ziigig wie moglich fallen. Die
Bundesregierung tritt dafiir sowohl in der Bund-
Lander-Kommission als auch im PlanungsausschuB
als auch in den Beratungen zum Hochschulrahmen-
gesetz ein.

Ein dritter Krisenherd wurde hier heute auch
schon angesprochen. Er zeichnet sich ab im Angebot
der Lehrstellen. Meine Damen und Herren, es wére
ein groBer Fehler, diese Entwicklung etwa allein

Konjunkturtendenzen zuzuschreiben. Die konjunk-

turelle Entwicklung hat eine seit Jahren und nicht
erst seit Monaten ablaufende Tendenz beschleu-
nigt, wie das Uibrigens auch 1967/68 der Fall war. Die
Faktoren fiir diese Entwicklung sind vielfdltig. Die
Bundesregierung ist auch ‘hier bemiiht, gerade durch
ihre Berufsbildungspolitik das Gleichgewicht in der
Entwicklung der Ausbildungsplatze zu halten. Nur,
meine Damen und Herren, das Gleichgewicht kann
nicht dadurch hergestellt werden, daB man nichts
tut.

Die Bundesregierung unterstreicht in diesem Zu-
sammenhang noch einmal, daB die Entscheidungen in
allen drei Bereichen, Gymnasien, Hochschulen und
berufliche Bildung, nur im Zusammenhang getrof-
fen werden konnen. Ohne Bericksichtigung der
Zusammenhidnge im gesamten Bildungssystems
werden sich in den kommenden Jahren die ange-
schnittenen Probleme nicht bewdéltigen lassen. Der
Bildungsgesamtplan und seine wenn auch immer
noch sehr unvollkommene Quantifizierung erlauben
heute zum ersten Mal eine das ganze Bildungs-
system umfassende Planung unter Beriicksichtigung
auch der Folgen in anderen Bereichen.

Die Bundesregierung hat in der Bund-Lénder-
Kommission deswegen zur Bewaltigung dieser drei
Problemkreise folgende Anregungen gegeben.

Erstens. Die Aufbldhung der Gymnasien mufl zu
Verzerrungen fiihren. Aber eine erneute Einfihrung
von Eingangsprifungen zur Mittelstufe, also bei den
Zehnjahrigen als Auslese von zehnjéhrigen Gym-
nasiasten, darf unter keinen Umstanden erfolgen.
Dies ware wieder die Priiffung der Eltern und nicht
der Kinder. Die Entscheidung iiber die weiterfiih-
renden Bildungswege mufBl deswegen so ziigig wie
moglich auf den Ubergang von der Mittelstufe zur
Oberstufe verlegt werden. Erst dann darf nach unse-
rer Auffassung mt weichenstellender Wirkung auch
gepriift werden. Das allerdings setzt am Ende vor-
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aus, daB das Schulsystem fiir die Zehn- bis Fiinf-
zehnjahrigen zusammengefat wird zu einem Ge-
samtschulsystem, Herr Probst. Entgegen Thren heute
hier geduBerten Auffassungen kann erst dann ge-
recht ermittelt werden, fiir welchen weiterfiihrenden
Bildungsweg der einzelne geeignet ist. Auch danach
bedarf es sicherlich noch der Durchlassigkeit zwi-
schen beruflicher und gymnasialer Bildung in der
Oberstufe.

(Abg. Dr. Probsi: Das konnen nur gleiche
Startchancen sein!)

Aber ohne die schrittweise Verwirklichung des Ge-
samtschulkonzeptes bleibt jede quantitative Steue-
rung unsozial oder unwirksam.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Probst:
Das ist Ihre Illusion!)

Herr Kollege Probst, Sie haben in diesem Zusam-
menhang heute morgen auf die Erfahrungen der
integrierten Gesamtschulversuche hingewiesen. Ich
teile hier die Auffassung der Kollegin Schuchardt.
Man muB in der Tat die Verfahren dieser Entwick-
lung immer wieder sorgféltig iiberpriifen,

(Abg. Dr. Probst: Sehr gut!)

aber alles spricht dafiir, daB, wie Herr Slotta hier
bereits sagte, ebenso wie in allen anderen industria-
lisierten Landern der Welt die Entscheidung anstatt
bei Zehnjdhrigen erst bei Fiinfzehn- oder Sechzehn-
jdhrigen getroffen werden muBl und kann. Wir miis-
sen unser Schulsystem so organisieren. Das ist das
Kernziel der Gesamtschule.

(Abg. Dr. Probst: Aber das ich doch keine
Frage der Integrationsschule!)

Zweitens. Die Bundesregierung steht auf dem
Standpunkt, daB die Oberstufe in den Gymnasien
fiir die Sechzehn- bis Achtzehn- oder Neunzehnjéah-
rigen nicht beliebig erweitert werden sollte, ohne
daB diese Gymnasien zugleich beruifsbefihigende
Abschliisse, also die sogenannte Doppelqualifika-
tion, vermitteln. Wir wiirden sonst bei Abiturienten
nur die Hoffnung auf Hochschulpldtze erwecken,
Platze, die wir in diesem Umfang auch nach den
Planungen der Bund-Lander-Kommission weder
schaffen wollen noch kénnen. Die Chancen der be-
ruflichen Bildung sollten deswegen bereits beim
Ubergang von der Mittelstufe auf die Oberstufe
durch eine entsprechende Beratung verdeutlicht wer-
den, und zwar auch fiir die Gymnasiasten. Dies setzt
allerdings eine schnellere und ziigigere Reform der
Berufsbildung sowie den Ausbau der Berufsfach-
schulen voraus. Die Gleichwertigkeit der beruflichen
Bildung ist fiir die Bundesregierung damit auch aus
Planungsgriinden ein entscheidendes Moment in der
bildungspolitischen Arbeit. Ich meine, meine Damen
und Herren, wer sich dieser zentralen Reform ent-
gegenstellt, verewigt das schadliche Ungleichgewicht
zwischen Gymnasium und beruflicher Bildung.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Drittens. Wenn wir den Hochschulzugang begren-
zen, miissen wir neben den Schulabschliissen ergén-
zende Qualifikationen fordern, wie der Bildungs-
gesamtplan es Ubrigens auch ganz klar vorsieht.

(D)



(A)

8

Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 86. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. Marz 1974

5629

Bundesminister Dr. von Dohnanyi

Auch unser Nachbar Frankreich ist gegenwaértig
dabei, in diese Richtung zu arbeiten. Abiturnoten
allein sind — ein jeder weiBl dies — ein unbefriedi-
gender MabBstab, und leere Wartezeiten sind dies
auch. Im iibrigen miissen wir den Hochschulzugang
so organisieren, daf auch der qualifizierte Absolvent
eines beruflichen Bildungsganges eine gleiche
Chance des Hochschulzugangs hat.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Denn erst dann, meine Damen und Herren, werden
wir verhindern koénnen, daBl alle, die meinen, spa-
ter zum Studium geeignet zu sein, von Anfang an
in das Gymnasium drdngen, nur weil dies, wie es
heute in der Tat der Fall ist, die Hochschulchance
letztlich am besten oder fast ausschlieBlich sichert.

Meine Damen und Herren, der Bildungsgesamt-
plan ist also eine solide Ausgangsbasis — bei aller
Kritik. Wichtige Entscheidungen sind offengeblie-
ben. Die Entscheidungen, die getroffen werden miis-
sen, sind dringend. Ich habe auf die kritischen Be-
reiche hingewiesen. Der Bund hat hierfiir seine An-
regungen in die Gremien der Bund-Lander-Kommis-
sion eingebracht. Aber zum alleinigen Handeln hat
der Bund nur beschrankte Zustdndigkeiten. Des-
wegen sind alle Bundespolitiker aufgefordert, die
Maglichkeiten des Bundes voll zu nutzen. Auch des-
wegen sollte ein pragmatisches Hochschulgesetz, wie
es die Bundesregierung vorgelegt hat, so schnell wie
moglich verabschiedet werden, und das neu gefafite
Berufshildungsgesetz sollte schnell folgen.

Es erscheint mir duBerst gefahrlich, wenn Bundes-
politiker der CDU/CSU statt dessen heute ver-
suchen, den Bundesrat vorzeitig auf eine Blodkade-
position festzulegen, wie dies leider sowohl beim
Hochschulgesetz als auch bei der Vorbereitung zu
einem Berufsbildungsgesetz unternommen worden
ist.

(Abg. Dr. Golter: Sollen wir verfassungs-
widrigen Gesetzentwiirfen zustimmen?)

Es ware auch sachlich gefahrlich und politisch unver-
antwortlich, wenn unter dem Eindruck einer ver-
meintlichen GroBwetterlage langst iiberwundene
Kompetenzbedenken erneut die gemeinsame Bil-
dungsplanung storen oder behindern sollten.

Meine Damen und Herren, es gibt viele interes-
sante Fragen in der Bildungspolitik. Kein Zweifel!
Aber womit wir uns vordringlich immer wieder be-
fassen miissen, das sind die Sorgen, die Millionen
von Familien heute bedriicken. Die Eltern wollen
wissen, was aus ihren Kindern werden kann und
was sie selbst dazu beitragen konnen, damit die
Kinder den richtigen Weg einschlagen. Dazu kann
der Bund seinen Beitrag leisten, wenn Bundes-
regierung und Bundestag fiir die Vorschlage des
Bildungsgesamtplanes und fir die hier zu entschei-
denden Gesetze die entsprechende Unterstiitzung
geben.

Wesentlich bleibt dabei die Einheitlichkeit in der
Reform. Der Bildungsgesamtplan zeigt die Mog-
lichkeiten einer abgestimmten Entwicklung des ge-
samten Bildungswesens, ohne daB dabei auf frucht-
baren Wettbewerb verzichtet werden miiBte. Aber

die Einheitlichkeit der Ziele und der Strukturen
sollte soweit wie moglich wiederhergestellt oder
erhalten bleiben.

Der Bildungsgesamtplan ist ein Anfang, der Erfolg
nur bringen kann, wenn Bund und Lander ihn ge-
meinsam weiterfithren. Er verlangt eine stdndige
und kooperative Anstregung von Landern und Bund.
Das gilt auch fiir die von Frau Schuchardt vorhin
zitierten Stufenpldne. Im Verlauf der Reform muf
dann immer wieder geprift werden, welche noch
offenen oder strittigen Fragen gemeinsam entschie-
den werden konnen, wie die offenen Voten tber-
briickt werden konnen. Dies erfordert Riicksicht-
nahme und KompromiBbereitschaft aller Beteiligten.
Die Bundesregierung wird hierzu ihren Beitrag lei-
sten.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Prdsident Frau Renger: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Schauble.

Dr. Schduble (CDU/CSU): Frau Préasidentin!
Meine Damen und Herren! Wir sollten die heutige
Debatte dazu benutzen, den Weg zum bildungspoli-
tischen Realismus miteinander ein Stiick gemeinsam
zu gehen. Mit dem, Herr Bundesminister, was Sie
hier gesagt haben, werden Sie die Prioritit der Bil-
dungspolitik nicht zuriickgewinnen, die Sie seit 1969
mit Threr Regierung verloren haben.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der
SPD: Na, horen Sie mal!)

Der Herr Bundeskanzler hat heute morgen davon
gesprochen, daB sich auch die Bildungspolitik in den
Gesamtkatalog der staatlichen Aufgabenprioritdten
einordnen lassen misse. Dem kann nicht widerspro-
chen werden. Er hat aber die Frage nicht beantwor-
tet, an welcher Stelle die Bildungspolitik in dem
Prioritatenkatalog der staatlichen Aufgaben aufzu-
fithren ist. Sie haben von der Prioritdt der Bildungs-
politik gesprochen, die Sie in Wahrheit verloren ha-
ben.

Ich meine auch, daB es keinen Sinn hat, hier an
Stelle der Diskussion ilber die Probleme der Bil-
dungspolitik die Vergangenheitsbewdltigung, Herr
Kollege Slotta, mit Geschichtsklitterung zu betrei-
ben. Damit hier keine neue Legende im Raum bleibt,
lassen Sie mich mit Genehmigung der Frau Prédsiden-
tin zitieren, was der Kollege Dr. Probst zum Beruis-
bildungsgesetz gesagt hat. Hier heifit es:

Sammeln Sie erst noch mehr Erfahrungen mit
dem 1969 erst verabschiedeten Berufsbildungs-
gesetz. Verbessern Sie dieses dort, wo es notig
ist.
Damit hat er eben nicht gesagt, was Sie ihm unter-
stellen: er habe eine Novellierung des Berufsbil-
dungsgesetzes abgelehnt.

{Zustimmung bei der CDU/CSU.)

Wir haben auch, Frau Kollegin Schuchardt, mit
Interesse zur Kenntnis genommen, dafi Sie diesen
Bildungsgesamtplan sehr kritisch gewiirdigt haben.
Aber es wird der FDP nicht gelingen, sich aus der
Verantwortung fiir diesen gemeinsamen Bildungs-
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Dr. Schduble
gesamtplan davonzustehlen; denn Thre Minister in
dieser Bundesregierung haben zugestimmt.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Gél-
ter: Den Antrag dazu habt ihr sogar selbst
gestellt!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Ver-
such, im Bildungsgesamtplan einen Rahmenplan fiir
das Bildungswesen mit einem Bildungsbudget zu ver-
binden, hat mit schrecklicher Deutlichkeit aufge-
zeigt, wie sehr die Mittel selbst zu den dringendsten
ReformmaBnahmen fehlen. Inzwischen sind die
finanziellen Schatzungen des Bildungsgesamtplans
durch die verscharfte inflationistische Entwicklung
ein ganzes Stiick zusatzlich entwertet worden, und
der Boden, auf dem sich die Bildungsplanung be-
findet, ist zunehmend schwankend.

(Abg. Dr1. Carstens [Fehmarn]: Sehr richtig!)

Wir werden'die Prioritdt nur zuriickgewinnen, wenn
sich auch in der Bildungspolitik niichterner Realis-
mus durchsetzt und wenn die Gesichtspunkte der
Effizienz stdrker zur Geltung gebracht werden.

Die Bundesregierung hat am 29. November 1973
in der Antwort auf die Grofe Anfrage meiner Frak-
tion zum Numerus clausus in groBfer Unbefangen-
heit erkldrt, ,daB auch heute noch jeder Studien-
bewerber einen Studienplatz findet, wenn er bereit
ist, seine Wiinsche hinsichtlich des Hochschulortes
und des Studienfaches zu modifizieren”. Eine zu-
treffende Erkldrung, die allerdings das Ausmal an
Trost nicht genau beschreibt, das ein Studienplatz
etwa im Bereich der Wirtschaftswissenschaften fiir
einen Abiturienten beinhaltet, der Medizin studie-
ren mochte.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Aber die Bundesregierung hat zugleich ausgesagt,
.daB mittelfristig" — also bereits nach 1975, und
Sie haben das heute wiederholt, Herr Minister —
+~die vorgesehenen Studienpldtze auch insgesamt
nicht mehr ausreichen werden .. .".

Von daher werden wir trotz des im Bildungs-
gesamtplan ausgewiesenen Zieles eines ausreichen-
den und ausgeglichenen Angebots an Studienplatzen
im Hochschulbereich der Tatsache ins Auge sehen
miissen, daB wir demnéchst in diesem Lande nicht
nur mit dem relativen, sondern mit dem absoluten
Numerus clausus werden leben miissen. Auch wenn
wir von den Ausbauvorstellungen des Bildungs-
gesamtplans ausgehen und die derzeitige Uberbe-
legung der in den Hochschulen vorhandenen Studien-
plétze hinnehmen, werden wir — beginnend noch
in diesem Jahr 1974 — mit einer zunehmenden Zahl
von Studienberechtigten rechnen missen, fir die
kein Studienplatz vorhanden ist.

Dies festzustellen heiBt nicht, den Numerus clau-
sus als Mittel zur Manipulation des Arbeitsmarktes
zu fordern oder als Instrument kapitalistischer Herr-
schaft, sondern dies ist die niichterne Beschreibung
dessen, was mein Kollege Golter am 6. Dezember
1973 mit den Worten beschrieben hat: Die von die-
ser Bundesregierung ausgestellten Wechsel konnen
jetzt und in Zukunft nicht eingelést werden und
gehen zu Protest. Ich habe deswegen Verstandnis,

daBl sowohl Sie, Herr Minister, als auch der Herr
Bundeskanzler heute ausgesprochen in Mollstim-
mung hier gesprochen haben; das ist eben so beim
Offenbarungseid.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.)

Diese Bundesregierung und die sie tragenden Par-
teien haben jahrelang groBe Erkldrungen produziert,

Erwartungen geweckt und damit Entwicklungen her--

beigeredet, die jetzt nicht und nicht auf absehbare
Zeit zu realisieren sind. Die Frage nach dem gesell-
schaftlichen Bedarf an Studentenzahlen zu stellen,
die als Erwartungshorizonte in der Bildungspolitik
produziert worden sind, hieB, sich in eine hoffnungs-
los reaktiondre Ecke zu stellen, obwohl mit der
Schaffung eines akademischen Proletariats eigentlich
auch den Betroffenen selbst nicht gedient sein kann.
Je praziser die Berechnungen werden, um so klarer
kommt zum Ausdruck, daf dieses Land — wie jedes
andere Land — nicht in der Lage sein wird, in der
Bildungspolitik stiandig neue Erwartungen zu er-
wecken und diese dann auch noch zu erfiillen.

(Abg. Dr. Probst: Sehr richtig!)

Wir werden es nicht schaffen — wie die Bundes-
regierung in der Ankiindigung ihres Bildungsberich-
tes propagierte —, etwa die Halfte eines Altersjahr-
ganges noch in dieser Dekade zum Abitur II zu
fihren und fiir wiederum die Halfte davon Studien-
pldtze zur Verfligung zu stellen. Wer solches ver-
spricht, ist im Ergebnis ein Feind der moéglichen
Reformen. Und diese Gesellschaft hat auch keinen
Bedarf an derartigen Zahlen von akademisch ausge-
bildeten Nachwuchskraften. Wir lehnen es ab, junge
Menschen akademisch auszubilden, ohne ihnen da-
nach eine Chance auf einen dieser Ausbhildung ent-
sprechenden Arbeitsplatz zu bieten. Deshalb ist fiir
uns die Frage des gesellschaftlichen Bedarfs eine
Frage unseres Verstdndnisses einer auf den Men-
schen ausgerichteten Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Auch der Bildungsgesamtplan fordert als Ziel ein
ausgewogenes Angebot an Studienplatzen, ausge-
wogen auch unter Beriicksichtigung des zu erwarten-
den Bedarfs an Hochschulabsolventen, ohne aller-
dings klar zu sagen, wie die Gesamtnachfrage nach
Studienplatzen mit dem Bedarf an Hochschulabsol-
venten in Ubereinstimmung zu bringen sein wird.

Die Bildungspolitik kann auch deshalb in der
Frage des Ausbaus des Angebots an Studienplatzen
nicht am gesellschaftlichen Bedarf vorbeigehen, weil
die staatlichen Mittel — wie wir zunehmend erken-
nen — knapp sind. Angesichts der dramatischen
finanziellen Fehlbetrdage, die sich schon bei Verwirk-
lichung des im Bildungsgesamtplan vorgegebenen
Minimums ergeben, wédre es nicht nur unverant-
wortlich, den Hochschulausbau am gesellschaftlichen
Bedarf vorbeizuplanen, sondern dies wird ganz ein-
fach auch politisch nicht zu realisieren sein — auch
dann nicht, wenn sich die Bildungspolitiker aller
Fraktionen in dieser Frage einig sein sollten. Den
Menschen also, und gerade den jungen Menschen,
die vom Numerus clausus betroffen sind, niitzen
keine Wolkenkuckucksheime der Bildungspolitik,
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sondern nur konkret realisierbare und finanzierbare
Reformen.

Dies alles heifit nicht — ich betone das, weil man-
che in diesem Hause gerne miBverstehen —, daB
wir nicht weiter daran arbeiten miissen die Chan-
cengerechtigkeit in der Bildungspolitik und durch
die Bildungspolitik zu verbessern.

(Abg. Dr. Probst: Gerechtigkeit!)

Wir haben in der Bundesrepublik Deutschland in den
vergangenen Jahren das soziale und das regionale
Bildungsgefédlle ein ganzes Stiick abgebaut — in
den einzelnen Lidndern teilweise unterschiedlich,
in meiner Heimat Baden-Wiirttemberg gewiB nicht
am geringsten. Aber wir werden uns damit nicht be-
gniigen, sondern wir werden beharrlich fiir die so-
ziale Bildungsgesellschaft weiterarbeiten. Gerade
die Unien, die fiir eine freiheitliche Lebensordnung
kampft und dazu dem einzelnen entsprechend seinen
unterschiedlichen Talenten und Neigungen indivi-
duelle Entwicklungschancen anbieten will, muB als
Voraussetzung fir die Gerechtigkeit in den Start-
chancen eintreten.

Dies aber heiBt fiur uns nicht, daB die Chancen-
gerechtigkeit in der Bildungspolitik erst erreicht
ist, wenn alle jungen Menschen den gleichen Bil-
dungsabschluBl erzielen. Im Gegenteil, wir halten
eine selche Nivellierung fur zutiefst ungerecht.

(Abg. Dr. Probst: Chancengleichheit, nicht
Zielchancengleichheit!)

Chancengerechtigkeit in der Bildungspolitik ist
nicht allein eine Frage von Abiturientenziffern und
Studienplatzen,

(Abg. Pfeifer: Sehr gut!)

sondern sie ist zun&dchst vielmehr eine Frage der
Einsicht vieler Eltern in die Notwendigkeit quali-
fizierter Bildung, eine Frage des Elementarbereichs
und des Ausbaus der beruflichen Bildung. Deshalb
haben fir die CDU/CSU in der Bildungspolitik der
Elementarbereich und die berufliche Bildung Priori-
tat. Und Chancengerechtigkeit ist im tertidren Be-
reich unter den gegebenen Umstdnden eine Frage
der Verteilung der knappen Studienplédtze. Deshalb,
Herr Minister, werden wir bei der Beratung des
Hochschulrahmengesetzes nicht davon abgehen, daB}
die knappen Studienpldtze nach dem Leistungsprin-
zip, also nach der Fahigkeit und dem Willen zu qua-
lifizierter Bildung, verteilt werden, weil nur dies als
Auswahlverfahren gerecht ist und zugleich die ge-
ringste Moglichkeit manipulatorischen Mifibrauchs
bietet.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Probst:
Sehr richtig!)

Wir werden uns bei der Neuordnung unserer
Hochschulen angesichts der gegebenen Knappheit
starker von Gesichtspunkten der Effizienz leiten las-
sen missen. In welcher Welt leben denn eigentlich
sozialdemokratische Bildungspolitiker, denen ange-
sichts der im Bildungsgesamtplan aufgezeigten Ent-
wicklung, die durch neue Zahlen ja noch wesentlich
dramatisiert wird, nichts Besseres einfédllt, als die
Hechschulen mit zusdtzlichen Eingangsprifungen
zu belasten, durch immer neue Selbstverwaltungs-

gremien die Arbeitsfdhigkeit der Hochschulen wei-
ter zu vermindern, durch ihre verblendete Fixierung
auf ihre Gesamthochschulideclogie den Prozel ge-
ringer werdender Effizienz der Hochschulen weiter
zu beschleunigen und am Ende dem wissenschaft-
lichen Nachwuchs durch die Institution des Assi-
stenzprofessors dieselben sozialen Probleme aufzu-
lasten, die wir heute durch den Numerus clausus
den Studenten zumuten?

(Abg. Pfeifer: Sehr gut!)

Wenn wir durch ein Hochschulrahmengesetz ver-
suchen wollen, die Bildungsprobleme im tertidren
Bereich ein Stiick weit zu lésen, dann muB sich die
Bundesregierung fragen lassen, welche Funktion
hierzu ein Gesetzentwurf haben soll, der in einer
Reihe von zentralen Punkten auf gewichtige ver-
fassungsrechtliche Bedenken stoBt. Herr Minister,
wenn Sie von der notwendigen Zusammenarbeit
aller Beteiligten gesprochen haben, dann sollten Sie
das Wort von der Blockadeposition am besten gar
nicht erst aussprechen oder gleich wieder zurlick-
nehmen; denn das vereinbart sich nicht mit einer
notwendigen Zusammenarbeit.

Hinter der Frage der verfassungsrechtlichen Be-
denken gegen diesen Entwurf der Bundesregierung
zum Hochschulrahmengesetz steckt nicht der Ver-
such, mit juristischen Mitteln angeblich notwendige
Refoermen abzublocken,

(Beifall bei der CDU/CSU.)

sondern hier geht es neben der gemeinsamen
Verantwortung fiir dieses Grundgesetz darum, daB
durch ein solches, méglicherweise verfassungswidri-
ges Gesetz ja dann nur zusdtzliche Belastungen fur
die Effizienz unserer Hochschulen entstehen wiirden.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)

Wir brauchen eine Verwaltungsstruktur unserer
Hochschulen, die nicht dem Parkinsonschen Gesetz
huldigt, sondern die neben der Selbstverwaltung
Lehrern und Studenten auch — und mdéglichst etwas
mehr — Zeit fir Forschung, Lehre und Studium 1&8t.
Wir brauchen zur Bewdltigung der Kapazitédtspro-
bleme unserer Hochschulen nicht noch mehr Gesamt-
hochschulideologie, noch mehr Anonymitat und Ver-
massung, sondern wir brauchen Hochschuleinheiten,
die flexibel auf Kapazitdtsprobleme reagieren kon-
nen und die die Effizienz des Mitteleinsatzes ver-
bessern. Daflir gibt es — wir haben es im Hearing
zuletzt wieder gehort — betriebswirtschaftlich und
wissenschaftssoziologisch Grenzen, die durch Ge-
samthochschulen allzu leicht berschritten werden.

Wir brauchen auch eine Personalstruktur des
Hochschullehrerkoérpers, die die Leistungsfahigkeit
des wissenschaftlichen Nachwuchses nicht mindert,
sondern fordert. Mit dem Assistenzprofessor wer-
den wir nach allem, was wir wissen, dieser Notwen-
digkeit nicht gerecht. Im ibrigen zeigen gerade die
miserablen sozialen Aussichten der vorgesehenen
Assistenzprofessoren auch, daB der Abbau des Lei-
stungsprinzips vor allem zu Lasten der Betroffenen
selber geht. Die Leistungsfahigkeit der Hochschulen
wird durch eine Verminderung der Zukunftschancen
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fir den Hochschullehrernachwuchs jedenfalls nicht
gefordert.
(Abg. Dr. Meinecke [Hamburg]: Wozu reden
Sie eigentlich jetzt?)

— Zum Bildungsgesamtplan und zu der Frage, wie
wir die darin aufgezeigten Probleme ldsen konnen,
einer Frage, der Sie sich hier bisher nicht gestellt
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wir werden durch eine Reform der Studieninhalte
die Studiengdnge entriimpeln miissen, um zu einer
Konzentration des Studienstoffes zu kommen. Der
Staat wird bei der Studienreform seine Verantwor-
tung nicht allein auf die Hochschulen delegieren
konnen. Die Ideologisierung des Studiums ist zu
verhindern, und eine darauf zielende Umfunktionie-
rung der Studienreform wird von uns abgelehnt.
Hochschulen, Staat und Gesellschaft miissen die
Studienreform gemeinsam bewadltigen. Einfach auf-
gepfropfte Regelstudienzeiten, wie dies der Ent-
wurf zum Hochschulrahmengesetz vorsieht, geni-
gen dazu jedenfalls nicht.

Neben der Reform der Studieninhalte und dem
Ausbau der Hochschulen aber gilt es vor allem —
um die Kapazitdtsprobleme zu losen —, gleichwer-
tige Alternativen praxisbezogener Ausbildung be-
reitzustellen. Das Problem des nicht mehr zu be-
waltigenden Ansturms auf unsere Hochschulen wer-
den wir nur lésen, wenn wir die einseitige Uber-
bewertung moglichst langer theoretischer Ausbil-
dung in dieser Gesellschaft abbauen.

{Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Car-
stens [Fehmarn]: Sehr gut!)

Fiir uns heift Chancengerechtigkeit in der Bildungs-
politik und Ausbau der sozialen Bildungsgesell-
schaft nicht, moglichst alle Berufe zu verakademi-
sieren,

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Sehr gut!)

denn diese Nivellierung ist weder gerecht noch
sachbezogen; sondern fir uns ist die freiheitliche
Alternative, dem jungen Menschen differenzierte,
im Prinzip gleichwertige und gleich chancenreiche
Bildungsgdnge anzubieten,

(Sehr gut! bei der CDU/CSU)

zwischen denen der einzelne unter freier Beriick-
sichtigung des von ihm erwarteten gesellschaftlichen
Bedarfs wahlen kann.

Dies aber erfordert nicht nur bildungspolitische
MaBnahmen, sondern auch eine Verdnderung der
Berufsstrukturen,

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU)

auch des Laufbahnrechts im 6ffentlichen Dienst. Hier
hat die Bundesregierung zum Nachteil der jungen
Menschen bis heute nichts getan,

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU)

und sie hat damit die bildungspolitischen Probleme
bei wachsenden Quantitdten immer weiter in die
Sackgasse treiben lassen, aus der der Bildungsge-
samtplan einen Ausweg sucht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
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Hier ist die Bundesregierung aufgefordert, nicht
nur zu reden, sondern zu handeln. Hier kann sie statt
Ideologie die Kraft zu echten Reformen beweisen.
Ich bezweifle, ob sie diese Kraft aufbringen wird.
Hier wird sie zeigen missen, ob sie tatsdchlich und
konkret fur die Verwirklichung gleicher und diffe-
renzierter Bildungschancen im Rahmen sozial-ge-
rechter Auswahlkriterien nach dem Leistungsprinzip
eintritt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Prdsident Frau Renger: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Wiister.

Wiister (SPD): Frau Prdsidentin! Meine Damen
und Herren! Die frohliche Ignoranz des Abgeordne-
ten Dr. Probst moge meine Rede befliigeln, die Dinge
einmal aus der Sicht eines Praktikers darzustellen.

(Beifall bei der SPD.)

Was der Kollege Dr. Schauble bot, war doch eine
Neuauflage der Numerus-clausus-Debatte. Uber
Hochschulpolitik wollen wir uns auch heute nicht un-
terhalten, vielmehr bin ich der Meinung, wir sollten
das in den Diskussionen iiber das Hochschulrahmen-
gesetz tun. Ich finde es wichtiger, daB wir tiber den
Primarbereich, den Elementar- und Sekundarbereich
des Bildungsgesamtplanes sprechen. Auch mochte ich
die Ausfihrungen meines Kollegen Slotta unterstrei-
chen, der den Bildungsgesamtplan als ein niichternes,
langfristiges Rahmenwerk vorhandener Bildungs-
vorstellungen von Bund und Landern dargestellt hat.

Der Charakter des Kompromisses oder auch der

| Zwang zur Einigung bestimmt naturlich seine Spra-

|
|
|
|
|
|
|

che und auch seine Aussage. Diese Umstande andern
aber nichts an der Tatsache, daB es im Rahmen des
kooperativen Foéderalismus gelungen ist, die Bil-
dungsvorstellungen in der Bundesrepublik nach ein-
heitlichen Grundsdtzen langfristig zu bestimmen.
Wir alle lernten doch im Laufe der Jahre, daf§ Bil-
dungsplanung nicht allein im Elfenbeinturm der Wis-
senschaft ohne Befruchtung durch die Politik gedei-
hen kann. Das Institut der Gemeinschaftsaufgaben
laBt aber Bund/Lander-Planung nur auf der Ebene
der Regierungen zu. Das sollte nicht Uibersehen wer-
den. Diese Tatsache bedeutet fiir die Parlamente,
EinfluB und Kontrollmdglichkeiten voll auszunutzen
und auch wahrzunehmen.

Die Verwirklichung und Ausfillung der organi-
satorischen Verbesserungen wird natirlich in ver-
schiedenen Bereichen des Bildungswesens unter-
schiedlich lange dauern. Das wissen wir auch. Ob-
wohl sich im Bildungsgesamtplan viele Ziele des
Bildungsberichtes '70 wiederfinden, fallt er dennoch
in mehreren Aussagen hinter dem letzteren zurick.
Deshalb bleibt der Bildungsbericht ‘70 in seinen ge-
sellschaftspolitischen Aussagen und Zielvorstellun-
gen fir meine Fraktion nach wie vor auch ein grund-
legendes Dokument, das durch den Bildungsgesamt-
plan keineswegs Uberholt ist. Dieser Plan mubBte
notwendigerweise ein Minimalkonsens sein, obwohl
an vielen Stellen sozialdemokratische Vorstellungen
sich durchsetzten, weil sie einfach die besseren wa-
ren und die CDU/CSU sich ihnen anschlieBen muBte.
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Ziel der Bildungsreform bleibt die Verwirklichung
des Rechts auf Bildung. Hier darf ich einmal aus dem
Bildungsbericht '70 zitieren: Nicht privilegierende
Auslese, sondern Chancengleichheit durch individu-
elle Bildungsférderung ist ihr wichtigster Grundsatz.
Nicht Nivellierung, sondern Differenzierung der Bil-
dungsziele und qualitative Verbesserungen sind ihr
notwendiger MaBstab. Der Unsinn von den ,ver-
massenden Kollektivinstituten”, meine Damen und
Herren von der Opposition, sollte doch in Zukunft
die bildungspolitische Landschaft nicht mehr ver-
giften.

(Abg. Dr. Probst: So unsinnig ist dieser
Begriff nicht!)

Chancengleichheit und Leistungsfiahigkeit bleiben
einander ergénzende und bedingende Prinzipien des
zukiinftigen Bildungswesens. Die Leistung mu8 aber
an der Maoglichkeit gemessen werden, geforderte
Leistung auch erbringen zu konnen.

Zum erstenmal in der Bildungsgeschichte zeigt die
Einbeziehung von Kindergarten und Vorschule einen
Weg auf, soziale Barrieren zu iiberwinden. Grund-
lagen bieten die Erkenntnisse der Frithpadagogik.
Wir wissen, daB der LernprozeB in den ersten Le-
bensjahren von hoher Bedeutung ist und die spitere
geistige Entwicklung hierbei mit einbezogen werden
muB. Niemand kann sich daher den Ergebnissen
erziehungswissenschaftlicher Forschung verschlie-
Ben, daB Begabung in LernprozeBen ihre Entfaltung
erfadhrt und ebenso auch gesteigert werden kann.
Spielende Lernvorgénge sollen die Ausdrucksfihig-
keit fordern und Denkprozesse einleiten. Die Sozia-
lisation, d. h. die Einordnung des Kindes in die Ge-
meinschaft, wird ebenfalls positiv beeinfluBt. Dieser
kompensatorische Effekt wirkt auch einer Milieu-
sperre entgegen und fordert gleiche Ausgangschan-
cen im schulischen Bereich.

In der niichternen Sprache des Bildungsgesamt-
planes heifit das, es miissen ausreichend Kinder-
gartenplatze errichtet werden. Wahrend 1970 erst
2090 aller Drei- bis Vierjahrigen einen Kindergar-
tenplatz erhielten, sieht der Plan 1975 529 und
1985 70°%, Kindergartenpldtze pro Altersjahrgang
Vor.

(Abg. Probst: Das Ziel ist in Bayern schon
erreicht, mein Lieber!)

Errichtung und Ausbau von Kindergiarten wird
von uns aber besonders in den bis jetzt vernachlas-
sigten Gebieten gefordert. Ebenso ist sicherzustel-
len, daB die Kinder berufstatiger Miitter und wirt-
schaftlich schwacher Familien vorrangig beriicksich-
tigt werden.

(Abg. Pfeifer: Sehr gut!)

Eine qualifizierte sozialpddagogische Ausbildung der
Erzieher setzen wir dabei natiirlich voraus. Der Be-
such des Kindergartens wird auf freiwilliger Grund-
lage beruhen. Eine Uberforderung des Kleinkindes
darf allerdings nicht eintreten, da sonst die Kreati-
vitdat und Spontaneitdt gestort werden.

(Abg. Dr. Probst: Den Grundsatz verdanken
Sie der Union!)

Zur individuellen Forderung des Kindes gehort
ebenso eine Verringerung der Kinder-Erzieher-Rela-
tion, die 1975 1:18 erreichen soll. Die Trager der
freien Jugendhilfe, meine Damen und Herren, diir-
fen nach den Vorstellungen meiner Fraktion nicht
eingeschrankt werden.

(Abg. Werner: Aber das wollt ihr doch
geradel)

Wir werden auch nicht auf die Mithilfe der Kirchen
verzichten, ohne allerdings den Anspruch aufzuge-
ben, daB der Staat dort eingreifen mulB}, wo perso-
nale Gemeinschaften nicht mehr ausreichend helfen
koénnen.

Der Ubergang der Fiinfjdhrigen vom Spielen zum
Lernen muf} gleitend gehalten werden. Die bisherige
Zasur im Leben des Kindes durch den Eintritt in die
Schule wird dadurch auch weitgehend vermieden.
Laufende Versuche miissen klaren, ob eine Vorver-
legung des Einschulungsalters erfolgen soll. Der
Ausbau von Einrichtungen fiir die Fiinfjdhrigen darf
aber auf keinen Fall dazu fithren, daB die Lern-
inhalte und Arbeitsformen der heutigen ersten
Klasse der Grundschule vorverlegt werden.

(Abg. Dr. Probst: Sehr richtig!)

Die Primarstufe — gemeint ist hier das erste bis
viete Schuljahr — baut auf den Erkenntnissen des
Elementarbereichs auf. Hier beginnt der bewufite
Lernvorgang, die systematische Form der schu-
lischen Arbeit, welche als entdeckendes Lernen ver-
standen sein will.

©
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muB auch soziales Verhalten einiiben und die Krite-
rien des menschlichen Zusammenlebens beachten.
Der unterschiedliche Reife- und Entwicklungsstand
des Kindes beim Eintritt in den Primarbereich ver-
langt aber eine individuelle und auch eine differen-
zierte Betreuung durch den Lehrer.

(Aha! bei der CDU/CSU.)

Mit Recht werden zu groBle Klassen fiir eines der
Haupthemmnisse der Schulreform gehalten.

(Abg. Dr. Probst: Also, nicht Integration!)

Deshalb soll ja auch die Klassenfrequenz
20 Schiiler pro Klasse nicht iiberschreiten.

1985

Uber die Richtwerte des Bildungsgesamtplans hin-
aus konnen wir diese Situation auch sehr schnell
verbessern. Ein Blidk auf die Studentenzahlen in
diesem Bereich zeigt das doch eindeutig. Es ist also
eine Frage der Bereitschaft unserer Gesellschaft,
diese Lehrer auch zu bezahlen, und der Lehrer, mit
den Gehaltsforderungen auf dem sprichwoértlichen
, Teppich" zu bleiben.

Prdsident Frau Renger: Herr Abgeordneter,
gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Wiister (SPD): Ich mochte meine Ausfithrungen
gern geschlossen vortragen, damit sie nicht gestort
werden.

Der Sekundarbereich I umfaft die Jahrgangs-
klassen 5 bis 10. Hier soll durch den aufgefdcherten
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Unterricht fiir alle Schiiler eine allgemeine wissen-
schaftsorientierte Grundbildung gewdhrleistet wer-
den. Eine vorzeitige Festlegung auf bestimmte Bil-
dungsgdnge muB allerdings vermieden werden. Mit
einer zuséatzlichen und einer zunehmenden Lei-
stungsdifierenzierung unter Beibehaltung eines ver-
pflichtenden Kernbereichs wird die Neigung und
Befdhigung des einzelnen berlicksichtigt werden.
Nach Auffassung meiner Fraktion kann nur die
integrierte Gesamtschule diese Ziele am besten ver-
wirklichen.

Hinter dem Sondervotum der CDU/CSU, man
brauche noch eine langere Zeitspanne vielfaltiger
Versuche, verbirgt sich die Bestrebung, das alte
Vertikalsystem doch beizubehalten. Wir erwarten
jedoch, daB dieser Dissens durch die bessere Ein-
sicht in die sachlichen und gesellschaftspolitischen
Notwendigkeiten bald iberwunden werden kann.

Ubereinstimmung besteht dartber, dafi die bei-
den ersten Schuljahre der Sekundarstufe I mit glei-
cdhen Curricula zur Orientierungsstufe zusammen-
gefaBt werden. Die Ablehnung der integrierten
Gesamtschule jedocdh schlieBt logischerweise eine
schuliormunabhingige Orientierungsstufe aus. Die
offensichtliche inhaltliche Ubereinstimmung der
Orientierungsstufe sollte Sie, meine Damen und
Herren von der Opposition, aber zu der Uberlegung
veranlassen, sich unseren Vorschlag noch einmal
anzusehen und sich ihm anzuschlieBen, um eine
unterschiedliche Entwicklung in den einzelnen Bun-
desléndern zu vermeiden.

Meine Fraktion unterstiitzt insbesondere die Ver-
besserungen der Personal- und Sachausstattung in
diesem Bereich. So soll z. B. das ehrgeizige Ziel einer
Verringerung der Schiiler-Lehrer-Relation von 22
im Jahre 1975 auf 20 bis 18 im Jahre 1985 erreicht
werden. Alle Schiiler sollen die Moglichkeiten er-
halten, den Sekundarbereich I mit einem qualifizie-
renden AbschluB zu beenden und den Zugang zu
entsprechenden weiterfithrenden Bildungsgangen zu
erreichen.

Zur Oberstufe — dem Sekundarbereich II — ge-
héren alle Bildungsgéange, auch die beruflichen.
Die Herstellung der Gleichwertigkeit von beruflicher
und allgemeiner Bildung in diesem Bereich ist fir
uns eine vordringliche bildungspolitische Aufgabe.
Eine Neuordnung der beruflichen Bildung im dua-
len System erfolgt durch eine Verstarkung des theo-
retischen Anteils bei der Ausbildung und durch eine
berufsfeldorientierte Grundbildung mit darauf auf-
bauender Spezialisierung.

Die Attraktivitat der beruflichen Bildung muf} aber
auch aus einem anderen Grunde erhoht werden. Die
Tatsache, daB die Richtwerte des Bildungsgesamt-
plans, nach denen 1985 etwa 24 %/ eines Jahrgangs
studieren sollen, schon viel frither erreicht werden,
wird zu einer weiteren Verschérfung des Numerus
clausus fiithren, was zur Folge haben wird, daB
schon fiir 1976 befiirchtet werden muB, dafl auch die
Bereitschaft der Abiturienten, an einem beliebigen
Ort ein beliebiges Fach zu studieren, nicht mehr
erfiillt werden kann. Andererseits ist es aber unver-
tretbar, Studienplatze iiber die geplanten Richtwerte

hinaus zu schaffen, wenn nicht in der Tat ein aka-[
demisches Proletariat die Folge sein soll. Unsere
Forderung nach einem verstirkien Ausbhau beruf-
licher Schulen sowie der Beseitigung des Berufs-
schullehrermangels méchten wir daher nochmals an
dieser Stelle nachdriicklich betonen.

Wir miissen auch die offentliche Verantwortung
fiir Ausbildung und Priifung verstdrken. Wenn die
Opposition bei der Erneuerung des Berufsbildungs-
gesetzes einerseits von Verstaatlichung der Berufs-
bildung spricht und andererseits im Bildungsge-
samtplan der beruflichen Bildung ihren hohen Stel-
lenwert einrdumt, der ihr in unserer Gesellschaft
auch zukommen muf, so scheint mir das allerdings
echt schizophren zu sein. Wir sind allerdings auf
das Schlimmste gefaBt, wenn wir beispielsweise
vom Kollegen Golter horen, der Referentenentwurf
sei flir den Papierkorb bestimmt, noch bevor dieser
iiberhaupt vorliegt.

(Abg. Dr. Probst: Der liegt schon vor! —
Abg. Dr. Golter: Thr verschickt ihn nur
nicht und sagt, es gibt ihn nicht!)

— Offiziell gibt es ihn noch nicht, Herr Kollege
Probst.

Die Ausgestaltung des horizontalen Schulwesens
verlangt aber auch konsequenterweise eine Neuord-
nung der Lehrerbildung. Der Stufenlehrer ist nicht
umstritten, jedoch seine Ausbildung. Die frithkind-
liche Begabungsforschung fordert aber konsequen-
terweise eine gleich hohe Qualifikation des Lehrers
im Grundschulbereich wie in den anderen Stufen.

Meine Fraktion ist nicht bereit, diese Forderung (p

aufzugeben.

(Abg. Dr. Probst: Deutsche Geistesgeschichte
fiir ErstklaBler!)

Das Minderheitsvotum der CDU/CSU zur Lehrer-
bildung macht jedoch deutlich, daB die Opposition
dem traditionellen Gymnasiallehrer die ,hoheren
Weihen" erhalten will. Auch hier zeigt sich wieder
der Pferdeful einer Beibehaltung der dreiklassigen
Schule, trotz allen Reformgeklingels,

Der tertidre oder Hochschulbereich sieht bis 1985
die weitere Bereitstellung von Studienplatzen fir
22 bis 24 9% aller Studienanfinger des jeweiligen
Altersjahrgangs vor. Diese Zahl wiirde auch den
AnschluB an die internationale Entwicklung sicher-
stellen. Zu Studienreform, Verweildauer und Regel-
studienzeiten werden wir, wie ich schon sagte, in
der Debatte iiber das Hochschulrahmengesetz noch
ausgiebig Stellung zu nehmen.

Die drohenden Ungleichgewichte im Bildungs-
wesen, das Versagen des traditionellen dreigeglie-

derten Schulwesens vor den Forderungen nicht nur

der Zukunft, sondern schon des Heute, die Bedeu-
tung einer Neuordnung der Schule fiir die Reform
des Laufbahnwesens und die Berufswelt liberhaupt
drangen uns doch zu einer Bestdtigung der im Bil-
dungsgesamtplan enthaltenen Aussagen. Diese Aus-
sagen miissen sehr rasch in praktische Politik um-
gesetzt werden; sonst miiten wir erwarten, daf§ im
Sinne von Heinrich B6ll das Volk am richtigen Ge-
genstand und im richtigen Augenblick einmal zornig
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Wiister

wirde: tiber ein veraltetes System, in dem nicht
Kinder zu freien Menschen herangebildet, sondern
eine neue Herrenschicht geziichtet wird.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Prdsident Frau Renger: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Moéllemann.

Méllemann (FDP): Frau Préasidentin! Meine
Damen und Herren! Im bisherigen Verlauf der De-
batte sind die positiven Aspekte des Bildungsge-
samtplans, seine Bedeutung als erstes Gemein-
schaftswerk von Bund und Landern gewiirdigt wor-
den; aber auch die Probleme, die dieser Plan noch
nicht 16st, wurden angerissen. Meine Kollegin
Schuchardt hat einiges grundsatzlich zur Problematik
der Planung und Durchfithrung solcher Planungen
auf dem Sektor der Bildungspolitik in der Bundes-
republik gesagt. Ich meine, daB der Verlauf der
Debatte es notwendig macht, daB ich in zwei der
Punkte, die meine Kollegin angesprochen hat, die
Auffassung der FDP noch einmal unterstreiche.

Einmal ist es die Auffassung, daBl eine den Not-
wendigkeiten voll entsprechende gesamistaatliche
Bildungspolitik unter der gegebenen Kompetenzver-
teilung eben nicht moglich ist — dies beweist dieser
Plan — und daB deshalb eine Ausweitung der Bun-
deszustdndigkeit fiir die Bildungspolitik notwendig
ist. Das hat nichts damit zu tun, da wir das foderale
System angreifen wollten. Das hat auch nichts damit
zu tun, daBB wir derzeit keinen Kultusminister stel-
len; das kann sich sozusagen tédglich @ndern.

(Heiterkeit.)

Es geht hier ausschlieBlich um die Sache.

Wir wissen auch, da manche Bildungspolitiker
der beiden anderen Parteien der gleichen Auffas-
sung sind. Ich habe mich ja mit einigen von ihnen
dartiber sehr intensiv unterhalten kénnen. Ich meine,
sie sind aufgerufen, mit uns gemeinsam die ent-
sprechenden Konsequenzen zu ziehen,

Eine zweite Bemerkung ist noch notwendig, und
zwar zu dem, was hier zur Verbindlichkeit dieses
Plans gesagt worden ist. Herr Kollege Probst, ich
habe in der Tat im AusschuBl dargelegt, daBl dieser
Plan bei allen Qualitaten, die er unbestritten auf-
weist, mich Uberhaupt nicht davon abhalten kann,
bei der gesetzgeberischen Arbeit im Einzelfall etwas
anderes fur sinnvoll zu erachten, als das, was dort
niedergelegt worden ist. Dies nicht nur deshalb,
weil man sich ja nach der Lehre eines Ihrer groBen

Weisen nicht davon abhalten lassen soll, tdglich |
kliger zu werden, sondern auch deshalb, weil ich |

mich hier nicht als Vollzugsorgan anderer Leute
betrachten will, auch dann nicht, wenn diese mir
sonst ganz sympathisch sind. Und andere Leute —
um es so salopp zu formulieren — als wir Parlamen-
tarier haben diesen Plan eben erarbeitet und verab-
schiedet. Da dies lauter sogenannte andere Leute
waren, die wir an sich noch zu kontrollieren haben,
wire es ein merkwiirdiges Verstdndnis unserer Auf-
gabe, wollten wir jetzt sagen, daB uns dieser Plan

in jeder Einzelheit binde, da wir damit jeden poli- c
tischen Handlungsspielraum verloren héatten.

(Abg. Dr. Probst: So ist es!)

Insofern ist es auch nicht die ausschlieBliche Aufgabe
dieser Debatte, diesen Plan als ein einmaliges, gro-
Bes Werk zu rithmen, sondern man sollte vielleicht
auch andeuten kénnen, wo Liicken liegen und wo
Aussagen gemacht werden, die einem so nicht ak-
zeptabel erscheinen.

(Abg. Dr. Probst: Das wird fiir den Bundes-
kanzler wichtig sein! — Heiterkeit bei der
CDU/CSU))

Unter dieser Pramisse mdchte ich einige Bemer-
kungen zu den Aussagen des Bildungsgesamtplans
zum tertidren Bereich sowie zu einigen anderen
Detailfragen machen. Die Beschreibung der quanti-
tativen Entwicklung des Hochschulbereichs macht
deutlich, auf welche Dimensionen wir uns einstellen
milssen. Wir werden spatestens 1985, wahrschein-
lich schon eher, wie gesagt worden ist, rund 1 Mil-
lion Studenten haben. Gegeniiber 1970 wére das
mehr als eine Verdoppelung, wenn die Prognose
richtig ist, daB ca. 22 bis 249 jeweils eines Jahr-
gangs ein Hochschulstudium anstreben und auch
erreichen werden. Insofern besteht kein Wider-
spruch, Herr Kollege Schauble, zwischen dem, was
wir im Bildungsbericht 1970 gesagt haben, und dem,
was jetzt im Bildungsgesamtplan steht. Die Halfte
von 50 % sind 25 %. Im Bildungsgesamtplan stehen
eben 22 bis 24 %,

(Abg. Dr. Schéduble: Das ist schon ein Unter-
schied!)

— Nun gut, ein kleiner Spielraum ist vorhanden.

Wenn wir aber diese Zahl auch als eine angemes-
sene Begrenzung nach oben verdeutlichen wollen —
hier gibt es nun einmal eine Grenze des Vertretba-
ren und Machbaren —, dann haben wir ganz beson-
deren Wert darauf zu legen, daB andere Ausbil-
dungsgdnge als das Hochschulstudium verbessert
werden, daB3 die Zielformulierung von der Gleich-
wertigkeit und Gleichrangigkeit allgemeiner und be-
ruflicher Bildungsgdnge keine Phrase bleibt, sondern
durch eine Reform der beruflichen Bildung konkrete
Gestalt annimmt. Ich kann nur hoffen, daB diese Not-
wendigkeit auch von der CDU/CSU gesehen und
realisiert wird.

(Abg. Dr. Gélter: Da sind wir besser als Sie!)

— Aber, Herr Kollege Golter — jetzt komme ich zu
Thnen; gut, daB Sie sich melden —, das, was man
erlebt, wenn man mit Vertretern der Opposition
etwa vor Versammlungen der Industrie oder des
Handwerks tber die Reform der beruflichen Bildung
zu disukutieren hat, 148t mich jedenfalls daran zwei-
feln, ob Sie zumindest das, was im Bildungsgesamt-
plan steht, iiberhaupt als minimale Einigungsformel
wollen. Wir haben in der vergangenen Woche vor
Vertretern des nordrhein-westfalischen Handwerks
diskutiert. Dabei stellten sich Ihre Mitglieder hin
und sagten: Es muB alles so bleiben, wie es ist; wir
selbst sind stolz darauf, Handwerker zu sein. Sie
machten damit Stimmung gegen die Reformpldne der
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Méllemann
Bundesregierung. Das haben wir gemeinsam in der
letzten Woche erlebt.

(Abg. Pfeifer: Aber Herr Mollemann, das
stimmt doch nicht! — Abg. Dr. Goélter: Das
ist nicht wahr!)

Hier habe ich eben Zweifel, ob Sie ernsthaft an eine
Reform der beruflichen Bildung herangehen wollen.

Die Definition der Struktur des Hochschulbereichs
bzw. die Zielsetzung fir dessen Neuordnung legt
sich auf die Gesamthochschule fest. Wir gehen aller-
dings davon aus, daf dies in der Regel die Einfiih-
rung der integrierten Gesamthochschule bedeutet.
Was den Zugang zu diesen Gesamthochschulen an-
geht, so befinden wir uns in einer intensiven Diskus-
sion im Rahmen der Beratung des Hochschulrahmen-
gesetzes im AusschuB.

Wenn wir einmal annehmen wollen, daB es auf
absehbare Zeit mehr Studienberechtigte als Studien-
plitze geben wird, dann kommt zwar der jahrlichen
Feststellung und Veroffentlichung der Zah! der Stu-
dienplitze im Sinne einer notwendigen Kapazitats-
kontrolle und zugunsten von mehr Transparenz so-
wie der Entwicklung und Verwendung von Testver-
fahren als Hilfsmittel bei der Studienwahl eine be-
sondere Bedeutung zu; die eigentlich heikle Frage
aber liegt in dem Verfahren, nach dem Studienplatze
vergeben werden. Hier wollen wir noch keine end-
giiltige Festlegung treffen. Wir haben unsere Kritik
an dem durch den Staatsvertrag fixierten Verfahren
bereits deutlich gemacht und sind skeptisch, ob diese
Kritik etwa durch die im Bildungsgesamtplan ange-
sprochenen neuen Profile fiir den Sekundarab-
schluB II ausgerdumt werden kann. Die Mitglieder
des Ausschusses fur Bildung und Wissenschaft wer-
den ja wohl in der néchsten Zeit Gelegenheit haben,
die internationalen Erfahrungen in der Anwendung
eines besonderen Hochschuleingangsverfahrens aus-
zuwerten. Vielleicht liegt hier wirklich ein positiver
Ansatz.

Zu den Problemen von Forschung und Lehre, zur
Studienreform sowie zur Regelung der Studien-
dauer moéchte ich hier nicht sprechen. Dies werden
wir ja bei der weiteren Beratung des Hochschulrah-
mengesetzes tun konnen.

Wir begriiBen aber ausdriicklich die im Bildungs-
gesamtplan vorgesehenen Hochschulbaumafnahmen.
Zweifellos liegt es nicht nur im Interesse der Hoch-
schulen selbst, sondern auch im Interesse der Gesell-
schaft, die ja erhebliche Summen aufbringen muB,
daB die Hochschuleinrichtungen optimal genutzt wer-
den. In diesem Zusammenhang gilt es auch, wie dies
Bundesminister von Dohnanyi getan hat, Uberlegun-
gen anzustellen und kritisch zu priifen, ob eine solche
optimale Nutzung durch Einfiihrung eines Studien-
jahres erreicht werden kann.

Uber die Notwendigkeit der Intensivierung des
Studentenwohnraumbaus werden wir wahrscheinlich
beim néchsten Tagesordnungspunkt — Ausbildungs-
forderung — etwas horen konnen. Wir halten diese
MaBnahme fiir duBerst wichtig und legen besonde-
ren Wert darauf, daB in Zukunft der Tatsache Rech-
nung getragen wird, daB mehr und mehr Studenten

verheiratet sind. Es muB also in verstdrktem MafBe
den Studentenehepaaren Wohnraum angeboten
werden.

Lassen Sie mich abschlieBend einige Sdtze zu den,
wie ich meine, positiven Ansdtzen zu begleitenden
MaBnahmen zur Verbesserung der Schulsituation
sagen. Ich meine, die Schulassistenten sowie die
Beratungslehrer und Schulpsychologen, die in un-
seren Schulen tdtigen Lehrer, aber auch die Schii-
ler und Eltern werden es sicherlich begriiBen, wenn
die fiir ihre pé&dagogische Téatigkeit qualifizierten
Krafte, die Lehrer, sich ganz ihrer eigentlichen Auf-
gabe widmen konnen, anstatt dadurch, daB sie so-
zusagen als iiberbezahlte Verwaltungskrafte tdtig
sind, den Lehrermangel noch zu verstarken. Aus den
Neuerungen, die sich im Zusammenhang mit der
Gesamtschule ergeben, erwachsen fiir die Beratungs-
lehrer und Schulspychologen mannigfaltige Auf-
gaben. Wir haben allerdings den Eindruck, daB
die CDU/CSU diese Neuerungen manchmal zwar
verbal akzeptiert, aber in der politischen Praxis
alles andere tut, als eine echte Fortentwicklung zu
unterstitzen.

(Zustimmung des Abg. Dr. Slotta.)

Meine Damen und Herren, ich komme zum SchluB.
Die FDP betrachtet den Bildungsgesamtplan als eine
wertvolle Leitlinie fiir ‘das bildungspolitische Han-
deln. Sie wird sich an dieser Leitlinie orientieren
und in allen Einzelfragen bemiiht sein, die Ansétze
dieses Planes auszuschopfen und, wo nétig, zu ver-
tiefen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

s =

Prdsident Frau Renger: Das Wort hat Herr
Staatsminister Dr. Vogel.

Staatsminister Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz):
Frau Préasidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der Bund-Ldnder-Bildungsplanungskommis-
sion war die Aufgabe gestellt, einen Bildungsge-
samtplan und ein Bildungsbudget zu erarbeiten.
Beides sollte dazu dienen, den vielfach entwickelten
Teilpldnen der letzten Jahre einen gemeinsamen
langfristigen Rahmenplan fir eine abgestimmte
Entwicklung aller Bereiche des Bildungswesens ge-
genliberzustellen. Es sollte kein utopisches Konzept,
sondern ein konkreter Plan und ein konkretes Fi-
nanzbudget fiir den Zeitraum von heute bis 1985
erarbeitet werden.

Unter groBen Schwierigkeiten und als Ergebnis
jahrelanger Bemithungen aller Beteiligten ist es im
vergangenen Jahr schlieBlich gelungen, einen Plan
vorzulegen, der eine tragfdhige Grundlage fir die
Weiterentwicklung und den Ausbau des Bildungs-
wesens in der Bundesrepublik darstellt. Der von
den Regierungschefs zundchst gesetzte Termin ist
freilich nicht eingehalten worden, weil alle an der
Arbeit der Bund-Ldnder-Kommission Beteiligten mit

| so schwierigen Sachfragen konfrontiert wurden, daf

1
1
!

mehr Zeit notwendig war. Es bedurfte komplizierter
Rechnungen, um ein zeitlich gestuftes System von
Kostenberechnungen und Finanzierungsplanungen
zu erstellen. Hinzu kam, daB die Verantwortlichen,
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Staatsminister Dr. Vogel

soweit sie die Bundesregierung
mehrfach in kurzen Zeitabstdanden
worden sind.

reprasentierten,
ausgewedhselt

Es ist schlieBlich gelungen, die einstimmige Ver-
abschiedung des Bildungsgesamtplans nicht nur in
der Bund-Lander-Kommission, sondern auch bei den
Regierungschefs von Bund und Léndern zu erreichen,
Mir scheint, das ist ein Ausdruck eines :durchaus
funktionsfahigen kooperativen Foderalismus und
ganz fraglos — alle Sprecher haben das hier be-
statigt — eine bedeutsame Station in der Weiter-
entwicklung des Bildungswesens in der Bundes-
republik. Dies rechtfertigt, so meine ich, die Bera-
tung des Bildungsgesamtplans in allen deutschen
Parlamenten, und ich freue mich, daB der Deutsche
Bundestag sich als zweites deutsches Parlament
heute dieser Auseinandersetzung widmet. Die Eini-
gung auf diesen Plan setzt die Bereitschaft aller Be-
teiligten voraus, wenigstens in Grundaussagen zu
einer Ubereinstimmung zu kommen. Allen Ver-
suchen, im nachhinein diesen Erfolg in die Scheuern
der einen oder der anderen Partei einzubringen,
sollte mit Entschiedenheit Widerstand geleistet
werden.

(Beifall der CDU/CSU.)

Dieser Bildungsgesamtplan, meine Damen und Her-
ren, ist nur dann etwas wert, wenn die zwolf Unter-
schriften aller Regierungschefs gleiche Verbindlich-
keit behalten.

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.)

Ihn mehr far diese oder jene Gruppe zu vereinnah-
men, hiefie, seine Tragfdhigkeit in Frage zu stellen.
Herr Abgeordneter Slotta, dies ist kein Kompromif§
zwischen Bund und Lédndern, dies ist kein Bildungs-
plan einer Partei, sondern das ist eine unter schwie-
rigen Bemiihungen erreichte gemeinsame Grund-
lage aller politischen Krafte in der Bundesrepublik
Deutschland.

(Abg. Wiister: Das haben wir auch betont!)

Man sieht nicht, daB das geniigend zum Ausdruck
gebracht wird, daB man sich auf diese gemeinsame
Grundlage verstandigt.

Frau Abgeordnete Schuchardt, man sitzt nicht im-
mer selbst auf dem schnellsten Schiff. Ich mochte
auch gerne Herrn Kollegen von Dohnanyi sagen:
wer anderer Meinung ist, kann unter Umstédnden
auch gute Grinde dafiir haben; es mufl nicht immer
die Absicht sein, blockieren zu wollen, wenn wider-
sprochen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Es ist gelungen, in wesentlichen organisatorischen
und strukturellen Fragen der Schul- und Hochschul-
politik, der Fort- und Weiterbildung, der auBerschu-
lischen Jugendbildung — iibrigens auch dort — und
der Budgetfragen zu einer Ubereinstimmung zu kom-
men. Herr Abgeordneter Wiister, warum soll eigent-
lich die Hochschule hier ausgeklammert werden? Sie
ist doch ein Teil des Bildungsgesamtplans, und es ist
doch hoffentlich niemandem peinlich, wenn nicht nur

iiber Gesamtschule, sondern auch iber Hochschule
gesprochen wird.

(Abg. Wiister: Dartiber debattieren wir im
Rahmen des Hochschulrahmengesetzes!)

— Ja, aber wir sprechen hier vom Bildungsgesamt-
plan, und manches wird ja im Hochschulrahmenge-
setz leider nicht geldst, was im Bildungsgesamtplan
grundgelegt ist.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wiister:
Andere setzen andere Akzente!)

Es ist allerdings, und das sei hinzugefiigt, nicht in
allen Grundsatzfragen gelungen, die notwendige Ge-
meinsamkeit zu erreichen. Wir haben bewufit ver-
mieden, verbale Kompromisse zu formulieren, wo
grundsédtzlich unterschiedliche Positionen uns trenn-
ten. Von den urspringlich einmal formulierten acht
Alternativvoten sind schlieflich drei erhalten ge-
blieben. Sie wissen, daBl die Lander Baden-Wiirttem-
berg, Bayern, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein
und das Saarland zur Frage der integrierten Gesamt-
schule, der Orientierungsstufe und der Lehrerbil-
dung ihr Konzept in Alternativvoten vorgelegt ha-
ben.

In diesen drei Punkten war und ist eine Einigung
zur Zeit nicht moglich. Ich darf darauf hinweisen, daf
diese Alternativvoten, wie alle anderen Texte auch,
Bestandteil des Bildungsgesamtplans sind und daf
sie gerade in diesem Punkt die Weiterentwicklung
offenhalten fiir politische Entscheidungen, die erst auf
zukinftigen Erkenntnissen aufbauen koénnen. Wir
nehmen die Aufforderung der zwo6lf Regierungschefs
ernst, auch in diesen Fragen die Auffassungsunter-
schiede zu iiberwinden, leugnen allerdings nicht die
Schwierigkeit, dies tatsdchlich zu erreichen.

Nun hat heute frih der Herr Bundeskanzler zum
Stichwort Gesamtschule einiges gesagt, was er von
Schule erwartet. Was der Herr Bundeskanzler hier
gesagt hat, scheint mir durchaus auch unserer Zu-
stimmung fahig zu sein, nur hat es mit Gesamtschule
relativ wenig zu tun. Ich mochte ihn einladen, sich
einmal am Beispiel der sechs rheinland-pfdlzischen
Gesamtschulversuche davon zu uberzeugen, daf es
nicht leichter ist, in der Gesamtschule vom C-Kurs
zum B-Kurs iiberzuwechseln als von der Realschule
zum Gymnasium.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wo gibt es denn — ist meine Frage — in dieser
Bundesrepublik eine funktionsfdhige Gesamtschule,
die das, was der Herr Bundeskanzler als Ziel fixiert
hat, besser erreicht, als es das Schulsystem eines an-
deren der Bundesldnder tut?

(Abg. Dr. Golter: Sehr gut!)

Es heifit doch, meine Damen und Herren, Gleichheit
uberfordern, wenn das bedeutet, die Freiheit zu
nehmen, dem Leistungsstarken mehr Leistung abzu-
verlangen und dem Forderungsbediirftigen mehr
Forderung zuzugestehen.

(Abg. Wiister: Wer will denn das? — Ge-
genruf des Abg. Dr. Probst: Die Integration
tut es!)

©
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Wer wie Herr von Dohnanyi von den Prifungen im
zehnten Lebensjahr spricht, muB sich fragen lassen:
Wer will denn das,

(Abg. Dr. Probst: Sehr richtig!)

wo im Lande wird das denn gefordert? Was wir al-
lerdings fordern, ist nicht die allgemeine Einheits-
stralle, sondern sind klar profilierte Alternativen, die
sich gegenseitig durch ihre Zielsetzung und durch
ihre Pofilierung Konkurrenz machen.

(Abg. Dr. Probst: So ist esl)

Nun ist allerdings gar nicht zu verkennen, daf
augenblicklich dieses von den drei Alternativvoten
gar nicht das eigentlich umstrittenste ist, da man ja
in Sachen Gesamtschule heute sehr viel vorsichtiger
formuliert, auch hier in diesem Hohen Hause, als
das vor Jahr und Tag der Fall war.

(Abg. Dr. Golter: Sehr gut! — Abg. Dr.
Probst: LernprozeB!)

Meines Erachtens belegt vielmehr die Diskussion der
letzten Monate, dafl vor allem dem Alternativvotum
im Bereich der Lehrerbildung besondere Bedeutung
zukommt. Im Gegensatz zu den sozialdemokratisch
geftihrten Regierungen haben es die CDU/CSU-ge-
fihrten Lander im Bildungsgesamtplan nicht bei all-
gemeinen Grundsdtzen bewenden lassen, sondern
ein konkretes Modell der Lehrerbildung vorgelegt,
das davon ausgeht, daB zu einem differenzierten
und gegliederten Schulwesen eine differenzierte Leh-
rerbildung gehort. Wir wollen hochqualifizierte Leh-
rer flr alle Schiiler aller Schularten und aller Alters-
stufen und brauchen dazu eine differenzierte Aus-
bildungsdauer und differenzierte Besoldungsregelun-
gen, denn niemand geht, wenn er Halsschmerzen hat,
zum Orthopdden, und niemand hilft mit dem Ein-
heitslehrer etwa der Berufsschule.

(Abg. Wiister: Der Vergleich hinkt! —
Gegenruf des Abg. Dr. Probst: Nein, das
ist sol)

Wir lehnen den Einheitslehrer oder gar den Ein-
fachlehrer deswegen ab, weil wir in den zahlreichen
Modellen, die den Lehrer in eine Schulstufe ein-
mauern, die Gefahr mitgegeben sehen, daf sie
Teufel durch Beelzebub austreiben und eine neue
Undurchlédssigkeit -— nur jetzt horizontal statt ver-
tikal — erzielen. Wer Durchléassigkeit winscht,
braucht Profilierung der Schularten und der ihnen
zugeordneten Lehrer.

Dessen ungeachtet haben wir — d. h. in diesem
Fall die CDU/CSU-gefiihrten Bundesldnder — dem
Bildungsgesamtplan zugestimmt, weil der Struk-
turteil ein langfristiges Rahmenkonzept fiir den
Ausbau und die Weiterentwicklung des Bildungs-
wesens bis 1985 enthdlt, das mit unseren bildungs-
politischen Zielvorstellungen iibereinstimmt, weil
der Bildungsgesamtplan die Einheitlichkeit des Bil-
dungswesens sichern kann und weil er die Chance
bietet, einseitige Entwicklungen, teilweise auch Ent-
artungen, in dem einen oder anderen Bundesland
zuriickzunehmen und in Zukunft zu verhindern. Wir
haben ihm zugestimmt, weil mittelfristig ein Bil-
dungsbudget erreicht werden konnte und weil fiir
den langerfristigen Zeitraum bis 1985 wenigstens

Kostenschdatzungen vorgenommen worden sind, de-
ren Finanzierung im Rahmen der Fortschreibung
der mittelfristigen Finanzplanung von Bund und
Landern gewdhrleistet werden mu8.

Nach Auffassung der CDU/CSU-gefithrten Lander
kommt es jetzt darauf an, alle weiteren Reform-
maBnahmen vom gemeinsam erarbeiteten Grund-
konzept des Bildungsgesamtplanes aus in Angriff zu
nehmen und den Bildungsgesamtplan nicht zu einem
Steinbruch umzufunktionieren, aus dem jeder das
ihm Passende herausbricht. Bedauerlicherweise spre-
chen Ereignisse der letzten Monate in der deutschen
bildungspolitischen Landschaft eine etwas andere
Sprache. Allzu leichtfertig versuchen einige bereits
heute, die Verbindlichkeit des Bildungsgesamtplans
wieder in Frage zu stellen und den gemeinsamen
Boden zu verlassen. Wer in die gegenwartige bil-
dungspolitische Diskussion hineinhort, wird merken,
daB keineswegs nur die Frage der Mengenlehre,
sondern daB die Sorge um Ausbildungsplatze in
Handwerk, Gewerbe, Handel und Industrie Thema
Nr. 1 der gegenwdrtigen offentlichen Diskussion ist.
Da sich jeder meiner Vorredner dazu geduflert hat,
ist das heute frith wohl auch im Bundestag deutlich
bestatigt worden.

Der Bildungsgesamtplan postuliert die Gleich-
wertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung.
Er spricht von einer Abstimmung von Bildungs-
gangen im allgemeinen und beruflichen Bildungs-
wesen. Er will zu einer Verstarkung und Differen-
zierung der theoretischen und das heifit der schuli-
schen Anteile kommen, und er bejaht ausdricklich
das duale System und die Beibehaltung der Praxis-
nahe. Er stuft die Bildungsgange in einjdhrige
Grundbildung und zweijahrige Fachbildung.

Im totalen Widerspruch dazu genehmigt das Bund-
deswissenschaftsministerium laufend neue Ausbil-
dungsordnungen, die statt dessen eine zweijahrige
Grundbildung und eine einjahrige Fachbildung vor-
sehen.

(Hort! Hort! bei der CDU/CSU. — Abg. Dr.
Golter: Das ist die aktive Kooperation des
Herrn von Dohnanyil)

Sie entsprechen nicht der Gliederung, die der Bil-
dungsgesamtplan vorsieht. Sie entsprechen nicht der
Entwicklung der Grund- und Fachbildung, sondern
sie hemmen sie und wirken diesbeziiglich gefédhr-
lich. Die Markierungspunkte der Bundesregierung
vom November 1973 zielen auf eine vollstdndige
Integration von beruflicher und allgemeiner Bildung.

Prdsident Frau Renger: Herr Staatsminister,
gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Staatsminister Dr.
Gerne, gnadige Frau.

Vogel (Rheinland-Pfalz):

Dr. Slotta (SPD): Herr Minister, muBl ich Ihrer
letzten Formulierung entnehmen, daB Sie dann
gegen jedes Experiment, gegen Versuche im Bil-
dungswesen sind?

(Widerspruch bei der CDU/CSU.)
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Dr. Slotta

Es ist doch nicht gesagt, daB das die durchschnitt-
liche Ldsung ist. Vielmehr ist das ein Versuch,

(Zuruf von der CDU/CSU: Beenden Sie
doch die Marchenstunde!)

durch Experimente auch schon die Phase fiir die
Zeit nach 1985 vorzuerfassen,

Staatsminister Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz):
Sie missen, Herr Abgeordneter Slotta, aus meinen
Ausfiihrungen entnehmen, da das Handeln des
Bundesministeriums fiir Bildung und Wissenschaft
nicht den Aussagen des Bildungsgesamtplanes ent-
spricht und es die Verwirklichung des Bildungs-
gesamtplans an diesem Punkte hindert und hemmt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Deswegen habe ich dieses Beispiel angefiihrt. Von
Experimenten kann da ja wohl nicht die Rede sein,
wenn nach einem alten und Uberholten Verfahren
weiter genehmigt wird, statt da8 auf die gemeinsam
gefundene neue Basis umgestellt wird.

Ich sprach von den Markierungspunkten der Bun-
desregierung vom November 1973, die auf eine
vollstandige Integration von beruflicher und allge-
meiner Bildung abzielen. Der Bund beansprucht in
ihnen fast ein alleiniges Regelungs-, Aufsichts- und
Vollzugsrecht und stellt die Verantwortung der
Kammern und auch der Bundeslander fiir diesen
Bereich weitgehend in Frage. Der inzwischen —
ich wollte an sich sagen: vorliegende; aber da gab
es vorhin Protest — bekanntgewordene Referenten-
entwurf zur Novellierung des Berufsbildungsgeset-
zes greift diese Tendenz nicht nur auf, sondern ver-
starkt sie. Er schaltet die Selbstverwaltungskorper-
schaften in der Wirtschaft bei der Anerkennung der
Ausbildungsstdtten nahezu vo6llig aus. Er fihrt zu
mehr Staat und zu weniger Eigeninitiative. Die dem
Bekenntnis zum dualen System zugrunde liegende
Partnerschaft von Betrieb und Schule wird im Ge-
setzentwurf aufgelost. Die Folge ist eine wachsende
Verunsicherung der Ausbilder — nicht, Frau Abge-
ordnete Schuchardt, von ein paar Bonzen, sondern
der Buchhdndler, der zwanzig Jahre Buchhéndler-
lehrlinge ausgebildet hat und das jetzt nicht mehr
tut, der Handwerker, die kleinen Industrie-
betriebe, die verunsichert sind und ihre Ausbil-
dungsleistung nicht mehr erbringen.

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Abg.
Mollemann: Sie fordern Sie ja geradezu auf,
sich zurlickzuziehen!)

— Ich bin nicht sicher, daB Sie bei dieser Fest-
stellung bleiben kénnen, Herr Abgeordneter, wenn
Sie sich drauBen einmal tatsdchlich umsehen und
bemerken, wie haufig von manchem Kleinbetrieb
der Konig von Sachsen aus dem Jahre 1919 zitiert
wird.

Die Folge ist eine Verunsicherung; das ist ganz
fraglos. Der Beitrag, Herr Kollege von Dohnanyi,
den Sie vor ein paar Tagen auf der GroBveranstal-
tung des Nordrhein-Westfdlischen Handwerkstags
in Disseldorf zur Diskussion gestellt haben, hat die
Verwirrung nur noch gesteigert, weil jetzt namlich
niemand mehr weiB, ob Ihre zwdolf Thesen von

Disseldorf oder ob die Markierungspunkte der
Bundesregierung gelten; denn beides zusammen
kann nicht gelten, es widerspricht sich an wvielen
Punkten.

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! —
Dialektik!)

Nicht nur Krisenzeichen der gegenwartigen Wirt-
schaftssituation — «das ist nicht ausschlaggebend
fir die Frage der Lehrlingsplatze —, sondern jahre-
lange allzu einseitige Diffamierung der Ausbildungs-
leistung der deutschen Wirtschaft und drohender
staatlicher Zugriff fithrt heute zu jener kritischen
Konsequenz, die wir beobachten kénnen.

Ich mochte hier sehr deutlich sagen: Es ist kein
Zweifel, am Numerus clausus an unseren Hochschu-
len tragen wir alle unser Stiick Verantwortung;
sollte es aber zu einem Numerus clausus in unseren
Betrieben kommen, dann liegt die Verantwortlich-
keit bei der Bundesregierung und bei denen, die die
Vorschldge gemacht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Dabei sollte niemand tibersehen, daB wir herr-
schende MiBstdnde miBbilligen und daB wir nicht
Ausbilder winschen, die nicht Ausbilder sind. Aber
es ist nicht wahr, daB die Mehrzahl der deutschen
Lehrlinge nur Hofe kehrt, Bier holt und Vesper-
brote herrichtet. Es ist im selben Umfang nicht wahr,
daB sich die CDU/CSU einer Novellierung des Be-
rufsbildungsgesetzes widersetze. Wir halten diese
Novellierung aus einer ganzen Reihe von Griinden
fir notwendig, aber nicht jede vorgelegte Vorlage
ist deswegen schon eine Verbesserung, weil sie
wesentliche Anderungen vorsieht.

Wie die berufliche Bildung, wurde auch die
Grundschule allzulange in der Diskussion der letz-
ten Jahre straflich vernachlassigt.

Prédsident Frau Renger: Herr Staatsminister,
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage?

Staatsminister Dr.
Gern.

Vogel (Rheinland-Pfalz):

Dr. Schweitzer (SPD): Herr Staatsminister, konn-
ten Sie dem Hause einmal erldutern, worin Sie
—erstens — selber ganz konkret die MiBlstdnde der
beruflichen Bildung in den Betrieben der Bundes-
republik Deutschland sehen und -—zweitens
welche ganz konkreten Vorschldge zur Abhilfe sol-
cher MiBstéande Sie entwickeln wiirden?

Staatsminister Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz):
Ich bin sehr dankbar fiir diese Frage. Ich sehe die
MiBsténde darin, daf wir, statt den Ausbildern zu
helfen, sie kritisieren, statt ihnen ihre Aufgabe zu
erleichtern, sie erschweren, statt zu mehr Ausbil-
dungsplatzen anzuregen, alles tun, um das Ein-
stellen von Ausbildung zu préamiieren.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wiister:
Das ist eine Behauptung!)

— Ich bedaure, daB Ihre Kenntnis nicht hinreicht,
etwa die sehr umfassenden Beschliisse zu einer Re-
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Staatsminister Dr. Vogel

form der beruflichen Bildung zur Kenntnis zu neh-
men, die wir teils fiir die ganze Bundesrepublik,
teils flir einige Lander vorgelegt haben. Sie besteht
in der Tat in der Notwendigkeit der Novellierung
des Berufsbildungsgesetzes, weil wir schon heute
erkennen, daB ncvellierende MaBnahmen notwen-
dig sind, etwa die Einbeziehung der Lehrer in die
Priifungsausschiisse, um nur ein Beispiel zu nennen.
Aber es ist eine Fehlentwidklung, wenn wir mit
typischer deutscher Griindlichkeit, statt mehr Hilfe
zu geben und mehr Aufsicht zu sichern, das Kind
mit dem Bade ausschiitten und denjenigen, der
Wesentliches beigetragen hat fiir die Entwidcklung
unserer Wirtschaft und unserer Gesellschaft, jetzt
in der Tat so behandeln, daB er diese Ausbildungs-
leistung zum Teil nicht mehr zu erbringen bereit
ist. Ich kann nur sagen, der Leidtragende ist aus-
schlieBlich der Absolvent der Realschule und der
Hauptschule, der im Herbst dieses Jahres keinen
Ausbildungsplatz finden wird. Und den zu schiitzen,
meine ich, widre unsere Aufgabe und unsere ge-
meinsame Verpflichtung.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Meine Damen und Herren, ich wollte zu einem
anderen neuralgischen Punkt, der in der Diskussion
so lange zu kurz gekommen ist, eine Bemerkung
machen: zum Stichwort Grundschule. Der Bildungs-
gesamiplan bekennt sich zu Recht zu Wert und
Funktion der Grundschule. Dementsprechend setzen
wir uns konsequent — und ich hoffe, alle — fiir eine
qualitative Verbesserung der Grundschule ein. Die
Klassenfrequenzen sind vorhin schon genannt wor-
den. Aber, meine Damen und Herren, das etwas alt-
modische Wort, daB Hans nimmer lernt, was Hans-
chen nicht gelernt hat, gilt auch bei der Grundschule.
Darum widersprechen wir etwa dem Vorschlag einer
FDP-Landtagsfraktion, nun ausgerechnet die Grund-
schulzeit von vier auf drei Jahre zu verkirzen. Dar-
um widersprechen wir dem Gesetzentwurf des
Herrn Kollegen Girgensohn, die Lehrerausbildung
fir den Grundschullehrer kiirzer und schlechter an-
zusetzen als die fur den Lehrer in der Sekundar-
stufe II.

{Beifall bei der CDU/CSU.)

In der Frage der Neuordnung von Lehrerbildung
und Lehrerbesoldung vermdgen allerdings auch Ex-
perten ‘den zahlreichen, sich oftmals gegenseitig
widersprechenden Konzeptionen der letzten Monate
nur noch schwer zu folgen. Ich plddiere fiir eine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung bei der Vorlage und dem
Zuriickziehen neuer Ausbildungs- und Besoldungs-
konzepte durch Minister von Bund und Landern.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Der Entwurf des Bremischen Lehrerausbildungs-
gesetzes vom Februar dieses Jahres widerspricht
eben allen diesbeziiglichen Aussagen des Bildungs-
gesamtplanes. Wenn Herr von Dohnanyi vorhin in
moderierter Weise fiir eine Verklrzung der Aus-
bildungszeiten pladiert hat und das auch im Gesetz
tun will, méchte ich ihn herzlich bitten, doch seinen
EinfluB im Lande Bremen dahin geltend zu machen,
daB die Studienzeiten dort nicht noch durch Gesetz
verldngert werden, sondern wenigstens so bleiben,
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wie sie gegenwartig sind. Aber es gehort in der Tat
eine gewisse Findigkeit dazu, im reichbebilderten
Wald der deutschen Lehrerverbande zu erreichen,
am Schiuf} alle gegen sich zu haben und aller Feind
und keines Freund mehr in diesem Bereich zu sein.

Wir diskutieren — lassen Sie mich das hinzufu-
gen — derzeit die wichtige und schwierige Frage,
ob langfristig an eine Verkiirzung der Schulzeit an
den Gymnasien in Deutschland zu denken ist. Ich
glaube, es war Frau Abgeordnete Schuchardt, die
das Thema angesprochen hat; oder es war einer
meiner Herren Vorredner. Mit dem Herrn Bundes-
kanzler und seiner Aussage in der Regierungserkld-
rung vom 18. Januar 1973 bin ich personlich fiir eine
allgemeine Regelschulzeit von insgesamt 12 Jahren,
weil ich die internationalen Mafstdbe fiir auch in
Deutschland anwendbar halte, auch dann, wenn das
nicht im Augenblick, sondern erst in den néchsten
acht bis zehn Jahren realisierbar ist.

Leider besteht diese Ubereinstimmung zwischen
dem Herrn Bundeskanzler und seinem Wissen-
schaftsminister offensichtlich nicht. Der Bundeskanz-
ler pladiert fiir die Verkiirzung in der Sekundar-
stufe II, der Herr Wissenschaftsminister fiir die Ver-
kiirzung in der Sekundarstufe I. Ich mufl Thnen aller-
dings gestehen: In diesem Fall bin ich der Meinung
des Herrn Wissenschaftsministers und nicht der
Meinung des Herrn Bundeskanzlers.

Man hatte hoffen koénnen, meine Damen und
Herren, daB auf der Basis des Bildungsgesamtplanes
auch eine Annaherung der Standpunkte in der Frage
des Hochschulrahmengesetzes moglich sein mubBte.
Die Vorlage des zweiten Regierungsentwurfs lie
Hoffnungen zu. Ich habe im Oktober letzten Jahres
im Bundesrat unsere Stellungnahme dazu einge-
bracht. Ich moéchte aber heute fragen: Warum wird
denn von seiten des Herrn Bundeswissenschaftsmi-
nisters nichts unternommen, kein ernsthafter Ver-
such gemacht, um in demselben Geist, der uns ge-
meinsam einen Bildungsgesamtplan erarbeiten lieB,
auch zu einer Einigung in der Frage der Hochschul-
gesetzgebung zu kommen?

Wer hindert denn den Bundeswissenschaftsmini-
ster daran, die Ergebnisse des Hearings der letzten
Woche uns gemeinsam zunutze zu machen und etwa
das Austricksen des Bundesverfassungsgerichts aus
dem Gesetzentwurf wegzunehmen?

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Wer hindert im {brigen Herrn von Dohnanyi
daran, seine Vorstellungen zur Frage des Ordnungs-
rechts nicht nur in der Westdeutschen Rektorenkon-
ferenz und vor den Kultusministern der Lander,
sondern auch einmal vor diesem Hause darzulegen
und entsprechende Gesetzgebungsvorschlage zu ma-
chen?

Wer hindert Herrn Kollegen von Friedeburg dar-
an, seine unerwartet, erwachten Hoffnungen auf
ein Ordnungsrecht im Hochschulrahmengesetz auch
in die dieser Tage vorgelegte Novelle eines Hessi-
schen Hochschulgesetzes einzubeziehen, wenn er
ein solches Ordnungsrecht fiir sein Land nunmehr
fiir notwendig halt?
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Staatsminister Dr. Vogel

Es ist leider nicht iiblich, dafi Kultusminister zu
Finanzfragen Stellung nehmen. Ublicher ist es in-
zwischen, dafl Finanzminister, vor allem aus den
Léandern, Bildungspolitik betreiben. Lassen Sie mich
eine Bemerkung zur Finanzierung des Bildungs-
gesamtplanes machen; vorhin ist schon darauf ein-
gegangen worden.

Die Tagesordnung der heutigen Plenarsitzung
weist diesen Tagesordnungspunkt erstaunlicher-

auf hingewiesen werden, daB dieser Plan und daB
die Finanzierung dieses Planes zu 90/ durch die
Gemeinden und Lander der Bundesrepublik erbracht
und gesichert werden. Der dankenswerte Hinweis
des Herrn Bundeskanzlers heute morgen auf die
gestiegenen Aufwendungen hdatte doch wohl einen
Zusatz verdient, wo diese Aufwendungen erbracht
worden sind:
(Beifall bei der CDU/CSU)

noch immer eben — und das sage ich, weil ich die
Schwierigkeiten kenne — zu fast 90 % in den Ge-
meinden und in den Landern; der Anteil des Bundes
hat sich in den letzten Jahren hier nur minimal um
Bruchteile hinter dem Komma verdndert.

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-

stein: Die beriihmten fremden Federn!

Zuruf von der SPD: Die haben ja Geld ge-
kriegt!)

— Ich bin nicht sicher, daB wir Geld gekriegt haben.
Denn wir haben weniger Geld gekriegt, als der Bil-
dungspolitik bei der Verwirklichung ihrer Anliegen
durch inflationare Entwicklung verlorengeht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Ich mufB Thnen, Herr Abgeordneter, auf diesen
Zwischenruf sagen: ja, ich bin dankbar, ich habe
20 Millionen Mark mehr fiir den Schulbau, als ich
je im Etat meines Landes hatte. Aber ich kann damit
leider nicht mehr, ja nicht einmal genausoviel Schu-
len bauen wie vor drei oder vier Jahren, sondern
etwa 10 bis 15 % weniger, weil mit gleichen Mitteln
nicht mehr zu leisten ist, was vor Jahren geleistet
werden konnte.

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wiister:
Da miissen Sie sich bei den Olscheichs be-
klagenl!)

— Ach, wissen Sie, ich habe gelegentlich den Ein-
druck, manchen kommen diese Schwarzen gerade
zurecht, weil man sie als Stindenbdcke braucht, um
von eigenen Aufgaben ablenken zu kdnnen.

(Zustimmung bej der CDU/CSU )

Es darf nicht weiter der Eindruck erweckt werden,

als sei die Funktionsteilung in der Bildungspolitik !

so, daB der eine die Kompetenz habe, Reformansto8e | Herrn Bundesministers zum Thema berufliche Bil-

zu geben, und der andere die Kompetenz, die aus
den Reformen erwachsenden Kosten zu finanzieren.

Ich muB, auch wenn das nicht jeder gern hort, |

darauf hinweisen, da3 die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung den Handlungsspielraum im Bildungs-

bereich zu verengen droht. Die Vorausschatzungen | parteiintern — zwischen allen Stiihlen. Es bleibt
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der Entwicklung des Bruttosozialprodukts haben im
Bildungsgesamiplan dazu gefithrt, daB wir bis 1975
von einem jahrlichen Wachstum von 4 % und von
1975 bis 1985 von einem Wachstum von jahrlich
4,7 %y ausgehen. Die Aussagen der Mitglieder der
Bundesregierung fiir das tatsachliche Wachstum des
Bruttosozialproduktes im Jahr 1974 schwanken zwi-
schen 0 und 2%,. Treten diese Vorhersagen tat-
sichlich ein, fihren sie notwendigerweise auch

. . i zu einer Streckung oder sogar zu einer Stagnation
weise als ,Beratung des Bildungsgesamtplanes der | g g g

Bundesregierung” aus. Ich hoffe, es handelt sich hier |
um einen Irrtum. Denn es muBl doch noch einmal dar- |

des Ausbaus der ReformmafBnahme im Bildungs-
wesen.

Der Hinweis des Herrn Bundeskanzlers, das miisse
man dann von Periode zu Periode sehen, ist fir mich
kein Trost. Denn ich muB dem Abiturienten vom
Fruhjahr 1974 sagen konnen, ob er 1980 Lehrer wer-
den kann, und kann nicht sagen: er soll mal schon
studieren, und wir werden uns das dann in der
mittelfristigen Finanzplanung am Ende dieses Jahr-
zehntes Uberlegen.

DaB es zum Bildungsgesamtplan kam, ist gut.

Jetzt miissen wir in die Phase seiner Verwirklichung
eintreten. Wir haben alles getan, um den Bildungs-
gesamtplan zu verabschieden. Wir werden jetzt
alles daransetzen, flir seine Verwirklichung zu
kdmpfen. Die Glaubwirdigkeit der deutschen Bil-

i dungspolitik, die vielfach in MiBkredit geraten ist,
: hédngt von dieser unserer Entschlossenheit ab.

Der Bildungsgesamtplan ist fir uns kein SchluB-
stein, sondern ein Meilenstein. Er ist die Voraus-
setzung dafiir, daB wir jetzt die Diskussion, wie

! Schule und Hochschule inhaltlich zu gestalten sind,
' mit Entschiedenheit fithren konnen. Denn nicht im

Bildungsgesamtplan, sondern in der Bestimmung
der inhaltlichen Aufgaben liegt die eigentliche Zu-
kunftsaufgabe der deutschen Bildungspolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Prdsident Frau Renger: Ich danke dem Herrn
Staatsminister.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Golter. Er
hat fiinf Minuten Redezeit beantragt.

Dr. Golter (CDU/CSU): Frau Prdsidentin! Meine
Damen und Herren! Ich will versuchen, in diesen
wenigen Minuten zu sagen, was noch beantwortet
werden mufl im Zusammenhang mit der sich ab-
zeichnenden Diskussion zur beruflichen Bildung.

Herr Kollege Mollemann hat den Vorwurf er-
hoben, bei diesem Thema wiirde innerhalb dieses
Hauses anders gesprochen als auBlerhalb. Herr Kol-
lege Mollemann, wenn wir die AuBerungen des

dung verfolgen, haben wir den Eindrudk, daB er sich
je nach Adressat in seinen AufBlerungen orientiert:
ein biBchen Wirtschaft, ein biBchen Gewerkschaft,
ein biBchen Wissenschaft, wie parteiintern gelegent-
lich ein bichen Brandt, ein biBchen Schmidt, ein
biBchen Wehner. Am SchluB sitzt man — nicht nur
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einem dann allenfalls vielleicht noch die Moglich-
keit, das als ,neue Mitte” zu definieren.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Ganz wenige Bemerkungen nur, damit wir uns
bei diesem Thema berufliche Bildung nicht miB-
verstehen.

Erstens. Wir sagen nein zu einer Verstaatlichung
der beruilichen Bildung. Das, was in diesem Refe-
rentenentwurf zu finden ist — und den gibt es ja
nun einmal —, ist eine Fiille von Rechtsverordnun-
gen, eine Fille von Detailregelungen, die die
schreckliche Vorstellung verraten, berufliche Bil-
dung lasse sich wie ein anderer staatlicher Auf-
gabenbereich bis ins letzte Detail hinein steuern
und verwalten. Die CDU/CSU sagt klar ja zur 6ffent-
lichen Verantwortung in der beruflichen Bildung.
Dies heiflt auch: Wir sagen klar ja zur staatlichen
Kontrolle. Wir sagen aber ein ebenso klares Nein
zu der Vorstellung, daB das bisherige System durch
eine umfassende staatliche Exekutive abgelost wer-
den soll.

(Beifall bei der CDU/CSU )

Der zweite Punkt, der auch von vornherein an-
gemerkt werden soll: Wir sagen nein zu einer Biiro-
kratisierung. Herr Bundesminister, wir wollen Sie
davor bewahren, in die Geschichte der deutschen
Berufsbildung als Edler von Parkinson einzugehen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.)

Wir alle wissen, welche auBerordentlichen Schwie-
rigkeiten alle Bundesldander derzeit haben, die fir
die Schule und gerade fir die Berufsschule not-
wendigen Planstellen zur Verfiigung zu stellen. Wir
sind dagegen, dal die Ressourcen, die Moglichkeiten
der Lander jetzt fiir eine aufwendige Berufsbildungs-
verwaltung verfrithstiickt werden, dafl die Stellen,
die wir fir die Schule brauchen, in mehr Verwaltung
hineinwandern. Wenn man sich den Paragraphen
iiber die Berufsbildungsverwaltung bei den ho&he-
ren Verwaltungsbehorden einmal anschaut, der im
BMBW gezimmert worden ist, findet man doch die
alte Vorstellung, da mehr Staat und mehr Beamte
von vornherein mehr Gerechtigkeit und mehr Glick
bedingten. Hier sagen wir von vornherein, daf3 das
in diesem Zusammenhang keine Reformperspektive
ist.

Die dritte Bemerkung: Es kommt darauf an, in
der Berufsbildung die Einheit von Betrieb und
Schule im Sinne eines einheitlichen Bildungsgangs
zu gewahrleisten. Diese Einheit von Betrieb und
Schule setzi die Kooperation zwischen Bund und
Lindern voraus. Wenn man jetzt einen Gesetzent-
wurf auf den Tisch legt, der der Bundesregierung
Rechtsverordnungen an die Hand gibt, mit deren
Hilfe sie bis weit hinein in die Kompetenz der
Lénder einwirken kann, dann zeichnet sich doch in
der beruflichen Bildung eine ahnliche Situation ab
wie beim Hochschulrahmengesetz. Wir sagen das
von Anfang an, damit hier nicht Schwierigkeiten
auftreten, die uns dann in &hnlich unerfreuliche
Situationen wie dort hineinbringen.

(Abg. Dr. Probst: Viel Feind, viel Ehr!)

Wenn man den mindigen Biirger will, wenn man die
miindige Gesellschaft will, sind zwar auch klare
staatliche Voraussetzungen und auch Kontrollen
notwendig,

(Abg. Wiister: Na also!)
aber der miindige Birger und die mindige Gesell-
schaft sind nicht zu vereinbaren mit Disziplinierung,
sind nicht zu vereinbaren mit einem Gesetzentwurf,
der von vornherein das Miltrauen zum Prinzip
macht, der von einer Gegnerschaft zwischen Staat
und Wirtschaft ausgeht und nicht versucht, Staat
und Wirtschaft zu Partnern zu machen.

Meine Damen und Herren, der letzte Satz: Dieser
Gesetzentwurf weckt bei uns eben den Verdacht, daB
hier wieder der Fehlvorstellung nachgelaufen wird,
berufliche Bildung miisse ein Abklatsch des seithe-
rigen ersten Bildungsweges sein. Es geht darum,
einen eigenprofilierten, zwar theoretisch fundierten,
aber die Berufswelt als pragenden Lernort in den
BildungsprozeB einbeziehenden Bildungsweg zu
schaffen. Hier eine verntinftige gemeinsame Rege-
lung chne sinnlose Biirokratisierung, ohne unnoétige
und ungute Ausweitung des Staatseinflusses zu be-
raten und uns darum zu bemtihen, dazu sind wir
bereit. Aber, meine Damen und Herren, es soll
bitte, wenn cin solcher Gesetzentwurf dann in einem
halben Jahr herauskommt, keiner sagen, wir wir-
den blockieren. Es ist das Recht der CDU/CSU, in
diesem Hause und in den Léndern eben andere
Konzepte zu entwickeln. Der Vorwurf der Blockade
ist von vornherein ungerechtfertigt, weil er davon
ausgeht, daB nur das eigene Konzept ruhig sein
kann.

Sozialdemokratische Bildungspolitik, meine Da-
men und Herren, hat in den letzten Jahren zu viel
Korrekturen hinnehmen missen, als daf dieser doch
etwas einseitige — um nicht zu sagen: arrogante —
Anspruch noch gerechtfertigt ware.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

e =

Prisident Frau Renger: Das Wort hat der
Herr Bundesminister von Dohnanyi.

Dr. von Dohnanyi, Bundesminister fiir Bildung
und Wissenschaft: Frau Prdsidentin! Meine Damen
und Herren! Die Debatte hat, so scheint mir, einen
sehr wichtigen Aspekt erbracht: die Feststellung von
Ubereinstimmungen zu den Zielen, die der Herr
Bundeskanzler hier heute morgen hinsichtlich der
Entwicklung eines Gesamtschulsystems vorgetragen
hat, sowie die Bemerkungen des Kollegen Vogel
dazu, daB die CDU/CSU mit diesen Zielvorstellungen
ibereinstimmen konne.

Ich bin der Auffassung, daBl sich hier in der Tat
durch diese Debatte als mogliche Entwicklung eine
Gemeinsamkeit er6ffnet hat, die ich nur unterstrei-
chen mochte. Der Herr Bundeskanzler hat darauf hin-
gewiesen, wir seien der Meinung, dall lebenswich-
tige Entscheidungen nicht fir die Zehnjahrigen,
sondern erst mit den Fiinfzehn- oder Sechzehnjah-
rigen getroffen werden sollten. Wenn man das errei-
chen kann — gemeinsam —, dann ist ein ganz zen-
traler Widerspruch im Bildungsgesamtplan iiber-
brickt und ein groBer Fortschritt erreicht. Insofern
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also ist der Konsens, der hier angedeutet wurde, ein | sich nicht in den Weg stellen, wenn es gilt, Erfa

bedeutendes Ergebnis, so scheint mir, dieser Debatte.

Ich wiinschte mir im iibrigen, Herr Kollege Golter,
Herr Kollege Probst, aber auch Herr Kollege Vogel,
daB alle Gesetzesvorlagen der Bundesregierung,
wenn sie wirklich eingebracht sind, von seiten der
CDU/CSU so sorgfaltige Beachtung finden wirden
wie diese — so will ich es einmal nennen — parla-
mentarische Fundsache.

(Abg. Dr. Golter: Das muB man systematisch
bearbeiten!)

Denn bisher gibt es doch gar keinen Gesetzentwurf
zur beruflichen Bildung. Hier ist zu einer Sache ge-
sprochen worden, die, parlamentarisch gesehen,
wirklich eine Fundsache ist.

(Abg. Dr. Gélter: Aber wir sagen es diesmal
frither!)

Herr Kollege Golter und Herr Kollege Vogel, Sie
irren sich wirklich! Die Markierungspunkte haben
Sie nur nicht gelesen, sonst wiiBten Sie, daB sich das,
was ich bei der DAG, also vor den Gewerkschaften,
und das, was ich vor der Wirtschaft in Diisseldorf
gesagt habe, in voller Ubereinstimmung mit den
Markierungspunkten befindet. Und insofern ist auch
hier, Herr Kollege Golter, am Ende eine positive
Perspektive.

(Abg. Pfeifer: Wie ist denn Ihre Auffassung
zu dem Klassenkampf?)

Ich nehme mit Freude zur Kenntnis, Herr Kollege
Pfeifer, daB Herr Vogel und Sie alle hier von seiten
der Opposition in diesem Hause gesagt haben: Wir
wollen keine Blockade. Sie wollen die Bundesregie-
rung bei der Reform der beruflichen Bildung und der
Hochschulen unterstiitzen.

(Abg. Dr. Gélter: Aber wir haben dann auch
eigene Vorstellungen!)

Ich, Herr Vogel, nehme dieses Angebot aus dieser
Debatte ausgesprochen froh an. Denn bisher waren
die Aublerungen von Herrn Golter anders zu ver-
stehen. Und wenn jetzt die staatliche Kontrolle hier
von seiten der CDU/CSU — ich will nicht sagen, in
Form einer Kapitulation, aber in Form einer frihzei-
tigen Einsicht — als ein notwendiges Element der
Reform der beruiflichen Bildung zu Protokoll gegeben
wird, so sind wir doch, Herr Golter, ein groBes Stiick
weiter. Ich bin froh, daB Sie in diesem Punkt offen-
bar frithzeitig eingesehen haben, in welche Richtung
die Dinge gehen miissen.

(Abg. Dr. Probst: Kontrolle ja, aber nicht
Durchfithrung!)

Wir haben also Chancen, auf der Bundesseite die
Kompetenzen auszuschopfen, die uns zukommen,
und selbstverstandlich, Herr Vogel, werden wir die
Ergebnisse der Anhorung zum Hochschulrahmen-
gesetz mit in die SchluBfassung einbringen. Nur,
bitte, es ist das Parlament, es ist doch nicht mehr
die Bundesregierung, die heute Uber die Vorlage
zum Hochschulrahmengesetz zu befinden hat. Es ist
nun Sache des Ausschusses und aller dort Beteilig-
ten, aus den Ergebnissen der Anhérung die Kon-
sequenzen zu ziehen. Die Bundesregierung wird

rungen umzusetzen, soweit solche Erfahrungen in

der Tat gegeben sind.

Unter diesen Aspekten, glaube ich, sollte man die
Debatte sehen: eine echte Chance, sich durch gegen-
seitige Information auf einen Kurs zur Reform zu
einigen,

(Zurufe von der CDU/CSU)

einen Konsens, Herr Kollege Pfeifer, auch im Hoch-
schulbereich vorzubereiten und unter dem Aspekt
der drei kritischen Bereiche, die ich hier zu um-
schreiben wversucht habe, schnelle Entscheidungen
herbeizufithren sowohl fiir die Frage der Hochschul-
politik als auch fiir die Frage der Berufsbildung.
Wenn Sie uns auch von seiten der Opposition mit
der ganzen Bedeutung, die das fiir den Bundesrat
haben wird, in der Frage des Hochschulgesetzes und
in der Frage 'der Berufshildung so unterstiitzen, wie
wir dies jetzt aus dieser Debatte hoffend mitnehmen
kénnen, dann bin ich sicher, daB wir in dieser Legis-
laturperiode die Grundlagen fiir eine wirkliche Re-
form unseres Bildungswesens legen bzw. verstdarken
konnen.

(Abg. Dr. Golter: Aber zuerst kommt ein-
mal der Referentenentwurf in den Papier-
korb!)

— Herr Kollege Golter, wenn dann auch Thre vor-
schnellen AuBerungen ,So nicht!” usw. korrigiert
werden mifiten — das Korrigieren ist ja keine
Schande. Ich bin froh, daB Herr Vogel hier so
deutlich fir die Kooperation gesprochen hat.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Prisident Frau Renger: Meine Damen und
Herren, zu Punkt 7 a der Tagesordnung liegen keine
weiteren Worlmeldungen mehr vor. Ich schlieBe
die Debatte. Der Altestenrat schldgt Thnen vor, den
Bildungsplan der Bundesregierung — Drucksache
7/1474 — federfihrend an den Awusschuf} fiir Bil-
dung und Wissenschaft — federfithrend — sowie zur
Mitberatung an den AusschuBl fiir Jugend- Familie
und Gesundheit, den Innenausschul und den Haus-
haltsausschuB zu ilberweisen. — Ich hoére keinen
Widerspruch; es ist so beschlossen.

Wir kommen jetzt zu Punkt 7 b und c der heutigen
Tagesordnung:

b) Beratung des Berichts nach § 35 des Bundes-
ausbildungsférderungsgesetzes zur Uberprii-
fung der Bedarissdtze, Freibetrdge sowie
Vomhundertsdtze und Hochstbetrdge nach
§ 21 Abs. 4 BAf6G

— Drucksache 7/1440 —

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Pfei-
fer, Dr. Fuchs, Dr. Golter, Frau Benedix, Hau-
ser (Krefeld), Dr. Hornhues, Frau Hirland,

Hussing, Dr. Oldenstadt, Dr. Probst, Dr.
Schauble, Dr. Waigel und der Fraktion der
CDU/CSU

betr. Bericht der Bundesregierung nach § 35
Bundesausbildungsiorderungsgesetz

— Drucksache 7/1589 —
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Beide Punkte sollen gemeinsam besprochen wer-
den. Wir treten gleich in die Debatte ein. Das Wort
hat der Abgeordnete Mollemann.

Moéllemann (FDP): Frau Préasidentin! Meine
Damen und Herren! Zum Bericht der Bundesregierung
nach § 35 des Ausbildungsférderungsgesetzes sowie
zum Antrag der CDU/CSU-Fraktion betreffend eben
diesen Bericht mochte ich fiir unsere Fraktion nur
kurz Stellung nehmen. Kurz deshalb, weil ja zum
einen der Bericht keine sensationellen Enthiillungen
gebracht hat, mit denen man etwa nicht hatte rech-
nen konnen, kurz aber auch deshalb, weil wir schon
sehr bald Gelegenheit haben werden, tiber eine An-
passung der Leistungen im Rahmen einer Novellie-
rung zu sprechen. Diese Novellierung sollte noch
vor der Sommerpause abgeschlossen werden.

Die Entwicklung der Einkommens- und Vermo-
gensverhdltnisse sowie die Steigerung der Lebens-
haltungskosten seit 1971 haben dazu beigetragen,
daB die Elternfreibetrige ebenso wie die Bedarfs-
sdtze heute nicht mehr den Anspriichen der Betrof-
fenen, aber auch nicht ihrer tatsdchlichen Belastung
gerecht werden. Insoweit ist eine Erhohung drin-
gend notwendig.

Die Bundesregierung hat in ihren Uberlegungen
zu einer Anpassung der Leistungen dargelegt und
durch einen Kabinettsbeschlul verdeutlicht, wie ihre
Vorstellung von der Notwendigkeit und Méglichkeit
einer Leistungsverbesserung aussieht. Meine Frak-
tion hat den entsprechenden BeschluB}, ab 1. August
bzw. 1. Oktober die Bedarfssadtze auf 500 DM und
die Freibetrage auf 960 DM zu erhthen, als eine
spirbare Verbesserung begriift. Wir waren uns
allerdings darin einig, daB die Bildungspolitiker ge-
meinsam mit den Haushaltsexperten versuchen soll-
ten, durch entsprechende Vorschlige zur Kosten-
deckung eine vorfristige Erhéhung noch in diesem
Jahr zu ermoglichen. Dieses werden wir bei der
weiteren Haushaltsberatung noch versuchen.

Zu anderen strukturellen Einzelproblemen des
BAf6G mochte ich im Augenblick nicht Stellung neh-
men, da unsere Meinungsbildung hierzu noch nicht
voll abgeschlossen ist. Allerdings hat unsere Frak-
tion bereits die Uberlegung gutgeheiBen, einen Teil
des Gesamtfoérderungsbetrages nicht mehr als Zu-
schuB, sondern als Darlehen zu vergeben. Die FDP
teilt also die Auffassung vieler in der Ausbildung
befindlicher junger Menschen, was die Verbesserung
des BAf6G angeht.

Ich glaube, man kann auch ohne weiteres — und
damit komme ich zum Antrag der CDU/CSU — die
in diesem Antrag angeregten Satze als sinnvoll und
nicht wbertrieben bezeichnen, wenn man z. B. die
Erhohungen des Deutschen Studentenwerks analy-
siert.

(Abg. Pfeifer: Sehr gut!)

520 und 1200 DM, das waren auch die Vorstellun-
gen der Bildungspolitiker der FDP fir eine Er-
hoéhung, wie Sie wissen.

(Abg. Pfeifer: Dann werden wir das mit-
einander verabschieden!)

Die besondere Problematik, Herr Kollege Pfeifer,
liegt aber fir uns darin, daB wir das, was wir als
Bildungspolitiker den Interessengruppen, die wir
besonders vertreten, zusprechen wollen, dann auch
tatsdchlich finanzieren miussen, und dies in Abstim-
mung mit den anderen Kollegen, die sich wiederum
mit anderen Interessengruppen konfrontiert sehen.

(Abg. Pfeifer: Soll ich Ihnen einmal vor-
lesen, was Herr Maihofer gesagt hat?)

— Sie haben gleich Gelegenheit, das in Ihrem Bei-
trag vorzutragen oder durch Ihren Kollegen vor-
tragen zu lassen.

Wenn man dann sieht, daB bereits die von der
Bundesregierung fir dieses Jahr vorgeschlagenen
MaBnahmen in diesem Jahr 30 Millionen DM, im
néchsten Jahr 1050 Millionen DM ausmachen — da-
von fir den Bund 650 Millionen DM —, dann ist
doch ganz klar, daB hier eine Abwédgung von An-
spriichen erfolgen muB. Deshalb hat meine Fraktion
den vorhin von mir genannten Beschlull gefalit.

Zweierlei konnen wir nicht tun, was die Opposi-
tion hier praktiziert: Erstens die Bevolkerung im
unklaren dariibrer lassen, daB die Gesamtausgaben
fir die Ausbildungsférderung von dieser sozial-
liberalen Koalition von 130 Millionen DM im Jahr
1968 auf etwa 3 Milliarden DM im Jahr 1975 ge-
steigert werden. Dies ist, unbeschadet der mdg-
lichen Veranderungen der Neuregelung, eine abso-
lut uniibliche, eine &uBerst eindrucksvolle Steige-
rungsrate, die verdeutlicht, welches Gewicht wir
eben dieser Aufgabe beimessen. Zweitens: Wir

kénnen beim besten Willen weder nachvollziehen (P)

noch durchgehen lassen, was die Opposition hier
taglich an Zaubertricks bereit hat. Auf der einen
Seite propagieren Sie ununterbrochen, insbesondere
in den letzten Monaten, die Notwendigkeit von
Steuersenkungen und damit die Verringerung der
Staatseinnahmen. Auf der anderen Seite haben in
gleichem Zeitraum die Kollegen von der CDU —
allein schon Kollege Worner fiir den Bereich der
Verteidigung, Kollege Todenhoéfer noch gestern fiir
die Entwicklungspolitik und eben die Kollegen Pfei-
fer und Golter fir die Bildungspolitik — Mehraus-
gaben in gewaltiger Héhe als notwendig propagiert.
Dieses phantastische Konzept, das da lautet, der
Staat moge weniger einnehmen, als Ausgleich dafir
aber mehr ausgeben, ist ganz schlicht Bauern-
fangerei, und dies werden wir noch mehr als bisher
der Offentlichkeit deutlich machen miissen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Die FDP-Fraktion mufl und wird den anderen, den
seridsen Weg gehen. Wir werden im Rahmen der
Haushaltsberatungen die vorgesehenen MalBnahmen
der Regierung zur Verbesserung der Ausbildungs-
forderung stiitzen und dariiber hinaus, wie schon
dargelegt, eine vorfristige Leistungsverbesserung zu
erreichen versuchen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Prdsident Frau Renger: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Fuchs.
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Dr. Fuchs (CDU/CSU): Frau Préasidentin! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die heutige De-
batte liber den Bericht nach § 35 des Bundesaus-
bildungsférderungsgesetzes koénnte man mit Fried-
rich Nietzsche bereits als eine unzeitgem&Be Be-
trachtung bezeichnen. Denn seit Mitte 1973, worauf
die Daten des Berichts beruhen, hat sich leider die
soziale Lage der Eltern von Schiilern und Studieren-
den mit schmalem Geldbeutel bereits erneut und
ganz wesentlich zum Schlechteren hin entwickelt.
Ich kann in diesem Zusammenhang der Bundesregie-
rung den Vorwurf nicht ersparen, daB sie trotz
wiederholter dringender Aufforderung nicht den
Antrégen der CDU/CSU-Fraktion gefolgt ist, den
Bericht 1973 so rechtzeitig vorzulegen, daB das Par-
lament noch 1973 dariiber debattieren kann, um
mogliche Anpassungen vorzunehmen. Als dieser Be-
richt schlieBlich am 13. Dezember 1973 vorgelegt
wurde, hat die Bundesregierung dieses Ziel tatsach-
lich erreicht, namlich eine Debatte und die Anpas-
sung 1973 unmoglich zu machen. Dabei steht im
Gesetz, daB dieser Bericht alle zwei Jahre vorgelegt
werden muB, damit man dariiber sprechen und die
Bedarfssdtze gegebenenfalls entsprechend anpassen
kann.

Ubrigens bestand die ndchste groBe Enttauschung
darin, daB der Herr Bundesminister fiir Bildung und
Wissenschaft in einem Begleitschreiben zu diesem
Bericht auf einen BeschluB des Kabinetts verwiesen
hat, daB die Anpassung erst zum 1. Januar 1975
erfolgen soll. Ich glaube, man kann deshalb nicht
sagen, daB damit dem Gesetz Rechnung getragen
sei. Ich kann sehr gut verstehen, daB das zu einer
sehr ‘heftigen Reaktion gefiihrt hat. Ich darf mir
auch die Bemerkung gestatten, daB das nicht dazu
beigetragen hat, die Empfindung auszuraumen, daB
in der Bildungspolitik dieser Bundesregierung eine
Kluft zwischen dem, was gesagt wird, und dem, was
tatsachlich getan wird, besteht, die wirklich bedenk-
lich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Ich darf vielleicht auch darauf hinweisen, daB ge-
rade in diesem Zusammenhang der Chancengleich-
heit von der Bundesregierung immer wieder Priori-
tat eingerdumt wird, angefangen vom Herrn Bun-
deskanzler iber den Herrn Bundesminister von
Dohnanyi bis zu Herrn Bundesminister Maihofer,
der sich, wie iibrigens auch Herr Bundesminister
Ehmke, neulich in der Debatte iiber die Verfassung
eindeutig zur Prioritdt der Bildung und vor allem
zur Herbeifithrung der Chancengleichheit bekannt
hat. Herr Bundesminister Maihofer hat sogar ex-
pressis verbis gesagt: Die Bundesregierung bejaht
die familienunabhdngige Foérderung. Er hat hinzu-
gefiigt, das Ziel sei die Ganztagsschule. In einem
merkwiirdigen Kontrast dazu stand allerdings die
Antwort, die der Bundesminister fiir Bildung und
Wissenschaft auf meine Anfrage zur Ganztags-
schule gegeben hat, indem er sagte, das sei kein
Problem der Forderung. Hier klafft erneut ein
Widerspruch.

(Abg. Pfeifer: Den Gesetzentwurf zur fami-
lienunabhdngigen Ausbildungsférderung
wird die Regierung demnéchst vorlegen!)

Prdsident Frau Renger: Herr Abgeordneter,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Mollemann?

Dr. Fuchs (CDU/CSU): Ja.

Mollemann (FDP): Herr Kollege Fuchs, konnen
Sie sich vorstellen, daB mein Kollege Maihofer von
Prioritaten sprechen kann, wenn Steigerungsraten
wie die vorliegen, von denen ich vorhin sprach:
Steigerung der Ausbildungsférderungssumme ins-
gesamt von 130 Millionen DM im Jahre 1968 auf
3 Milliarden DM im Jahre 19752 Ich weiB nicht
genau, wieviel Prozent das sind; Sie konnen es
ja mit mir gemeinsam ausrechnen.

Prdsident Frau Renger: Die Frage ist gestellt.

Méllemann (FDP): Konnen Sie sich vorstellen,
daB dies eine solche Aussage rechtfertigt?

Dr. Fuchs (CDU/CSU): Ich kann mir sehr gut
vorstellen, daB vor allem das, was die beiden Her-
ren Minister gesagt haben, im Widerspruch dazu
steht. Im tibrigen stimmen Ihre Zahlen, Herr Kollege
Mollemann, natiirlich auch nicht, und zwar des-
wegen nicht, weil frither die Leistungen der Lander
mit eingebracht worden sind. Ich meine, das ist eine
Geschichte, die man genauer priiffen muB. Man kann
diese Summe nicht pauschal greifen.

(Abg. Pfeifer: Der Gesetzentwurf zur fa-
milienunabhédngigen Ausbildungsféorderung
kommt also?)

Ich darf noch hinzufiigen, daB der vorgesehene
Anpassungstermin sehr unbefriedigend ist. Wir von
der CDU/CSU-Fraktion haben gesagt, die Anpassung
miisse wesentlich frither erfolgen. Wir haben als
Termin den 1. April vorgeschlagen. Ich weibB,
daB auch damit manche berechtigten Wiinsche, die
vorgetragen werden, nicht erfiillt werden kénnen.
Aber wir stehen vor der harten Notwendigkeit
erstens des zeitlichen Ablaufs und zweitens der Be-
riicksichtigung der finanziellen Vorstellungen. Ich
darf hier feststellen, daB sich sowohl die Bundes-
regierung als auch die Koalitions{raktionen in die-
ser Frage zweifelsohne in unsere Richtung bewegen.
Ich kann hier Herrn Dr. Meinecke zitieren, der im
AusschuBl fiir Bildung und Wissenschaft gesagt
hat, daB wenigstens eine teilweise Anpassung zum
1. April 1974 erfolgen solle. Ich kann mich auch auf
Sie, Herr Bundesminister von Dohnanyi, berufen. In
einem Pressebericht aus der ,Siddeutschen Zei-
tung” von gestern heit es — ich zitiere mit Geneh-
migung der Frau Prasidentin —:

Mit einem eindringlichen Appell an die Koa-
litionsabgeordneten hat sich Bundeswissen-
schaftsminister Dohnanyi dafiir eingesetzt, zu-
mindest einen Teil der Ausbildungsforderung
der Schiiler und Studenten bereits zum 1. April
zu erhohen,

(Abg. Pfeifer: So weit sind wir schon!)

Dohnanyi wies darauf hin, da andernfalls eine
fiir die Betroffenen besorgniserregende Lage
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mit entsprechenden politischen Folgen entste- Ich darf nun eine Bemerkung zu dem Problem
hen kénne. machen, das bei der von der Bundesregierung vor-

(Abg. Pfeifer: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren, dies war aber an sich
langst klar, denn die reale Lage ist nicht so, wie sie
sich teilweise in dem Bericht niedergeschlagen hat.
Herr Bundesminister, ich glaube, Sie sollten in die-
sem Zusammenhang vor allem an Ihren Kollegen,
den Herrn Finanzminister, appellieren, dem, was die
Bundesregierung zu ihrer Politik macht, Rechnung
zu tragen und in dieser Frage die Prioritdt richtig
zZu setzen.
(Zustimmung bei der CDU/CSU.)

Ich nehme an, daf3 der Herr Bundesfinanzminister
fir Sie gerade zur Zeit ein offenes Ohr hat. Viel-
leicht hilft uns das weiter.

Lassen Sie mich nun ganz kurz etwas zur Frage
der Bedarfssidtze sagen. Im Bericht steht, daB sich die
Preissteigerungen allein in den letzten zwei Jahren
auf 14,7°% belaufen. Leider muB hinzugefiigt wer-
den, daB die Preissteigerungsrate heuer wohl 9 9%
betrdagt und nach einer fritheren Aussage der Bun-
desregierung dann, wenn die Tarifabschliisse tiber
10 %o liegen sollten, auch iiber 109/ steigen wird.
Das verschlimmert die Lage ganz wesentlich. Dann
kommt auf die Studierenden und die Eltern der
Schiiler zweifelsohne eine Kostensteigerung von
mindestens 25 % zu.

Meine Damen und Herren, erschwerend kommen
zwei Tatsachen hinzu. Erstens: Das Budget eines
Studierenden reagiert, weil es in viel hdherem Aus-
maB auf Dienstleistungen angewiesen ist, auf Preis-
steigerungen viel empfindlicher als das Budget eines
durchschnittlichen Vierpersonenhaushalts. Wahrend
die allgemeinen Lebenshaltungskosten von 1967 bis
Sommer 1973 um 40 % gestiegen sind, sind die Le-
benshaltungs- und Studienkosten im gleichen Zeit-
raum -— wie das deutsche Studentenwerk feststellt
-— um 54 %o gestiegen.

Zweitens kommt hinzu, daB die Novelle dann
mindestens auch fir das nachste und ibernachste
Jahr gilt. Wie sich die finanzielle Situation hernach
fir die Eltern der Schiiler und die Studierenden dar-
stellt, kann man sich leicht ausmalen.

Lassen ‘Sie mich nun eine Bemerkung zur Frage
einer teilweisen Forderung iiber Darlehen machen.
Diese Frage hat auch Herr Mo6llemann angeschnitten.
Man darf {iber dieses Problem nicht ohne weiteres
die Aktendeckel schlieBen. Es muB vielmehr ernst-
haft erértert werden. Ich frage die Bundesregierung,
und ich frage auch Sie, Herr Méllemann: Kann man
es so machen, daB man die Betroffenen den Unter-
schiedsbetrag zwischen 420 DM und 500 DM, der ja
die Inflationsrate ausgleichen soll, iber Darlehen
finanzieren 1aBt? Das kann doch wohl nicht der Sinn
einer Forderung tiber Darlehen sein. Das ist — um
es ganz deutlich zu sagen — meiner Auffassung
nach ein Ruckschritt weit hinter das Honnefer Mo-
dell.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Die Bundesregierung muB sich hier unserer Auffas-
sung nach etwas anderes einfallen lassen. Dann wird
man diese Frage ernsthaft zu diskutieren haben.

| clausus

| konferenz

geschlagenen Anpassung in unseren Augen zweifels-
ohne die bedeutendste Rolle spielt; ich meine die
Freibetrdge. Es ist eine Tatsache, daB3 sich eine mas-
sive Verschlechterung durch das Zuriickgehen des
Forderungssatzes ergibt, weil sich die Einkommen
nominell wesentlich erhoht haben.

(Vorsitz: Vizeprasident Frau Funcke.)

Diese Erhohung betragt 35,8 %o, wie im Bericht selbst
festgelegt. Da kann es doch dann nicht stimmen,
daB die Freibetrdge nur um 20%. erhoht werden;
denn das bedeutet nichts anderes, meine Damen
und Herren, als dall erneut dieser ProzeB eintritt,
der 1973 an den Universitdten und bei den betroffe-
nen Schiillern und Eltern so bitter versptirt wurde,
daBl sie ndmlich trotz steigender Kosten einc der
Hohe nach wesentlich verminderte Ausbildungsbei-
hilfe erhalten. Es ist festgestellt worden, daB etwa
70 %o der Studierenden um 100 und teilweise mehr
Mark weniger Forderung erhielten, ja, daB 8%
Uberhaupt ausgeschieden sind, wie eine Unter-
suchung etwa des Studentenwerks in Munchen fest-
gestellt hat. Ich glaube, da muB die Bundesregie-
rung eine andere Haltung einnehmen. Herr Kollege
Mollemann hat diese Tatsache, daB der Freibetrag
in Héhe von 1200 DM mit den entsprechenden Fol-
gen fiir die lbrigen Freibetrdge gerechtfertigt ist,
selbst festgestellt. Auch die Westdeutsche Rektioren-
hat dies eindeutig klargemacht. Ich
glaube, man solite jetzt wirklich diesen notwendi-
gen Schritt tun. Aus dem Gesetz entnehme ich, daB
das eine Verpflichtung fiir den Gesetzgeber ist. Hier
steht namlich eindeutig, daB die Bedarfssédtze und
die Freigrenzen, die Vomhundertsdtze und die
Hochstbetrage entsprechend anzupassen sind. Dem
kommen wir so nicht entgegen, dem werden wir so
nicht gerecht. Das ist quasi eine Dynamisierung,
wenn ich mich so ausdriicken darf. Nirgendwo wird
man so verfahren wie gerade hier beim Bundesaus-
bildungsférderungsgesetz.

Meine Damen und Herren, ich darf aber doch
einige Bemerkungen dazu machen, wie sich die
Verschlechterung der Ausbildungsférderung aus-
wirken wird, wenn sie so laufen wird, wie es jetzt
aussieht. Die Werkarbeit, die sicherlich nicht zum
groBten Teil von den durch ihr Elternhaus finanziell
gut Abgesicherten geleistet wird, hat bei den Stu-
dierenden den hochsten Stand seit 1963 erreicht.
Nach einer Untersuchung des Deutschen Studenten-
werks leisteten 1967 27 %o der Studierenden Werk-
arbeit, 1973 40 9%,. Sogar wahrend der Vorlesungs-
monate — und dies ist fiir mich ein unertraglicher
Zustand — muBten 20 %o einem Erwerb nachgehen,
wahrend es 1963 nur 8?0 gewesen sind. Ich glaube,
diese Zahlen sprechen fiir sich. Die negativen Aus-
wirkungen haben leider einc bittere Note: Ver-
lingerung der Studienzeit, verringerte Leistungs-
fahigkeit, schlechtere Studienabschliisse, gerade fir
finanziell Schwdchere, damit geminderte Berufs-
chancen, Verscharfung des Numerus clausus, der
hier dazu noch eine Form des sozialen Numerus
annimmt. Das Ganze ist zweifellos ein
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massiver Schlag gegen die so laut verkiindete Ver-
wirklichung der Chancengleichheit.

Ich muf noch auf eine weitere sehr negative Folge
hinweisen. Die Berechtigten weichen in zunehmen-
dem MaBe heute auf die Sozialhilie aus. Sie wiir-
den es in noch hoherem MafBe tun, wenn nicht eine
gewisse Scheu bestliinde, diesen Weg zu gehen,
oder wenn sie besser informiert waren, daB sie da-
mit wesentlich mehr herausholen kénnen. Das aber
ist eine ungeheure Belastung der Gemeinden, die
ohnehin unter groBten finanziellen Sorgen zu lei-
den haben. Fragen Sie doch einmal bei Thren Ge-
meinden nach, wie massiv die Sozialhilfebetrage
in den letzten Jahren angestiegen sind!

Ubrigens ein interessanter Vergleich: 1969 ent-
sprach der Hochstforderungssatz nach dem Honnefer
Modell mit 320 DM dem Satz der Sozialhilfe, der
fir die Ausbildung zu erreichen war. 1973 haben
wir einen Hochstsatz bel der Bundesausbildungs-
forderung von 420 DM, beim Sozialhilfegesetz da-
gegen kann man 530 DM erreichen.

(Abg. Pfeifer: Das ist ein Stiick modernes
Deutschland!)

Das allein beweist doch die Dringlichkeit des ganzen
Problems und da man dieses nicht einfach mit der
leichten Hand wegschieben kann.

Meine Damen und Herren, vor diesem Hinter-
grund haben wir unseren Antrag gestellt. Ich darf
feststellen, dafBl offensichtlich auch bei der Bundes-
regierung auf Grund dessen schon ein gewisser Um-
orientierungsprozefl eingesetzt hat. Ich meine, wir
sollten bei der kommenden Novellierung mit Ernst
versuchen, uns diesem Antrag zu nahern. Wir haben
als Termin den 1. April vorgeschlagen. Hier scheint
bereits eine gewisse Anndherung mdoglich zu sein.
Wir haben die Erhéhung auf 520 DM vorgeschen.
Das ist nicht gewaltig, wie wir zugeben, aber es
entspricht dem Betrag, der vom Beirat vorgeschlagen
worden ist. Ich glaube, dieser Vorschlag ist begrun-
det, auch wenn die zukinftige Entwicklung damit
zweifelsohne noch nicht einbezogen ist. Wir meinen,
die Erhohung des Freibetrages auf 1200 DM sei eine
Notwendigkeit. Bei jedem anderen sozialen Gesetz
geht man davon aus, daBl durch die nominale Ent-
wicklung der Einkommen nicht Berechtigte aus der
Forderung ausscheiden bzw. zuriidkgestuft werden.
Warum soll dies denn gerade beim Bundesausbil-
dungsforderungsgesetz nicht gelten? Das kann,
glaube ich, niemand hier irgendwie begrinden.

Die finanziellen Auswirkungen sind natirlich er-
heblich. Aber nehmen wir den letzten Beschlufl der
Bundesregierung: Erhohung zum 1. August bzw.
1. Oktober 1974. Das wirde fiir den Bundeshaus-
halt sicher eine Summe von etwa 320 Millionen DM
ausmachen. Das 148t sich schwer sagen, weil neue
Berechnungen vom August und vom Oktober zu-
grunde zu legen sind. Aber, meine Damen und
Herren, wenn ich daran denke, daB der Bundesfi-
nanzminister bei AbschluBf des Haushalts 1973
4,5 Milliarden DM, die fiir irgendwelche Zwecke
vorgesehen waren, ohne den Haushaltsausschuf zu
befragen, in andere Kandle, z. B. zu Bundesunter-
nehmen, geleitet hat, dann, glaube ich, kann man

es sich nicht so einfach machen, zu sagen, fir diese
Pflichtaufgabe sei kein Geld da. Das muBl eben jetzt
gemacht werden, bevor der Haushalt verabschiedet
wird, und nicht hernach, wenn eventuell groBe Reste
gesammelt werden.

Meine Damen und Herren, ich bitte, diesen Antrag
der CDU/CSU-Fraktion fiir die Beratung der Ge-
setzes als Grundlage zu nehmen. Entscheidend wird
sicher sein, ob bei der kommenden Novellierung des
Bundesausbildungsforderungsgesetzes den berech-
tigten Anliegen starker Rechnung getragen wird, als
dies nach dem Willen der Bundesregierung bisher
der Fall ist.

Hier darf ich noch etwas einfligen. Ich habe mich
sehr gewundert, ja, ich war betroffen, daB der
Waisenbetrag nicht erhoht werden soll mit der Be-
griindung, das sei 1973 geschehen. Aber fragen Sie
doch einmal drauBlen, was geschieht, wenn bedauer-
licherweise der Familienerndhrer stirbt und die Fa-
milie dann plotzlich wesentlich weniger erhdlt und
dazu auch noch die Ausbildungsférderung ganz ge-
waltig sinkt! Das kann sozial nicht richtig sein. Das
mochte ich bereits bei dieser Gelegenheit andeuten
und auch einen Antrag ankiindigen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Fraktion
fordert also die Regierungskoalition auf, diese so-
ziale Benachteiligung fur einkommensschwache
Schichten zu beseitigen. Ob und wie es gelingt,
daran werden auch die schénen Worte von der
Prioritat der Bildungspolitik und von der realen
Chancengleichheit gemessen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU))

Vizeprdsident Frau Funtke: Das Wort hat der
Abgeordnete Vogelsang.

Vogelsang (SPD): Frau Préasidentin! Meine
Damen und Herren! Herr Kollege Fuchs, Sie ver-
stehen es sicherlich richtig, wenn ich am Schlufi mei-
ner Ausfithrungen einiges zu dem sagen will, was
Sie hier vorgetragen haben.

Meine Damen und Herren, wir miissen berick-
sichtigen, daBl dies der erste Bericht ist, der vor-
liegt. Der Deutsche Bundestag hatte mit BeschluB
vom 14, Juni vorigen Jahres noch einmal gefordert,
daB er zum Herbst vorigen Jahres vorgelegt wird.
Wenn Sie hier ein bifichen Sophistik zulassen, mufl
ich sagen, der 13. Dezember 1973 war noch Herbst
1973. Insoweit ist Thre Kritik, die Sie gegen die
Regierung loslassen, nicht so ohne weiteres richtig.

(Zuruf des Abg. Dr. Fuchs.)

AuBerdem, Herr Kollege Fuchs, darf ich Sie bitten,
§ 35 einmal richtig zu lesen und nachzusehen, wo da
etwas von Bericht steht. Das milssen wir hier wohl
auch ein bifchen zurechtriicken.

Der vorliegende Bericht ist geeignet, an drei Fra-
gen abgehandelt zu werden, auch weil es der erste
Bericht ist.

Erstens: Erfilllt das Gesetz das Anliegen des
Gesetzgebers? Das Gesetz besteht seit dem Jahre
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1971. Die Leistungen werden bekanntlich seit dem
1. August bzw. 1. Oktober 1971 gewdahrt. Das An-
liegen der Koalitionsfraktionen von SPD und FDP
war damals, mit diesem Gesetz einen Schritt zu
einem einheitlichen System individueller Férderung
zu tun. Man wollte also daflir sorgen, daB der ein-
zelne junge Mensch den Bildungs- und Berufsweg
wahlen kann, der seiner Neigung und Eignung ent-
spricht, und unabhdngig davon ist, ob die Eltern in
der Lage sind, auch die notwendigen finanziellen
Mittel aufzubringen. Wenn wir den Bericht einmal
dahin abklopfen, kénnen wir feststellen, daB im
Jahre 1973 36 %0 der Vollzeitschiiler in der Ober-
stufe und 47 %o aller Studenten Leistungen nach
diesem Gesetz erhalten haben. Wir miissen uns
auch vor Augen fihren, daB 45 % aller Geforderten
selber oder deren Eltern ein Einkommen hatten, das
so niedrig war, daB sie eigene finanzielle Beitrdage
fiir diese Ausbildungen nicht leisten konnten. In
diesem Zusammenhang muB auch darauf hingewie-
sen werden, daBl sehr wahrscheinlich aus wirtschaft-
lichen Grinden in 220000 Féllen junge Menschen
weiterfiihrende Schulen nicht hédtten besuchen kon-
nen. Diese Zahlen beweisen eindeutig, daB das Ge-
setz der Forderung nach Forderung der erstrebten
Chancengleichheit und nach mehr Aktivierung der
Bildungsreserven gerecht wird.

Die zweite Frage -~ hier darf ich noch einmal zu
Thnen kommen, Herr Kollege Fuchs — ist die Breite
des durch das Gesetz geforderten Personenkreises.
Man kann sich bei der Diskussion in der Offentlich-
keit des Eindrucks nicht erwehren, als hardle es sich
bei diesem Gesetz nur um cine Art Honnefer Mo-

dell, von dem also nur Studenten betroffen wiirden. |

Es wird sehr haufig dabei unterschlagen, dafi dieses
Gesetz in sehr breitem MaBe auch von Schiilern in
der Oberstufe in Anspruch genommen wird. Hier ist
nicht ganz uninteressant und auch nicht ganz ohne
Reiz, daB gerade der Verband Deutscher Studenten-
schaften die Forderung nach Bezifferung der An-
hebung der Bedarfssédtze und der Erh6éhung der Frei-
betrége erhebt, ohne alle anderen Gruppen dabei zu
beriicksichtigen — er tut das mit dem Satz ab, daB
das entsprechend zu geschehen hat —, und daB sich
die gleiche Begriindung in Threm Antrag wieder-
findet. Ich finde, das ist insoweit nicht ganz ohne
Reiz. Sie wissen, warum ich das sage: Weil Sie
nicht einmal bereit waren, den Verband Deutscher
Studentenschaften im Hearing zum Hochschulrah-
mengesetz anzuhoren.

(Abg. Dr. Fuchs: Ich orientiere mich an der
Westdeutschen Rektorenkonferenz!)

Ich komme zu der dritten und sicherlich bedeu-
tungsvollsten Frage: Welche Folgerungen sind aus
diesem Gesetz zu ziehen? Wir miissen in dem Zu-
sammenhang darauf hinweisen, daB dieses Geselz
ein stdndig erweitertes finanzielles Volumen gehabt
hat. Die Steigerungssdtze sind erheblich gewesen.
Dabei rdume ich ein, daB durch die Festlegung der
Obergrenzen und der Freigrenzen nicht immer eine
stindige Ausweitung im individuellen Fall erfolgen
konnte, dal wir aber hier in entscheidendem MaBe
in die Breite der Forderung gegangen sind, wie ich in
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der Antwort zu meiner Frage 1 dargelegt zu haben
glaube.

Wir sind mit Thnen und mit unserem Koalitions-
partner der Auffassung, daB der Bericht eine Grund-
lage dafiir ist, die Bedarfssdtze und Freibetrige zu
erhohen. Sie wissen auch — das haben Sie selber
vorgetragen —, daBl auf Grund der Vorstellungen
der Koalition die Bundesregierung ihren ersten Be-
schluB revidiert hat und bereit gewesen ist, eine An-
passung zum 1. August bzw. 1. Oktober dieses Jah-
res vorzuziehen. Wir werden auch weiterhin bemiiht
sein — da stimmen wir vo6llig mit der Meinung des
zustandigen Bundesministers lberein —, die An-
passung noch weiter vorzuziehen, damit dem Anlie-
gen und den Aufgaben dieses Gesetzes Gerechtigkeit
widerfdhrt. Dann miissen wir — weil heute morgen
schon wiederholt von der Inflation gesprochen wor-
den ist — in dem Zusammenhang aber auch einmal
darauf hinweisen, daB sich die Nettoeinkommen der
Arbeitnehmer, die Grundlage fiir die Berechnungs-
methode waren, nicht nur erhéht haben, sondern sich
in den vergleichbaren Zeitraumen mehr erhoht ha-
ben, als die Steigerung der Lebenshaltungskosten
betrug. Niemand wird das in diesem Raume bestrei-
ten. Mir scheint es aber bei dem oft etwas leichtferti-
gen Gerede iiber die Inflation notwendig zu sein,
anzuerkennen, daB reale Einkommenssteigerungen
nicht die Seltenheit, sondern durchaus die Regel ge-
wesen sind.

Wenn wir uns aber iiber Folgerungen aus diesem
Bericht unterhalten, meine ich auch darauf hinwei-
sen zu missen, daB es nicht nur um die Erhéhung
der Bedarfssdtze und Freibetrage geht, sondern daf
es auch notwendig ist, in diesem Zusammenhang auf
Miingel dieses Gesetzes hinzuweisen, Der Bericht
nennt zwar diese Mangel nicht; das Gesetz verpflich-
tet die Regierung auch nicht dazu. Ich gebe aber zu
bedenken, ob nicht in Zukunft in diesem Bericht auf
die Maéngel, die sich aus der Durchfithrung des Ge-
setzes ergeben, hingewiesen werden sollte. Ich darf
deshalb die Punkte, die wir als Mangel ansehen, hier
wiederholen.

Wie kann erstens die Férderung von Waisen und
Halbwaisen — da stimmen wir mit IThnen vollig tiber-
ein —, zweitens die Forderung von Kindern aus
geschiedenen Ehen und drittens die Foérderung von
nichtehelichen Kindern verbessert werden? Wie
kann die Ausbildungsfoérderung auch Frauen iiber
35 Jahren gewdhrt werden, wenn diese ihre Ausbil-
dung aus familidren oder sonstigen Griinden unter-
brechen muBten? Wie kann die Studienzeit nach dem
Besuch eines Abendgymnasiums oder eines Kollegs
familienunabhédngeg geférdert werden? Wie kénnen
Prifungsgebithren von den Amtern fiir Ausbildungs-
férderung getragen werden?

Ich darf auch hier sagen: Wir freuen uns dariiber,
daB mittlerweile ein Miéngelpunkt beseitigt wurde,
ndmlich da Wehr- und Zivildienst als Erwerbstatig-
keit im Sinne des Ausbildungsférderungsgesetzes
anerkannt wurde.

Fir besonders wichtig halten wir es, daBl eine
Regelung fir diejenigen getroffen wird, die Waisen-
rente bezjehen; denn niemand vermag einzusehen,

(@]

(D)



(A)

)]

Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 86. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. Méarz 1974 5649

Vogelsang

daB plotzlich nach dem Tod des Familienvaters oder
des Erndhrers die Forderungsbetrdage kleiner wer-
den oder sogar wegfallen. Von seiten der Regierung
wird uns ofters vorgetragen, das sei eine Frage der
Rechtssystematik. Ich muB allerdings darauf hin-
weisen: Hier darf man nicht etwas in den Vorder-
grund schieben, was in der Offentlichkeit nicht ver-
standen wird, was wir politisch nicht vertreten kon-
nen und was wir, wie ich hinzufugen muB, politisch
auch nicht vertreten wollen. Deshalb werden wir im
Rahmen der Novellierung dieses Gesetzes hier
einen besonderen Schwerpunkt sehen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Nun noch einige Worte zu Threm Antrag. Ich habe
schon darauf hingewiesen, daB Sie sich hier einer
Argumentation bedienen, die der Argumentation
des Verbandes Deutscher Studentenschaften ziemlich
nahekommt.

(Abg. Pfeifer: Westdeutsche Rektorenkon-
ferenz!)

Ich mo6chte noch einmal darauf hinweisen, daB es
uns unbedingt notwendig erscheint, dafl es mehr als
bisher in der Offentlichkeit, insbesondere aber auch
in diesem Hause bewuBt wird, daB es sich hier um
cin Forderungsgesetz fiir Schiller und Studenten
handelt.

Herr Dr. Fuchs, wir wollen ja mit Thnen eine
schnellere Anpassung der Bedarissdtze erreichen.
Aber ich habe heute morgen auch nicht iberhort und
nicht ibersehen, daB Sie dem Bundeskanzler in der
Auffassung zugestimmt haben, daBl es eine Diskre-
panz zwischen dem Winschbaren und dem finanziel-
len Machbaren geben kann. Ich darf Thnen kurz vor-
rechnen, was Sie gestern und heute mit Thren An-
tragen bewirkt haben: eine Belastung bzw. eine Min-
dereinnahme des Bundeshaushalts um rund 2 Mrd.
DM, Insoweit ist es, denke ich, durchaus berechtigt,
wenn wir sagen, daB im Rahmen der Haushaltbera-
tungen diese Frage sehr sachgerecht, aber mit allem
Nachdruck noch einmal gepriift werden sollte.

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion dankt
der Bundesregierung fiir den Bericht. Er bestatigt
uns, daB der von uns eingeschlagene Weg richtig ist.
Wir sind bereit, die notwendigen Konsequenzen zu
ziehen. Den vorgeschlagenen Uberweisungen stim-
men wir zu.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Meine Damen
und Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor.
Ich schlieBe die Aussprache.

Der Altestenrat empfiehlt die Uberweisung sowohl
des Berichts als auch des Antrags der CDU/CSU an
den Ausschufl fir Bildung und Wissenschaft als
federfithrenden AusschuB und an den AusschuB fir
Jugend, Familie und Gesundheit zur Mitberatung.
—- Ich hore keinen Widerspruch; es ist so beschlos-
sen.

[ch rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf:

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines

Gesetzes iber die Verwendung des Vermo- (€
gens der Deutschen Industriebank

— Drucksache 7/1266 —

Bericht und Antrag des Rechtsausschusses
(6. AusschuB)

— Drucksache 7/1712 —

Berichterstatter:

Abgeordneter Erhard (Bad Schwalbach)
Abgeordneter Dr. Stienen

(Erste Beratung 69. Sitzung)

Wiinscht der Herr Berichterstatter das Wort? —
Das ist nicht der Fall.

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Lesung.
Wer den §§ 1 bis 7, der Einleitung und der Uber-
schrift die Zustimmung geben will, den bitte ich um
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Es ist so be-
schlossen.

Wird das Wort in
dritter Beratung

begehrt? — Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur
Abstimmung in dritter Lesung. Wer dem Gesetz
zuzustimmen wunscht, moge sich vom Platz erheben.
— Gegenprobe! — Einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung und SchluBabstimmung des
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom

14. Mai 1973 zwischen den Mitgliedstaaten
der Europédischen Gemeinschaft fiir Kohle und (D)
Stahl und der Europdischen Gemeinschaft fiir
Kohle und Stahl einerseits und dem Konig-
reich Norwegen andererseits

— Drucksache 7/1140 —

Bericht und Antrag des Ausschusses fur Wirt-
schaft (9. AusschuBl)

- Drucksache 7/1691 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Freiwald
(Erste Beratung 64. Sitzung)

Wird das Wort zur Berichterstattung gewiinscht?
— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Aus-
sprache gewtinscht? — Das ist ebenfalls nicht der
Fall.

Wir verbinden die zweite Lesung und die SchluB-
abstimmung. Wer den Art. 1 bis 3 in der SchluBlab-
stimmung zuzustimmen winscht, den bitte ich, sich
vom Platz zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf:

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines
Dritten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes
iiber den Finanzausgleich zwischen Bund und
Lindern

— Drucksache 7/1489 —

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuB) gemdB § 96 der Geschaftsordnung
— Drucksache 7/1732 —
Berichterstatter: Abgeordneter Haehser
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Vizeprasident Frau Funcke
b) Bericht und Antrag des Finanzausschusses
(7. AusschuB)
— Drucksache 7/1731 —

Berichterstatter: Haase

(Kellinghusen)

Abgeordneter

(Erste Beratung 73. Sitzung)

Hierzu liegt zur zweiten Lesung ein Anderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU vor. Wird das
Wort zur Begriindung gewiinscht?

(Abg. Dr. Zeitel: Nicht zur Begriindung!)

— Wird das Wort zur Debatte iiber den Antrag ge-
wiinschi? — Frau Huber!

Frau Huber (SPD): Frau Prasident! Meine Damen
und Herren! Wir fragen uns nach dem Gewicht sol-
cher Antrdge, die niemand hier vertritt und deren
Befiirworter auch nicht anwesend sind.

(Beifall bei der SPD.)

Ich mochte mir deshalb eine lange Begriindung
unserer Ablehnung ersparen und nur darauf hin-
weisen, Herr Professor Zeitel, dal das Bruttoprin-
zip hier keineswegs verletzt ist; die Einnahmen wer-
den vollstindig ausgewiesen, und erst unter einem
besonderen Titel wird die Minuseinnahme ausge-
wiesen.

Im tibrigen muB ich Thnen sagen, dal das ein Pe-
titum der Lander ist, und zwar aller Lander, erfolgt
auf Anreqgung des Herrn Ministerprasidenten Stol-
tenberg. DaB Sie hier die Ausgabensteigerungsrate
des Bundes moniert haben, insbesondere auch in
einem Artikel im Union-Pressedienst, wo Sie von
Manipulation und von Verschleierung des Bundes-
haushalts geschrieben haben, kénnen wir iberhaupt
nicht begreifen. Denn alle hier wissen, daf} dies
Ausgaben der finanzschwachen Léander sind und
nicht eine Ausgabensteigerung des Bundes.

(Abg. Dr. Zeitel: Dazu sage ich noch etwas!)

— Ja, Sie konnen gern etwas dazu sagen. — Wir
finden es absolut merkwiirdig, dal Sie dies unter
,Haushaltsverschleierung” verstehen und daB Sie
im Gegensatz zu lhrer sonst getlibten Praxis, die
Meinung der Lander hier besonders gewichtig vor-
zuiragen, auf einmal im Gegensatz zu den Léandern
opponieren. Wir kénnen uns daher nur der Kritik
anschlieBen, die aus den Reihen der Lander und
gerade der CDU/CSU-Lander, die von diesen Er-
ganzungszuweisungen profitieren, zu diesem An-
trag gekommen ist.

Wir bitten, den Antrag abzulehnen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort wird
zum Anirag nicht mehr begehrt.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den Antrag
auf Drucksache 7/1795. Wer zuzustimmen winscht,
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag
ist abgelehnt.
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Wir kommen nun zur Abstimmung tUber den Art. 1
in der vorliegenden Fassung. Wer zuzustimmen

winscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlos-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung Uber die Arf. 2
und 3, Einleitung und Uberschrift in zweiter Le-
sung. Wer zuzustimmen wiunscht, den bitte ich um
das Handzeichen. — Gegenprobe! —- Enthaltungen?
— Mit grofer Mehrheit so beschlossen.

Wir kommen zur
dritten Beratung.
Das Wort hat Frau Abgeordnete Huber.

Frau Huber (SPD): Frau Prasideni! Meine Damen
und Herren! Ich mochte im Namen meiner Fraktion
folgende Erklarung abgeben.

Entsprechend den Vereinbarungen, die die Re-
gierungschefs von Bund und Landern am 30. No-
vember des letzten Jahres getroffen haben, bringt
das Dritte Gesetz zur Anderung des Gesetzes lber
den Finanzausgleich zwischen Bund und Ldndern
eine Verbesserung ihrer Beteiligung an der
Umsatzsteuer fiir dieses Jahr von 35 auf 37 % und
fir die dann folgenden beiden Jahre auf 38 ’/v. Zu-
satzlich erhalten die leistungsschwachen Lander,
ven denen hier gerade die Rede war, ndmlich
Bayern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland
und Schleswig-Holstein, eine Starkung ihrer Finanz-
kraft durch Ergdnzungszuweisungen in Hohe von
1,5 %0 des Umsatzsteueraufkommens.

Der Bund, dem die Umsatzsteuer bis zur Finanz-
reform 1969 allein zustand, nimmt damit erneut eine
Minderung seiner Finanzkraft hin. Die Minderein-
nahmen betragen 1974 fast 2 Milliarden, 1975 fast
2,8 Milliarden, 1976 fast 3 Milliarden DM. Es kann
nur unterstrichen werden, daB der Bund hiermit aus
haushaltswirtschaftlicher Sicht bis an die Grenze
des Vertretbaren gegangen ist. Seine Steuereinnah-
men sind im Gegensatz zu denen der Lander und
der Gemeinden schwaéacher gestiegen, ndmlich im
letzten Jahr nur um gut 13 %o, wahrend die Lander
iiber 14 % und die Gemeinden iiber 18 % Zuwachs
hatten.

Es kommt erschwerend hinzu, daB die Einnahmen
des Bundes auch kunftig in.schwdcherem MabBe stei-
gen werden, daB hingegen die aus seinem Anteil zu
bestreitenden Beitrdge an die EG neu hinzutreten.

Der Neufestsetzung des Verhiltnisses der Be-
teiligung an der Umsatzsteuer sind, wie schon frii-
her, lange Auseinandersetzungen zwischen Bund
und Lindern vorausgegangen. Unser Eindruck ist,
daB der Zweijahresturnus, in dem die Neuregelung
bis jetzt erfolgt ist, das Verhdltnis zwischen Bund
und Landern stark ‘belastet und die Koordinierung
der staatlichen Leistungen und auch der Konjunk-
turpolitik sehr erschwert hat. Es ist daher zu be-
griiBen, daB hiermit zum erstenmal eine Regelung
fiir drei Jahre erfolgt. Da Verdanderungen sich tber-
baupt nur léangerfristig niederschlagen und ablesen
| lassen, glauben wir, daB auch kiinftig eine langer-
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Frau Huber

(A) fristige Regelung Platz greifen sollte — &@hnlich wie

(B)

in Osterreich, wo man finf Jahre hat, und in der

Schweiz, wo man einen noch ldngeren Zeitraum |

kennt.

Sollten sich bei einer langerfristigen Regelung !

unvorhersehbare Anderungen von Gewicht ergeben,
so mull dem selbstverstiandlich Rechnung getragen
werden, so wie das Grundgesetz es vorsieht. Aus
diesem Grunde ist zwischen dem Bundeskanzler

und den Regierungschefs eine Revisionsklausel ver- |

einbart worden. Diese Revisionsklausel wird es
auch moglich machen, Belastungsverschiehungen, die
sich durch die kommende Steuerreform ergeben, so
zu regeln, wie das Beteiligungsverhdltnis zwischen
Bund und Léandern jetzt geregelt ist. Das heiBt, daB
nach Inkrafttreten der Steuerreform diese Klausel
zugunsten der Lander wirkt, auf die ja etwa vier
Fiinftel der Mindereinnahmen aus der Steuerreform
zukommen.

Bund und Lander haben sich verpflichtet — dies
ist besonders zu unterstreichen —, die Finanzaus-
stattung der Gemeinden als ihr gemeinsames An-
liegen zu betrachten.

Bund und Lédnder haben nach Art. 106 Abs. 3 GG
gleichmidBig Anspruch auf Dedkung ihrer notwen-
digen Ausgaben. Leider gibt es keinen objektiven
Malistab, wieweit die hier getroffene Regelung dem
entspricht. Gleiche Deckungsquoten, d.h. ein glei-
ches Verhdltnis zwischen Gesamteinnahmen und
Gesamtausgaben, wie es sich nach Meinung der
Landerfinanzminister aus dem Verfassungsgrund-
satz ergibt, lassen alle Lianderausgaben schlichtweg
als notwendig erscheinen und beriicksichtigen we-
der die unlerschiedlichen Auswirkungen pro- oder
antizyklischer Verhaltensweisen von Gebietskdrper-
schaften gerade bei der Deckungsquote noch die
unterschiedlichen Aspekte zumutbarer Kreditfinan-
zierung bei rentierlichen und unrentierlichen Inve-
stitionen. Der Bund hat sich daher bei seinem necu-
erlichen Verzicht auf Umsatzsteuereinnahmen stark
davon leiten lassen, daBl die Verbesserung der Bil-
dungspolitik, deren Finanzierung noch 1969 13,1,
letztes Jahr aber bereits 16,7°%0 der offentlichen
Gesamthaushalte gekostet hat, die Etats der Ldander
sehr belastet.

Der Bundesfinanzminister hat bereits in der Haus-
haltsdebatte des letzten Sommers darauf hinge-
wiesen, dal das einer der MaBstdbe sein muf, an
denen sich die kinftige Diskussion iiber Steuer-
anteile zwischen Bund und Lédndern zu orientieren
hat. Wir 'hoffen, dal das nunmehr festgelegte neue
Beteiligungsverhdltnis vorerst geniigend Luft und
Raum schafft fiir eine vom Steuerkrieg unbelastete
gute Zusammenarbeit zwischen Bund und Ldndern
im Sinne eines kooperativen Féderalismus.

Nach dem einstimmigen Votum von Finanz- und
Haushaltsausschuff bitten wir um Zustimmung zu
dem Gesetzentwurf.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Fundke: Das Wort hat |

Herr Abgeordneter Professor Zeitel.

Dr. Zeitel (CDU/CSU): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Ich darf mich auf wenige Be-
merkungen beschrdnken.

Die Fraktion der CDU/CSU begrifit es, daBl mit
dem vorliegenden Gesetzentwurf die Finanzaus-
gleichsverhandlungen zwischen Bund und Lindern
zu einem befriedigenden AbschluBl gefithrt worden
sind. Durch den hoheren Anteil am Umsatzsteuer-
aufkommen erhalten die Ldnder beachtliche Mehr-
einnahmen zur Erfiilllung ihrer Aufgaben.

Wir halten es auch fiir erwiinscht — und das ist
eine fur die gesamte Aufgabenerfillung dieses
Parlaments und der einzelnen Parlamente in den
Gebietskorperschaften zentrale Frage —, daB der
Finanzausgleich fiir einen ldngeren Zeitraum ge-
regelt wird, als es bislang iblich war. Kurzfristige
Regelungen des Finanzausgleichs bedeuten nicht nur
ein zusdtzliches Unsicherheitselement in der Haus-
haltsgestaltung der beteiligten Gebietskorperschaf-
ten, sondern sie erschweren vor allem auch eine
mitteliristige Finanzplanung und belasten das viel-
faltigen Spannungen ausgesetzte Klima der finan-
ziellen Beziehungen zwischen Bund, Landern und
Gemeinden.

Die im Gesetz vorgesehene dreijéhrige Giiltig-
keitsdauer der Regelung stellt in dieser Hinsicht
allerdings einen mehr formalen KompromiB dar.
Dessen praktische Bedeutung wird durch die anste-
hende Belastungsverschiebung auf Grund der Steuer-
reform eingeschrankt. Nicht nur die Steuerreform,
sondern ebenso eine befriedigende Gestaltung des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Landern droht
immer mehr in den Strudel von Anpassungszwdngen
bzw. AnpassungsmaBBnahmen des inflationdren Ent-
wicklungsprozesses zu geraten. Die finanziellen
Folgewirkungen des Inflationsprozesses treffen ndm-
lich bei unverdnderter Aufgabenstellung die ver-
schiedenen Gebietskorperschaften in sehr unter-
schiedlicher Weise — wie allein die letzten Lohn-
erhohungen =zeigen. Es wire daher nicht iber-
raschend, wenn inflationdre Anpassungsklauseln
auch in diesem Bereich gefordert wiirden, um die
real gewollte Aufgabenerfiillung bei den verschie-
denen Gebietskorperschaften finanziell sicherzustel-
len.

Wenn die CDU/CSU-Fraktion auch grundsatzlich
der Verbesserung der Finanzausstattung der Lander
zustimmt, so mufl doch auf zwei Probleme hinge-
wiesen werden, die mit dem vorgelegten Gesetz ver-
bunden sind.

Erstens. Die Mehreinnahmen der Lander fithren
zur Mehrbelastung des Bundes. Die dafiir erforder-
lichen Betrdage sind in Hohe von fast 2 Milliar-
den DM fir 1974 weder im !Haushaltsentwurf der
Bundesregierung noch in der vorliegenden Finanz-
planung berticksichtigt. Dies gilt ebenso fiir die Ein-
nahmeausfdlle auf Grund des von der Bundesregie-
rung vorgelegten Einkommensteuerreformgesetzes
ab 1975. Im Hinblick auf diese und andere in Frage
stechenden groBlen Betrdge, durch die sich die
Dedkungsliicken des Bundes wesentlich erhdéhen, er-
wartet die CDU'CSU-Fraktion, daB die Regierung

. baldmoglichst einen Ergdanzungshaushalt zum Haus-
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haltsentwurf 1974 und zugleich eine Darstellung der
Auswirkungen der neuen MaBnahmen auf die
Finanzplanung bis 1977 vorlegt sowie dabei auch
ihre Vorstellungen zur SchlieBung der Deckungs-
lucken erldutert. Nur das entspricht einer seriésen
und soliden Finanzpolitik und dem Sinn der Ge-
setzesvorschriften iber die Haushalts- und Finanz-
planung.

Zweitens. Unser Bedenken richtet sich — Frau
Huber, Sie haben es sich ein wenig zu einfach ge-
macht — darauf, daB mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf — entgegen jenem Bemiihen, das wir bei
der Regierung anerkennen, namlich die Schatten-
haushalte abzubauen - nun doch ein Rickschritt
eintritt. Die Ergdnzungszuweisungen werden nam-
lich kiinftig, anders als noch im vorigen Jahr, nicht
mehr als Ausgaben im Bundeshaushalt ausgewiesen,
sondern unter Verletzung des Bruttoprinzips als
Minuseinnahme vom Umsatzsteueraufkommen des
Bundes abgesetzt. Damit durchbricht die Neurege-
lung eindeutige Gesetzesvorschriften, die noch vor
wenigen Jahren mit den Stimmen aller Fraktionen
als Haushaltsreform beschlossen wurden. Der er-
kennbare Zweck ist eine Manipulation des Ausgabe-
volumens des Bundeshaushalts, das dadurch nicht
niedriger gehalten werden soll, als es in Wirklich-
keit ist. Die Ausgabensteigerungsrate, die fiir eine
finanz- und konjunkturpolitische Wiirdigung des
Haushalts von erheblichem Aussagewert ist und mit
der in der Offentlichkeit immer operiert wird, wird
damit erneut verfdlscht. Die Anwendung des Brutto-
prinzips in der 6ffentlichen Haushaltsgestaltung ge-
hort zu den in einer langen Entwicklungsgeschichte
herausgebildeten grundlegenden Gestaltungsprinzi-
pien des offentlichen Haushalts, dessen Durchbre-
chung mit der vorgesehenen Regelung einen prin-
zipiellen Riickschritt — nicht einen Fortschritt — in
der Haushaltspolitik gegeniiber friiheren Zeiten be-
deutet.

SchlieBlich kann auch nicht iibersehen werden,
daB die iéderale Ordnung der Finanzbeziehungen im
Hinblick auf die Beteiligung der Gemeinden durch
das vorliegende Gesetz in regional unterschiedlicher
Weise verdndert wird. Insoweit ist das Gesetz mit
fragwiirdigen Regelungen befrachtet, die in jedem
Fall nach unserer Auffassung nicht Anla zu wei-
teren Haushaltsmanipulationen sein sollten.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Abgeordnete Kirst.

Kirst (FDP): Frau Prasident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Offenbar sind sich ja alle
drei Fraktionen darin einig, daB die Verteilung
der Finanzmassen zwischen Bund, Landern und Ge-
meinden moglichst langfristig geregelt werden soll.
Ich glaube, wir sollten auch durchaus die Gefahr
sehen — und wir sind uns insofern einig, diese Ge-
fahr abzuwehren —, daBl aus diesen Verhandlungen
eine Art jahrliche Tarifrunde zwischen den Gebiets-
korperschaften wird. Ich glaube, das sollten wir
nicht wollen, und das konnen wir nicht wollen. Wir
sind uns auch einig — das haben die Ausfiihrungen

von Frau Huber sowohl als auch von Herrn Pro-
fessor Zeitel erwiesen —, daB selbstverstandlich in
den nachsten Jahren hier noch alle Anpassungen er-
forderlich sind, soweit sie sich aus dem Wirksam-
werden der Steuerreform ergeben.

Herr Professor Zeitel, ich habe etwas bei Ihren
Ausfithrungen nicht genau verstanden; vielleicht
liegt das an der relativ spaten Vormittagszeit. Was
haben Sie gemeint mit ,Dynamisierung” — wenn ich
das einmal so sagen darf? Ich hoffe, daB Sie das hier
nur als Schreckgespenst hingestellt haben, und das
Sie dem in keiner Weise 'das Wort reden wollten;
dann sind wir uns insoweit jedenfalls einig.

(Abg. Dr. Zeitel: Es ist leider nicht mehr
auszuschlieien, Herr Abgeordneter Kirst!)

— Ich wdre aber sehr, sehr dagegen, und ich hoffe,
mit 'hnen und allen anderen hier.

Uber die Frage Erganzungshaushalt werden wir
ja im Mai bei der zweiten und dritten Lesung des
Bundeshaushaltes sicher sehr ausfiihrlich debattie-
ren. Ergdnzungshaushalt hin, Ergdnzungshaushalt
her — der HaushaltsausschuB wird lhnen wie immer
einen Haushaltsplan 1974 auf dem denkbar neuesten
Stand liefern, und das ist ja im Prinzip das, was
durch einen Erganzungshaushalt in der Sache er-
reicht werden soll. Ich kenne die Intention Ihrer
Fraktion, die sie auch im Haushaltsausschull vor-
tragt; sie wollen etwas anderes. Ob das besonders
arbeitsokonomisch und politisch besonders niitzlich
ist, sei dahingestellt. Sie wollen, daBl wir durch das
Instrument eines Ergdnzungshaushalts, der iiber das
Parlament lauft, noch zusatzliche Runden an Haus-
haltsdebatten vor so leeren Bé&nken haben. Das ist
namlich das Problem, das dahintersteckt. Ich glaube
nicht, daB wir damit besonders gut beraten sind;
denn dieses Parlament hat ja sehr viel Arbeit und
macht sich auch noch viel Arbeit, soweit es sie nicht
ohnehin hat. Aber dariiber werden wir uns unter-
halten.

SchlieBlich zu dem Gegenstand, der ja schon in
der zweiten Lesung kurz behandelt worden ist. Was
hier geschieht, ist sicherlich vom Standpunkt der
reinen Lehre der Haushaltswahrheit — oder wie
immer — nicht das Allerschonste. Aber, Kollege
Zeitel, das hatten Sie vielleicht einmal den Minister-
prasidenten der CDU/CSU, die ja mit vier von finf
Beteiligten an diesen Erganzungszuweisungen an die
Lander sind, sagen missen; denn wir vollziehen
doch hier praktisch nur wie bei einer Art Staatsver-
trag, um es einmal so zu sagen -— formell ist es
nicht so, aber in der Sache ist es doch so —, nur
das, was die Bundesregierung und die elf Lander-
regierungen in dieser Frage ausgehandelt haben.
DaB das bisher nicht so war, liegt eben daran, daB
man bisher auch in den sachlichen Vereinbarungen
Mehrwertsteueranteil und Ergdnzungszuweisungen
nicht so miteinander verknipft hat.

Das Argument der Zuwachsraten — nun gut, wer
so vollendete Losungen will wie Sie, der sollte viel-
leicht nicht immer auch in diesen Zuwacdchsraten-
Fetischismus verfallen, den wir ja hier bei allen
Haushaltsdebatten Threrseits erleben.
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Kirst

Meine Damen und Herren, ich hoffe, ich habe die
an sich zustehende Redezeit im Verhdltnis der noch
anwesenden Kollegen genau reduziert.

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs-
parteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Meine Damen
und Herren, wir kommen zur Abstimmung in dritter
Lesung. Wer dem Gesetz zustimmen will, den bitte
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Es ist so beschlossen.

Ich rufe den Punkt 11 der Tagesordnung auf.

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur Anderung des Margarine-
gesetzes

— Drucksache 7/877 —

Bericht und Antrag des Ausschusses fur Er-
nahrung, Landwirtschaft und Forsten (10. Aus-
schuB)

— Drucksache 7/1763 —

Berichterstatter: Abgeordneter Marquardt
(Erste Beratung 48. Silzung)

Wird das Wort zur Berichterstattung gewiinscht?
— Das ist nicht der Fall.

Ich rufe in zweiter Beratung auf Art. 1 bis 5, Ein-
leitung und Uberschrift. Wer zuzustimmen wiinscht,
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! —
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen.

Wir kommen zur SchluBabstimmung. — Das Wort
wird nicht gewilinscht. Wer zustimmen mochte, den
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Es ist so beschlossen.

Wir stimmen noch iiber Ziffer 2 des AusschubB-
antrags ab, die Petitionen fiir erledigt zu erkléren. —
Ich hore keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung und SchluBabstimmung des
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom
29. Juni 1973 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Sozialistischen Republik
Rumaénien iiber Sozialversicherung

— Drucksache 7/1480 —

Bericht und Antrag des Ausschusses fiir Ar-
beit und Sozialordnung (11. AusschuB)

— Drucksache 7/1767 —

Berichterstatter: Abgeordneter Miiller (Berlin)
(Erste Beratung 74. Sitzung)

Wird das Wort zur Berichterstattung gewiinscht?
— Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Beratung wird
ebenfalls nicht gewiinscht.

Ich rufe die Art. 1 bis 3 auf, Wir verbinden mit der
Abstimmung die SchluBabstimmung. Wer zuzustim-
men wiinscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf:

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes liber die Ermachtigung zum ErlaB
von Rechtsverordnungen im Rahmen der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom
14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der
Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und
deren Familien, die innerhalb der Gemein-
schaft zu- und abwandern, und der Verord-
nung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. Mérz
1972 und die Durchfithrung der Verordnung
(EWG) Nr. 1408/71

— Drucksache 7/1516 —

Bericht und Antrag des Ausschusses fiir Arbeit
und Sozialordnung (11. AusschuB)

— Drucksache 7/1768 —

Berichterstatter: Abgeordneter Urbaniak
(Erste Beratung 77. Sitzung)

Wird das Wort zur Berichterstattung gewiinscht?
— Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Beratung
wird ebenfalls nicht gewiinscht.

Ich rufe die Art. 1 bis 7, Einleitung und Uber-
schrift auf. Wir verbinden mit der Abstimmung
dariiber 'die SchluBabstimmung. Wer zuzustimmen

winscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe nun die Punkte 14 und 15 auf.

Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem
Abkommen vom 25. Januar 1973 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Sudafrika zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen

— Drucksache 7/1713 —

Uberweisungsvorschlag des Altestenrates:

Finanzausschufl

Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu
dem Abkommen vom 25. April 1973 zwischen
der Bundesrepublik Deutschland wund der
Volksrepublik Polen iiber die Sozialversiche-
rung von Arbeitnehmern, die in das Gebiet
des anderen Staates voriibergehend entsandt
werden

— Drucksache 7/1714 —

Uberweisungsvorschlag des Altestenrates:
AusschuB fiir Arbeit und Sozialordnung

Das Wort wird nicht gewiinscht. Die Uberwei-
sungsvorschlage ersehen Sie aus der Tagesordnung.
Wer der Uberweisung zuzustimmen winscht, den
bitte ich um 'das Handzeichen. — Es ist so be-
schlossen.

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr.
Evers, Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Eyrich,
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Vizeprisident Frau Funcke

Dr. Schdauble, Reddemann, Vogel und der
Fraktion der CDU/CSU

betr. Anderung der Geschdftsordnung des
Deutschen Bundestages
— Drucksache 7/1439 —

Uberweisungsvorschlag des Altestenrates
Ausschub far Wahlprifung, Immunitat und Geschéaftsordnung

Wird das Wort zur Begriindung gewtnscht? —
Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Beratung wird
ebenfalls nicht gewiinscht. Der Altestenrat empfiehlt
Uberweisung an 'den AusschuB fiir Wahlpriifung,
Immunitdt und Geschédftsordnung. — Ich hore kei-
nen Widerspruch; es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf:

Beratung des Berichts und des Antrags des
Ausschusses fiir Arbeit und Sozialordnung
(t1. AwusschuB) zu dem von den Fraktionen
der SPD, FDP eingebrachten Antrag betr.
Beseitigung etwaiger Nachteile bei der Al-
terssicherung von Personen mit langen Zei-
ten der Kriegsgeiangenschait

— Drucksachen 7/668, 7/1664 —
Berichterstatter: Abgeordneter Maucher

Wird das Wort zur Berichterstattung gewiinscht?
—- Das ist nicht der Fall. Wird das Worl zur Be-
ratung gewiinscht? — Zu einer Erklarung, Herr Ab-
geordneter Jaschke.

Jaschke (SPD): Frau Prasidentin! Meine Damen
und Herren! Ich habe fiir die Fraktion der SPD fol-
gende Erkldarung abzugeben:

Es ist festzustellen, da8 sich die sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion von jeher fiir die berechtig-
ten Interessen der ehemaligen Kriegsteilnehmer
und Kriegsgefangenen eingesetzt hat. Dabei hat sie
stets ihr besonderes Augenmerk gerade auch auf die
Alterssicherung dieses Personenkreises gerichtet.
Da die Sicherung des Alters fiir den weitaus gro8-
ten Teil unserer Bevolkerung durch die gesetzliche
Rentenversicherung erfolgt, war es immer das Be-
streben der Fraktion der SPD, das Leistungssystem
der Rentenversicherung so auszugestalten, daf der
einzelne Versicherte durch Ableisten von Militdr-
und Kriegsdienst und durch Zeiten der Kriegsge-
fangenschaft in der Rentenversicherung grundsatz-
lich nicht schlechter gestellt ist als einer, der wéah-
rend dieser Zeit erwerbstdtig war.

Ich freue mich, heute feststellen zu kénnen, da8
wir mit unserem Bemiihen in dieser Beziehung Er-
folg gehabt haben. Zuletzt hat das Rentenreformge-
setz des Jahres 1972 eine Reihe von Verbesserungen
gebracht, die nicht zuletzt auch den ehemaligen
Kriegsteilnehmern und Kriegsgefangenen zugute
kamen. Ich méchte an dieser Stelle besonders die
Erleichterungen bei den Voraussetzungen flir die
Anrechnung der Zeiten des militarischen und mili-
tdrdhnlichen Dienstes sowie der Zeiten der Kriegs-
gefangenschaft als Ersatzzeiten und die groBziigigen
Moglichkeiten zur Nachentrichtung von Beitrdgen
erwidhnen. Die Voraussetzungen fiir die Anrechnung
der genannten Zeiten bei der Rentenberechnung

sind heute dergestalt, da8 sie praktisch von jedem
Versicherten, der langere Zeit der Solidargemein-
schaft angehort hat, erfiillt werden koénnen. Die Be-
riicksichtigung dieser Zeiten bei der Rentenberech-
nung flihrt dazu, daB von einer generellen Benach-
teiligung der ehemaligen Kriegsteilnehmer und
Kriegsgefangenen gegeniiber den Nichtkriegsteil-
nehmern in der Rentenversicherung kaum noch die
Rede sein kann.

Vergesesn werden darf in diesem Zusammenhang
auch nicht die flexible Altersgrenze. Seit dem 1. Ja-
nuar 1973 kann praktisch jeder ehemalige Kriegs-
teilnehmer und Kriegsgefangene, der von den Fol-
gen der Kriegsteilnahme oder der Gefangenschaft
so hart betroffenn ist, daB er zum Kreis der Schwer-
behinderten gehdort, bei Erfiillung der versicherungs-
méafigen Voraussetzungen das Altersruhegeld schon
von der Vollendung des 62. Lebensjahres an erhal-
ten. DaB diese Rechtsstellung der ehemaligen Kriegs-
teilnehmer und Kriegsgefangenen in der Rentenver-
sicherung erreicht werden konnte, sieht die Fraktion
der SPD als einen Erfolg ihrer konsequenten, von
der besonderen Verantwortung flir diesen Personen-
kreis getragenen Sozialpolitik an.

Die Fraktion der SPD ist sich allerdings auch be-
wulit, da8 es, obwohl das Problem der Alterssiche-
rung der ehemaligen Kriegsteilnehmer und Kriegs-
gefangenen im grofen und ganzen geldst ist, noch
immer zu einzelnen Héarten kommt und kommen
kann. Diese Falle ergeben sich — das ist bekannt —
in der Hauptsache daraus, daB in der Rentenver-
sicherung wegen der groBien Zahl der Versicherten
auf typisierende und pauschalierende Regelungen
nicht verzichtet werden kann und da8, anders als
etwa in der Sozialhilfe, nicht {iber jeden einzelnen
Antrag nach den Besonderheiten des jeweiligen Ein-
zelfalles entschieden werden kann. Zwar kénnen ge-
setzliche Regelungen niemals jedem Einzelschicksal
vollig gerecht werden; aber wir sollten dennoch
versuchen, diese Harten zu vermeiden.

Der Fraktion der SPD sind auch die die gesetz-
liche Rentenversicherung betreffenden Forderungen
des Verbandes der Heimkehrer und der Kriegs-
opferverbdande an den Gesetzgeber bekannt. Es ist
das Ziel des von den Koalitionsfraktionen einge-
brachten EntschlieBungsantrags, durch die Bundes-
regierung feststellen zu lassen, bei welchen ehemali-
gen Kriegsteilnehmern und Kriegsgefangenen solche
besonderen Nachteile gegeniiber den Nichtkriegs-
teilnehmern noch vorkommen, welche Mdglichkei-
ten bestehen, diese Nachteile zu beseitigen, und
welcher finanzielle Aufwand — auch das ist wichtig
zu wissen — dazu erforderlich ist.

Die Fraktion der SPD erhofft sich von der Bundes-
regierung zugleich eine Entscheidungshilfe bei der
Beurteilung der von den Heimkehrern an den Ge-
setzgeber herangetragenen Anregung zur Anderung
des Rentenrechts. Sie bekriftigt an dieser Stelle nach
einmal ihren festen Willen, die Anliegen der Be-
troffenen im Rahmen des Moglichen zu erfiillen,
wenn die Nachpriifung der Bundesregierung ergibt,
daB wesentliche Harten in der Rentenversicherung
der Spatheimkehrer bestehen.

(
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Jaschke

Wir bitten die Bundesregierung, den erbetenen
Bericht moglichst noch vor dem gesetzten Termin
vorzulegen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizepridsident Frau Fundke: Das Wort hat der
Abgeordnete Josten.

Josten (CDU/CSU): Frau Préasidentin! Meine
Damen und Herren! Ich bin froh, daB der Kollege
Jaschke am Schlufl seiner Rede die Regierung ge-
beten hat, die Unterlagen moglichst noch vor dem
in dem Antrag genannten Termin auf den Tisch des
Hauses zu legen. Die Fraktion der CDU/CSU stimmt
dem Antrag auf Drucksache 7/668 und auch der
Empfehlung des federfithrenden Ausschusses zu, der
Bundesregierung fir die erbetene Vorlage einen
Zeitraum bis zum 31. Dezember 1974 einzuraumen.
Die Fraktion der CDU/CSU legt aber genauso wie
Kollege Jaschke Wert auf die Feststellung, daf} die
Bundesregierung damit nicht gebeten worden ist,
ihre Vorlage erst am Ende dieses Jahres dem Bun-
destag zuzuleiten. Damit nicht ein weiteres volles
Rentenjahr fiir die betroffenen ehemaligen Kriegs-
gefangenen verlorengeht, bittet die Fraktion der
CDU/CSU das Hohe Haus, zuzustimmen, daB der
31. Dezember 1974 nur als duBerste Frist eingerdumt
ist und der Erwartung Ausdruck gegeben wird, daBl
die Bundesregierung die in der vorliegenden Bun-
destagsdrucksache erbetenen Unterlagen so schnell
wie moglich vorlegt.

Ich freue mich, dafl Minister Arendt anwesend ist.
Es darf vielleicht in diesem Zusammenhang daran
erinnert werden, dafl der Herr Bundesarbeitsminister
bereits in den Monaten von Oktober 1970 bis Januar
1971 im Zusammenwirken mit dem Verband der
Heimkehrer Deutschlands eine umfangreiche statisti-
sche Erhebung bei allen Rentenversicherungstrdagern
durchgefithrt hat. Die Auswertungsergebnisse dieser
Erhebung sind seit langem bekannt. Da diese Er-
hebung den gleichen Fragenkomplex betraf, der der
Bundestagsdrucksache 7/668 zugrunde liegt, sollte
angenommen werden konnen, dafl das gewonnene
Material auch jetzt verwertbar ist.

Ferner kann darauf hingewiesen werden, dafi der
Herr Bundesarbeitsminister seit Juni 1973 Kenntnis
von dem Inhalt des Antrages hat, der jetzt zur Be-
schluBfassung ansteht. Ich erinnere daran, daB wir
den Antrag Drucksache 7/668 im Juni des vergange-
nen Jahres hier im Hause dem Ausschufl iberwiesen
haben. Die Fraktion der CDU/CSU ist sicher, daf} in
den vergangenen Monaten — auch seitens des zu-
stdandigen Ministeriums — bereits weitgehende Vor-
arbeiten geleistet worden sind, so dall ohne Schwie-
rigkeiten noch vor den Sommerferien mit einer be-
friedigenden Vorlage gerechnet werden konnte.

Herr Minister, der Kreis der Betroffenen rechnet
nicht nur mit Threm Verstandnis, sondern auch auf
Thre Hilfe. Der Kollege Jaschke sagte vorhin fiir die
SPD-Fraktion, im grofen und ganzen sei das Pro-
blem gelost. Ich mdchte hier jetzt nicht in eine
Debatte eintreten, wohl aber dies noch sagen: Herr
Kollege Jaschke, wir wissen aus unseren Gespra-

chen, daB es hier noch viele Hirten gibt und daB es ©

héchste Zeit ist, da wir diese Dinge vom Tisch be-
kommen. Herr Professor Schellenberg, ich erinnere
Sie an die grofie Kundgebung vom Sommer 1973, an
das ,Deutschlandtreffen”. Wir sind einer Meinung.
Viele der Betroffenen konnen uns langsam aber nicht
mehr verstehen, wenn die Probleme, um die es hier
geht, nicht bald einer Lésung zugefithrt werden.

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir sollten
hier im Hause einheitlich das Ziel anstreben, dal
uns die Regierung moglichst noch vor der Sommer-
pause, spatestens aber nach den Sommerferien das
Ergebnis vorlegt, damit wir dann zu einer raschen
Erledigung des gesamten Problems kommen koénnen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Holscher.

Holscher (FDP): Frau Prasident! Meine Damen
und Herren! Namens der Fraktion der Freien Demo-
kraten gebe ich folgende Erkldrung ab.

Die Koalitionsfraktionen haben einen Antrag mit
dem Ziel eingebracht, die Bundesregierung um Vor-
schldge zur Beseitigung etwaiger Nachteile bei der
Alterssicherung von Personen mit langen Zeiten
der Kriegsgefangenschaft zu bitten. Die FDP be-
gruBt, daB der zustdndige AusschuBl dem Bundestag
einstimmig die Annahme dieses Antrags vorge-
schlagen hat. Wir werden also spatestens bis zum
31. Dezember 1974 durch die Bundesregierung die
fir die Losung der angesprochenen Probleme not-
wendigen Angaben erhalten.

In der Sache selbst stehen wir Freien Demokraten
Regelungen zum Ausgleich individueller Harten
grundsatzlich positiv gegeniiber. Wir legen jedoch
Wert darauf, zunachst einmal einen genauen Uber-
blick iiber den betroffenen Personenkreis, iiber mog-
liche Auswirkungen fiir andere Gruppen und die
finanziellen Belasiungen zu erhalten. Pauschalldsun-
gen ohne Bericksichtigung der individuellen wirt-
schaftlichen Situation einzelner und womoglich auch
ncch ohne Kenntnis der finanziellen Folgewirkun-
gen fur andere Bereiche halten wir nicht fir vertret-
bar. Globalregelungen koénnen auch nicht im Inter-
esse derjenigen sein, die eines besonderen Schutzes
bediirfen und die dann nicht die erforderlichen Hil-
fen erhalten konnen.

Entsprechend diesen Grundsdizen werden wir
auch die Vorschlage der Bundesregierung bei unse-
ren weiteren politischen Entscheidungen in diesem
Bereich beriicksichtigen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Wir kommen zur
Abstimmung idber den Antrag des Ausschusses.
Wer zuzustimmen wiinscht, den bitte ich um das
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? —
Es ist einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf:

Beratung des Berichts und des Antrags des
Ausschusses fiir Verkehr (14. Ausschull) zu

—
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Vizeprasident Frau Funcke
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Zweiten Bericht iiber die
Erfahrungen im Zusammenhang mit der Neu-
regelung des § 8 des Personenbeforderungs-
gesetzes

— Drucksachen 7/1460, 7/1709 —
Berichterstatter: Abgeordneter Mahne

Wiinscht der Herr Berichterstatter das Wort? —
Das ist nicht der Fall. Zur Beratung wird das Wort
ebenfalls nicht gewiinscht.

Wir kommen zur Abstimmung tiber den Antrag
des Ausschusses. Wer zuzustimmen wiinscht, den
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! —
Enthaliungen? — Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf:

Beratung des Berichts und des Antrags des
Ausschusses fiir Verkehr (14. AusschuB)

zu dem von der Bundesregierung zur Unter-
ricdhtung vorgelegten Programm zur Verbes-
serung der Sicherheit im Stralenverkehr
~Mehr Sicherheit auf unseren Strafien”

zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU
betreffend Verkehrssicherheit im StraBienver-
kehr

— Drucksachen 7/1283, 7/1535, 7/1733 —
Berichterstatter: Abgeordneter Wurche

Wiinscht der Herr Berichterstatter das Wort? —
Das ist nicht der Fall.

Zu einer Erklarung hat Herr Abgeordneter StraB-
meir das Wort.

StraBmeir (CDU/CSU): Frau Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Fir die CDU/
CSU-Fraktion habe ich folgende Erkldrung abzu-
geben:

Dem vorliegenden Bericht und dem gemeinsamen
Antrag des Verkehrsausschusses wird die CDU/CSU-
Fraktion zustimmen, insbesondere deshalb, weil der
Antrag im Kern die Forderungen des CDU/CSU-Ent-
schlieBungsantrages vom 16. Januar 1974 iibernom-
men hat. Wir werden diesem Antrag auch deshalb
zustimmen, weil die Regierung verpflichtet wird, bis
zum 31. Dezember 1974 durch einen MaBnahmen-
und Zeitkatalog aus ihrer losen Zusammenstellung
aller verkehrssicherheitspolitischen MaBnahmen —
etwa nach den Vorstellungen des Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrates ein verkehrspolitisches
Programm zu entwickeln.

Wir sind den Koalitionsfraktionen dankbar, daB
sie mit dem gemeinsamen Antrag unsere Auffas-
sung anerkennen, daB erst durch diesen geforderten
Erganzungsbericht ein fiir die praktische Verkehrs-
politik brauchbares Instrument geschaffen werden
kann. Allerdings hétten wir erwartet, daB wir be-
reits im November 1973 ein derartig ausgeristetes
Programm von der Bundesregierung vorgelegt be-
kommen héatten. Wir bedauern es auBerordentlich,
daB nunmehr wiederum ein Jahr verstreichen wird,
ehe energische Aktionen auf dem Gebiet der Ver-
kehrssicherheit anlaufen kdnnen.

Der vorliegende gemeinsame Anirag zeigt deut-
lich, daB es moglich ist, auch auBerhalb und jenseits
aller Parteipolitik Verkehrssicherheit zu gestalten.
Ich finde es deshalb um so bedauerlicher, wenn der
Herr Bundesminister Lauritzen neuerdings behaup-
tet, Verkehrssicherheit wiirde als Gegenstand par-
teipolitischer Demonstrationen miBbraucht.

(Zuruf von der SPD: Wird sie auch!)

Werden Empfehlungen fiir Richtgeschwindigkeiten
von der CDU/CSU vorgetragen, ist das ,Parteipo-
litik”. AuBern FDP-Kollegen die gleiche Auffassung,
ist das selbstverstdndlich das ,redliche Bemiihen
eines Andersdenkenden”.

(Abg. Reddemann: Sehr richtig! — Zuruf
von der SPD.)

Die Opposition wird es sich nicht nehmen lassen,
zu sagen, was sie flr richtig und falsch halt, und sie
wird es sich auch nicht nehmen lassen, der Regie-
rung zu sagen, dabB sie statt reden endlich handeln
soll.
(Abg. Immer: Mal so, mal so! — Weitere
Zurufe von der SPD.)

— Ja, so ist das: mal so, mal so: von 100 bis 140
und zurick.

Der Herr Bundesverkehrsminister hat es in seiner
Pressekonferenz vom 13. Marz 1974 fiir nétig befun-
den, den verkehrspolitischen Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion, Schulte, unsachlich anzugreifen und zu
meinen, er begriiBe die spate Aktivitit der CDU/
CSU. Dies bezog sich auf die Aussage, daB wir eine
verkehrssicherheitspolitische Offensive einleiten
werden. Ich darf dazu feststellen, die CDU/CSU-
Fraktion hat ihren sachlichen Beitrag geleistet. Wir
haben zeitgleich mit der Regierungsvorlage unseren
EntschlieBungsantrag eingebracht. Das Ergebnis der
Beratung dieses Antrags steht heute in dem gemein-
samen Antrag zur Abstimmung.

Die Offensive in der Verkehrssicherheit halt die
CDU/CSU fiir notwendig, weil es sich erwiesen hat,
daB die Praxis der Bundesregierung entgegen dem
Verkehrssicherheitsprogramm im Grunde genom-
men das Pferd vom Schwanz her aufzdaumt.

(Na, na! bei der SPD.}

Mit der beabsichtigten Einfithrung der Hochstge-
schwindigkeit von 130 km/h wiirde z. B. nach allen
statistischen Unterlagen {iberhaupt nur der Sektor
von 1% aller Verkehrstoten im StraBenverkehr be-
rucksichtigt.

(Zuruf von der SPD: Na und?)

Hingegen wird die Moglichkeit — ich darf Thnen
das einmal genau sagen —, die Zahl der Verkehrs-
toten um 25 %o zu senken, indem man die obligato-
rische Einfiihrung von Sicherheitsgurten, Nacken-
stiitzen und die Anschnallpflicht verordnete, gar
nicht energisch genug genutzt.

(Zuruf von der FDP. -—— Zuruf von der SPD:
Wie wollen Sie das kontrollieren?)

Es ist nichts angeordnet worden und auch nichts
vorgesehen. Ein weiterer wichtiger Punkt, namlich
ein Mehr an Sicherheit auf den StraBen durch den
Ausbau unserer StraBen, dieser Gesichtspunkt des
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StaBmeir

StraBenbaus ist nach unserer Auffassung durch die
Haushaltspolitik ‘der Bundesregierung fast vollig
aus ‘dem Blickfeld entschwunden.

Ich darf Sie deshalb auffordern, daf zumindest
im Rahmen des Ergdnzungsberichts folgende MaB-
nahmen vordringlich gestaltet werden:

Bis Mitte 1976 miissen alle im Verkehr befind-
lichen Kraftwagen mit Sicherheitsgurt und Nacken-
stiitze ausgeriistet sein. Danach ist generell die An-
schnallpflicht einzufithren, um die Zahl der Unfall-
toten nach den Berechnungen der Experten um jahr-
lich 4000 zu verringern. Die Verkehrserziehung
und die Fahrerausbildung ist wesentlich zu inten-
sivieren. Das Mitiahren von Kindern auf den Vor-
dersitzen darf nur dann erlaubt werden, wenn sie
ordnungsgemdB angeschnallt werden kénnen. Das
System der Uniallrettung ist endlich auf den von
allen Parteien geforderten Stand zu bringen. Das
Instrument der Richtgeschwindigkeit, Herr Bundes-
minister, muB durch intensive Aufklarungsaktionen
systematisch an die Autofahrer herangebracht wer-
den.

Mit dem gemeinsamen Antrag der Fraktion ist die
Bundesregierung aufgefordert, in ihrem Verkehrs-
sicherheitsprogramm endlich den Rang und die
Reihenfolge des beabsichtigten MaBnahmenkatalogs
zu nennen und dem Bilirger als Steuerzahler, aber
auch als Verbraucher sowie der Industrie, den Ldn-
dern und den Gemeinden zu sagen, mit welchen
Aufwendungen und Belastungen sie wann zu rech-
nen haben. Die Biirger dieses Landes sind nach
unserer Awuffassung hinreichend problembewuBt,
und sie sind auch bereit, fiir die Verkehrssicherheit
Belastungen auf sich zu nehmen. Wir erwarten, daf
die Bundesregierung den gemeinsamen Antrag in
diesem Sinne befolgt.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizepridsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Abgeordnete Mahne.

Mahne (SPD): Frau Prasidentin! Meine Damen
Damen und Herren! Ich glaube, meinem Vorredner
ist es gelungen, hier zwischen dem Verkehrsminister
und der Opposition Fronten aufzubauen, die genau
im Widerspruch zu den sehr eindeutigen Erkldarun-
gen auch der Opposition stehen, daB Fragen der Ver-
kehrssicherheit nicht unter parteiegoistischen und
parteitaktischen Gesichtspunkten zu bewerten sind.

(Abg. Reddemann: Wer hat denn damit an-
gefangen? Weitere Zurufe von der
CDU/CSU))

— Ich verstehe Thre Unruhe, meine Herren, aber ich
wiirde Thnen empfehlen, doch einmal zuzuhoren.
(Abg. Erhard [Bad Schwalbach]: Das ist

keine Unruhe! — Abg. Reddemann: Wir
sind doch nicht unruhig!)

— Unruhe insofern, als die Koalition — und das ist
doch der Beweis dafiir, daB auch die Koalition in
gleicher Weise Verkehrssicherheitspolitik sieht —
Thre Forderungen, die Sie aufgestellt haben, in den
heute vorliegenden Beschluff mit aufgenommen hat.

Wir Sozialdemokraten begriien, daf mit dem
Programm der Bundesregierung zur Verbesserung
der Sicherheit im StraBenverkehr unter dem Titel
«Mehr Sicherheit auf unseren StraBlen” erstmals ein
umfassender MaBnahmenkatalog dem Deutschen
Bundestag und der Offentlichkeit vorgelegt wurde.
Bereits in der Regierungserklarung am 18. Januar
1973 hat Bundeskanzler Willy Brandt auf den
Schwerpunkt ,Sicherheit im Strafenverkehr” hin-
gewiesen.

Die derzeitige Lage auf dem Gebiet der StraBen-
verkehrssicherheit macht unserer Auffassung nach
entscheidende MaBnahmen notwendig. Wir kénnen
es nicht tatenlos hinnehmen, daB Tag fiir Tag und
Jahr fiir Jahr viele unserer Mitbiirger im StraBen-
verkehr getdtet und verletzt werden. So wurden z. B,
in den letzten zehn Jahren von 1963 bis 1972 170 733
Menschen im StraBenverkehr getotet, 1,5 Millionen
schwer verletzt und 3,3 Millionen leicht verletzt. Wir
betrachten es daher als notwendig, daB die Planun-
gen und Aktivitdten auf dem Gebiet der Sicherheit
im StraBenverkehr zusammengefaBt und zwischen
Bund, Léndern und Gemeinden sowie mit dem Deut-
schen Verkehrssicherheitsrat abgestimmt werden.

In dem Sicherheitsprogramm der Bundesregierung
sind alle notwendigen Punkte ausgearbeitet und dar-
gestellt worden. Das Programm umfaBt alle fiir die
Sicherheit im StraBenverkehr wichtigen Bereiche,
namlich den Verkehrsteilnehmer, das Kraftfahrzeug,
die StraBe, das Unfallopfer und die Unfallforschung.
Ich mo6chte hier ausdriicklich darauf hinweisen, daB
der AusschuBl fiir Verkehr des Deutschen Bundes-
tages von diesem Sicherheitsprogramm der Bundes-
regierung einmiitig zustimmend Kenntnis genommen
hat. Es herrschte im Ausschuf Ubereinstimmung dar-
iiber, das Verkehrssicherheitsprogramm der Bundes-
regierung durch einen Vollzugsplan zu ergénzen, in
dem die einzelnen MaBnahmen nach Art, Zeit, Vor-
bereitung und Inkrafttreten im einzelnen darge-
stellt werden. Dies hat der AusschuB in einem ent-
sprechenden EnschlieBungsantrag, der Thnen in dem
Bericht vorliegt, zum Ausdruck gebracht. Damit
konnte der Antrag der CDU/CSU fiir erledigt erklart
werden.

Bei der Erérterung im AwusschuB sind auch die
Probleme einer generellen Anschnallpflicht in Kraft-
fahrzeugen, die Frage Verbundglas oder Einschei-
benhartglas, die Ausriistung mit Kopistiitzen sowie
das Problem des Mitfahrens von Kindern auf Vorder-
sitzen ausfihrlich behandelt worden. Wir unter-
stiitzen hier die Bemiihungen der Bundesregierung,
bald zu entscheidenden Regelungen zu kommen.
Bauartgenehmigungen sollten jedoch EG-einheitlich
erteilt werden.

Die Frage der generellen Geschwindigkeitsbegren-
zungen auf Autobahnen war sachgerechterweise aus
dem Bericht ausgeklammert worden. Wir begriiBen,
daB jetzt die Bundesregierung mit ihrer Entschei-
dung, Richtgeschwindigkeiten auf Autobahnen ein-
zufithren, dem Hin und Her iiber diese Frage ein
Ende gesetzt hat.

(Lachen bei der CDU/CSU.)
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— Warten Sie, was kommt; dann werden Sie besser
lachen konnen.

(Abg. Dr. Hammans: Wer hat das Hin und Her
gemacht?)

Wir bedauern aber, daB die diesem BeschluB zu-
grunde liegende Entscheidung im Bundesrat von den
CDU/CSU-gefiihrten Léndern, meine Damen und
Herren von der Opposition, zu einer parteitaktischen
Machtprobe benutzt und nicht sachlich begrindet
getroffen wurde.

(Abg. Reddemann: Meinen Sie Herrn

Weyer? Oder was wollen Sie hier erzidh-

len? Sie waren sich doch auch in der
Koalition nicht einigl)

Versuche mit Hochstgeschwindigkeiten auf Auto-
bahnteilabschnitten werden nebenher durchgefiithrt
werden. Wir hoffen, daB nicht erst ein unterschied-
liches Unfallgeschehen auf Autobahnabschnitten mit
unverbindlicher Richtgeschwindigkeit und auf sol-
chen mit Hochstgeschwindigkeiten dazu fithrt, daB
sich die Vernunft in dieser Frage durchsetzt.

(Abg. Reddemann: Der ,unverniinftige”
Innenminister Weyer!)

— Ach, Herr Reddemann, was soll das? Sehen Sie,
Sie bauen doch hier auch in der Frage der Ver-
kehrssicherheit den Popanz auf, den Sie in jeder
Frage in diesem Parlament aufbauen.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Von Thnen kennt man nichts anderes. Von Thnen
ist man nichts anderes gewohnt.

(Abg. Reddemann: Wo ist denn der Popanz?
Herr Kollege, Sie bauen doch einen Popanz
mir gegeniiber auf!)

Die vielfdltigen Bemithungen um mehr Sicherheit
im Strafenverkehr werden zur Verminderung der
Zahl der Unfélle, damit zu weniger Toten und Ver-
letzten fithren. Die bisherige Initiative der Bundes-
regierung und die Erstellung eines umfassenden
MaBnahmezeitkataloges fiir die Verkehrssicherheit
wird die Grundlage fiir mehr Sicherheit auf unseren
StraBen schaffen. Wir werden die Bundesregierung
und alle mit den Fragen der Verkehrssicherheit be-
faBten Organisationen in ihrem Bemiihen entschlos-
sen unterstiitzen.

(Beifall bei der SPD.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat
Herr Bundesminister Lauritzen.

Dr. Laurifzen, Bundesminister fiir Verkehr:
Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Heute
wird hier eine Art Nachlese der Debatte iiber die
Geschwindigkeitsprobleme gehalten. Das hat an-
scheinend seine Ursache darin, daB die offentliche
Meinung weitgehend nicht auf Threr Seite liegt.
Das ist wohl der Grund, weshalb Sie heute noch
einmal versuchen, das Thema hier zur Debatte
zu stellen.

(Abg. Reddemann: Welche &ffentliche Mei-
nung kennen Sie denn, Herr Lauritzen?)

Der Sicherheitsgedanke, der darin zum Ausdruck ©

gebracht wird, hdtte besser in der Debatte im Bun-
desrat zum Ausdruck kommen koénnen. Ich bedaure
die sehr einseitige Entscheidung, die der Bundesrat
getroffen hat, ndmlich es erst mit Richtgeschwindig-
keiten zu versuchen und anzukiindigen: wenn diese
Richtgeschwindigkeitsempfehlung ungehort ver-
hallt, dann miiBten halt doch Hochstgeschwindig-
keiten eingefithrt werden. Wieviel Leute missen
denn noch auf den StraBen sterben, meine Damen
und Herren, bis Sie bereit sind, sich zu solchen
Entscheidungen durchzuringen?

(Beifall bei der SPD. — Abg. StraBmeir:
Warum fithren Sie die Sicherheitsgurte
nicht ein? Bei 259 machen Sie die Augen
zu! — Abg. Reddemann: Sie sollten den
Demagogen zu Hause lassen! — Gegenruf
des Abg. Dr. No6lling: Der ist nur fiir Herm
Reddemann erlaubt!)

-— Sie sollten sich einmal etwas intensiver mit dem
beschéftigen, was wir im Bundesrat an Zahlen vor-
gelegt haben. Sie haben es alle bekommen. Jeder
von Thnen hat den Vorschlag der Bundesregierung
mit den dort im einzelnen dargelegten Zahlen be-
kommen. Sie sind sehr iiberlegt worden. Ich wieder-
hole die Frage: Wie hoch sollen die Zahlen denn
noch steigen, bis Sie in dieser Frage einsichtig sind?
Wer die Verantwortung dafiir zu Gbernehmen hat,
glaube ich, braucht hier nicht noch einmal gesagt
zu werden.

Aber nun zu dem Anliegen dieses Tagesordnungs-
punktes. Die Bundesregierung hat schon im Jahre
1973 eine ganze Reihe von Mafinahmen eingeleitet:
das 0,8-%0w0-Gesetz, der GroBversuch mit Tempo 100
auf der LandstraBe, die Ausstattung der Autos mit
Sicherheitsgurten seit dem 1. Januar dieses Jahres.
Eines wissen Sie auch sehr genau aus den Zahlen,
die wir Thnen genannt haben: Schon im Jahre 1973
hat sich das in einer Weise in der Unfallstatistik
bemerkbar gemacht, die nachhaltig zeigt, daB mit
den von der Bundesregierung durchgefiihrten MabB-
nahmen schon mehr Sicherheit auf den Straflen er-
reicht werden konnte.

Was die Bundesregierung selber zu tun hat, wird
ein umfangreiches Aufklarungswerk sein. Auch iber
die Richtgeschwindigkeiten werden wir aufklaren.
Aber Sie haben ja schon gesehen, die Automobil-
industrie, die anscheinend iiber mehr Mittel verfiigt,
unternimmt schon eine groB angelegte Anzeigen-
aktion in den Zeitungen, um die Bevélkerung auf-
zukldren.

(Zuruf von der SPD: Es werden ja auch die
Autos teurer!)

Ich begriiBe das sehr. Wir werden diese Aufkla-
rungsarbeit sehr verstarken. Im Haushaltsplanent-
wurf 1974 sind die Mittel erheblich erhoht worden,
und in der mittelfristigen Finanzplanung wird das
liber die Jahre 1975/76/77 weitergehen.

Unser Aufgabengebiet wird also in erster Linie
die Offentlichkeitsarbeit und die Gesetzgebung sein.
Wir haben bereits angekiindigt, meine Damen und
Herren, daB die Anschnallpflicht fiir Sicherheitsgurte
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Bundesminister Dr. Lauritzen

fur das Jahr 1976 in Aussicht genommen ist und
daB wir bis dahin das Problem der Kopfstiitzen
kliaren werden. Das heifit, alles das, was Sie nun
in den Antrag hineingebracht haben, ist weitgehend
schon realisiert oder ist in der Vorbereitung.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja nicht

wahr! — Abg. Reddemann: Wie kdnnen Sie

etwas als 1976 realisiert ansehen, wenn wir
jetzt 1974 haben?)

— Oder in der Vorbereitung, habe ich hinzugefiigt,
— wenn Sie zugehort hatten.

(Abg. Reddemann: Ich habe zugehért!)

Hier wird seit einiger Zeit von der CDU eine
Offensive angekiindigt, die sie wiederholt ange-
kindigt hat. Ich begrifie das sehr. Aber ich hatte
fiir besser gehalten, wenn in dem Augenblick, als
wir das Sicherheitsprogramm vorgelegt haben, nam-
lich am 23. November vorigen Jahres, die CDU
sich nicht mit einer einfachen Abqualifizierung zu-
frieden gegeben hétte, sondern einen sachlichen
Beitrag geleistet hitte.

(Zuruf von der CDU/CSU': Hat sie auch!)

Jetzt stelle ich die Frage: Wann geht es denn nun
endlich los?

Vizeprdsident Frau Funcke: Herr Bundesmini-
ster gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn
Abgeordneten Miiller-Hermann?

Dr.
Bitte!

Lauritzen, Bundesminister fir Verkehr:

Dr. Miiller-Hermann (CDU/CSU): Herr Bun-
desminister, ist Ihnen bekannt, dal die CDU/CSU
schon im Jahre 1972 ein umfangreiches Verkehrs-
sicherheitsprogramm vorgelegt hat? Zum zweiten
frage ich: Trifft es zu, dafl in Threm Verkehrssicher-
heitsprogramm urspriinglich sogar Geschwindig-
keitsbegrenzungen enthalten waren, die Sie eigen-
handig danach herausgestrichen haben?

Dr. Lauritzen, Bundesminister fiir Verkehr:
Das Problem der Geschwindigkeitsvorschriiten fiir
die Autobahnen ist in dem Sicherheitsprogramm
nicht enthalten, weil damals der Versuch mit dem
Tempo 100 auf den Landstrafen lief und wir das
Ergebnis dieses Versuchs abwarten wollten. In der
Zwischenzeit haben wir eine Erfahrung gemacht,
meine Damen und Herren, und darum reden Sie
dauernd herum, auch Sie, Herr Miiller-Hermann,
die Erfahrung namlich, daff die erhebliche Reduzie-
rung der Geschwindigkeit auf den Autobahnen sich
alarmierend im Unfallgeschehen auswirkt. Das hat
uns veranlaBt, dieses Problem jetzt aufzugreifen,
um den Versuch, den wir auf LandstraBen laufen
haben, durch einen Versuch auf den Autobahnen zu
erganzen. Ich glaube, es wire besser gewesen, wenn
Sie sich bereit gefunden hédtten — oder die von
Ihnen gefithrten Landerregierungen —, da mitzu-
machen, wie es die Bundesregierung vorgeschlagen
hat.

Auch die Nachristpflicht ist eine Aufgabe, die wir
genauso sehen wie Sie, meine Damen und Herren.

Ich darf noch einmal sagen, dafl hier zum ersten-
mal von einer Bundesregierung ein umfassendes Si-
cherheitsprogramm vorgelegt worden ist, das von
dem Prasidenten des Deutschen Verkehrssicherheits-
rates — den ich mit Genehmigung der Frau Préasi-
dentin zitieren darf — auf der Pressekonferenz an-
1aBlich der Ubergabe an die Offentlichkeit mit fol-
genden Worten ausdriicklich begriit worden ist:

Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat begriifit
dieses Sicherheitsprogramm der Bundesregie-
rung

— und er ist wohl ein berufenes Gremium, um sich
ein solches Urteil zu erlauben —

vor allem deshalb, weil es langjdhrigen Vor-
stellungen und Forderungen in unserem Kreis
entspricht. Wir sehen mit den uns angeschlos-
senen 250 Verbdnden und Organisationen darin
einen eindeutigen Fortschritt.

Wir haben hier zum erstenmal in diesem Land ein
wirklich umfassendes Konzept, das sich iiber alle
Bereiche erstreckt, von der Verkehrserziehung {iber
die Technik bis zu den gesetzgeberischen Mafnah-
men. Ich habe in Thren Vorschlagen bisher keinen
Vorschlag gefunden, der materiell etwas anderes
beinhaltet als das, was im Verkehrssicherheitspro-
gramm der Bundesregierung enthalten ist. Also
auch hier keine Alternativen!

(Zurufe von der CDU/CSU.)

— In dem, was Sie eben zum Ausdruck gebracht
haben, steht nichts Neues gegeniiber dem, was in
unserem Sicherheitsprogramm enthalten ist, Sie
haben keine Alternativen, wie das in der Verkehrs-
politik generell so ist.

(Beifall bei der SPD. — Abg. Reddemann:

Gott sei Dank, daBl man nicht alles glauben
muf}, was hier gesagt wird!)

Vizeprdsident Frau Funcke: Wortmeldungen
liegen nicht mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung
itber den Antrag des Ausschusses. Wer zuzustimmen

wiinscht, den bitte ich um das Handzeichen. —
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so be-
schlossen.

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf:

Beratung der Sammeliibersicht 16 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuf}) iiber Antriage
zu Petitionen

— Drucksache 7/1773 —

Das Wort wird weder zur Berichterstattung noch
zur Aussprache gewiinscht.

Wir stimmen iiber die in der Sammeliibersicht ent-
haltenen Antrdge ab. Wer zuzustimmen wiinscht, den
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! —
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf:

Beratung der von der Bundesregierung be-
schlossenen Verordnung zur Anderung des

<

(D)



(A)

®)

5660

Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 86. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. Marz 1974

Vizeprasident Frau Funcke
Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 5/74 — Beson-
dere Zollsatze gegeniiber Norwegen — EGKS)
— Drucksache 7/1698 —
Uberweisungsvorschlag des Altestenrates:
AusschuB fiir Wirtschaft

Wird das Wort dazu gewiinscht? — Das ist nicht
der Fall.

Der Altestenrat empfiehlt die Uberweisung an den
AusschuB fiir Wirtschaft. Wer zuzustimmen wiinscht,
den bitte ich um das Handzeichen. — Es ist so be-
schlossen.

Ich rufe die Punkte 22 und 23 der Tagesordnung
auf:

Beratung des Berichts und des Antrags des
Ausschusses flir Ernahrung, Landwirtschaft
und Forsten (10. AusschuBl) zu dem von der
Bundesregierung vorgelegten Vorschlag der
EG-Kommission fiir eine Richtlinie des Rates
zur Ergdnzung der Richtlinie Nr. 72/281/EWG
betreffend statistische Erhebungen iiber die
Schweineerzeugung infolge der Erweiterung
der Gemeinschaft

— Drucksachen 7/1271, 7/1299, 7/1715 —
Berichterstatter: Abgeordneter Rainer

Beratung des Berichts und des Antrags des
Ausschusses fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten (10. AusschuB) zu dem von der
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschlag einer Verordnung (EWG) des
Rates zur Festlegung der Bedingungen fiir die
Gewdhrung staatlicher Beihilien im Rahmen
der gemeinsamen Strukturpolitik fiir die See-
fischerei

— Drucksachen 7/1287, 7/1734 —

Berichterstatter: Abgeordneter Schréder (Wil-
helminenhof)

Wird das Wort gewlinscht? — Das ist nicht der
Fall.

Wir kommen zur Abstimmung. Erhebt sich Wider-
spruch? — Es ist so beschlossen.

Ich rufe Punkt 24 der Tagesordnung auf:

Beratung des Berichts und des Antrags des
Ausschusses fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten (10. AusschuB}) zu dem von der Bun-
desregierung vorgelegten Vorschlag der EG-
Kommission fiir eine Verordnung (EWQG) des
Rates zur Anderung der Verordnung (EWG)
Nr. 922/72 iiber die Grundregeln fiir die Ge-
wahrung der Beihilfe fiir Seidenraupen

— Drucksache 7/1607, 7/1742 —

Berichterstatterin:
Abgeordnete Frau Dr. Riede (Oeffingen)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Vogelsang.

Vogelsang (SPD): Frau Prasidentin! Meine
Damen und Herren! Da es sich um eine gesellschafts-
politisch so relevante Frage handelt, deren ideolo-
gische Verklammerung von der Opposition offen-
sichtlich nicht erkannt worden ist, meine ich doch,

hier an die Berichterstatterin die Frage stellen zu
dirfen, wie man eigentlich Seidenraupen eine Bei-
hilfe gewdahrt; denn das ist ziemlich genau der
Text, den wir hier vorliegen haben.

Da es sich um die Laufzeit von nur einem Jahr
‘handelt, kann ich Thnen nicht empfehlen, dem An-
trag nicht zuzustimmen. Ich meine aber doch, wir
sollten in einem Jahr die Frau Berichterstatterin
oder den Berichterstatter bitten, uns dariiber eine
Aufklarung zu geben. Denn diese Frage produziert
ja sofort wieder weitere: Ist diese Férderung indivi-
duell oder institutionell? Handelte es sich wenig-
stens um Halbseidenraupen, so koénnte man der
Phantasie noch Platz geben.

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs-
parteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Wird dazu das
Wort gewiinscht? Eine Abénderung der Textformu-
lierung war nicht beantragt. — Bitte schon, Herr
Abgeordneter Dr. Hammans!

Dr. Hammans (CDU/CSU): Meine Damen und
Herren! Ich empfehle meinem Kollegen, demnachst,
bevor er ans Rednerpult tritt, Brehms-Tierleben zu
studieren und festzustellen, welch ungeheure Popu-
lation die Seidenraupen in einem Jahr haben.

(Heiterkeit. — Zuruf von der FDP: Thema
verfehlt!)

Vizeprdsident Frau Funcke: Meine Damen
und Herren, wird eine biologische, zoologische oder
germanistische Aussprache gewiinscht? — Das ist
nicht der Fall.

(Abg. Reddemann: Der Punkt darf sich auch

nur an die Regierung richten, denn der Ent-

wurf der Verordnung stammt von der Re-
gierung!)

Da ich glaube, daB wir Uber die Punkte 24 bis 26
gemeinsam abstimmen koénnen, rufe ich jetzt noch
die Punkte 25 und 26 der Tagesordnung auf:

25. Beratung des Berichts und des Antrags des
Ausschusses fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten (10. AusschuBl) zu dem von der
Bundesregierung vorgelegten Vorschlag der
EG-Kommission fiir eine Verordnung (EWG)
des Rates iiber die Gemeinschaftsfinanzie-
rung der Ausgaben fiir die Lieferung von
landwirtschaftlichen Erzeugnissen im Rahmen
der Nahrungsmittelhilfe

— Drucksachen 7/1604, 7/1743 —
Berichterstatter: Abgeordneter Sander

26. Beratung des Berichts und des Antrags des
Ausschusses fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten (10. AusschuB) zu dem von der
Bundesregierung vorgelegten Vorschlag der
EG-Kommission fiir eine Richtlinie des Rates
betreffend die Verlangerung der Frist fiir die
Inkraftsetzung der Richtlinie des Rates
Nr. 72/160/EWG zur Forderung der Einstel-
lung der landwirtschaftlichen Erwerbstitig-
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Vizeprdsident Frau Funcke
keit und der Verwendung der landwirtschaft-
lich genutzten Fldache fiir Zwecke der Struk-
turverbesserung vom 17. April 1972 im Ko-
nigreich Danemark
— Drucksachen 7/1611, 7/1744 —

Berichterstatter: Abgeordneter
(Schweinfurt)

Miiller

Wer zuzustimmen wiinscht, den bitte ich um das
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? —
Es ist so beschlossen.

Ich rufe nunmehr den Zusatzpunkt 2 auf:

Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes iiber
Konkursausifallgeld (Drittes Gesetz zur Ande-
rung des Arbeitsférderungsgesetzes)

-— Drucksache 7/1750 —

Uberweisungsvorschlag des Altestenrates:

AusschuB fir Arbeit und Sozialordnung (federfiihrend)
AusschuB fiir Wirtschaft

RechtsausschuB

Zur Begriindung hat Herr Bundesminister Arendt
das Wort.

Arendt, Bundesminister fiir Arbeit und Sozial-
ordnung: Frau Présidentin! Meine Damen und Her-
ren! Mit dem Gesetzentwurf iiber ein Konkursaus-
fallgeld wird ein weiterer Schritt auf dem Wege zu
groBerer und mehr sozialer Sicherheit getan. Die
Lohnanspriiche der Arbeitnehmer sollen bei Zah-
lungsunfdhigkeit des Arbeitgebers besser als bisher
gesichert werden.

Wie notwendig eine solche Sicherung ist, haben
Firmenzusammenbriiche der letzten Zeit deutlich
gemacht. Neben dem Verlust des Arbeitsplatzes
muBten die Arbeitnehmer vielfach auch noch den
Verlust ihres Lohnes hinnehmen. Sie muBten zuse-
hen, wie Banken, Warenlieferanten und andere
Glaubiger die von den Arbeitnehmern mit geschaf-
fenen Werte zur Befriedigung ihrer Forderungen
verwerteten, wahrend sie selber leer ausgingen,
weil ihre Forderungen nicht in gleicher Weise ge-
sichert waren. Selbst im glinstigsten Fall muBte der
Arbeitnehmer den ersten Konkurspriiffungstermin
abwarten, bis er seinen Lohn erhielt.

Das soll in Zukunft anders werden. Wir wollen
riickstdndige Lohnanspriiche durch eine sozialver-
sicherungsrechtliche Losung sichern. Der Arbeitneh-
mer soll kiinftig Anspruch auf Konkursausfallgeld
haben, wenn er den ihm zustehenden Lohn nicht
oder nicht rechtzeitig erhdlt. Das Konkursausfall-
geld soll den Nettolohn bis zu drei Monaten vor
Konkurseroffnung absichern. Damit wird zugleich
der nahtlose Ubergang von der Lohnzahlung zur
Arbeitslosengeldzahlung gewdahrleistet. Ferner wer-
den fiur diesen Zeitraum die riickstdndigen Sozial-
versicherungsbeitrdge itbernommen, damit dem Ar-
beitnehmer keine Nachteile in der sozialen Sicherung
entstehen.

Das Konkursausfallgeld wird von den Arbeits-
amtern ausgezahlt. Sie sind mit ihrem weitverzweig-
ten Dienststellennetz am besten in der Lage, fiir
eine schnelle Auszahlung zu sorgen.

Die Mittel fiir das Konkursausfallgeld sollen von
den Arbeitgebern aufgebracht werden. Diese Rege-
lung hat bei der Erérterung des Gesetzentwurfs eine
groBe Rolle gespielt. Insbesondere die Arbeitgeber
haben gemeint, das Konkursausfallgeld sollte aus
Beitragsmitteln der Bundesanstalt fiir Arbeit finan-
ziert werden. Hierzu eine grundsatzliche Bemerkung!
Die Mittel der Bundesanstalt fiir Arbeit werden be-
kanntlich zur Hélfte von den Arbeitnehmern selber
aufgebracht, Es geht also nicht an, den Arbeitneh-
mern auch noch die Kosten fiir die Sicherung ihrer
Lohnanspriiche aufzubiirden. Der Arbeitgeber hat
die Arbeitsleistung der Arbeitnehmer entgegenge-
nommen. Allein in seinen Solidarbereich fallt des-
halb die Aufgabe, fiir die Sicherung der Lohnan-
spriiche zu sorgen.

Der Entwurf gewdahrleistet zugleich, daf der Ar-
beitnehmer seinen riickstdndigen Lohn schnell er-
halt. Wer bereits einige Wochen ohne Lohn gearbei-
tet hat, ist auf eine schnelle Auszahlung angewiesen.
Der Entwurf sieht deshalb erstens vor, daB Vor-
schiisse unter erleichterten Voraussetzungen gezahlt
werden, und zweitens, daBl der Konkursverwalter mit
der Auszahlung des Konkursausfallgeldes beauftragt
werden kann, wenn noch ein eingearbeitetes und in-
taktes Lohnbiiro vorhanden ist, und drittens, daB
riickstandige Lohnforderungen zu sogenannten
Masseschulden im Sinne der Konkursordnung wer-
den. Damit erhdlt der Konkursverwalter das Recht,
bei ausreichender Masse die riickstdandigen Lohne
vorweg auszuzahlen.

Mit der Einfithrung des Konkursausfallgeldes wird
die Position der Arbeitnehmer in Beruf und Gesell-
schaft gestarkt. Zugleich bringt dieses Konkursaus-
fallgeld schnelle Hilfe in einer besonders kritischen
Situation. Die vorgeschlagene Neuordnung ist somit
von grofer humaner, sozialer und gesellschaftlicher
Bedeutung. Ich mochte Sie deshalb bitten, meine Da-
men und Herren, den Gesetzentwurf mdéglichst ziigig
zu beraten.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprasident Frau Funcke: Das Wort hat der
Abgeordnete Urbaniak.

Urkaniak (SPD): Frau Prasidentin! Meine Damen
und Herren! Der vorliegende Gesetzentwurf wird
von meiner Fraktion begriiit. Eine effektive Lohn-
sicherung der Arbeitnehmer bei Konkursen ist ein
altes Anliegen der SPD. Die zunehmend leeren Kas-
sen, die Massearmut bei Konkursen und die der-
zeitige Regelung des Insolvenzrechts haben zu einer
Verschlechterung der Position der Arbeitnehmer ge-
fihrt, die schon unter dem Gesichtspunkt der Sozial-
staatsklausel des Grundgesetzes nicht mehr hinge-
nommen werden kann.

Dem Bundesminister fiir Arbeit und Sozialordnung
gebiihrt deshalb der besondere Dank der SPD-Frak-
tion. Er hat in kurzer Zeit einen ausgewogenen Ge-
setzentwurf vorgelegt, der die bislang ungesicherte
Stellung des Arbeitnehmers im Konkurs seines Ar-
beitgebers eindeutig verbessert. Die Lohnanspriiche
der Arbeitnehmer werden nun voll gesichert. Damit
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wird dem Arbeitnehmer in einer ihn driickenden
Situation die Angst vor wirtschaftlicher Not genom-
men.

Ich finde es in diesem Zusammenhang besonders
erwdhnenswert, daB die entscheidende Besserstel-
lung des Arbeitnehmers in erster Linie durch eine
sozialversicherungsrechtliche Losung, d. h. durch
auBerkonkursrechtliche MaBnahmen, erreicht wer-
den soll. So wird es moglich, in dringenden Notfallen
unbiirokratisch und schnell zu helfen, ohne daB die
Abwicklung des Konkursverfahrens abgewartet wer-
den muB.

Der Gesetzentwurf beschrankt sich aber nicht auf
die sozialversicherungsrechtliche Sicherung der
Lohnanspriiche, sondern verbessert auch die kon-
kursrechtliche Stellung des Arbeitnehmers. Die vom
Bundesjustizminister vorgeschlagene Anderung der
Konkursordnung gibt dem Konkursverwalter die
Moglichkeit, bei ausreichender Masse die riickstan-
digen Lohne sofort zu zahlen, ohne daB die Bundes-
anstalt fiir Arbeit mit Leistungen einspringen muB.

Unsere Untersuchungen haben fiir die zuriick-
liegende Zeit ergeben, daB fiir die betroffenen Ar-
beitnehmer Lohn- und Gehaltsanspriiche in Hohe
von 20 bis 50 Millionen DM zu verzeichnen waren.
Von den fehlenden Sozialversicherungsbeitrdagen ist
dabei noch nicht einmal die Rede. Mit diesem sozial
und wirtschaftlich unbefriedigenden Zustand wird
nun endlich SchluB gemacht. Die Arbeitnehmer in
den Betrieben, die Betriebsrdate und die Gewerk-
schaften werden diese Regelung zu wirdigen wis-
sen, vor allen Dingen auf dem Wege zu einer weite-
ren sozialen Sicherung im Arbeitsleben.

Ich mochte betonen, daB wir diese konkursrecht-
liche Besserstellung des Arbeitnehmers lediglich
als einen ersten Schritt zu der von meiner Fraktion
gewiinschten grundlegenden Reform des Konkurs-
rechts ansehen. Wir wissen, daf§ diese Reform nicht
von heute auf morgen durchgefiihrt werden kann.
Es wéare deshalb nicht klug, den vorliegenden Ge-
setzentwurf mit weiteren Anderungen der Konkurs-
ordnung zu belasten. Wir wollen heute das tun,
was wir jetzt und in dieser Situation zur Verbesse-
rung der Stellung der Arbeitnehmer beitragen kon-
nen. Wir sind deshalb mit dem Bundesminister fiir
Arbeit und Sozialordnung der Meinung, daf der
Entwurf so schnell wie moéglich verabschiedet wer-
den sollte.

Der Opposition ist vorzuhalten, daBl sie in zwei
Jahrzehnten mit von ihr gefiihrten Regierungen
nicht in der Lage oder gar nicht willens war, diese
fliir Arbeitnehmer wichtige Frage auch nur im An-
satz einer Losung zuzufihren.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprasident Frau Funcke: Mir ist Herr Kol-
lege Erhard gemeldet worden.

(Abg. Wehner: Ja, er wollte sein Schweigen
brechen! — Heiterkeit bei der SPD.)

Jetzt muB ich einmal fragen: stimmt das? Herr Ab-
geordneter Miiller? — Bitte schon!

Miiller (Berlin) (CDU/CSU): Frau Prasidentin!
Meine Damen und Herren! Ich habe nicht die Ab-
sicht, bei so vorgertickter Stunde und bei dieser Be-
setzung des Hauses hier grofie Ausfithrungen zur
Sache zu machen, Aber lassen Sie mich eine Bemer-
kung zu den Ausfiihrungen des Kollegen Urbaniak
machen.

Herr Kollege Urbaniak, wenn Sie sagen, daBl das
ein altes Anliegen der SPD sei, dann wundere ich
mich, daB Sie erst heute, 1974, dazu kommen, eine
solche Vorlage zu begriBen. Sie sind erstens seit
1969 mit der FDP allein in der Regierung, hatten also
die Gelegenheit gehabt, und jetzt sagen Sie plotz-
lich, das sei ein altes Anliegen. Zweitens wére es
viel besser, wenn diese Regierung eine Wirtschafts-
politik betriebe, die die in letzter Zeit leider, leider
so haufigen Konkurse vermieden hétte.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Gestatten Sie
eine Zwischenfrage? — Bitte schon!

Urbaniak (SPD): Herr Kollege Miilier, wollen
Sie damit sagen, daB es in der Regierungszeit der
CDU/CSU keine Konkurse gegeben hat, und wis-
sen Sie nicht, daB die Arbeitnehmer Verluste in
Hoéhe von 20 Millionen DM — ich habe die Zahlen
soeben genannt — haben hinnehmen miissen, wobei
Sie sich auf diesem Gebiet tiberhaupt nicht geriihrt
haben?

Miiller (Berlin) (CDU/CSU): Herr Kollege Urba-
niak, erstens habe ich im Augenblick keine Statis-
tik zur Hand, um nachzuweisen, da3 es friiher weni-
ger Konkurse als heute gegeben hat;

(Zurufe von der CDU/CSU: Viel weniger!)

aber zweitens mochte ich sagen: Nach meinem Ge-
dachtnis und nach den Zeitungsmeldungen waren
frither weniger Konkurse als heute.

(Zuruf von der SPD: Das Geddchtnis 1aBt
nach!)

Und drittens mochte ich sagen, da8 Sie ja niemand
daran gehindert hatten, auch seinerzeit, als Sie
noch in der Opposition waren, einen solchen Ge-
setzentwurf vorzulegen.

(Abg. Urbaniak: Sie haben iiberhaupt
nichts gemacht!)

— Eine Opposition kann doch genauso gut wie die
Regierungspartei einen solchen Entwurf vorlegen.
AuBerdem sind Sie seit 1966 mit in der Regierung.

Nun mochte ich noch folgendes zur Sache sagen.
Herr Bundesminister, zum groBien Teil folgen wir
Thren Darstellungen. Ich mochte sagen, daB selbst-
verstdndlich dann, wenn es sich um vertragsmaBige
Leistungen -handelt, den Arbeitnehmern bei einem
eventuellen Konkurs gewdhrleistet sein mufB, daB
sie ihren verdienten Lohn flir geleistete Arbeit be-
kommen,

DaB wir an einer solchen Regelung interessiert
sind — wir sind etwas ruhiger und zuriickhalten-
der —,

(Abg. Dr. Nolling: Riudkstdndiger!)
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Miiller (Berlin)

kénnen Sie daran erkennen, dal wir vor Wochen,
ich persénlich, in einer Fragestunde gefragt haben,
was die Regierung zu tun gedenkt, um angesichts
solch hdufiger Konkurse, die jetzt eintreten und von
denen in der Presse berichtet wird, eine entspre-
chende Regelung zu finden.

(Abg. Dr. Schellenberg: Nachdem die Re-

gierungsvorlage bereits beschlossen war,

kamen Sie mit der Frage in der Frage-
stunde!)

— Herr Kollege Schellenberg, Sie konnen das wis-
sen, da Sie einer Regierungspartei angehoren und
wahrscheinlich einen besseren Draht haben als wir,
wahrend wir nur aus Pressemeldungen erfahren,
was drauBen eigentlich vorgeht.

(Zuruf des Abg. Dr. Nolling.)

Meine Damen und Herren, wir teilen Ihre Auf-
fassung, daB die Mittel fur die Zahlung des Kon-
kursausfallgeldes von der Bundesanstalt fiir Arbeit
verwaltet bzw. ausgezahlt werden sollen. Hier ist
das nah an der Arbeitsvermittlung, hier ist es nah
an der Berufsberatung, hier gehort es hin. So wird
vermieden, daB durch eine neue Institution wieder
komplizierte Verfahren eingeleitet werden.

AuBerdem sind wir mit Thnen der Meinung, daB
das Konkursausfallgeld auch von den Arbeitgebern,
die mit den Arbeitnehmern in einem Vertragsver-
haltnis standen, aufgebracht werden soll und daB
die Arbeitnehmer vor allen Dingen keinen Ausfall
in ihrer Rentenversicherung erfahren dirfen. Das
sind zwei Punkte, die ich hier ganz besonders her-
ausstellen muB.

Im ibrigen aber behalten wir uns vor, weil wir
an diesem Gesetz besonders interessiert sind, im
AusschuB kraftig mitzuwirken.

(Beifall bei der CDU/CSU. Abg. Dr.

Schellenberg: Schon! Am Mittwoch auf der

Tagesordnung! — Abg. Dr. Hammans: Um
Besserungen zu bringen!)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Holscher.

Holscher (FDP): Frau Préasident! Meine Damen
und Herren! Nach der geballten Kraft der Oppo-
sition, vertreten durch den Kollegen Miiller, habe
ich vor, eine Erklarung abzugeben. Diese ‘Erklarung,
die ich namens der Fraktion der Freien Demokra-
ten abgebe, lautet wie folgt:

Wir Freien Demokraten begriiBen die Regie-
rungsvorlage der sozialliberalen Koalition zur Ein-
fihrung eines Konkursausfallgeldes, weil sie eine
wichtige Ergdnzung im System unserer sozialen
Sicherung bringt. Wir wollen verhindern, daB ein
Arbeitnehmer beim Konkurs seines Arbeitgebers
auBer dem Verlust des Arbeitsplatzes auch noch
mit riickstdndigen Lohnforderungen aus bereits ge-
leisteter Arbeit auf der Stredke bleibt. Durch die
Zahlung eines Konkursausfallgeldes wird sicherge-
stellt, daB jeder Arbeitnehmer bei'Zahlungsunfdhig-
keit scines Arbeitgebers den vollen Nettolohn bis
zu einem Zeitraum von drei Monaten — rickwir-

kend — erhdlt. Da auch die Beitrdge zur Sozial-
versicherung, zur Arbeitslos'enversicherung Bestand-
teile des Arbeitsgeldes sind, ist auch hierfiir eine
Nachentrichtung gewéhrleistet. Dem Arbeitnehmer
werden also in seinem unmittelbaren materiellen
Bereich durch die Zahlungsunféhigkeit des Arbeit-
gebers in Zukunft keine Nachteile mehr entstehen.

Immerhin muBten in der Vergangenheit Arbeit-
nehmer jahrlich auf 20 Millionen bis 50 Millionen
DM Lohn verzichten. Als Summe erscheint diese Zahl
gar nicht einmal so hoch. Doch was es fir den ein-
zelnen Arbeitnehmer und seine Familie bedeutet,
trotz geleisteter Arbeit keinen Lohn oder nur cinen
Teil zu bekommen, wissen wir alle. Es ist eben ein
erheblicher Unterschied, ob ein Unternehmen als
Glaubiger seine Lieferung nicht bezahlt bekommt
oder ob ein Arbeitnehmer, der vielleicht noch nicht
einmal Riicklagen bilden konnte, von heute auf mor-
gen auf dem Trockenen sitzt. Immerhin muBte er
seine Arbeitskraft ja im voraus zur Verfiigung stel-
len, ohne Sicherheiten fir die Bezahlung dieser Vor-
leistung erhalten zu koénnen. Vorfélle in der jing-
sten Zeit haben besonders deutlich gemacht, wie
dringend notwendig die heute in erster Lesung
eingebrachte Regelung ist.

Wir sind uns dariiber klar, daB die Anderung der
Konkursordnung allein nicht ausreicht. Auch wenn
Lohnforderungen aus der Masse in Zukunft sofort
realisiert werden kénnen, so niitzt das dem Arbeit-
nehmer dann nichts, wenn nicht mehr gentigend
Mittel vorhanden sind.

Die Konkursausfallsicherung bietet dagegen in
jedem Fall die Gewdhr, daB die Lohne der letzten
drei Monate bezahlt werden. Wir begriiBen in die-
sem Zusammenhang, daB auf unblrokratische Weise
eine schnelle Hilfe vorgesehen ist, und zwar zum
Beispiel durch die Zahlung von Vorschiissen auf das
Konkursausfallgeld. Dabei spielt es keine Rolle, ob
und in welcher Hoéhe riickstandige Lohnforderungen
bei der spateren Abwicklung des Konkurses noch
verwirklicht werden kdnnen.

Trager der Konkursausfallsicherung soll die Bun-
desanstalt fiir Arbeit werden. Gerade die Bundes-
anstalt ist mit ihrem ausgebauten Netz von Arbeits-
amtern wohl auch am ehesten in der Lage, eine orts-
nahe Auszahlung des Ausfallgeldes ohne zeitliche
Verzogerungen zu gewahrleisten.

Durch die Einschaltung der Berufsgenossenschai-
ten fur die Aufbringung der Mittel mit einem Um-
lageverfahren wird der Verwaltungsaufwand so
gering wie nur eben moglich gehalten.

Meine Damen und Herren, wir Freien Demokraten
stimmen der Regelung zu, die die Kosten der Lohn-
ausfallversicherung — etwa 40 bis 60 Millionen DM
jahrlich — den Arbeitgebern ibertragt. Wir hielten
es nicht fiir vertretbar, die Gemeinschaft der Arbeit-
nehmer auch nur anteilig hiermit zu belasten, da
diese ja bereits ihre Arbeitsleistung erfiillt haben
und nicht auch noch zu dieser Vorleistung und dem
Risiko ihres Arbeitsplatzes, das sie nach wie vor zu
tragen haben, die Kosten fir die Finanzierung dieses
Risikoausgleichs iibernehmen sollen.
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Mit der Unterstiitzung dieses Gesetzesvorhabens
durch die FDP stellen wir als Freie Demokraten
erneut unter Beweis, wie ernst es uns um den Aus-
bau des freiheitlichen Sozialstaates ist. Wir werden
uns fiir eine besonders zligige Beratung in den Aus-
schissen einsetzen, damit dieses fiir alle Arbeitneh-
mer so wichtige Gesetz schnellstens in Kraft treten
kann.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort wird
nicht mehr gewiinscht. Der Altestenrat empfiehlt
Uberweisung an den Ausschuf3 fiir Arbeit und So-
zialordnung — federfithrend — und an den Aus-
schuB fiir Wirtschaft und an den RechtsausschuB
— mitberatend —. Wer zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltung? — So beschlossen.

Wir kommen damit zum dritten Zusatzpunkt:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Miil-
ler (Remscheid), Katzer, Dr. Blim, Russe,
Franke (Osnabriick), Harzschel, Burger, Midk,
Schroder (Detmold), OrgaB, Dr. Gotz, Ziegler,
Zink und der Fraktion der CDU/CSU betr.
Fernsehiibertragungen der kommenden Fuf-
ballweltmeisterschaften

— Drucksache 7/1725 —

Wird das Wort zur Begriindung begehrt? — Das
ist nicht der Fall.

Das Wort zur Debatte hat Herr Abgeordneter
‘Wende.

Wende (SPD): Frau Prasidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Angesichts der Tatsache,
daB die Antragsteller, die ich eigentlich hier im
FuBballtrikot erwartet hatte, weil das ja die Publizi-
tat dieser Sache sicher in ihrem Sinne gesteigert
hatte, nicht anwesend sind, werde ich mich sehr
kurz fassen. Ich mochte aber doch eine Bemerkung
eigentlich daran knilipfen, weil mir insofern etwas
Bedenkliches vorzuliegen scheint, als ja auch mit
diesem Antrag wieder von der CDU/CSU versucht
wird auf die Programmgestaltung der Fernsehanstal-
ten EinfluB zu nehmen. Ich halte das fiir auBeror-
dentlich bedenklich.

Mit dem vorliegenden Antrag soll doch nichts
anderes als so eine Art soziale FuBiballseele der
Opposition dargestellt werden, abgesehen davon,
daB sie sich offenbar bei der IG-Metall, die friher
schon einmal &hnliches gefordert hat, einiges ent-
liehen hat.

Wie man aber EinfluB auf die Fernsehprogramme
nimmt, haben wir ja in diesen Tagen nicht nur bei
der ARD erlebt. Auch Herr Ministerprasident Kohl
und seine Freunde betrachten das ZDF, wie Ereig-
nisse aus den allerjiingsten Tagen zeigen, anschei-
nend immer mehr als ihren Selbstbedienungsladen.

Jeder Fernsehredakteur héatte ihnen bereits vor
Monaten die Frage, die in dieser Drucksache ge-

stellt wird, positiv beantworten konnen, ob es Vor-
mittagsaufzeichnungen von Spielen der Fufiball-
weltmeisterschaft 1974 gibt. Im Wechsel werden
namlich ARD und ZDF am folgenden Vormittag ein
Spiel und eine Zusammenfassung oder ein Spiel des
vorausgegangenen Tages senden. Mit solchen aus-
schlieBlich redaktionellen Programmgestaltungsfra-
gen den Bundestag und die Bundesregierung zu be-
fassen, halten wir fiir wenig sinnvoll.

Wir sind sicher, daB man in den Rundfunk- und
Fernsehanstalten sehr genau wei}, daB auf die Ge-
gebenheiten der berufstdtigen Bevolkerung bei den
Ubertragungen der Spiele der FuBballweltmeister-
schaft 1974 angemessen Riicksicht zu nehmen ist.
Dies wird nach unserer Erfahrung ebenso zufrieden-
stellend wie bei den letzten Olympischen Spielen
geschehen. Insofern halte ich also Ihren Antrag fiir
uberfliissig.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprdsident Frau Funcke: Das Wort hat
Herr Abgeordneter Hoffie.

Hoffie (FDP): Frau Prasident! Meine Damen und
Herren! Wir sind der Stunde nicht mehr fern, daf3
Deutschland und die ganze Welt dem FuBballsport
die Daumen halt. Schon heute klingt's auf allen
Wegen :,Ja, FuBball, das ist unser Leben.” Und
selbst bei der Opposition zog man den Nutzen
schnell davon: Mit Antrag Siebzehn-Fliinfundzwanzig
macht populdr man und bekannt sich, weil Carstens,
Stiicklen und so weiter sich sorgen um die Schicht-
arbeiter, die doch die Meisterschaft verschwitzen,
wenn nachts sie an der Werkbank sitzen. Wobei
man ubersah noch ride: Wer néachtens schafft, ist
morgens miide! Doch Blim und Zink, OrgaB und
Russe, die kamen wieder nicht zum Schusse: Das
Fernsehn selbst kam Euch zuvor, und wieder gab’s
ein Eigentor! Denn Wolfgang Mischnick war der
Mann, der das vor langem schon ersann. (Aus einem
Schriftverkehr ergibt's sich: es war im Jahre Zwei-
undsiebzig.) Euch hat ins Abseits nun getrieben, was
Thr ganz einfach abgeschrieben. Und die Moral von
der Geschicht: Selbst mit dem FuBball schafft Thr's
nicht! So macht sich jeder seinen Vers. — Frau
Prasident, das wér's!

(Allgemeine Heiterkeit und Beifall.)

. =

Vizeprasident Frau Funcke: Wird danach das
Wort noch gewtlinscht? —

(Erneute Heiterkeit.)

Das ist nicht der Fall. Der Altestenrat empfiehlt
Uberweisung an den Sportausschul. — Ich hore
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen.

Damit sind wir am Ende unserer Tagesordnung
und unserer Sitzung. Ich berufe das Haus auf nédch-
sten Mittwoch, den 20. Maérz, 13 Uhr ein.

Die Sitzung ist geschlossen.

(SchluB der Sitzung: 14.48 Uhr.)
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Frau Meermann 15. 3. rechnet werden?
Memmel * 15. 3.
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Méller 15. 3. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daB das
Miiller (Miilheim) ** 15. 3. BAf6G keine Regelungen enthdlt, die Waisen, Kin-
Dr. Miiller (Miinchen) ** 15. 3. der aus geschiedenen Ehen und nichteheliche Kinder
Mursch (Soltau-Harburg) * 15. 3. von den Leistungen nach diesem Gesetz ausschlieBt.
Frau Dr. Neumeister 15. 3. Soweit die allgemeinen Regelungen tiber die An-

* Fiir die Teilnahme an Sitzungen des Europdischen Par-

laments

** Fir die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates

*** Fir die Teilnahme an Sitzungen der Versammlung der
Westeuropaischen Union

rechnung des eigenen Einkommens des Auszubilden-
den sowie des Einkommens seiner Eltern die Lei-
stung des vollen Bedarfs ausschlieBen, ist sie der
Auffassung, daB diese Bestimmungen generell sach-
lich gerechtfertigt sind und auch bei den vorgenann-
ten Gruppen von Auszubildenden nicht zu unange-
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messenen Ergebnissen fiihren. Sie sieht deswegen
auch insoweit keinen Grund, eine Anderung oder Er-
ganzung des Gesetzes vorzuschlagen.

Die Regelung des Gesetzes liber die Anrechnung

des Einkommens des Auszubildenden und seiner El-
tern sowie ihre Auswirkungen auf die Forderung der
vorgenannten Gruppen erldautere ich im einzelnen
wie folgt:

1.

Waisenrente und Waisengeld sind nach den ren-
ten- und versorgungsrechtlichen Vorschriften
eigenes Einkommen des Kindes. Sie werden da-
her wie Einkommen, das der Auszubildende aus
einem anderen Rechtsgrund erzielt, auf den Be-
darf angerechnet.

Die Anrechnung ist in der Sache formal gerecht-
fertigt, da Waisenrente und -geld Unterhalts-
ersatzfunktion haben, d.h., sie treten an die
Stelle des Unterhalts, den der verstorbene Eltern-
teil aus seinem Einkommen voraussichtlich er-
bringen wiirde, wenn er noch lebte. Lebte der
Elternteil noch und hétte er nach den Bestimmun-
gen des BAI6G aus seinem Einkommen einen Bei-
trag zur Ausbildung seines Kindes in Hohe der
Waisenrente zu leisten, so wiirde dieser Betrag
sogar voll auf den Bedarf angerechnet.

Von Waisenrente und -geld bleiben demgegen-
uber monatlich 120,— DM anrechnungsfrei. Da-
durch soll fiir die Waise ein Ausgleich daftir ge-
schaffen werden, daB sich in der Regel die Frei-
betragsbestimmungen des § 23 Abs. 3 Nr. 1 BAf6G
vom Einkommen der Eltern (monatlich 50,— DM)
zu ihren Gunsten nicht auswirken kann. Zudem
soll ausgeglichen werden, daB eine Waise haufig
einen Mehrbedarf fir die Abgeltung personlicher
Betreuungsleistungen hat, die im allgemeinen
von den Eltern ohne Entgelt erbracht werden.

Leben beide Elternteile des Auszubildenden noch,
so werden die von ihnen tatsédchlich erbrachten
Unterhaltsleistungen nicht als Einkommen des
Auszubildenden angesehen (§ 21 Abs. 3 Nr. 4
BAI10G). Diese gesetzliche Regelung war notwen-
dig, um die Anrechnung ein und desselben Betra-
ges einmal als Einkommen des Auszubildenden,
zum anderen als Einkommen des Elternteils, also
eine Doppelanrechnung zu vermeiden. Dies gilt
uneingeschrankt auch fiir Auszubildende, deren
Eltern nicht oder nicht mehr miteinander verhei-
ratet sind.

Fir die Berechnung des Forderungsbetrages ist
die Hohe des tatsdchlich geleisteten Unterhalts-
betrages danach grundsdtzlich ohne Bedeutung,
mafgeblich ist nur das Einkommen der Eltern. Die
Leistung des Unterhaltsbetrages z.B. durch den
nichtehelichen Vater stellt sich forderungsrecht-
lich als Leistung des von seinem Einkommen auf
den Bedarf angerechneten Betrages dar.

Daraus folgt, daB eine von einem Elternteil an
den Auszubildenden erbrachte Unterhaltsleistung,
die ausnahmsweise einmal hoher ist als der an-
gerechnete Betrag, unbeachtet bleibt. Leistet der
Elternteil dagegen den angerechneten Betrag
nicht, so ist nach den §§ 36, 37 BAfoG vorauszu-

leisten und der Unterhaltsanspruch des Auszubil-
denden ggf. iberzuleiten.

Die vorstehenden Erlduterungen zeigen, daB die
von den Eltern nach dem biirgerlichen Unterhalts-
recht zu erbringenden Unterhaltsleistungen sowie
die an ihre Stelle tretenden Ersatzleistungen in
gleicher Weise bei der Berechnung des Foérde-
rungsbetrages berticksichtigt werden. Die unter-
schiedliche Methode der Anrechnung, einmal als
Einkommen des Auszubildenden, einmal als Ein-
kommen der Eltern oder Elternteile ist Folge der
unterschiedlichen Sachverhalte, an die jeweils
anzukniipfen ist. Im Ergebnis werden alle Aus-
zubildenden formal gleich behandelt — unabhan-
gig davon, ob ihre Elternteile noch leben und in
welchem Rechtsverhéltnis zueinander sie stehen.

Die Bundesregierung verkennt jedoch nicht, daB
de facto die nichtehelichen Kinder und Kinder
aus geschiedenen Ehen von den Elternteilen, bei
denen sie nicht leben, in der Regel nicht jene zu-
satzlichen Zuwendungen erhalten, mit denen an-
dere Auszubildende, insbesondere die Teilgeftr-
derten, haufig rechnen kénnen. Insoweit sind sie
in derselben Situation wie Waisen. IThre Situation
unterscheidet sich aber auch nicht von der jener
Auszubildenden, die in Hohe des vollen Bedarfs
gefordert werden; ihre Eltern sind wirtschaftlich
auch nicht in der Lage, von den ihnen zur Verfu-
gung stehenden Mitteln dem Auszubildenden zu-
satzliche Zuwendungen zu machen.

Daran zeigt sich, daB das mit der Frage aufgewor-
fene Problem letztlich und eigentlich eine Frage
nach der Hohe der Bedarfssatze ist, sich fur alle
Auszubildenden in gleicher Weise stellt, und nur
einheitlich beantwortet werden kann.

Eine Losungsmoglichkeit sieht die Bundesregie-
rung auch nicht in dem hdufig vorgetragenen
Vorschlag, die dem Auszubildenden zustehenden
Unterhalts- und Unterhaltsersatzeistungen dem
Einkommen des verwitweten, geschiedenen oder
nichtehelichen Elternteils, bei dem der Auszubil-
dende lebt, hinzuzurechnen und von dem so ge-
bildeten Familieneinkommen die im BAf6G vor-
gesehenen Freibetrage zu gewdhren. Sehr haufig
wiirde dies in der Tat zu hoheren Fdrderungs-
leistungen fihren. In der Sache wére es indessen
aus folgenden systematischen Griinden schwer zu
rechtfertigen: Bei der Bildung eines Familien-
einkommens wiirden Waisenrente und -geld zur
Auffillung des fiir den Elternteil anrechnungsfrei
gestellten Einkommensbetrages verwendet. Die
durch diese Verschiebung des Waiseneinkom-
mens aufgerissene Liidke in der Versorgung des
Auszubildenden wirde dann wieder mit Forde-
rungsmitteln zu schlieffien sein. Im Ergebnis wiir-
den damit eigentlich Forderungsmittel zur Erho-
hung des Einkommens eines Elternteils einge-
setzt. Dafiir aber konnen sie systematisch nicht
zur Verfugung gestellt werden — bei aller An-
erkennung der Tatsache, daB} gerade Witwenren-
ten hdufig sehr gering sind. Deutlich wird das
Problem auch bei den parallelen Fallen nicht-
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ehelicher Auszubildender: Hier wiirden Unter-
haltsleistungen des einen Elternteils fir sein
Kind auf dem Weg iiber die Bildung eines Fami-
lieneinkommens fiir den Unterhalt des anderen
Elternteils aufgewendet.

Hinzu kommt, daB diese — auch ganz vom Sy-
stem des BAf6G abweichende — Bildung eines
Familieneinkommens dann zu unvertretbaren Er-
gebnissen fithrte, wenn der Familie Geschwister
des Auszubildenden, die bereits selbst Einkom-
men erzielen, angehdren sowie in den Fallen, in
denen der iiberlebende Elternteil eine iiberdurch-
schnittlich hohe Rente bezieht oder daneben noch
— gerade wegen der niedrigen Rente — weitere
Einkiinfte z. B. aus nicht selbstdndiger Arbeit er-
zielt. In diesen Fallen wiirden die Férderungs-
betrédge absinken.

Anlage 3

Antwort

-des Parl. Staatssekretdrs Dr. Bayerl vom 14. Mirz

1974 auf die Mindliche Frage des Abgeordne-
ten Dr. Warnke (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766
Frage A 35):

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daB die blutigen
Untuhen in Frankfurt am 23. Februar 1974 eine Anderung der
strafrechtlichen Bestimmungen fiir Gewalttaten bei Demonstra-
tionen notwendig machen, und ist sie bereit, einen entsprechen-
den Gesetzentwurf vorzulegen?

Die Vorgénge, die am 23. Februar 1974 und in der
folgenden Nacht in Frankfurt/Main stattgefunden
haben, sind Gegenstand strafrechtlicher Ermittlungs-
verfahren sowie anderer eingehender Untersuchun-
gen der zustdndigen Landesbehérden. Vor dem Ab-
schlufl dieser Ermittlungen und Untersuchungen ist
es verfriiht, Aussagen dariiber zu machen, ob sich
die Strafvorschriften iiber Gewalttaten bei Men-
schenansammlungen, zumal der Tatbestand des
Landfriedensbruchs, bewéhrt haben oder nicht. We-
gen schwebender Ermittlungsverfahren bin ich auch
daran gehindert darzulegen, welche Straftatbestinde
im einzelnen erfiillt sein kénnen. Die Bundesregie-
rung verurteilt die Frankfurter Ausschreitungen als
einen Miflbrauch der Versammlungsfreiheit. Sie
miBt der Abwehr von Gewalttitigkeiten, auch sol-
chen gegeniiber Polizeibeamten, groBe Bedeutung
bei; sie betrachtet es als ihre selbstverstindliche
Pflicht, stets von neuem zu priifen, ob die gesetz-
lichen Vorschriften zur Bekdmpfung krimineller Ge-
walt bei Menschenansammlungen den kriminalpoli-
tischen Bediirfnissen entsprechen.

Ich muB mich also darauf beschrianken, auf MiB-
verstdandnisse beziiglich der Tragweite der 1970 neu-
gefaBten Straftatbestande hinzuweisen. Die Anfrage
des Herrn Kollegen Spranger geht offenbar davon
aus, daB die Voraussetzungen des Landfriedens-
bruchs meistens nicht nachgewiesen werden kén-
nen. Das ist nicht richtig. Nach der 1970 neugefa$3-
ten Vorschrift des § 125 StGB macht sich strafbar,

wer sich an Gewalttatigkeiten oder Bedrohungen, :

die aus einer Menschenmenge mit vereinten Kraf-

ten begangen werden, als Téater oder Teilnehmer
beteiligt oder auf die Menge einwirkt, um ihre Be-
reitschaft zu solchen Handlungen zu fordern. Teil-
nehmer an Gewalttitigkeiten ist auch derjenige, der
durch sein Verhalten in der Menge den Gewalttatig-
keiten anderer Vorschub leistet, etwa indem er Ge-
walttater deckt und vor dem polizeilichen Zugriff
abschirmt. Der Beweis der Teilnahme kann natiir-
lich im Einzelfall — allerdings nur auf das Straf-
recht bezogen — schwierig sein. Solche Beweis-
schwierigkeiten wdaren mdglicherweise geringer,
wenn man jeden mit Strafe bedrohen wiirde, der
nach einer Aufldsungsanordnung in der Menge
bleibt. Einen solchen weitgefaBten Straftatbestand
kannte das alte Recht unter der Bezeichnung ,Auf-
lauf*. Das 3. Strafrechtsreformgesetz hat ihn in
einen BuBigeldtatbestand umgewandelt, der den Be-
diirfnissen einer flexiblen Praxis gerecht werden
soll.

Ein Straftatbestand, unter den auch der passive Mit-
laufer fallt, ist, vor allem im Hinblick auf das gel-
tende Legalitatsprinzip, nicht praktikabel. Schon vor
1970 hat sich die Polizeipraxis meist auf die Ver-
folgung derjenigen beschrianken miissen, die Ge-
walt ausiibten oder unterstiitzten oder als Agitato-
ren auf die Menge einwirkten. Eine Feststellung und
Verfolgung aller in der Menge anwesenden Perso-
nen ist in der Praxis kaum méglich; sie wiirde die
Polizei von der Konzentration auf die Schwerpunkte
des Geschehens abhalten und dazu fiihren, dafi sich
die bis dahin passiv Gebliebenen auf die Seite der
Gewalttater schlagen.

Die polizeirechtlichen Vorschriften der Léander
lassen in weitem Umfang zu, bevorstehende Straf-
taten oder Storungen der offentlichen Sicherheit
und Ordnung durch geeignete MaBnahmen der Poli-
zei — darunter auch durch voritbergehenden Ge-
wahrsam — zu verhindern.

Anlage 4
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Hermsdorf vom 14 Mairz
1974 auf die Miindliche Frage des Abgeordneten
Lemmrich (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage
A 37):

Ist die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daB mit Wir-
kung vom 1. November 1973 der Arbeitgeber ein steuerfreies
Kilometergeld fiir die Benutzung eines eigenen Kraftwagens zu
Dienstfahrten von 0,32 DM anstatt bisher 0,25 DM zahlen
kann, und daB diese Erh6hung mit der Erhéhung der Kraft-

fahrzeugkosten begriindet wird, bereit, auch die Kilometerpau-
schale fiir Arbeitnehmer angemessen zu erhéhen?

Ich habe schon in den vergangenen Fragestunden
mehrfach darauf hingewiesen, daB die Bundesregie-
rung aus verkehrspolitischen und haushaltsmaBigen
Griinden davon abgesehen hat, eine Erhéhung des
Kilometer-Pauschbetrags fiir Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsstitte vorzuschlagen.

Die Aufwendungen fiir die Benutzung eines eige-
nen Kraftwagens zu Dienstfahrten kann der Arbeit-
nehmer — anders als seine Kosten fiir Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstatte — seit jeher in
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voller Hohe als Werbungskosten geltend machen
bzw. vom Arbeitgeber steuerfrei ersetzt bekommen.
Die Pauschale fiir Dienstfahrten wurde aus Verein-
fachungsgriinden eingefithrt, um einen Einzelnach-
weis der Masse entbehrlich zu machen.

Anlage 5
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Hermsdorf vom 14. Marz
1974 auf die Miindliche Frage des Abgeordneten
Pieroth (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage A 48):

Ist die Bundesregierung gewillt, die Steuererm&Bigungstabelle
flir Kérperbehinderte im Rahmen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Kraft-
fahrzeugsteuergesetzes der heutigen Lohn- und Gehalts- sowie
der Inflationsentwidclung anzupassen?

Fiir die Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer und
damit fiir die von Ihnen gewiinschte Billigkeitsrege-

“lung sind ausschlieBlich die Lénder zustadndig. Ich

habe veranlaBt, daB die Angelegenheit mit den
Herren Finanzministern (Finanzsenatoren) der Lén-
der -erortert wird, und werde Sie von dem Ergebnis
so bald wie mdglich unterrichten.

Afilage 6
Antwort

des Bundesministers Dr. Eppler vom 15. Marz 1974
auf die Miindliche Frage der Abgeordneten Frau von
Bothmer (SPD) (Drucksache 7/1766 Frage A 98):

Ist die Bundesregierung unterrichtet bzw. mit Krediten oder
doch mit politischer Ubereinstimmung beteiligt an der auBer-
ordentlich gewichtigen wirtschaftlichen ErschlieBung des Landes
Zaire durch acht deutsche Gesellschaften, die dort nicht nur In-
dustrieanlagen aufbauen, sondern auch einer Meldung von Radio
Kinshasa zufolge wichtige Mineralvorkommen abbauen werden,
und ist sie in der Lage, die Gesellschaften zu benennen?

Die Regierung der Republik Zaire hat seit langem
ihr Interesse an einem stadrkeren Engagement der
deutschen Wirtschaft in Zaire zum Ausdrudk ge-
bracht. Wahrend eines Aufenthaltes von Prasident
Mobutu im Januar dieses Jahres in der Bundesrepu-
blik Deutschland vereinbarte der Leiter des Prasi-
dialamtes mit einer Firmengruppe, unter Federfiih-
rung der Firma Kldckner-Humboldt-Deutz, eine Ge-
sellschaft zu griinden, die aktiv an der Industriali-
sierung der bisher vernachlassigten Landesteile im
Nordosten mitwirken soll. Die Anteile dieser Ge-
sellschaft sollen zur einen Halfte vom Staat Zaire,
zur anderen Hélfte von einer Gruppe von acht Fir-
men {ibernommen werden, von denen ich Ihnen
gerne eine Aufstellung zuleiten will. Bei der Ver-
einbarung wurde eine vorlaufige Liste von Projek-
ten aufgestellt, die von der Firmengruppe durchge-
fithrt werden sollen. Neben einer Reihe von indu-
striellen Verarbeitungsstédtten sind darin auch einige
Mineralabbauprojekte enthalten. Die Bundesregie-
rung hélt eine stérkere partnerschaftliche Zusammen-
arbeit zwischen Zaire in einem solchen Rahmen
grundsatzlich fiir wiinschenswert.

Anlage 7
Antwort

des Bundesministers Dr. Eppler vom 15. Mérz 1974
auf die Miindliche Frage des Abgeordneten Werner
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage A 99):

Wie beurteilt die Bundesregierung die Uberlegungen des
Bonner Arbeitskreises ,Lernen und Helfen in Ubersee”, die Mit-
glieder des Deutschen Entwicklungsdienstes (DED) auch in der
Bundesrepublik Deutschland einzusetzen und eventuell eine
spezielle Inlandsfiliale des DED zu griinden?

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung,
die im Gesellschaftervertrag des DED festgelegten
Ziele zu &ndern. Danach soll durch die Entsendung
von Freiwilligen ins Ausland und durch die Foérde-
rung einheimischer Jugend- und Entwicklungsdienste
ein Beitrag zur Zusammenarbeit der Bundesrepu-
blik Deutschland mit den Entwicklungsléndern ge-
leistet werden.

Anlage 8
Antwort

des Bundesministers Dr. Eppler vom 14. Mérz 1974
auf die Miindlichen Fragen des Abgeordneten Graf
Stauffenberg (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Fragen
A 100 und 101):

Trifft die Meldung der jugoslawischen Nachrichtenagentur Tan-
jug vom 28. Februar 1974 (Ost-Informationen Nr. 40 vom 1. Marz
1974) zu, der Sprecher des jugoslawischen AuBenministeriums
habe das zinsverbilligte deutsche Kreditangebot in Héhe von
700 Millionen DM als eine der Lésungen fir die offenen Fragen
der Vergangenheit bezeichnet und erklart, iiber die Verwendung
dieser Mittel verflige, wie es auch im Falle der aus gleichem An-
laB erhaltenen 300 Millionen DM der Fall gewesen sei, die jugo-
slawische Regierung, und wie vereinbart die Bundesregierung —
bejahendenfalls — diese Deutung mit ihrer Charakterisierung
der Kreditgewdhrung als Entwicklungshilfe und mit ihrer An-
kiindigung, der Kredit sei wenigstens zu einem Teil projektge-
bunden?

MuB aus der Formulierung der jugoslawischen Agentur, bei der
Kreditgewdhrung handele es sich um eine der Losungen fiir die
offenen Fragen der Vergangenheit, geschlossen werden, daB die
jugoslawische Seite noch weitere Forderungen stellen wird bzw.
daB ihr auch insoweit bereits grundsatzliche Zusagen gemacht
worden sind, und muB dasselbe aus der Formulierung des Spre-
chers des jugoslawischen AuBenministeriums geschlossen werden,
die jugoslawische Regierung akzeptiere das deutsche Kreditange-
bot im Zusammenhang mit der Erfiillung des vom Bundeskanzler
auf Brioni geschlossenen Abkommens, durch das einige der aus
der Vergangenheit offengebliebenen Fragen gelést werden
sollen?

Zu Frage A 100:

Fir die Zusammenarbeit beider Staaten ist die
zwischen Bundeskanzler Brandt und Staatspréasident
Tito in Brioni getroffene Vereinbarung maBgebend,
derzufolge

auch die noch offenen Fragen aus der Ver-
gangenheit auf eine Weise zu 16sen sind, die den
Interessen des einen wie des anderen Landes
entsprechen wiirde. Sie sind iibereingekommen,
daB dies durch eine langfristige Zusammenarbeit
auf wirtschaftlichem und anderen Gebieten er-
reicht werden soll . . .

In den bisherigen Vorgesprachen mit dem jugo-
slawischen Botschafter in Bonn hat die jugosla-
wische Seite zugestimmt, die Hélfte des in Aussicht
genommenen Kredits projektgebunden zu verwen-
den und dafiir als erstes ein Energieverbundprojekt
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ins Gespréach gebracht. Diesem Projekt kommt fiir
die Versorgung Jugoslawiens mit elektrischer Ener-
gie, insbesondere seiner siidostlichen Gebiete, hohe
Bedeutung zu. Damit wiirde ein entscheidender Im-
puls fiir den Ausgleich des regionalen Entwicklungs-
gefdlles in Jugoslawien gegeben werden.

Jeder ‘Schritt, der die industrielle Entwicklung
und damit die wirtschaftliche Stabilitat Jugosla-
wiens fordert, liegt auch im unmittelbaren Inter-
esse der Bundesrepublik.

Bei dem noch zu erdrternden Warenhilfeanteil
wird die deutsche Seite darauf dréngen, daB die
Lieferung von Ausriistungsgiitern den vorgenann-
ten Zweck erfiillt.

Zu Frage A 101:

Wie ich schon bei Ihrer ersten Frage ausgefiihrt
habe, ist die Brioni-Absprache Grundlage fir die
Zusammenarbeit beider Lander.

Ich habe bei meinen Gesprachen mit dem jugosla-
wischen Botschafter in Bonn keinen Zweifel daran
gelassen, daB mit dem in Aussicht genommenen
Kapitathilfekredit der Finanzbeitrag der Bundesre-
gierung zur Ausfiilllung der Brioni-Absprache ab-
geschlossen und auf weitere Mittel dieser Art nicht
zu rechnen sei.

Anlage 9
Antwort

des Bundesministers Bahr vom 14. Marz 1974 auf
die Miindliche Frage des Abgeordneten Gierenstein
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage A 103):

Ist die in Moskau abgegebene Erkldrung des Bundesministers
fir besondere Aufgaben beim Bundeskanzler, ,Ich habe iber-
haupt keine Kredite zugesagt, auch keine Zinsverbilligungen®,
so zu verstehen, daB er auch grundsdtzlich keine Zusagen ge-
macht oder bestimmte Entscheidungen in Aussicht gestellt hat,
und welchen Inhalt hat im einzelnen das ,Prinzip”, iiber das der

Bundesminister fiir besondere Aufgaben lediglich gesprochen
haben will?

Den ersten Teil ihrer Frage beantworte ich mit Ja.
Im zweiten Teil weise ich die in den Worten ,ge-
sprochen haben will® liegende Unterstellung zu-
ruck. Die Prinzipien wirtschaftlicher Kooperation
mit Staatshandelslandern miissen vom beiderseiti-
gen Nutzen ausgehen.

Anlage 10
Antwort

des Parl. Staatssekretars Moersch vom 15, Marz 1974
auf die Mindliche Frage des Abgeordneten Rainer
(CDU/CSU): (Drucksache 7/1766 Frage A 138):

Was hat die Bundesregierung unternommen, bzw. was gedenkt
sie noch zu unternehmen, um den deutschstdmmigen Christen aus
Barnaul in Sibirien, die sich an den Generalsekretir der Verein-
ten Nationen gewandt haben, zur Ausreise aus der Sowjetunion
zu verhelfen, und wie wird denjenigen, die deshalb ausgebiirgert
und vom staatlichen Arbeitgeber entlassen wurden sowie keine
neuen Arbeitspldatze erhalten, geholfen, zumal nicht einmal ihre
Familien und Kinder soziale Unterstiitzung und &rztliche Betreu-
ung erfahren?

Die Bundesregierung hat von der Eingabe dieser
Gruppe an den Generalsekretdr der Vereinten Na-
tionen durch Meldungen in der Presse, die in der
vergangenen Woche erschienen sind, Kenntnis er-
halten. Daritiber hinausgehende Einzelheiten sind
ihr nicht bekannt. Unsere Vertretung bei den Ver-
einten Nationen in New York wurde jedoch inzwi-
schen angewiesen, entsprechende Ermittlungen auf-
zunehmen.

Die Bundesregierung unterstiitzt das Ausreisean-
liegen der Deutschen in der Sowjetunion im Rah-
men der Familienzusammenfiihrung. Welche Schritte
sie hierbei gegeniiber der sowjetischen Regierung
unternommen hat, ergibt sich aus meiner heutigen
Antwort zu der ebenfalls von Ihnen gestellten Frage
iber die Demonstrationen von Ausreisewilligen.
Die Unterstlitzung schlieBt bei Bediirftigkeit finan-
zielle Hilfe mit ein.

Erst wenn nahere Angaben iiber die Petenten vor-
liegen, kann geprift werden, ob und wie ihnen ge-
holfen werden kann.

Im ibrigen hat sich diese Gruppe — offensicht-
lich bewuBt — mit ihrem Hilferuf zunéchst an die
Vereinten Nationen gewandt. Ich nehme an, daB
nach dem bei derartigen Eingaben iblichen Verfah-
ren die Regierung der UdSSR und die ,Kommission
fir Menschenrechte” verstandigt werden. Die Bun-
desregierung wird im Rahmen ihrer Moglichkeiten
auf eine Behandlung der Petition im Sinne der in
der VN-Charta verankerten Grundsdtze uber die

Verwirklichung der Menschenrechte hinwirken.
*
Anlage 11
Antwort

des Staatssekretdars Grabert vom 14, Marz 1974 auf
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Bremm
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 1):

Wen und was hat der Bundeskanzler prdzise gemeint, als er
formulierte: ,Das deutsche Volk muB sich daran gewohnen, daB
wir das Ul nicht verplempern kénnen*?

Auf der ganzen Welt ist Mineral6l in den letzten
Monaten knapp und teuer geworden. Nicht ohne
Grund haben die westlichen Verbraucherlander vor
kurzem auf der Washingtoner Energiekonferenz dar-
iber beraten, wie man der drohenden Energieknapp-
heit und der Krise in der Mineral6lversorgung be-
gegnen kann, Uberall ist man sich also dariiber einig,
daB die Zeit, in der Mineraldl im Uberflul vorhanden
war und deshalb sorglos verwendet werden konnte,
voriiber ist,

Wenn nun der Herr Bundeskanzler eben diese
Feststellung trifft, bedarf es wohl keiner ndheren Er-
lauterung, wen und was er gemeint haben konnte.
Jeder einzelne kann als Autofahrer oder als Ver-
braucher von Heizo6l, Dieselkraftstoff und anderen
Mineralolprodukten, dazu beitragen, daB Mineraldl
sparsam und nicht verschwenderisch verwendet wird.

(©
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Anlage 12
Antwort

des Staatssekretdrs Freiherr von Wechmar vom

12. Médrz 1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeord-

neten Spranger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage
B 2):

Welche Kosten verursachte die Herstellung der Broschiire

.109 Tips far die Frau”, herausgegeben vom Presse- und

Informationsamt der Bundesregierung, und ist es wirklich er-

forderlich, der miindigen und emanzipicrten Frau cine derartige
Anleitung an die Hand zu geben?

Die Herstellungskosten der Broschiire ,109 Tips
fir die Frau” betragen bei einer Auflage von 500 000
Stiick DM 461 459,—.

Die Notwendigkeit einer derartigen Broschiire ist
von dem Herrn Bundeskanzler in seinem Vorwort
so umschrieben worden: ,Leistungen und Hilfen des
Staates sind nur dann sinnvoll, wenn sie auch ge-
nutzt werden. Das aber setzt voraus, dafl der Blirger
iiber die Moglichkeiten, die ihm der Staat bietet, Be-
scheid weiB.” Der Bedarf ergibt sich zudem aus der
Tatsache, daB aufgrund einer Anzeigenserie und von
Hinweisen und Berichten in den Massenmedien bis-
her durch rund 40 000 Einsendungen aus der Bevol-
kerung etwa 100 000 Exemplare angefordert worden
sind. Die uberdies sehr rege Nachfrage von Seiten
der Frauenverbande, Gewerkschaften, Betriebs- und
Personalrdte sowie aller Fraktionen des Deutschen
Bundestages hat zur Folge, daB} die Auflage in kurzer
Zeit vergriffen sein durfte.

Anlage 13

Antwort

des Parl. Staatssekretars Moersch vom 11. Mérz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Hdocherl
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 3):

Trifft es zu, daB wdachentlich ca. 130 Exemplare des ,Vorwirts”
auf Kosten des Auswirtigen Amts an die deutschen Auslandsver-
tretungen versandt werden, wéahrend der ,Spiegel” nur 111
Exemplare erreicht, und was ist hierfir gegebenenfalls der
Grund?

Die in der Frage zitierten Zahlenangaben sind
zutreffend. Die Zahlenunterschiede ergeben sich aus
folgenden Grinden: Im Jahre 1968 hat es das Aus-
wartige Amt fir erforderlich gehalten, die den Aus-
landsvertretungen durch Tages und Wochenzeitun-
gen vermittelten Informationen iiber das politische
Bild der Bundesrepublik Deutschland durch zusétz-
liche Exemplare einer politischen Wochenzeitung zu
erweitern und ausgewogen zu halten. Zur Zeit wer-
den z.B. die ,FAZ" in 208, die ,Welt" in 128, die
«Deutsche Zeitung” in 58 und die ,Zeit" in 133 Exem-
plaren an die Auslandsvertretungen geliefert. Diese
Zahlen waren fir die Bestimmung der Abonnements-
zahl fiir den , Vorwarts” mafigebend.

Die Gesamtzahl der Abonnements fiir den ,Spie-
gel” hat sich im Laufe von 20 Jahren aufgrund indi-
vidueller Antrage der Auslandsvertretungen erge-
ben. Die Missionen haben den Bezug dieses Nach-
richtenmagazins damit begrindet, daB sie es als
dienstliches Informationsmaterial zur Kommentie-
rung oder Richtigstellung von Artikeln bendtigten.

Anlage 14
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Moersch vom 11. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Wagner
(Glunzburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage
B 4):

Ist der Bundesregicrung bekannt, wie vicle Chile-Fliichtlinge

von der DDR aufgenommen worden sind im Vergleich zur Bun-
desrepublik Deutschland?

Soweit der Bundesregierung bekannt, sind bisher
etwa 500 Chilefliichtlinge von der DDR aufgenom-
men worden. In der Bundesrepublik sind bis zum
1. Marz 1974 621 Chilefliichtlinge eingetroffen.

Mit der Aufnahme von weiteren 150 bis 180
Chilefliichtlingen bei uns mufl gerechnet werden.

Anlage 15
Antwort

des Parl. Staatssekretars Moersch vom 11. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Wagner
(Giinzburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage
B5):

Trifft es zu, daB die deutsche Botschaft in Algier schon sehr

lange lber das Schicksal des ehemaligen Staatschefs von Alge-
rien, Ben Bella, profunde Informationen hat?

Wie allgemein bekannt, befindet sich der ehema-
lige Staatschef Ben Bella nach wie vor in Algerien.
Er soll sich guter Gesundheit erfreuen und im ver-
gangenen Jahr die Ehe mit einer ehemaligen Jour-
nalistin geschlossen haben.

Nahere Erkenntnisse liegen der Botschaft nicht
vor.

Anlage 16

Antwort

des Parl. Staatssekretdars Moersch vom 12. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr.
Marx (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 6):

Trifft es zu, daB die Volksrepublik Polen die Ausreise seinel
Staatsbiirger in westliche Lander nur dann crlauben will, wenn
je Person 8 500 Zloty (2000 Zloty PaBgebithren und 6 500 Zloty
Devisenbeschaffung), also etwa drei Monatsgehalter eines Fach-
arbeiters, gezahlt werden?

Die Regelungen, die Sie im Auge haben, betreffen
Personen, die zum Besuch in das Ausland reisen und
nach Polen zuriickkehren, nicht dagegen Umsiedler.

Besuchsreisende haben neben der PaBgebiihr eine
Devisenbescheinigung iiber den Pflichtumtausch von
USS 130,— vorzulegen. Bei einem augenblicklichen
Kurs von 1 : 25 wéren dies etwa 2 500 Zloty.

Anlage 17

Antwort

des Parl. Staatssekretirs Moersch vom 11. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Josten
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 7):
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Treffen Meldungen der ,Intern-Informationen” zu, wonach die
tschechoslowakischen Machthaber bei der Bundesregicrung gegen
Sendungen in ischechischer oder slowakischer Sprache der Deut-
schen Welle protesticrt haben?

Die von Thnen erwahnten Meldungen der ,Intern-
Informationen” treffen nicht zu.

Anlage 18
Antwort

des Bundesministers Genscher vom 14. Marz 1974 auf
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Niegel
{CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 8):

Wicviel héher waren 1973 die Kosten fiir den Bundesgrenz-
schulz oder anderer Bundessicherheitsorgane fir den Schutz
von ausldndischen Botschaften in der Bundesrepublik Deutsch-
land gegeniiber 1968, und was waren dic Griindc?

1. Im Jahre 1973 war der Bundesgrenzschutz ge-
mab § 9 des BGS-Gesetzes auf Anforderung des In-
nenministers des Landes Nordrhein-Westfalen zur
Unterstiitzung der Landespolizei zum Schutz aus-
lindischer Botschaften in der Bundesrepublik
Deutschland in wechselnder Stdrke, insgesamt mit
mehreren Hundert Beamten eingesetzt.

2. Hierfiir entstanden dem Bundesgrenzschutz Ko-
sten in Hohe von 297 289,— DM.

3. Im Jahre 1968 wurde der Bundesgrenzschutz
nicht zum Schutz ausldandischer Botschaften in der
Bundesrepublik Deutschland verwendet. Zu jener
Zeit gab es noch keine Rechtsgrundlage fir Einséatze
des Bundesgrenzschutzes zur Unterstitzung der Lan-
derpolizeien.

4. Andere Sicherheitsorgane des Bundes wurden
weder 1968 noch 1973 zum Schutz ausldndischer
Botschaften eingesetzt. Der Schutz der ausldndischen
Botschaften im Bereich des Landes Nordrhein-West-
falen obliegt nach der Gesetzeslage den Sicherheits-
behoétden des Landes. Das Land kann zur Unterstit-
zung der Landespolizei Krifte des BGS anfordern.

Anlage 19
Antwort

des Bundesministers Genscher vom 14. Marz 1974 auf
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Hérzschel
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 9):

Warum ist der Bericht des Bundesinnenministeriums iber die
Novellicrungswilnsche der zustiandigen Verbande zu den Kriegs-
folgegesetzen zu Artikel 131 des Grundgesetzes, der bis zum
1. Oktobe: 1973 vorliegen sollte, noch niché vorgelegt worden,
und wann ist nunmehr mit der Vorlage zu rechnen?

Die politische Bedeutung des Berichts, um den der
InnenausschuBl des Deutschen Bundestages zur No-
vellierung oder SchluBgesetzgebung der Wiedergut-
machungs- und Kriegsfolgengesetze im allgemeinen,
nicht nur des Gesetzes zur Art. 131 GG, ersucht hat,
machte eine eingehende Priifung in den beteiligten
Bundesministerien und einen BeschluB des Bundes-
kabinetts erforderlich.

Der Bericht der Bundesregierung ist nunmehr dem
Innenausschufl vorgelegt worden.

Anlage 20
Antwort

des Bundesministers Genscher vom 14. Mdrz 1974 auf
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Katzer
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 10):

Beabsichtigt die Bundesrcgierung eine Gleichstellung von Ar-
beitern und Angesteliten im o6ifentlichen Dienst, die auch nach
der Neugestallung der Leistungen aus der Zusatzversicherung
bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL) in
der Rentenversicherung hoher versichert sind, mit den Angehori-
gen des offentlichen Dienstes, die in der Zusatzversicherung der
VBL pilichitversichert sind und im Versicherungslall Anspruch
auf Versorgungsrente haben?

Beil den in Ihrer Frage angesprochenen Personen
handelt es sich ausschlieBlich um solche Arbeitneh-
mer des offentlichen Dienstes, deren zusdtzliche Al-
ters- und Hinterbliebenenversorgung am 1. Januar
1967, dem Zeitpunkt der Einfilhrung der sogenann-
ten ,Reformsatzung” der VBL, im Wege der Hoher-
versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung
durchgefiihrt wurde. Arbeitnehmer, die nach diesem
Zeitpunkt in ein Arbeitsverhdltnis zu einem im Ver-
sorgungstaritverirag vom 4. November 1966 genann-
ten Arbeitgeber des offentlichen Dienstes eingetre-
ten sind, werden fir Zwecke der Zusatzversorgung
nicht mehr in der gesetzlichen Rentenversicherung
hoherversichert, sondern bei der VBL zusatzver-
sichert. Ihre Frage betrifft mithin einen begrenzten,
standig abnehmenden Personenkreis.

Diesem Personenkreis war durch § 21 Abs. 1 des
Versorgungstarifvertrages die Moglichkeit gegeben,
aus der Hoherversicherung auszuscheiden und in die
Pilichtversicherung bei der VBL iberzuwechseln; es
bedurfte dazu lediglich einer entsprechenden schrift-
lichen Erklarung des Betroffenen. Nach Abgabe die-
ser Erkldrung wurde die zusdtzliche Versicherung
ohne Unterbrechung anschlieBend an die bis zum
31. Dezember 1966 durchgefiihrte Hoherversicherung
in der Form der Pflichtversicherung bei der VBL
weitergefihrt. § 98 der Satzung der VBL sieht fir
diesen Fall noch heute vor, daB die bis dahin zu-
ruckgelegte Zeit in der Hoherversicherung, obwohl
sie bei der VBL nicht durch Beitrdge abgedeckt ist,
uneingeschrdnkt als gesamtversorgungsfahige Zeit
beriicksichtigt wird. Der in Betracht kommende Per-
sonenkreis hatte also schon Gelegenheit, nicht nur
eine Gleichstellung mit den kinftig versorgungs-
rentenberechtigten Arbeitnehmern zu erreichen, son-
dern sogar, trotz fehlender Beitragsabdeckung bei
voller Beriicksichtigung der in der Hoherversiche-
rung zuruckgelegten Zeit, in deren Kreis aufgenom-
men zu werden.

Es ist daher verstdndlich, wenn bereits aus ande-
rem AnlaBl angestellte Uberlegungen, noch einmal
eine solche Moglichkeit des Uberwechselns aus der
Hoherversicherung in die Pflichtversicherung bei der
VBL zu eroffnen, auf Arbeitgeberseite kaum Ver-
standnis finden. Selbst wenn die Bundesregierung
unter Zurickstellung grofier Bedenken sich fiir eine
solche oder ahnliche MaBnahme einsetzen wiurde,
konnte nicht damit gerechnet werden, daB es zu
einer entsprechenden, fiir den o6ffentlichen Dienst
einheitlichen tarifvertraglichen Regelung kommt.

Die dagegen auf Arbeitgeberseite bestehenden Be-
denken griinden sich insbesondere darauf, daB durch
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den weiteren Zeitablauf die fehlende Beitragsdek-
kung bei der VBL inzwischen zu groB3 geworden ist.
Auch der von manchen betroffenen Arbeitnehmern,
die sich im Januar 1967 nicht fiir einen Ubertritt in
die Pflichtversicherung bei der VBL entschieden ha-
ben, erhobene Einwand, sie seien durch das Risiko,
nach vollzogenem Uberwechseln in die VBL-Pflicht-
versicherung erst die Wartezeit von 60 Pflichtbei-
tragsmonaten (§ 38 der Satzung) erfillen zu miissen,
abgehalten worden, kann keine Anderung der allge-
meinen ablehnenden Haltung auf Arbeitgeberseite
herbeifithren. Denn es bestand die Moglichkeit, das
in der Wartezeiterfiillung liegende Risiko dadurch
zu verringern, daBl neben dem, Arbeitnehmerbeitrags-
anteil zur VBL in Hohe von 1,5 v. H. des lohnsteuer-
pflichtigen Bruttoarbeitsentgelts — allerdings auf
eigene Kosten — weiter geringe Hoherversiche-
rungsbeitrage entrichtet wurden. Wére vor Erfiillung
der Wartezeit bei der VBL der Versicherungsfall
(Berufsunfahigkeit oder Erwerbsunfahigkeit) einge-
treten, so hatten die inzwischen eingezahlten Bei-
trage zur VBL einschlieBlich des Arbeitgeberbei-
tragsanteils erstattet werden konnen. Dieser Betrag
hédtte dann fiir eine Beitragsentrichtung nach dem
Eintritt der Berufsunfahigkeit oder der Erwerbsun-
fahigkeit far das spétere Altersruhegeld aus der
gesetzlichen Rentenversicherung zur Verfligung ge-
standen (§ 1419 Abs. 1 RVO, § 141 Abs. 1 AVG
i. V.m. § 1233 Abs. 2 RVO, § 10 Abs. 2 AVG). Die
finanzielle Belastung wére bei diesem Verfahren an-
gesichts des niedrigen VBL-Beitrags minimal gewe-
sen.

Anlage 21
Antwort

des Bundesministers Genscher vom 14. Mdrz 1974
auf die Schriftliche Frage 'des Abgeordneten Dr.
Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Drucksache 7/1766
Frage B 11):

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit auf Grund der
Kritik des Personalratsvorsitzenden der Frankfurter Polizei, die
Bereitschaftspolizei der Linder besser als bisher mit zwecckmabBi-
gen Schutzanziigen, Ausriistung und Versorgung auszustatten?

Nach dem Verwaltungsabkommen {iber die Be-
reitschaftspolizei gehort nur deren Ausstattung mit
Fithrungs- und Einsatzmitteln (Fernmeldegerat,
Kraftfahrzeuge, Waffen, technisches Gerdt und Sani-
tdtsgerat) zum Verantwortungsbereich des Bundes.
Fiir alle anderen Bereiche, somit auch fiir Schutz-
anziige und Versorgung, ist das jeweilige Land zu-
standig.

Aufgrund eines Beschlusses der Standigen Kon-
ferenz der Innenminister aus dem Jahre 1971 wurde
in Zusammenarbeit mit den Landern neben der
Organisation und Gliederung auch die Ausstattung
der Bereitschaftspolizei mit Fihrungs- und Einsatz-
mitteln Uberprift. Als Ergebnis trat am 1. Januar
1972 eine neue Ausstattungsnachweisung in Kraft,
der die Erkenntnisse aus 20jdhrigem Bestehen der
Bereitschaftspolizei und insbesondere die in den
letzten Jahren gewonnenen Einsatzerfahrungen zu-

grunde liegen. Im Rahmen des Schwerpunktpro- ()

gramms ,Innere Sicherheit” wurden die Haushalts-
mittel fiir die Bereitschaftspolizei wegen ihres hohen
Stellenwerts als wichtiger Sicherheitsfaktor ab 1973
erheblich erhoht. Dadurch ist die ziigige Ausstat-
tung mit modernen Fithrungs- und Einsatzmitteln im
Rahmen eines mit den Ldndern abgestimmten mehr-
jéhrigen Beschaffungsprogramms nach Prioritdten
gewadhrleistet.

Da die Ausstattung der Bereitschaftspolizei lau-
fend auf ihre ZweckmadBigkeit tberprift und dem
neuesten Stand der Technik angepaBt wird, besteht
fur die Bundesregierung aufgrund der Kritik
des Personalratsvorsitzenden der Frankfurter Poli-
zei keinen AnlaB zu weiteren MafBnahmen.

Anlage 22
Antwort

des Bundesministers Genscher vom 14. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Spran-
ger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 12):

Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend den Vorschligen
des Verbands der bayerischen Rechtspfleger im Rahmen der Ver-
einheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund
und Landern (2. BesVNG) zu verfahren, wonach das Eingangsamt
fiir alle Rechtspfleger nach A 10 analog der vorgesehenen Rege-
lung fiir Fachhochschulabsolventen sofort angehoben und die
Rechtspflegerzulage von 100 DM auf 145 DM analog der Zulage
fiir die Beamten des gehobenen Dienstes im technischen Bereich,
im Programmierdienst und im Steuerpriifungs- und Zollfahn-
dungsdienst erhoht werden soll?

Der Entwurf des Zweiten Besoldungsvereinheit-
lichungs- und -neuregelungsgesetzes (2. BesVNG)
— BR-Drucksache 1/74 —, der im Bundesrat am
15. Februar 1974 im ersten Durchgang beraten
worden ist, sieht fiir Fachhochschulabsolventen in
Laufbahnen des gehobenen Dienstes, in denen fir
die Befdhigung der AbschluBl einer Fachhochschule
gefordert wird, als Eingangsamt die Besoldungs-
gruppe A 10 vor. Bei der Regelung iiber das hohere
Eingangsamt ist davon ausgegangen worden, daB
den Absolventen dieser Schulen wegen ihrer quali-
fizierten Ausbildung grundsatzlich hoherwertige
Aufgaben libertragen werden konnen.

Durch den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Anderung des Rechtspflegergesetzes, der dem Bun-
desrat im ersten Durchgang vorliegt — BR-Druck-
sache 157/74 —, werden die Voraussetzungen fiir
die Einrichtung von Fachhochschulen auch fiir die
Laufbahn der Rechtspfleger geschaffen.

Die Besoldungsprobleme der Rechtspfleger wer-
den abschliefend durch eine funktionsgerechte Be-
soldung dieser Beamten zu losen sein. Die Voraus-
setzungen hierfiir schafft der Entwurf des Zweiten
Besoldungsvereinheitlichungs- und -neuregelungs-
gesetzes. Die Bundesregierung wird danach erméch-
tigt, durch Rechtsverordnung Funktionen zu be-
werten und den Amtern zuzuordnen. Damit wird
die Grundlage fir ein modernes und leistungsge-
rechtes Besoldungsrecht im offentlichen Dienst ge-
schaffen. In diesem Rahmen werden auch die Funk-
tionen der Rechtspfleger geprift werden.
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Mit den vorgenannten MaBnahmen wdre eine
pauschale Hohergruppierung oder eine Erhoéhung
der allgemeinen Zulage schwer zu vereinbaren. Der-
artige MaBnahmen konnten auch schwerlich auf den
Bereich der Rechtspfleger beschrdankt bleiben. Aus
diesem 'Grunde hat der Bundesrat bei den Beratun-
gen des Entwurfs des Zweiten Besoldungsverein-
heitlichungs- und -neuregelungsgesetzes entspre-
chenden Antrdgen nicht zugestimmt.

Anlage 23
Antwort

des Bundesministers Genscher vom 14. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Milz
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Fragen B 13 und 14):

Was gedenkt die Bundesregierung gegen die Larmbeldstigung
durch den NATO-Flugplatz Norvenich flir die Bewohner der
Ortschaft Niederbolheim in Zukunft zu tun?

Inwieweit wird das Bundesimmissionsschutzgesetz beziiglich des
Larmschutzes fiir die Bewohner von Niederbolheim seine Auswir-
kungen haben?

Thre Fragen beantworte ich im Einvernehmen mit
dem Bundesminister der Verteidigung wie folgt:

Nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm
vom 30. Mdrz 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 282) sind
zum Schutz der Allgemeinheit vor Gefahren, erheb-
lichen Nachteilen und erheblichen Beldstigungen
durch Fluglarm in der Umgebung von bestimmten
zivilen und militdrischen Flugpldatzen Larmschutz-
bereiche festzusetzen. Zu diesen Flugpldtzen gehort
auch der NATO-Flugplatz Norvenich.

Wie Sie wissen, hat die Bundesregierung die
Arbeiten zur Festsetzung der Larmschutzbereiche
von Anfang an mit groBem Nachdruck vorangetrie-
ben. [hre Arbeitskonzeption fiir die Durchfiihrung
des Fluglarmgesetzes und die besonderen Schwie-
rigkeiten bei der Ermittlung der Larmschutzbereiche
hat sie in ihrem Zwischenbericht iber den Vollzug
des Fluglarmgesetzes vom 20. Oktober 1972 (Bun-
destags-Drucksache VI/VII - 1) ndher dargelegt. Die
erste Rechtsverordnung zur Festsetzung eines Larm-
schutzbereichs (Disseldorf) steht kurz vor der Ver-
kiindung. Fir den militdrischen Flugplatz Norve-
nich sind die Berechnungen des Larmschutzbereichs
abgeschlossen. Zur Zeit werden die Berechnungs-
ergebnisse von dem Institut fiir Angewandte Geo-
dasie in Frankfurt in Zusammenarbeit mit dem zu-
standigen Landesvermessungsamt auf mabBstabsge-
rechte Karten iibertragen. Die Arbeiten sind so weit
fortgeschritten, daBl in einigen Wochen der Ver-
ordnungsentwurf vorgelegt und die Rechtsverord-
nung zur Festsetzung des Larmschutzbereichs fir
den Flugplatz Norvenich nach Zustimmung des Bun-
desrates alsbald erlassen werden kann. Sodann koén-
nen die nach dem Fluglarmgesetz vorgesehenen bau-
lichen SchallschutzmaBnahmen fiir die Bewohner der
Ortschaft Niederbolheim verwirklicht werden.

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz wird fir die
Bewohner der Ortschaft Niederbolheim hinsichtlich
des Schutzes gegen Fluglarm keine Auswirkungen

haben, da insoweit das Fluglirmgesetz eine ab- @

schlieBende Regelung enthalt.

Anlage 24
Antwort

des Bundesministers Genscher vom 14. Méarz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Gansel
(SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 15):

Wie viele Angechorige des Bundesgrenzschutzes und der Bun-
deswehr (ohne Wehrpflichtige) sind z. Z. Mitglieder von Par-
teien und sonstigen Organisationen, die vom Bundesinnenminister
bzw. von den Verfassungsschutzamtern als rechts- oder links-
extremistisch eingestuft werden?

Nach dem Bundesministerium vorliegenden Er-
kenntnissen gehorten am 31. Dezember 1973 dem
Bundesgrenzschutz zehn Beamte an, die vor diesem
Zeitpunkt einer rechtsradikalen Organisation beige-
treten waren, und zwar in neun Fallen der NPD und
in einem Fall den ,Jungen Nationaldemokraten®”.
Erkenntnisse dariiber, ob die Mitgliedschaft in den
jeweiligen Organisationen am 31. Dezember 1973
noch bestand oder ob sie vorher beendet worden
ist, sind nicht vorhanden. In einem Fall kann aller-
dings mit erheblicher Wahrscheinlichkeit angenom-
men werden, daB die Mitgliedschaft am 31. Dezem-
ber 1973 noch bestand.

Erkenntnisse dariiber, daB Beamte des Bundes-
grenzschutzes in linksradikalen Vereinigungen or-
ganisiert sind, liegen nicht vor.

Der Bundesminister der Verteidigung hat mir
mitgeteilt, daB am 7. Méarz 1974 im Gesamtbereich
der Bundeswehr 131 Mitglieder rechtsextremer und
170 Mitglieder linksextremer Organisationen er-
faBt waren. Wegen der Kiirze der zur Verfigung
stehenden Zeit waren dem Bundesverteidigungs-
ministerium Ermittlungen dariiber nicht moglich, wie
viele Grundwehrdienst leistende Soldaten in die-
ser Zahl enthalten sind.

Anlage 25
Antwort

des Parl. Staatssekretars Dr. Bayerl vom 14. Madrz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Lenders (SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 16):

Sieht die Bundesregierung einen schnellen Abschluf der Be-
ratungen zum Mustermietvertrag als dringlich an, wenn ja, zu
welchem Zeilpunkt gedenkt sie, den Entwurf vorzulegen, und
beabsichtigt sie, den Mustermietvertrag gesetzlich als bindend
vorzuschreiben?

Im Bundesministerium der Justiz wird seit einiger
Zeit mit Vertretern von Spitzenverbanden der Woh-
nungswirtschaft, des Instituts fiir Wohnungsrecht
und Wohnungswirtschaft an der Universitat Koln
und den beteiligten Bundesministerien an der Erstel-
lung eines Mustermietvertrages gearbeitet.

Die Arbeiten waren und sind darauf angelegt, ein
von der Ubereinstimmung insbesondere auch der
Interessenvertretungen von Mietern und Vermietern
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getragenes Vertragsmuster zu entwickeln. Dem liegt
die Erwartung zugrunde, daB3 ein Mustermietvertrag,
der von den Verbanden selbst maBgeblich mit er-
arbeitet wurde, von ihnen auch fir ihren Bereich
iibernommen und verwendet wird und daB sich
die Verbande fiir seine Verwendung einsetzen.

Vom Bundesministerium der Justiz ist Uberdies in
Aussicht genommen, den Mustermietvertrag nach
AbschluB der Arbeiten einer moglichst breiten
Offentlichkeit bekanntzumachen und damit jedem
Interessierten eine umfassende Orientierungshilfe
zZu geben.

Das Bundesministerium der Justiz ist bestrebt,
diese Verhandlungen bald zum AbschluB zu bringen.
Ich hoffe, daB das in nédchster Zeit geschehen kann.
‘Wir allein sind nicht in der Lage, diese Verhandlun-
gen abzuschliefen. Wir legen Wert auf die Mit-
wirkung der Organisationen, weil davon wesent-
lich auch die Wirksamkeit der spateren Anwendung
abhangt.

Ein Mietvertragsmuster fiir allgemein verbindlich
zu erklaren, also allgemein rechtsverbindlich zu
machen, ist nach der geltenden gesetzlichen Lage
nicht moglich. Die Bundesregierung beabsichtigt
auch nicht, eine entsprechende gesetzliche Regelung
vorzuschlagen. Bei der Vielfalt der Lebensverhalt-
nisse und der Vielzahl der Modglichkeiten ihrer
rechtlichen Regelung erscheint es nicht zweckmaBig,
die vertraglichen Beziehungen zwischen Mietern
und Vermietern fiir alle Fédlle in allen Einzelheiten
festzulegen und damit den Vertragsparteien einen
Zuschnitt nach ihrer besonderen Interessenlage,
nach ihren eigenen Bedirfnissen, zu verwehren.
Wenn eine umfassende zwingende Regelung mog-
lich ware, bediirfte es nicht der Entwicklung eines
Mustermietvertrages; angebracht wéare dann eine
abschlieBende Regelung im Gesetz selbst.

Ziel unserer laufenden Bemiithungen ist daher
nicht die Erarbeitung eines einheitlichen zwingen-
den Vertragstextes, sondern, wie auch das Wort
+~Mustermietvertrag” schon zum Ausdruck bringt,
eines Musters flr einen nach der allgemeinen Inter-
essenlage ausgewogenen Vertragstext.

Dieses Angebot an die Vertragsparteien wird zum
Schutze des Mieters vor unbilligen Vertragsklauseln
durch die im Gesetz fiir unabdingbar erklarten Vor-
schriften ergénzt; insoweit haben wir bereits eine im
wesentlichen befriedigende Regelung. Ob aufgrund
der Entwicklung der Verhaltnisse zur Herstellung
oder zur Wahrung der Chancengleichheit weitere
Vorschriften fiir unabdingbar erklart werden miis-
sen oder ob andere Erganzungen des Mietrechts not-
wendig sind, wird von der Bundesregierung laufend
iberpriift. Ich verweise in diesem Zusammenhang
nur auf den Entwurf eines Zweiten Gesetzes lber
den Kindigungsschutz fiir Mietverhdltnisse {ber
Wohnraum, den die Bundesregierung kiirzlich be-
schlossen und den gesetzgebenden Korperschaften
zur BeschluBfassung zugeleitet hat; der Entwurf
wird zur Zeit in den Ausschiissen des Bundes-
rates beraten.

Im ibrigen darf ich auf die Antwort des Bundes-
ministers der Justiz auf eine &ahnliche Frage des

Abgeordneten Norbert Gansel in «der Fragestunde
des Deutschen Bundestages am 7. November 1973
verweisen (vgl. das Protokoll iiber die 63. Sitzung
am 7. November 1973 S. 3677 ff.).

Anlage 26
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Hermsdorf vom 14, Marz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Hocher! (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 17):

Wie hoch sind die zusétzlichen Mehrwertsteuereinnahmen fir
ein Jahr bei einer Preiserh6hung um jeweils 1 Pfennig je Liter
fir Benzin (Vergaserkraftstoff), Dieselkraftstoff und leichtes
Heiz6l, wenn man den Verbrauch an diesen Mineraldlprodukten
im Jahr 1973 zugrunde legt?

Wenn man die Preisanhebung um jeweils 1 Pf pro
Liter leichtes Heizdl, Benzin und Dieselkraftstoff —
bezogen auf den geschatzten Endverbrauch 1973 —
fir sich betrachtet, so wiirden sich beim Endver-
brauch rein rechnerisch rd. 65 Millionen DM/Jahr
Umsatzsteuer-Mehreinnahmen ergeben.

Wie ich schon in den Fragestunden am 6. und am
13. Dezember 1973 erldutert habe, beriicksichtigt je-
doch diese Betrachtung die gesamtwirtschaftlichen
Effekte einer solchen Preiserhdohung nicht. Unter der
Voraussetzung, dafl nur ein bestimmter Betrag fir
Verbrauchsausgaben zur Verfiigung steht, bewirken
preisbedingte Mehrausgaben der Endverbraucher fiir
Mineralolprodukte zwangsldaufig Minderausgaben
bei anderen Verbrauchsgiitern, so daB ein zusatz-
liches Umsatzsteueraufkommen nicht entsteht.

Anlage 27

des Parl. Staatssekretdrs Hermsdorf vom 14. Méarz
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Dr. Althammer (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Fra-
gen B 18 und 19):

Will die Bundesregicrung durch Steuererhdhungen (z. B. Erho-
hung der Mehrwertsteuer) und Beibehaltung des Konjunkturzu-
schlags alle Steuerpflichtigen belasten, um Lohnerhéhungen zu
korrigicren? '

Wie vertragen sich Steuererhéhungspline mit dem seit 1969

von der Bundesregicrung immer wiederholten Versprechen auf
Steuersenkungen z. B. zur Verdoppelung des Arbeitnehmerfrei-
betrags?

Nachdem die Bundesregierung bereits in der letz-
ten Fragestunde im Zusammenhang mit den Dring-
lichkeitsfragen Ihrer Fraktionskollegen Hécherl und
Dr. Hafele eine Antwort auf Ihre beiden Fragen ge-
geben hat, beschranke ich mich auf folgendes: Die
Bundesregierung plant fur 1974 keine Steuererho-
hungen. Der Stabilitdatszuschlag soll, wie gesetzlich
vorgesehen, am 30. Juni 1974 auslaufen.

Die Bundesregierung halt an ihrer Absicht fest,
die Steuerreform zum 1. Januar 1975 einzufithren
mit dem Ziel der Steuerentlastung insbesondere fiir
Empféanger kleiner und mittlerer Einkommen. In
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diesem Zusammenhang wird auch der von Ihnen
besonders angesprochene Arbeitnehmerfreibetrag
von 240 DM auf 600 DM erh6ht werden.

Anlage 28
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Hermsdorf vom 14. Marz
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Dr. Stavenhagen (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766
Fragen B 20 und 21):

Erwdgt die Bundesregierung, den Umbau von Wohnungen und
Eigenheimen zum Zwecke der Emnergieersparnis oder den nach-
trdglichen Anbau wérmedammender Materialien zum gleichen
Zwecke durch das Einrdumen gilinstiger Abschreibungsmoglich-
keiten steuerlich zu férdern?

Welche Lander haben derartige steuerliche Sonderabschrei-
bungsmdglichkeiten  fiir Energieeinsparungsmafnahmen beim
Wohnungsbau?

Aufwendungen zur Warmedammung bei Woh-
nungen und Eigenheimen im Interesse der Energie-
ersparnis konnen Erhaltungsaufwand sein, der bei
der Ermittlung der Einkiinfte aus Vermietung und
Verpachtung im Jahr der Ausgabe abzugsfahig ist.
Aufwendungen bis zum Betrage von 3000 DM fiir
die einzelne BaumaBnahme behandelt die Finanz-
verwaltung auf Antrag als sofort abzugsfahigen Er-
haltungsaufwand.

Bei Altbauten, die zum Privatvermdgen gehéren,
besteht bereits geméal § 82 a der Einkommensteuer-
Durchfithrungsverordnung fiir bestimmte Aufwen-
dungen, z. B. den Einbau von warmeisolierenden
Fenstern und Tiren, eine steuerliche Vergiinstigung
in Gestalt von erh6ohten Abschreibungen, obwohl es
sich dabei um Herstellungsaufwand handelt, der
grundsatzlich nach der Gesamtnutzungsdauer des
Gebdudes abzuschreiben ware.

Ob weitere MaBnahmen der Warmeisolierung be-
glinstigt werden konnen, wird von der Bundesre-
gierung z. Z. noch gepriift. Es wird jedoch zu beach-
ten sein, daB im Einzelfall, z. B. bei der Isolierung
einer AuBlenfassade, die Aufwendungen zur Wirme-
isolierung nicht immer von den iibrigen Aufwendun-
gen zu trennen sein werden.

Im Ausland bestehen — soweit feststellbar —
keine besonderen steuerlichen Sonderabschreibun-
gen fiir EnergieeinsparungsmaBnahmen beim Woh-
nungsbau,.

Anlage 29
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Hermsdorf vom 14. Marz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Pieroth (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 22):

Wie rechtfertigt die Bundesregierung in Anbetracht der augen-
blicklichen Wirtschaftlage die durch dic Bundesmomnopolgesell-
schaft in Offenbach/Main riickwirkend ab 7. Januar 1974 fest-
gesetzte beachtliche Verteuerung von Spiritus in Hohe von 20 %0?

Die von Ihnen angesprochene Preiserhéhung be-
trifft den Alkohol zur gewerblich-technischen Ver-

wendung. In diesem Bereich wird ganz iberwiegend
synthetisch gewonnener Alkohol verarbeitet, dessen
Rohstoffbasis Erdol ist. Die Bundesmonopolver-
waltung fiir Branntwein hatte ihre Verkaufspreise
fur diesen Sprit seit dem Jahre 1955, also nahezu 20
Jahre, konstant gehalten. Zu Beginn dieses Jahres
lieB sich eine Preisanhebung wegen der inzwischen
erheblich gestiegenen Kosten nicht mehr vermeiden.
Am 15. Februar 1974 mufite der Verkaufspreis wegen
der stark gestiegenen Erddlpreise erneut erhdht wer-
den. Eine weitere Erhdhung des Spritpreises wird
aus dem gleichen Grund zum 1. April 1974 erforder-
lich werden.

Der Preis fiir den nichtentwéasserten Sprit wird
dann 88 DM und der Preis fiir den entwdsserten
Sprit 93 DM betragen. Selbst mit diesem Preis erzielt
die Monopolverwaltung keine volle Kostendeckung.

Anlage 30

Antwort
des Parl. Staatssekretars Hermsdorf vom 14. Marz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Rohner (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 23):

Treffen Pressemeldungen zu, die Bundesregierung erwiage, Pro-
fessor Dr. Claus Kohler in das Dircktorium der Deutschen Bun-
desbank zu berufen, und kann die Bundesregierung — bejahen-
denfalls -— Hinweise auf die stabilitdtspolitische Qualifikation
von Professor Dr. Kohler geben?

Es trifft zu, daB der Bundesfinanzminister beab-
sichtigt, Prof. Dr. Claus Kéhler als Mitglied des Di-
rektoriums der Deutschen Bundesbank vorzuschla-
gen. Laut § 7 Abs. 3 des Bundesbankgesetzes werden
Mitglieder des Direktoriums der Deutschen Bundes-
bank vom Bundesprésidenten auf Vorschlag der Bun-
desregierung bestellt.

Die Qualifikation von Prof. Dr, Kéhler steht auBer
Zweifel. Dies ergibt sich bereits daraus, daB Herr
Prof. Dr. Kohler Mitglied des Sachverstiandigenrates
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung war und als Wissenschaftler auf dem Ge-
biet Geld und Kredit durch zahlreiche Verdffent-
lichungen hervorgetreten ist.

Anlage 31
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Griner vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Woli-
ram (SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 24):

Halt die Bundesregierung ,die Einfiihrung eines ailgemeinen
Konjunkturzuschlags fiii unvermeidlich”, "wie der Hauptge-
schaftsfihrer des Deutschen Industrie- und Handelstages kiirz-
lich geduBert hat?

Auf Thre Anfrage teile ich Thnen mit, daB die
Bundesregierung nicht beabsichtigt, einen allgemei-
nen Konjunkturzuschlag einzufiihren. Angesichts der
wirtschaftlichen Lage sieht sie in einem solchen Zu-
schlag weder gegenwartig noch in der absehbaren
Zukunft ein adaquates konjunkturpolitisches Mittel.
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Anlage 32

Antwort

des Parl. Staatssekretars Griner vom 13. Marz 1974°

auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Kiechle
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 25):

Wie hoch war die jahrliche Kohleférderung 1969 und wie hoch
im Jahr 1973?

Die deutsche Steinkohlenforderung belief sich
1969 auf 111,6 Millionen t und lag in 1973 bei
97,3 Millionen t.

Die deutsche Braunkohlenférderung betrug in den
entsprechenden Jahren 1074 Millionen t bzw. 118,6
Millionen t.

Anlage 33

Antwort

des Parl. Staatssekretars Griiner vom 13. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Geisenhofer (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Fra-
gen B 26 und 27):

Ist sich die Bundesregierung bewuBt, daB insbesondere im
Gastwirts- und Hotelgewerbe zunehmend Betriebe durch Aus-
linder iibernommen werden, und was sind die Griinde?

Ist die Bundesregierung sicher, daB stillgelegte Bergwerke
(Kohle) nicht durch Nachbargruben der Einheitsgesellschaft ange-
bohrt und abgebaut werden, so daB nach geltendem Recht
Pramien zuriickgezahlt werden miiBten?

Zu Frage B 26:

Nach dem Ergebnis der letzten Volks- und Be-
rufszadhlung des Statistischen Bundesamtes vom
27. Mai 1970 befanden sich rd. 8 500 Betriebe des
Gaststatten- und Beherbergungsgewerbes im Besitz
von Auslédndern. Beil einer Gesamtzahl von rd.
200 000 derartiger Betriebe in der Bundesrepublik
Deutschland betrug der Anteil zu diesem Zeitpunkt
also nur 4,259%s. Neuere amtliche Statistiken lie-
gen nicht vor. Die Beteiligung von Auslandern am
Gaststatten- und Beherbergungsgewerbe halt sich
daher noch in durchaus vertretbaren Grenzen.

Die Ubernahme von gastronomischen Betrieben
durch Auslénder ist vielfach von der Angebotsseite
her bestimmt. Der deutsche Konsument, der vor
allem auf Urlaubsreisen die ausldandische Kiiche
kennengelernt hat, sucht auch in Deutschland in zu-
nehmendem MaBe derartige Restaurants auf. Hinzu
kommt, daBl in Deutschland lebende Auslander, ins-
besondere Gastarbeiter, bevorzugt solche Betriebe
besuchen, deren Angebot und Atmosphare ihren
heimatlichen Vorstellungen entsprechen.

SchlieBlich ist zu bericksichtigen, daB ein nicht
unerheblicher Teil der ausléndischen Betriebsinha-
ber aus Mitgliedslandern der EG stammt. Im Hin-
blick auf die Niederlassungsfreiheit in diesem Be-
reich kénnen sie in der Bundesrepublik Deutschland
unter den gleichen Voraussetzungen wie Inlédnder

einen Gaststatten- und Beherbergungsbetrieb er-
6ffnen.

Zu Frage B 27:

Nach den bestehenden Regelungen iiber die Ge-
wéhrung und Riickzahlung von Pramien fiir die Still-
legung von Steinkohlenbergwerken sieht die Bun-
desregierung keine Gefahr, daB die Ruhrkohle AG
in stillgelegten Bergwerken durch eigene benach-
barte Schachtanlagen in einer Weise abbaut, die zur
Riickzahlung von Stillequngspramien fiihrt.

Neben einer Reihe rechtlicher und tatsachlicher
Sicherungen — wie Kohlegewinnungsverbote in
Form von im Grundbuch eingetragenen beschrank-
ten personlichen Dienstbarkeiten oder in Form von
besonderen technischen MaBnahmen sowie die
Uberwachung dieser Verbote durch die Bergbehor-
den des Landes Nordrhein-Westfalen im Rahmen
des bergrechtlichen Betriebsplanverfahrens — ist
hierfiir vornehmlich der Umstand maBgebend, daB
zur besseren Verwirklichung der mit dem Kohle-
gesetz verbundenen Ziele seit geraumer Zeit die
Moglichkeit eréffnet worden ist, die Kohlengewin-
nungsverbote unter 'bestimmten Voraussetzungen
ganz oder teilweise aufzuheben. Die Folge einer
derartigen Einschrankung ist, daB in den dadurch
beglinstigten Bereichen eines stillgelegten Berg-
werks wieder abgebaut werden kann, ohne die
Pramie zurtickzahlen zu miissen.

Die Bundesregierung ist sicher, daB auch in Zu-
kunft den Anforderungen eines wirtschaftlich sinn-
vollen Abbaus in friher stillgelegten Bereichen in
einer Weise Rechnung getragen werden kann, die
die Befirchtung miBbrauchlichen Handelns aus-
schlieBt.

Anlage 34
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Griiner vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Spilker
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 28):

Gibt es iiber den Grundbesitz von Auslindern in der Bundes-
republik Deutschland eine Ubersicht, wieviel Grundstiicke, in
welchen Lagen und mit welchen Grundflichen gehdren Aus-
landern, und wie ist die Entwicklung in den letzten zehn Jah-
ren verlaufen?

Uber den Grundbesitz von Auslandern in der Bun-
desrepublik Deutschland stehen aus der amtlichen
Statistik keine Angaben zur Verfiigung. Mir sind
auch keine nicht-amtlichen Ubersichten iiber Aus-
landergrundbesitz bekannt.

Ich kann Thnen lediglich aufgrund der Zahlungs-
meldungen im AuBenwirtschaftsverkehr mitteilen,
welche Betrage Gebietsfremde fiir den Erwerb inlan-
dischen Grundbesitzes an Gebietsansdssige gezahlt
bzw. von diesen aus der VerduBerung inldndischen
Grundbesitzes erhalten haben. Mittelbar tiber inlan-
dische Beteiligungsgesellschaften erworbener oder
verauBerter Grundbesitz ist in diesen Zahlen aller-
dings nicht eingeschlossen.
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Die Ubersicht iiber die Zahlungsvorgdnge ist in
der Anlage enthalten.

Erwerb und VerduBerung inlandischen Grund-
besitzes durch Gebietsfremde !)

Millionen DM

| VeraduBe-

Netto-

|

Zeit Erwerb 1 rung Erwerb {

1964 s 104,7 —101,2 5

1965 52 1136 —~1084 |

| 1966 o4l 131,5 ~127,4 .

| 1967 32 86,1 ~ 829 |

1968 3,7 80,8 —~ 77,1 i

1969 2.5 92,2 — 897 |
1970 85 | 1249 —116,4
1971 4,2 107,8 —103,6
1972 52 114,8 ~109,6
1973 1868 818 +105,0

© 1964—1973 | 2269 | 10382 —811,3 w

1) Einschliefilich Grundstiicksgeschifte inldndischer 6ffent-
licher Stellen mit Gebietsfremden.

Anlage 35

Antwort

des Parl. Staatssekretars Griiner vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Spilker
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 29):

Haben das Bundeswirtschaftsministerium und das Bundes-
kartellamt sdmtliche Mitarbeiter, die mit den Geschdits- und
Kalkulationsunterlagen der Mineraldlgesellschaften in Be-
rithrung gekommen sind, zu einer dienstlichen Erkldrung aufge-
fordert, wenn ja, mit welchem Inhalt, und trifft es zu, daB der
Inhalt dieser Unterlagen gezielt an die Uffentlichkeit gelangte?

Ihre Frage bezieht sich offensichtlich auf das
Schreiben des Bundeskartellamtes an die General-
direktion fiir Wettbewerb der EG-Kommission vom
5. Februar 1974 zur Preisspaltung flir Mineraldlpro-
dukte am Rotterdamer Markt. Bedauerlicherweise
sind Einzelheiten aus diesem Schreiben, insbeson-
dere auch konzerninterne Verrechnungspreise eini-
ger internationaler Mineraldlgesellschaften, an die
Offentlichkeit gelangt. Bundeswirtschaftsministe-
rium und Bundeskartellamt haben sich selbstver-
standlich mit allen zur Verfiigung stehenden dienst-

. lichen Mitteln, einschlieBlich dienstlicher Erklarun-
gen der mit der Angelegenheit befafiten Beamten,
um eine Aufkldrung bemiiht. Es hat sich hierbei
jedoch nicht feststellen lassen, auf welche Weise
Dritte von Einzelheiten des Schreibens Kenntnis er-
halten haben. Daher konnte auch die Frage, ob es
sich moglicherweise um eine gezielte Indiskretion
gehandelt hat, nicht geklart werden.

Anlage 36
Antwort

des Parl. Staatssekretars Griiner vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Franke
(Osnabriick) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage
B 30):

Welche Griinde haben die Bundesregierung veranlaBt, den
monostrukturierten Raum Stadt und Landkreis Osnabriick nicht
mit in das Forderungsprogramm des Dritten Rahmenplans ein-
zubeziehen?

Der Planungsausschull der Gemeinschaftsaufgabe,
dem unter dem Vorsitz des Bundesministers fur
Wirtschaft samtliche Landeswirtschaftsminister und
-senatoren angehoren, hat am 21. Februar 1973 auf
Wunsch der Bundeslander beschlossen, die gebiet-
liche Abgrenzung der Fordergebiete der Gemein-
schaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur” zu lberpriifen. Entsprechend die-
sem BeschluB wurde ein umfassendes Forschungs-
programm in Auftrag gegeben, das ein moglichst
objektives Bewertungssystem fiir alle Regional-
probleme ermdglichen und unter anderem auch der
Uberpriifung der Fordergebietsabgrenzung der Ge-
meinschaftsaufgabe’dienen soll.

Der PlanungsausschuB der Gemeinschaftsaufgabe
hat sich auf seinen beiden letzten Sitzungen am
6. November 1973 und 11. Februar 1974 erneut mit
der anstehenden Uberpriifung der Fordergebiets-
abgrenzung befaBt und einen Terminkalender fur
den AbschluB der Arbeiten zur Uberprifung der
Fordergebietsabgrenzung beschlossen. Dieser Zeit-
plan sieht vor, daB die entsprechenden wissenschaft-
lichen Gutachten bis Mitte Mai 1974 vorliegen, so
daB im Spatsommer dieses Jahres der Planungsaus-
schuB der Gemeinschaftsaufgabe ber die Eckwerte
der Fordergebietsabgrenzung BeschluBl fassen kann.
Die Neuabgrenzung der Fordergebiete der Gemein-
schaftsaufgabe dirfte dann mit Wirkung zum
1. Januar 1975 in Kraft treten.

Mit Riicksicht auf die zur Zeit laufenden umfas-
senden regionalpolitischen Arbeiten an einer Neu-
abgrenzung der Fordergebiete der Gemeinschafts-
aufgabe hat sich der Planungsausschuf auf seiner
Sitzung am 11. Februar 1974 gegen eine Auswei-
tung des Kreises der Fordergebiete bis zum Vor-
liegen der neuen Gebietsabgrenzung ausgesprochen
und den 3. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe
unter Beibehaltung der bisherigen Gebietskulisse
beschlossen.

Anlage 37
Antwort

des Parl. Staatssekretars Griiner vom 13. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Kater
(SPD) (Drucksache 7/1766 Fragen B 31 und 32):

Ist die Bundesregierung der Ansicht, da8 die bisher von ihr
angekiindigten und eingeleiteten MaBnahmen zur Lockerung der
Restriktionspolitik — auch der Deutschen Bundesbank — aus-
reichen, um den derzeitigen besonderen wirtschaftlichen
Schwierigkeiten kleiner und mittlerer Unternchmen wirksam
zu begegnen?

()]

D)
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Was gedenkt die Bundesregierung weiterhin zu tun bzw. zu
veranlassen, um weitere wirtschaftliche Einbriiche zu verhin-
dern und cin 6konomisch wie auch sozial vertretbares Zins-
niveau anzustreben?

Zu Frage B 31:

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daB die am
19. Dezember 1973 beschlossenen Wirtschafts- und
finanzpolitischen Mafinahmen geeignet sind, einer-
seits die stabilitatspolitische Linie mafBvoll fortzu-
fihren, andererseits den wirtschaftlichen Schwierig-
keiten auch kleiner und mittlerer Unternehmen in
angemessenem Umfang zu begegnen. Dabei ist zu
bedenken, dafl einige MalBnahmen, wie der Verzicht
auf die Investitionsteuer oder die Aufhebung der
Sperre der Mittel des ERP-Haushalts 1973, den
Unternehmen sofortige Erleichterungen bringen.
Die Auswirkungen anderer Beschliisse auf die Auf-
trags- und Beschaftigungslage der kleinen und mitt-
leren Unternehmen, wie das Wiederinkraftsetzen
der Sonderabschreibung nach § 7b EStG, werden
dagegen erst mit einer gewissen zeitlichen Verzoge-
rung feststellbar sein.

Am 6. Februar 1974 hat die Bundesregierung ein
.Einmaliges Sonderprogramm fiir Gebiete mit spe-
ziellen Strukturproblemen” verkiindet. Um beson-
dere regionale und sektorale Schwierigkeiten abzu-
wehren, gewdhrt der Bund in einem Teil A gemi8
Artikel 104 a (4) GG gezielt und befristet Finanzhil-
fen in Hohe von einmalig 300 Millionen DM zum
Ausbau der Infrastruktur, soweit es fiir die Entwick-
lung der gewerblichen Wirtschaft erforderlich ist.
Die fur die einzelnen Ldnder jeweils fixierten Ein-
planungsbetrage werden nur bis zum 31. Méarz 1974
reserviert, um einen raschen Abflul der Mittel zu
erreichen. Uber die Vergabe o6ffentlicher Auftrage
kommt dieses Programm direkt oder auch indirekt
den mittelstandischen Unternehmen zugute. Im
Teil B dieses Programms stellt der Bund zusétzlich
300 Millionen DM fiir Bundesinvestitionen bereit.

Ferner hat die Kreditanstalt fiir Wiederaufbau
(KW) Anfang 1974 ihr Investitionskreditprogramm
fir mittlere nicht emissionsfahige sowie fiir kleine
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (M1 und
M II) wieder aufgenommen. Beide Programme sehen
keine Beschriankung auf bestimmte Branchen vor.
Das auf Grund der konjunkturpolitischen Beschlisse
fiir bestimmte Wirtschaftsbereiche entwickelte Son-
derprogramm der KW wird stark in Anspruch ge-
nommen.

SchlieBlich stehen die zinsgiinstigen ERP-Kredite
aus dem Ende November 1973 verabschiedeten ERP-
Wirtschaftsplangesetz 1973 zur Verfiigung.

Mit diesen Anfang 1974 zugunsten mittelstandi-
scher Unternehmen verfiigharen Krediten der KW
und des ERP-Wirtschaftsplans 1973 diirften Vor-
haben von einem geschdtzten Investitionsvolumen
von etwa 6 Milliarden DM finanziert werden kon-
nen. Diese Investitionen werden mit Sicherheit zu
einer Belebung auch in weiteren Bereichen der ge-
werblichen Wirtschaft fiithren.

Gegenwadrtig lassen die aufgefithrten MaBnahmen
nach so kurzer Zeit seit ihrem Inkrafttreten noch
kein zuverldssiges Urteil liber ihre Auswirkungen
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zu. Trotz dieser Schwierigkeit, sich iber die Wirk- (©)

samkeit der einzelnen MaBBinahmen ein umfassendes
Bild machen zu koénnen, ist die Bundesregierung
der Auffassung, daBl die Dosierung der beschlosse-
nen MaBnahmen ausreicht, um einerseits aufgetre-
tene Schwierigkeiten im Unternehmensbereich zu
beheben, andererseits um die konjunkturelle Ent-
wicklung weiter im Griff zu haben. In jedem Fall
wird der Erfolg der beschlossenen MafBlnahmen bei
den kleinen und mittleren Unternehmen weiter sorg-
faltig beobachtet werden.

Zu Frage B 32:

Neue Konjunkturdaten zeigen eine Stabilisierung
der Gesamtnachfrage und ein optimistisches Stim-
mungsbild in der Wirtschaft. Diese Entwicklung ist
nicht zuletzt auf die oben dargestellten Beschliisse
der Bundesregierung zuriickzufiihren.

In der monetaren Politik kommt es zunédchst dar-
auf an, die stabilitdatsorientierte Grundlinie der Geld-
und Kreditpolitik beizubehalten, wobei den Markt-
kraften ausreichend Raum gelassen werden mubl.
Das Entstehen weiterer Inflationsspielraume muf}
verhindert werden. Hohe und Entwicklung des Zin-
ses durfen nicht ausschlieBlich unter Kostenge-
sichtspunkten gesehen werden. Allerdings wird die
Bundesregierung darauf achten, dafl die Geld- und
Kreditpolitik so flexibel bleibt, daB sie rechtzeitig
auf etwaige gesamtwirtschaftliche Verdnderungen
reagieren kann.

Anlage 38
Antwort

des Pral. Staatssekretdrs Griiner vom 13. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr.
Kéhler (Duisburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766
Fragen B 33 und 34):

Sind Pressemeldungen zutreffend (,General-Anzeiger”
21. Februar 1974), nach denen der Bundesminister fiir Wirt-
schaft der Bundesregicrung die sofortige Aufhebung der Ge-
schwindigkeitsbegrenzung vorgeschlagen hat. da diese wegen der
derzeitigen Versorgung mit Treibstoff nicht mehr erforderlich
sei?

vom

Warum hebt die Bundesregierung, wenn dicse Meldungen zu-
treffen, die auf Grund des Energiesicherungsgesectzes erlassene
Rechtsverordnung nicht unverziiglich auf, obwohl sie hierzu
nach § 2 Abs. 3 des Energiesicherungsgesetzes verpflichtet ist,
wenn eine Gefdhrdung oder Stérung der Energieversorgung nicht
mehr vorliegt?

Zu Frage B 33:

Der Bundesminister fir Wirtschaft hat dem Bun-
deskabinett am 20. Februar 1974 wie allwochentlich
iber die Versorgungslage mit Mineraldlprodukten
berichtet. Die per 14. Februar 1974 erstatteten Mel-
dungen der Mineralolgesellschaften zeigten zwar ein
gegenliber dem Monatsanfang weiter leicht verbes-
sertes Versorgungsbild, machten aber auch deutlich,
das fir die kommenden Monate Kiirzungen der Ge-
samteinfuhren (Rohél und Produkte) im Vergleich
zu den Einfuhrzahlen der entsprechenden Vorjahres-
monate in Hohe von ca. 12°%0 zu erwarten sind. Da
weltweit eine Verknappung beim Angebot von Ben-
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(B)
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zin besteht und die Gesellschaften auf diesem Hinter-
grund noch nicht in der Lage waren, wie in friiheren
Jahren ihre Benzinbestdnde aufzubauen, um fir die
besonders verbrauchsstarken Sommermonate ge-
riistet zu sein, kam die Bundesregierung nach ein-
gehenden Beratungen zu dem Ergebnis, daf die
Benzinversorgung eine Aufhebung der Geschwindig-
keitsbegrenzungen voraussichtlich ab Mitte Marz zu-
lassen werde.

Zu Frage B 34:

Die Bundesregierung hat deshalb eine Verordnung
beschlossen, durch die die Geschwindigkeitsbegren-
zungen nach dem Energiesicherungsgesetz mit Ab-
lauf des 14. Marz 1974 aufgehoben werden.

Anlage 39
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Griner vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz
{(Weiden) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage
B 35):

Zu welchen Konditionen konnen Schwerpunktorte im Zonen-

randgebiet Zuschiisse bzw. Darlehen zum Lrwerb von Industrie-
gelinde erhalten?

Mit dem Inkrafttreten des Ersten Rahmenplans der
Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur” am 1. Januar 1972 kann der Er-
werb von Industriegeldnde nicht mehr mit Investi-
tionszuschiissen gefordert werden. Die Regelungen
des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe, die
vom PlanungsausschuBl der Gemeinschaftsaufgabe, in
dem alle Landeswirtschaftsminister und -senatoren
vertreten sind, gebilligt wurden, sehen ausdriicklich
vor, daB die Kosten des Grundstickserwerbs nicht
in den forderungsféahigen Investitionsbetrag mit ein-
bezogen werden dirfen.

auf hinweisen, daB die ErschlieBung von Industrie-
gelédnde in den Regionalen Aktionsprogrammen aus-
gewiesenen Schwerpunktorten entsprechend dem Be-
darf fir voraussehbare Industrieansiedlungen und
Industrieerweiterungen weiterhin mit Investitions-
zuschlssen aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe
gefordert werden kann.

Anlage 40

Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Griiner vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Wolf-
ram (SPD) Drucksache 7/1766 Frage B 36):

Wie beurteilt die Bundesregicrung die jlingsten Aussagen des
Schahs von Persien, die Roholpreise wiirden weiter steigen,
und welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung im gesamt-
volkswirtschaftlichen Interesse daraus?

Die Roholpreise werden zum groBen Teil von den
Abgaben bestimmt, welche die Erdolgesellschaften

an die Erdolforderlander zu zahlen haben. Die kiinf-
tige Entwicklung der Roholpreise steht daher in
engem Zusammenhang mit der kiinftigen Abgaben-
politik der Produzentenldnder, iber die zur Zeit
noch keine Klarheit herrscht.

Die Roholpreisentwicklung ist eines der Themen,
die im Rahmen der zur Zeit vorbereiteten internatio-
nalen Konferenzen mit den Erdolférderldandern zu
erdrtern sein werden. Die Frage ist im einzelnen mit
Riicksicht auf die Bedeutung der Einnahmen aus der
Erdolférderung fir die Produzentenldnder einer-
seits und die auBerordentlichen Belastungen fir in-
dustrielle Verbraucherlander sowie Entwicklungs-
lander aus den Devisenabflissen fiir die Erdolim-
porte andererseits sehr komplex. Die Bundesregie-
rung wird in den anstehenden Diskussionen die
Notwendigkeit von Stabilitdat und Kalkulierbarkeit
des Erdolpreisniveaus fir die Entwicklung der Welt-
wirtschaft insgesamt unterstreichen.

Anlage 41
Antwort

des Parl. Staatssekretars Logemann vom 11. Marz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Dr. Evers (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 37):

Kann die Bundesregierung bestidtigen, daB Legehennen in der
sogenannien Batteriehaltung etwa 10 gcm ,Lebensraum” haben,
ihre Zehen, Gelenke und Sehnen durch das permanente Fest-
klammern an dinnen Drdhten schmerzhaft {berbeansprucht
werden und daB man die Schndbel so kurz schneidet, daB das
agqressive Picken wegen der bloBliegenden Nerven Schmerzen
verursacht und teilt die Bundesregierung meine Auffassung,
daB diese naturwidrige, tierquilerische und im Hinblick auf die
menschliche Gesundheit problematische Massentierhaltung den
Tathestand der Tierqudlerei erfilllt, und welche Moglichkeiten
sieht dic Bundesregierung, dicse Tierquilerei zu verbieten?

Die Bundesregierung kennt die speziellen tier-
schutzrelevanten Fragen, die sich bei der Haltung
groBer gleichartiger Nutztierbestdnde in neuzeit-

lichen Haltungssystemen ergeben. Dies trifft insbe-
Ich mochte jedoch in diesem Zusammenhang dar- |

sondere fiir die Legehennen-Kéafighaltung zu. Das
Tierschutzgesetz enthalt zu diesem Zweck im § 13
Abs. 1 die notwendigen Erméchtigungen zum Erla8
von Durchfihrungsvorschriften zum Schutz der Tiere
unter diesen besonderen Haltungsbedingungen.

Die hier den Durchfithrungsverordnungen zu-
grunde zu legenden Mindestforderungen des Tier-
schutzes beinhalten jedoch zahlreiche wissenschaft-
liche und fachtechnische Fragen, mit deren Abkl&-
rung in Form eines Gutachtens vor Erla einer
Durchfiihrungsverordnung seit einiger Zeit auf meine
Veranlassung hin eine Gruppe von Sachverstandi-
gen aus Wissenschaft und Praxis unter Beteiligung
namhafter Verhaltenswissenschaftler befaBt ist.

Aus den bisherigen Aussagen der Sachverstandi-
gen geht hervor, daB die Kéfighaltung von Legehen-
nen nicht grundsétzlich als tierschutzwidrig abge-
lehnt wird, jedoch der derzeitigen Konstruktion und
Beschaffenheit der Kéafige nicht zuletzt aus der Sicht
des Tierschutzes gewisse Maéngel anhaften. Diese
Auffassung wird von der Bundesregierung geteilt.
Eine Anzahl verhaltenswissenschaftlicher und tech-
nischer Fragen im Rahmen forschungsmaBiger Bear-

©
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beitung ist dazu abzuklaren, um die Voraussetzun-
gen fir eine tierschutzgerechte und praktikable Le-
gehennenhaltung in Kéafigen zu schaffen. Nach Auf-
fassung der Sachverstandigen ist hierfiir eine ange-
messene Ubergangsfrist einzurdumen. Entsprechende
Forschungsvorhaben werden von mir mit Vorrang
gefordert.

Die derzeit gebrauchlichen Kéfigmuster gewédhren
einer Legehenne im allgemeinen eine Grundfldche
von 450 bis 550 c¢m? Die im Tierschutzgesetz (§ 2)
geforderte ,verhaltensgerechte Unterbringung” ist
hier nach dem ungestorten Ablauf der essentiellen
Verhaltensanspriiche der betreffenden Tiere zu be-
messen. Die Fragen, welche der Verhaltensbediirf-

nisse und ggf. in welchem AusmaB z. B. beim Bewe- |

gungsbediirfnis hier als essentiell zu gelten haben,
konnen von den Sachverstdndigen derzeit noch nicht
mit der notwendigen Sicherheit beantwortet werden.
Diese Fragen sind daher als Forschungsthemen her-
ausgestellt worden. Der Begriff ,Lebensraum” wird
in der Verhaltenslehre der Tiere, auf deren wissen-
schaftlich gesicherte Erkenntnisse das neue Tier-
schutzgesetz (TierSchG) ausgerichtet ist, nicht ver-
wendet. Die Bundesregierung kann daher auch nicht
eine MaBeinheit bezogen auf ,Lebensraum” in die-

sem Zusammenhang zum Gegenstand einer Bestd- |

tigung machen.

Nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 TierSchG handelt ordnungs-
widrig, wer einem Wirbeltier, das er halt, betreut
oder zu betreuen hat, bei der Haltung, Pflege, Un-
terbringung usw. ohne verniinftigen Grund offen-
sichtlich erhebliche Schmerzen, Leiden oder Schaden
zufligt. Nach § 16 Abs. 1 sind u. a. Nutztierhaltungen
in neuzeitlichen Haltungssystemen durch die nach
Landesrecht zustdndigen Behdérden zu beaufsichti-
gen. Nach § 5 Abs. 3 Nr. 6 TierSchG ist lediglich das
Kirzen von Hornteilen des Schnabels beim Gefliigel
ohne Betdaubung zuldssig. Dabei werden die emp-
findlichen Tastkdrperchen des Schnabels nicht be-
troffen. Die Bundesregierung kann folglich nicht be-
statigen, daB die in der Frage aufgefiihrten tier-
schutzwidrigen Fakten allgemein in der Legehennen-
Kafighaltung vorkommen. Fir zur Feststellung kom-
mende Einzelfdlle bietet das Tierschutzgesetz hin-
reichende Handhabe zur Abstellung.

Anlage 42
Antwort

des Parl. Staatssekretars Logemann vom 11. Mérz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Dr. Beermann (SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 38):

Ist der Bundesregierung bekannt, daB bei der von ihr unter-
stiitzten Forderung der Landabgabe gegen Zahlung einer lebens-
langlichen Geldrente durch den Kaufkraftschwund der DM fiir
den Rentenberechtigten erhebliche Harten entstehen, und durch
welche Mabnahmen gedenkt sie, hier ein ausgewogenes Ver-
haltnis von Leistung und Gegenleistung wiederherzustellen?

Die Bundesregierung hat der allgemeinen wirt-
schaftlichen Entwicklung in der Vergangenheit
durch mehrmalige Verbesserungen der Leistungen
der Altershilfe fiir Landwirte Rechnung getragen,

so zuletzt zum 1. Januar 1974 durch eine Anhebung
um 10 9.

Aufgrund des zum 1. Januar 1974 in Kraft getre-
tenen Gesetzes iiber die laufende Anpassung der
Altersgelder in der Altershilfe fiir Landwirte (Sie-
bentes Anderungsgesetz GAL — 7. AndG -— GAL)
— BGBI I S. 1937 — wird das Altersgeld nunmehr
ab 1. Januar 1975 in dem gleichen Umfang wie die
Renten in der gesetzlichen Rentenversicherung im
Rahmen des jeweiligen Rentenanpassungsgesetzes
dynamisiert. Die Anpassung des Altersgeldes wirkt
sich voll bei der Hohe der Landabgaberente aus,
da der dem Altersgeld entsprechende Betrag in die
Dynamisierung einbezogen ist. Durch diese Neu-
regelung ist auf gesetzlicher Grundlage sicherge-
stellt, da die Leistungen der Altershilfe fiir Land-
wirte — Altersgeld und Landabgaberente — kon-
tinuierlich an die verdnderten wirrtschaftlichen Ver-
héltnisse angepalit werden.

Anlage 43
Antwort

des Parl. Staatssekretars Logemann vom 12. Marz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Ey (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 39):

Wie entwickelten sich die TierbestandsgréBen in den land-
wirtschaftlichen Betrieben in den letzten Jahren, und welche
gebietlichen Bestands- und Erzeugungsschwerpunkte zeichnen
sich ab?

Die im ganzen Bundesgebiet iber mehrere Jahre
zu beobachtende Konzentration der tierischen Ver-
edlungswirtschaft auf gréBere Einheiten basiert im
wesentlichen auf der damit mdéglichen

1. Steigerung der Arbeitsproduktivitat

2. Verbesserung der Marktposition

3. Spezialisierungsmoglichkeit des Betriebsleiters
4

Verminderung des Kapitalbedarfs je Einheit bei
Neuinvestitionen.

Dartiber hinaus wirken sich regional unterschied-
lich weitere Einfliisse wie BetriebsgroBe, Klima, Bo-
den, Futterzukaufs- und Produktabsatzmoglichkeiten
auf die Entwicklung der einzelnen Tierbestdnde aus:

I. Bundesgebiet

1. Rindvieh insgesamt (s. Tabelle 1)

Nach den neuesten Erhebungen der Viehzahlung
(Dezember 1973) werden nur in Schleswig-Hol-
stein und Bayern mehr Rinder gehalten, als
nach dem Anteil an der landwirtschaftlich ge-
nutzten Flache (LF) des Bundesgebietes zu er-
warten ware. Die Begrindung fiir diesen Tatbe-
stand ist zum weitaus groBten Teil in der Markt-
ferne, mittel- bis groBb&duerlichen Betriebsstruk-
tur (Schleswig-Holstein) und naturgegebenen lei-
stungsfdahigen Futterbaumdglichkeiten (Bayern)
zu sehen. Auffallend weniger Rinder als nach
dem Fldchenanteil zu erwarten, werden nur in

©
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2. Schweine insgesamt (s. Tabellen 2 und 5)
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') Vorlaufiges Ergebnis

Rheinland-Pfalz gehalten. Als Ursache hierfiir
werden die ungiinstigen Produktionsbedingun-
gen und die giinstigen alternativen Einkommens-
moglichkeiten (Sonderkulturen) gesehen.

Nur in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen | 3
liegt die Zahl der Schweine (Dezember 1973)
uber der nach dem Fldachenanteil zu erwarten-
den Zahl. Wahrend in Niedersachsen die Stand-
orte mit niedriger Rendite im Betriebszweig Fut-
terbau/Milchviehhaltung die Verlagerung auf die
Schweineproduktion verursachen, bietet in Nord-
rhein-Westfalen die Marktndhe den verstarkten
Anreiz.

Auffallend wenig Schweine werden in Rhein-
land-Pfalz, Baden-Wiirttemberg und Bayern ge-
halten. Wahrend fur Rheinland-Pfalz und teil-
weise Baden-Wiirttemberg auch hier die giinsti- '

Tabelle 1
Entwicklung der Viehhaltung in den Bundesldndern
(ohne Stadtstaaten)
0 Rindviech insgesamt | Milchkiihe
Bundesland | T Tl R
+ LF01,973 Jahr @ Tiere ‘ Tier- } Tiere «  Tlere Tier- | Tiere
m /o " Joo0o | 0,  |halter | jeHalter. o | v halter | je Halter
T 7! B ) ‘7 T ¥7777“‘7 o ‘ T 777;’
Schleswig- 1965 ! 13788 10,1 @ 43400 31,8 | 5050 8o | . .
Holstein 19731 14655 10,2 30200 485 - 5055 9,2 | 27000 18,7
8,6 ! ‘ | s
Niedersachsen ' 1965 | 27392 20,0 | 170700 16,0 | 10437 18,4 . .
21,6 ©1973Y . 2911,9 203 | 115698 252 | 10558 189 | 102432 10,3
! ‘ 1 i
Nordrhein- 1965 | 18864 138 | 133200 142 | 7897 139 ; . .
Westfalen | 1973Y) . 19268 134 | 89068 21,6 7159 128 | 74267 9,6
14,3 | : ; ! !
i ! ‘ i |
Hessen ' 1965 | 8852 65 | 95200 93 | 3472 6,1 ‘ . .
6.9 | 19734 | 928,7 65 | 64129 145 | 3455 6.2 = 54558 6,3
Rheinland-Pfalz 1965 & 7392 54 . 85300 87 2850 5,0 ; . .
6,6 19731 | 6930 4,8 | 45998 15,1 254,0 4,6 | 40 485 6,3
Baden- 1965 | 18360 134 | 185100 99 | 7966 140 | . :
Wiirttemberg ©1973Y) 18774 13,1 . 118000 159 7290 13,1 | 107230 6.8
13,1 ' ‘ ‘ \
Bayern 1965 41081 30,0 329000 125 | 18792 33,0 1 . .
27,8 | 19731) 44660 31,1 | 245024 182 19320 34,6 | 234372 8,2
Saarland 1965 694 05 8100 86 28,0 05 . .
0,9 1973y 705 05 4554 155 . 283 05 1 3911 7,2
Bundesgebiet | 1965 136802 100,0 11051600 13,0 | 56872 1000 | . .
100 19737 143737 1000 713666 20,1 55759 1000 | 644998 8,5

gen alternativen Einkommensmoglichkeiten als
Ursache anzusehen sind, schlieft fiir Bayern
und den iibrigen Teil Baden-Wiirttembergs der
Zwang zur Griinlandwirtschaft eine tiberdurch-
schnittliche Schweineproduktion aus.

Gefliigel {s. Tabellen 3 und 5)

Nach den letzten vorliegenden Zahlen (Dezem-
ber 1972) konzentriert sich die Gefliigelhaltung
(Legehennen und Mastgefliigel) auf Niedersach-
sen und Nordrhein-Westfalen. Obwohl der Fla-
chenanteil (LF) dieser beiden Ldnder nur rd.
369/ der Bundesflache ausmacht, werden hier
rd. 56 /o aller Hithner (Legehennen und Broiler)
und rd. 60 % aller Ganse, Enten und Puten gehal-
ten. Auch hier stehen fiir Niedersachsen die un-
giinstigen landwirtschaftlichen Produktionsbe-
dingungen (Boden, Klima) in der Ursache an
erster Stelle, wdahrend fiir Nordrhein-Westfalen

(@)

(D)
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A) Tabelle 2

Entwicklung der Viehhaltung in den Bundeslindern

(ohne Stadtstaaten)

| Schweiné iinisgiesémtr :
Bundesland und landw. - T _#T S,
genutzte Flache 1973 Jahr ‘ Tiere
in % ‘ ‘; e Tierhalter ‘ Tiere je Halter
i 1000 ! /o
Schleswig-Holstein 1965 \ 1700,8 9,6 63 226 26,9
8,6 1973 1Y) ; 1 589,2 7.8 i 29 000 54,8
|
Niedersachsen ‘ 1965 ‘ 5268,4 29,7 272612 19,3
21,6 1973 1) | 5822,5 28,6 144 667 40,2
i
Nordrhein-Westfalen 1965 ]‘ 32379 18,3 191 243 16,9
14,3 1973Y) ‘ 4348,8 21,4 | 104 790 41,5
Hessen 1965 1 336,2 7.5 142 125 94
6,9 1973 Y f 1 480,9 7.3 89 189 16,6
Rheinland-Pfalz 1965 721,8 4,1 : 108 761 6,6
6,6 1973 Y 773,5 3.8 ‘ 60 980 12,7
Baden-Wiirttemberg 1965 1 860,0 10,5 1 228 619 8,1
13,1 | 1973 Y 21623 10,6 ; 150 000 14,4
Bayern 1965 34845 19,7 ‘ 324 902 10,7
27,8 1973 1) | 4081,0 20,0 231 373 17,6
|
B) Saarland 1965 73,1 0,4 i 14214 5,1
0,9 1973 1) 72,0 04 | 6 830 10,5
Bundesgebiet ; 1965 17 722,9 100 \ 1 349 280 13,1
100 19731 20 356,4 100 i 817910 24,9

1) vorlaufiges Ergebnis

(€

D)
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(A) Tabelle 3 ©

Entwicklung der Viehhaltung in den Bundeslindern

(ohne Stadtstaaten)

Bundesla;ld und | Hithner (ohne Perlhithner und Truthiihner, Génse, Enten, Puten
landw. genutzte | . . |7 T e
Fléch% 1973 | Jahr o Erii,i,, { Tier- Tiere h_;_'fiere o Tier- Tiere
in % 1000 | /o i halter | je Halter 1000 | /o halter je Halter
| | 1 ’
Schleswig- , 1965 | 48836 59 . 105300 46,4 3251 11,0 1 36 498 8,9
Holstein | 1972 | 50125 50 | 52000 96,4 2259 9,2 17 851 12,7
8,6 | | i
| |
i \
Niedersachsen [ 1965 | 228659 27,8 344 100 66,5 . 10913 370 | 98377 11,1
21,6 L1972 36 036,5 36,1 181 600 1984 | 1063,0 43,2 44 775 23,7
| |
‘ ! i
Nordrhein- 1965 179517 21,8 | 334800 536 1 3922 13,3 47 890 8,2
Westfalen 1972 | 19661,0 19,7 | 149900 1312 “ 402,6 16,4 28 221 14,3
14,3 } | |
i | i
. | | |
Hessen 1965 ' 54718 6,6 | 199 300 27,5 } 1221 4,1 20 483 6,0
6,9 . 1972 57742 58 99900 57,8 F7.1 317 9736 . 79
Rheinland-Pfalz 1965 42899 52 1 155900 275 49,5 1,7 10 455 4,7
6,6 1972 4938,0 50 i 66900 738 | 34,8 1,4 5095 6,8
Baden- 1965 i 9134,2 11,1 357 10C 25,6 1879 6,4 ' 32427 58
Wiirttemberg 1972 . 90867 9,1 | 217400 418 -+ 1541 6,3 i 16 014 9,6
131 | ‘ !
‘ ! ! !
(B) Bayern 1965 ‘ 16 183,3 19,7 419800 386 ' 7511 25,5 ‘ 99 327 7.6 D)
27,8 I 1972 ‘ 17 916,4 18,0 , 258900 692 4866 19,8 . 39483 12,3
Saarland 1965 ' 9076 1,1 . 35300 257 ‘ 11,9 04 | 2692 4,4
0,9 - 1972 808,3 08 = 15300 528 7.6 03 | 1414 5,4
Bundesgebiet . 1965 |, 822958 100 1 980 800 41,5 29499 100 | 351250 8.4

. 2461,5 100 | 163 547 151

100 . 1972 | 997123 100 1 049 100 95,0
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die giinstigen Futterbezugs- und Produktionsab-
satzmoglichkeiten zu nennen sind.

II. Niedersachsen (s. Tabelle 4)

Wahrend die Rindviehhaltung verstarkt in den
Grinlandregionen Stade, Aurich und Oldenburg be-
trieben wird, liegt der Schwerpunkt der flichenun-

abhéngigen Veredlung auf den ackerbaulich ungiin-
stigen Standorten des Weser-Emsgebietes. Nach den
Ergebnissen der 1971 durchgefiihrten Landwirt-
schaftszdhlung konzentriert sich die Legehennenhal-
tung mit 42 %, aller Hennen in Niedersachsen und
die GroBgefliigelhaltung mit 64 % aller Ganse, Enten
und Puten Niedersachsens auf den Oldenburger
Raum, der der Flache nach nur rd. 149y ausmacht.

Tabelle 4
Viehhaltung in Niedersachsen
(Ergebnisse der LZ 1971)
T T i o ”
Rindvieh ! Milch- Schweine 1 Lege- Mast- Génse,
dAenrtElI; insgesamt | kiithe insgesamt ‘ hennen 1) hithner 1) l}:‘)r&ttzrlll’
it S B
| \ Tiere
Zahl | 404 996 130600 1084404 2951841 1196610 143 956
Hannover 14,5 /o 13 13 19 15 12 14
Zahl 205 624 73 890 298 584 834 190 366 385 24 178
Hildesheim ‘ 9,1 % 7 7 5 3 3 2
|
| Zahl 407 336 134 205 785200 2197 542 820 954 63 164
Lineburg 18,5 %o 14 13 14 11 3 6
Zahl 601 389 186 926 630 797 2000123 2031759 65 824
Stade 15,9 %0 20 19 11 10 20 7
| Zahl 404 860 136 874 1336146 2162546 3265498 40 462
Osnabriick 135 | % 13 14 24 11 32 4
Zahl 359 675 145 653 184 795 397 938 136 524 17 227
Aurich 8.4 %o 12 15 3 2 1 2
Zahl 94 588 31 852 139 389 794 574 295 468 10243
Braunschweig 6,4 /o 3 3 3 4 3 1
Zahl 543 336 163217 1201086 8261018 2674439 640 440
Oldenburg | 13,7 % 18 16 21 42 26 64
! Zahl | 3030804 1003217 5660401 19569 772 10287637 1005494
Niedersachsen 100 O | 100 100 100 100 100 100

1y EinschlieBlich Nachzucht.

(@]
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Tabelle 5
Konzentration der Viehhaltung in grofien Bestinden
(Schweine, Legehennen, Masthiihner)
— Ergebnisse der LZ 1971 —
T W - Tiere in Bestandsgrbﬁen von .
| : .
‘ 400 und mehr \ 10 000 und mehr 25000 und mehr
Bundesland Schweinen | Legehennen Masthiithnern
L1000 | % | 1000 | 9% 1000 | %
Schleswig-Holstein 266 19 687 4 529 5
Hamburg 3 19 — —
Niedersachsen 526 39 7 539 47 5023 47
Bremen 12 — —
Nordrhein-Westfalen 340 25 3271 20 1527 14
Hessen 42 3 673 4 165 2
Rheinland-Pfalz 25 2 701 4 335 3
Baden-Wiirttemberg 47 3 914 6 105 1
Bayern 110 8 ‘ 2131 13 2920 27
Saarland 5 120 1 28
Berlin 3 65 — —
Bundesgebiet 1 368 100 16 132 100 10 632 100
Anlage 44 nett am 13. Mdrz 1974 fiir die Seefischerei Hilfen be-

Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Logemann vom 13. Marz
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Schréder (Liineburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766
Fragen B 40 und 41):

Trifft es zu, daB 1400 deutsche Fischkutter infolge der Treib-
stoffkostenerh6hung ihren Fangbetrieb eingestellt haben bzw.
einstellen wollen und daB damit ein Drittel der deutschen Frisch-
fischversorgung ausfallt und ca. 2500 Besatzungsmitglieder ar-
beitslos werden?

Gedenkt die Bundesregierung, den deutschen Fangkuttern eine
Ausgleichshilfe zu gewdhren, wenn ja, in welcher Form und
wann, wenn nein, aus welchen Griinden nicht, und wie will
die Bundesregierung die Versorgung mit Frischfisch sicher-
stellen?

Zu Frage B 40:

Nach den mir vorliegenden Informationen haben
ca. 1600 Fischereifahrzeuge der deutsche Kleinen
Hochsee- und Kiistenfischerei wegen der enormen
Preissteigerung fiir Diesel6l ihren Fangbetrieb vor-
libergehend eingestellt. Nachdem das Bundeskabi-

willigt hat, werden die Fischer nach einer Mitteilung
ihres Verbandes ihren Fangbetrieb wieder aufneh-
men.

Zu Frage B 41:

Die deutsche Seefischerei kann die enormen Mehr-
kosten aufgrund der Olpreisverteuerung nicht
alleine tragen. Da sie die Mehrkosten vorerst nicht
auf die Preise abwélzen kann und ihr wegen der
billigeren Treibstoffpreise in wichtigen Konkurrenz-
ldndern zusatzliche Wettbewerbsnachteile entstanden
sind, halt die Bundesregierung den Erfolg ihrer lang-
jahrigen Bemiihungen um die Erneuerung und Mo-
dernisierung der deutschen Fischereiflotte fiir gefahr-
det. Die Bundesregierung hat daher auf der Kabinett-
sitzung am 13. Marz 1974 eine Aufstockung der
Struktur- und Konsolidierungshilfe fiir die deutsche
Seefischerei beschlossen. Danach sollen der Kutter-
fischerei einmalige Anpassungshilfen fiir Struktur-
maBnahmen in Hohe von etwa 7 Millionen DM ge-
wdahrt werden.

(]
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Anlage 45

Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Logemann vom 11. Marz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Dr. Kohler (Wolfsburg) (CDU/CSU) (Drucksache
7/1766 Frage B 42):

Ist die Bundesregierung bereit, fiir die Betrichsleiter der mit
Beihilfen geforderten Landarbeiterwerkwohnungen im Zonen-
randgebiet, dic innerhalb der Sperrfrist nicht richtliniengemaB
genutzt werden konnen, cine Ausnahmeregelung dergestalt wirk-
sam werden zu lassen, daB keine Riickzahlungen der Beihilien
verlangt werden?

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die in der
Fragestellung umschriebene Ausnahmeregelung zu
treffen. Es kann nicht festgestellt werden, daB die
spezifischen Verhéltnisse im Zonenrandgebiet in
den vergangenen fiinf bis sechs Jahren besondere
Veranderungen erfahren haben, die in wesentlicher
Weise vom allgemeinen Wandel innerhalb der
Landwirtschaft abweichen. Das Problem, qualifizierte
Landarbeiter an den Betrieb zu binden und damit
die richtliniengemé&dBe Belegung der Werkwohnun-
gen zu gewdahrleisten, stellt sich nicht nur im Zo-
nenrandgebiet, sondern mit gleicher, wenn nicht
groBerer Intensitét in der Nahe von Ballungszen-
tren und sonstigen Gewerbeansiedlungen, wo die
Industrieléhne eine starke Sogwirkung entfalten.

Nach Ziff. 8 S. 2 der Richtlinien uber die ,Forde-
rung der baulichen Verbesserungen von Landarbei-
terstellen und landwirtschaftlichen Werkwohnun-
gen” vom 5. Juni 1963 i. d. F. vom 21. Dezember
1967 (MinBl. BML 1964 S. 257; 1968 S. 20) kann die
Beihilfe nur dann belassen werden, wenn die Woh-
nung mindestens fiinf Jahre lang nach Bewilligung
der Beihilfe Landarbeitern zu Wohnzwecken iber-
lassen worden ist.

Bei Nichteinhaltung der Frist ist die Beihilfe zu-
riickzuzahlen, und zwar ohne Ricksicht darauf, ob
der Betriebsinhaber die nicht richtliniengemdBe Be-
legung zu vertreten hat.

Bei der Fassung der Richtlinie wurde bewult dar-
auf verzichtet, die Rickforderung von der Frage der
Vertretbarkeit abhéngig zu machen. Der agrarpoliti-
sche Zweck der Forderung bestand und besteht
nicht darin, schlechthin landwirtschaftliche Woh-
nungen zu férdern, sondern beschrankt sich darauf,
die Aufwendungen des Betriebsinhabers bei der
Verbesserung von Werkwohnungen durch die Ge-
wahrung einer Beihilfe so zu senken, dafl dieser in
der Lage ist, mittels des Angebots billiger und mo-
derner Wohnungen dem Betrieb die auf absehbare
Zeit erforderlichen, aber auch am Arbeitsmarkt er-
haltlichen, fachlich qualifizierten Arbeitskrifte zu
sichern. Es wird vorausgesetzt, daB der Betriebsin-
haber vor Antragstellung sorgféltig prift, wie viele
Arbeitskrafte er in den néachsten finf Jahren beno-
tigt und ob er sie auf dem Arbeitsmarkt erhalten
kann.

Die Folge einer Fehleinschdtzung wird dem Be-
triebsinhaber bewuBit ohne Priifung einer ,Schuld”
auferlegt, da ihre Feststellung erfahrungsgemafl
kaum moglich ist und zudem die Gefahr einer zu
sorglosen Inanspruchnahme der Beihilfe bestehen
wirde.

Das dem Betriebsinhaber auferlegte Risiko wird
jedoch dadurch verringert, daBl die Riickzahlungsbe-
dingungen glinstiger als bei Bauspardarlehen iiblich
gestaltet sind (5 %0 Zinsen, 5 /o Tilgung).

Dem allgemeinen Strukturwandel wird dariiber
hinaus bei der Anwendung der Richtlinien dadurch
Rechnung getragen, daf die Beihilfe belassen bleibt,
wenn der Mieter einer Werkwohnung zur Zeit der
Uberpriifung zwar nicht mehr als Land- oder Forst-
arbeiter auf dem gefdrderten Betrieb voll arbeitet
(d. h. mindestens 9 Monate im Jahr), aber

— entweder nebenberuflich (z. B. in Arbeitsspitzen)
auf diesem Betirieb

— oder haupt- oder nebenberuflich auf einem ande-
ren landwirtschaftlichen Betrieb

tatig ist.

Anlage 46
Antwort

des Parl. Staatssekretars Logemann vom 11. Marz

1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 43):

Ist der Bundesregierung bekannt, daB die siidafrikanische Re-

gierung Ausfuhrsubventionen far Obst zugesagt hat und falls

ja, welche Mafinahmen gedenkt die Bundesregierung zu crgrei-

fen, um den deutschen Obstbau vor zusatzlichem Dumping-
Wettbewerb zu schiitzen?

Der Bundesregierung sind derartige Zusagen der
siidafrikanischen Regierung bisher nicht bekannt-
geworden.

Sollten derartige MaBnahmen bekanntwerden und
der Nachweis hierfiir zu erbringen sein, wird die
Bundesregierung die Auswirkungen auf den deut-
schen Markt priiffen und gegebenenfalls geeignete
Schritte unternehmen.

Anlage 47
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Westphal vom 13. Marz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 44):

Wird die Bundesregicrung die Einfuhr von Fleisch aus den
USA verbieten, nachdem dort offiziell das Verbot fir die An-
wendung des DES-Wachstumshormons bei der Fleischproduktion
wieder aufgehoben ist, und ist ihr bekannt, ob in anderen in
die Bundesrepublik Decutschland exportierenden Landern, wie
z. B. Argentinien, das Wachstumshormon Diethylstilbestrol (DES)
zur Anwendung kommt?

Die Erlaubnis fiir die Einfuhr von Fleisch in die
Bundesrepublik Deutschland ist nicht von inner-
staatlichen Regelungen der Fleischlieferlander fir
das fiir ihren eigenen Bedarf oder fiir die Ausfuhr
in andere Lédnder gewonnene Fleisch abhéngig, son-
dern insbesondere von der Anerkennung und Ein-
haltung der Vorschriften des Fleischbeschaugesetzes
hinsichtlich des Fleisches, das in die Bundesrepu-
blik Deutschland verbracht werden soll. Die Einhal-

©
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tung der Vorschriften des Fleischbeschaugesetzes
wird bei der Einfuhruntersuchung itberpruft.

Vom 1. April 1974 an ist Fleisch, das fur die
Ausfuhr in die Bundesrepublik Deutschland be-
stimmt ist, in den Fleischlieferlandern auch auf
Riickstdande, insbesondere auf Hemmstoffe, dstrogen
wirkende Stoffe und Thyreostatika zu untersuchen
und bei positivem Ergebnis vom Export in die
Bundesrepublik Deutschland auszuschlieBen. Da DES
(Diethylstilbestrol) ein 6strogen wirkender Stoff ist,
ist er in die Untersuchungs- und Beurteilungsvor-
schriften einbezogen.

Ein generelles Verbot fiir die Einfuhr von Fleisch
aus den USA in die Bundesrepublik Deutschland aus
dem Grunde der Nichtigkeitserkldarung des Verbotes
der Verfiitterung von DES an Rinder und Schafe
durch ein Verwaltungsgericht der USA ist nicht
moglich, aber auch nicht erforderlich.

Die Anwendung von DES in anderen Fleisch-
lieferlandern der Bundesrepublik Deutschland ist
nicht bekannt, jedoch gelten die eingangs erwédhn-
ten fleischbeschaurechtlichen Vorschriften auch fir
alle anderen Fleischlieferlander. Uber etwaige Uber-
tretungen geben im utbrigen die Ergebnisse der Ein-
fuhruntersuchung nach Einbeziehung der Rick-
standsuntersuchung vom 1. April 1974 an AufschluB.

Anlage 48

Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Rohde vom 12. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Frei-
herr von Fircks (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766
Frage B 45):

Teilt die Bundesregicrung meine Auffassung, daB die der
Regelung des § 164 des Bundesbcamtengesetzes zugrunde liegen-
den Motive fir die Gewdhrung von Waisenrente bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres und insbesondere dic Umstdnde, daf
ein Vollstudium hdufig nicht vor Vollendung des 25. Lebens-
jahrs abgeschlossen werden kann, in gleicher Weise auch auf
die Waisenrente nach § 1267 Abs. 1 Satz 2 der Reichsversiche-
rungsordnung zutreffen, und wenn ja, ist die Bundesregierung
gegcbenenfalls bereit, im Zuge des weiteren Ausbaus der so-
zialen Sicherheit den noch in der Ausbildung stehenden Kin-
dern von Versicherten die Weitergewdhrung der Waisenrente
nach der Reichsversicherungsordnung tber das 25 Lebens-
jahr hinaus in Anpassung an die in § 164 des Bundesbeamten-
gesetzes getroffene Regelung vorzuschlagen?

Die Threr Frage zugrunde liegende Anregung
kann nicht allein unter dem Blickwinkel der Ren-
tenversicherung gesehen werden. Die Sicherstellung
des Unterhalts von Kindern wdahrend einer Berufs-
ausbildung ist nicht in erster Linie eine Aufgabe
der Rentenversicherung, deren Leistungen im we-
sentlichen aus den Beitrdgen der Versicherten be-
stritten werden, sondern eine Aufgabe der aus
Steuermitteln zu finanzierenden Ausbildungsférde-
rung. So kommen auch fiir Waisen, die sich in Aus-
bildung befinden, vorrangig die Leistungen nach
dem Bundesausbildungsforderungsgesetz in Be-
tracht.

Die Forderung nach diesem Gesetz geht liber die
von Thnen genannte Altersgrenze hinaus. Sie richtet
sich nach dem Bedarf, wobei das Einkommen des
Auszubildenden — also auch Waisenrente aus der

Rentenversicherung oder nach dem Beamtengesetz,
wenn sie einen bestimmten Betrag ubersteigt —
angerechnet wird. Demnach wiirde eine Erhohung
oder Weiterzahlung der Waisenrente, soweit sie
den nicht anrechenbaren Betrag iibersteigt, eine zu-
sdtzliche Belastung der Rentenversicherung bedeu-
ten, ohne daB 'der Auszubildende einen Vorteil da-
von hatte.

Daritber hinaus ist Ihre Frage auch im Zusam-
menhang mit den kinftigen Regelungen iber die
Kinderentlastung im Entwurf eines Dritten Steuer-
reformgesetzes zu sehen. Danach soll eine Kinder-
entlastung unabhdngig von der Einkommenssitua-
tion der Eltern bzw. Pflegeeltern vom ersten Kind
an gewdhrt werden, und zwar fir in Ausbildung
befindliche Kinder bis zur Vollendung des 27. Jah-
res und unter bestimmten Voraussetzungen dariiber
hinaus.

Anlage 49
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Rohde vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Busch-
fort (SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 46):

Ist es nach Auffassung der Bundesregierung mit unserer
Rechtsordnung vereinbar, wenn eine Firma — unter dem Ange-
bot von Anonymitat fur den Auftraggeber — ihre Dienste zur
Beschaffung von Hintergrundmaterial bei der Neueinstellung
von Arbeitnehmern und deren — wenn auch freiwillige -—— Uber-
prifung durch cinen Polygraphen (Liigendetcklor} anbietet, und
welche MaBnahmen wird die Bundesregierung zur Verhinderung
solcher und dhnticher Vorhaben ergreifen?

Ich gehe davon aus, daB sich Thre Frage nicht auf
Informationen im Zusammenhang mit der Berufs-
tatigkeit eines Arbeitnehmers bezieht, sondern vor
allem auf Angaben, die im personlichen bzw. priva-
ten Bereich des Arbeitnehmers liegen und fiur das
Arbeitsverhaltnis ohne Bedeutung sind. In diesem
Fall wére die Beschaffung von Hintergrundmaterial
rechtlich unzuldssig. In diesem Zusammenhang ist
auch der Zweifel berechtigt, ob die Verwendung
von Polygraphen zuldssig ist. Hierin konnte insbe-
sondere wegen Verletzung der Menschenwiirde ein
VerstoB gegen Artikel 1 des Grundgesetzes gesehen
werden.

Welche MafBnahmen ggf. gegen solche Praktiken
zu ergreifen wéren, 1868t sich ndher erst auf Grund
genauer Kenntnisse solcher Vorgdange beurteilen.
Die Bundesregierung wiare dankbar, wenn Sie
Ihnen vorliegendes Material zur Verfligung stellen
konnten.

Anlage 50
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Rohde vom 12. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Vo-
gelsang (SPD) (Drucksache 7/1766 Fragen B 47 und
48):

©
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Wie viele Zivildienstpflichtige gibt es z. Z., die ihren Zivil-
dienst leisten bzw. noch nicht eingezogen wurden, und wieviel
Einsatzpldatze fiir Zivildienstleistende sind z. Z. besetzt bzw.
unbesetzt?

Welche Moglichkeiten bestehen bei der jetzigen Rechtslage,
evtl. die Zahl der Einsatzplatze zu vergroBern?

Gegenwartig stehen 16 610 Dienstplatze fiir Zivil-
dienstpflichtige zur Verfiigung. Davon sind 12210
besetzt. Neben den derzeit zur Einberufung noch
heranstehenden ca. 4000 Dienstpflichtigen gehen
beim Bundesamt fiir den Zivildienst monatlich die
Personalunterlagen von 1500 anerkannten Kriegs-
dienstverweigerern ein.

Nach § 1 des Zivildienstgesetzes muB3 der Einsatz
der Zivildienstpflichtigen vorrangig im sozialen Be-
reich erfolgen. Andere Bereiche sind nur einzubezie-
hen, wenn im sozialen Bereich eine ausreichende
Zahl von Dienstplatzen nicht zur Verfiigung steht.
Die Planungen des Bundesbeauftragten fiir den Zivil-
dienst sehen deshalb einen intensiven Ausbau des
sozialen Bereichs vor. Die dort vorhandenen besetz-
baren 16 610 Dienstplatze sollen bis Ende 1974 auf
20 000 erhoht werden. Unter Berilicksichtigung der
derzeitigen Entwicklung der Zahl der Kriegsdienst-
verweigerer werden diese Platze ausreichen, um
alle heranziehbaren Kriegsdienstverweigerer zum
Zivildienst einberufen zu kénnen.

Anlage 51

Antwort

des Parl. Staatssekretars Rohde vom 12, Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Witt-
mann (Miinchen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766
Frage B 49):
Wann und in welcher Hohe werden Mittel flir die durch das
Rentenreformgesetz vom 16. Oktober 1972 errichtete ,Stiftung

fir die Alterssicherung alterer Selbstdndiger” zur Verfligung
gestellt?

Die Bundesregierung hat mehrfach — zuletzt im
Januar und Februar dieses Jahres — im Deutschen
Bundestag zum Ausdruck gebracht, daB eine Beteili-
gung des Bundes an der Finanzierung der Stiftung
fir die Alterssicherung alterer Selbstandiger schwer-
wiegende Probleme aufwerfen wiirde. Nach ihrer
Auffassung entspricht es der Zielsetzung des Ge-
setzes, daB sich die Selbstandigen untereinander fur
die Finanzierung der Stiftung verantwortlich fiihlen.
Sie bedauert, da8 entsprechende Bemiihungen bis-
her noch keinen Erfolg gehabt haben.

Eine finanzielle Beteiligung des Bundes wirde
im ibrigen als Bevorzugung einer bestimmten Per-
sonengruppe angesehen. Die durch das Renten-
reformgesetz eingefihrten Nachentrichtungsregelun-
gen haben ohnehin fir Selbstindige besondere Mog-
lichkeiten zum nachtraglichen Aufbau einer Alters-
sicherung in der Rentenversicherung eroffnet. Eine
weitere Verglinstigung in Form einer Finanzierung
durch Steuermittel wirde im Kreis der tibrigen Ver-
sicherten wenig Verstandnis finden.
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Anlage 52
Antwort

des Parl. Staatssekretirs Rohde vom 12. Mérz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Werner
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 50):

Ist die Bundesregierung bereit, mit Rucksicht auf Berufszweige,
die, wie z. B. das Dachdeckergewerbe, vorwiegend im Freien
arbeiten miissen und daher besonders witterungsanfallig sind, die
flexible Handhabung der Schlechtwetterzeit, die laut Arbeits-
férderungsgesetz § 75 Abs. 2 vom 1. November bis 31. Mairz
dauert, dem Bundestag vorzuschlagen, um damit eine elasti-
sche witterungsbezogene Leistung des Schlechtwettergeldes zu
ermdbglichen?

Die Bundesregierung pruft zur Zeit die Frage, ob
das Auslaufen der gesetzlichen Schlechtwetterzeit
flexibel gestaltet werden kann. Ich weise hierzu auf
die Ausfihrungen im Winterbaubericht 1973 (Bun-
destags-Drucksache 7/1623, S. 5, Ziff. V 2) hin. Als
Moglichkeit dazu konnte eine Erméchtigung des
Bundesministers fir Arbeit und Sozialordnung
durch den Gesetzgeber in Betracht kommen, das
Ende der gesetzlichen Schlechtwetterzeit fiir ein-
zelne Gebiete (Arbeitsamtsbezirke) bei auBerge-
wohnlichem Winterwetter nach dem 31. Mérz bis
zum 14. April des jeweiligen Jahres zu verldngern.
Eine derartige flexible Gestaltung der Schlechtwet-
terzeit kann allerdings nicht fiir einzelne Berufs-
zweige erwogen werden.

Anlage 53
Antwort

des Parl. Staatssekretars Rohde vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766
Frage B 51):

Wann ist damit zu rechnen, daB die Giiltigkeit der Arbeits-
crlaubnis von Gastarbeitern bei Ausreise in das Heimatland
eine Glltigkeit von fiinf Monaten behdlt?

Ihre Frage nach einer Verlangerung der Giiltig-
keitsdauer der Arbeitserlaubnis von drei auf fiinf
Monate bei voriibergehender Riickkehr eines aus-
landischen Arbeitnehmers in dessen Heimatland
wird derzeit im Bundesministerium fiir Arbeit und
Sozialordnung gepriift. In diesem Zusammenhang
wurde der Prasident der Bundesanstalt fiir Arbeit
um eine Stellungnahme gebeten. Sie werden Ver-
standnis dafiir haben, daB ich zunédchst die Stellung-
nahme abwarte, bevor eine Entscheidung in dieser
Sache getroffen wird.

Anlage 54
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Rohde vom 13. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Schmidt (Kempten) (FDP) (Drucksache 7/1766 Fragen
B 52 und 53):
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Teilt die Bundesregierung zu dem Tarifabschluf in der metall-
verarbeitenden Industrie Stdwiirttemberg-Hohenzollern erhobe-
nen Bedenken, daB die dort ausdriicklich getroffene Verein-
barung, der Tarifvertrag habe nur fir Gewerkschaftsmitglieder
Giiltigkeit, eine Allgemeinverbindlichkeitserklarung ausschlieBe?

Séhe sich die Bundesregierung aus rechtlichen Griinden ge-
hindert, cinen Tarifvertrag mit einer derartigen Klausel fiir
alleingemeinverbindlich zu erkldren?

Bedenken gegen die erwahnte Regelung des Ta-
rifvertrags fiir die metallverarbeitende Industrie im
Tarifbezirk Stidwirttemberg-Hohenzollern werden
von der Bundesregierung nicht geteilt.

Nach den vorliegenden Informationen — der Ta-
rifvertrag ist im Wortlaut noch nicht bekannt —
handelt es sich bei der von Thnen erwdhnten Rege-
lung um eine sog. neutrale Klausel, bei der die vom
Tarifvertragsgesetz festgelegte Wirkung in der Ta-
rifvereinbarung wiederholt wird. Auch im vorlie-
genden Fall haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die Tarifvertragsparteien allein die in den
§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 des Tarifvertragsgesetzes
enthaltene Bestimmung wiedergegeben, nach der
die tarifvertraglich vereinbarten Arbeitsbedingun-
gen unmittelbar und zwingend nur fir diejenigen
Arbeitnehmer gelten, die der tarifvertragsschlieBen-
den Gewerkschaft angehoren.

Zu lhrer zweite Frage ist zu bemerken, daBl es
kein rechtliches Hindernis gibt, einen Tarifvertrag
mit einer Klausel, die den Inhalt der §§ 3 Abs. 1
und 4 Abs. 1 des Tarifvertragsgesetzes wiedergibt,
fur allgemeinverbindlich zu erkldren. Im {brigen
ist der Ausspruch der Allgemeinverbindlicherkla-
rung nach § 5 Tarifvertragsgesetz an eine Reihe
von Voraussetzungen gekniipft. Soweit zu uber-
sehen ist, wurde im Metallbereich bisher noch kein
Tarifvertrag fir allgemeinverbindlich erklart.

Anlage 55
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Rohde vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Dr. Schachtschabel (SPD) (Drucksache 7/1766 Frage
B 54):

Ist der Bundesregierung bekannt, daB Arbeitnehmer, die bis-
her von der flexiblen Altersgrenze Gebrauch gemacht haben,
gegenwértig mit einer Bearbeitungszeit iiber Rentenantrége von
6 bis 8 Monaten rechnen miissen und dadurch in erhebliche
finanzielle Schwierigkeiten geraten, und was gedenkt die Bun-
desregierung zu tun, um diese MiBstdnde zu beseitigen?

Die Grinde fur die langere Bearbeitungsdauer
von Rentenantragen, die vornehmlich in der erheb-
lichen Mehrbelastung der Versicherungstrager auf-
grund des Rentenreformgesetzes liegen, sind im
Bundestag mehrfach im einzelnen dargelegt worden.

Die Bundesregierung hat die Aufsichtsbehdrden
auf das Gewicht dieser Fragen stédndig aufmerksam
gemacht. Die Bemithungen haben dazu gefiihrt, daB

der Hochststand an unerledigten Rentenantragen

Mitte 1973 bis Januar 1974 um fast ein Viertel ab-
gebaut worden ist. Da diese Entwicklung auf eine
sind
seit Mitte 1973 auch stdndig klirzere durchschnitt-
liche Bearbeitungszeiten zu beobachten. Diese Ten-

denz halt weiter an. Nach Angaben der Versiche-
rungstrager kann in der zweite Halfte dieses Jah-
res mit einem Abbau der Riickstande gerechnet wer-
den.

Einzelheiten werden dazu in einem Bericht der
Bundesregierung dokumentiert, der dem Deutschen
Bundestag bis Ende dieses Monats erstattet wird.

Anlage 56
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Berkhan vom 14. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Pieffer-
mann (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 55):

Héalt es die Bundesregierung flir wiinschenswert, mit den
Kultusministern eine Ubereinkunft dahin gehend zu erzielen, daB
diese den Kreiswehrersatzamtern die Adressen der Abiturienten
der jeweiligen Geburtsjahrgénge zur Verfligung stellt, damit die
Abiturienten iber die Moglichkeit einer vorzeitigen Erfassung,
Musleruny und Einberufuna unterrichtet werden koénnen, um sie
vor ciner spdteren Studienunterbrechung zu bewahren?

Die Bundesregierung hat sich mit dem Problem
des vorzeitigen Dienens von Abiturienten, die we-
gen ihres Alters vor der Reifeprifung noch nicht
erfat und gemustert werden konnten, schon seit
langem befafit. Um zu vermeiden, daBl diese Wehr-
pflichtigen aus einem bereits begonnenen Studium
heraus einberufen werden miissen, hat sie bereits
die Kultusminister der Lander gebeten, die Schul-
verwaltungen zu veranlassen, den Kreiswehrersatz-
amtern Namenslisten der Schiiler der AbschluB-
klassen der Gymnasien zur Verfligung zu stellen.
Mit Hilfe dieser Informationen sollen die betroffe-
nen Wehrpflichtigen von den Wehrersatzbehérden
auf die Moglichkeit des vorzeitigen Dienens nach
der Reifepriifung, aber vor Beginn eines beabsich-
tigten Studiums, hingewiesen werden.

Dieses Verfahren wird auch in fast allen Bundes-
landern praktiziert und hat sich bewéahrt. Der hes-
sische Kultusminister allerdings hat im Einverneh-
men mit dem hessischen Minister des Innern recht-
liche Bedenken erhoben. Er sieht in der Feststellung
der Personalien und Weitergabe an die Kreiswehr-
ersatzamter einen Akt der Eingriffsverwaltung, der
ohne gesetzliche Grundlage unzuldssig sei. Auch
der Grundsatz der Amtshilfe erlaube ihm eine solche
Weisung nicht, da die Kreiswehrersatzdmter nicht
Erfassungsbehorden seien. Diese Bedenken konnten
auch durch Verhandlungen nicht ausgeraumt wer-
den; als KompromiB wurde vereinbart, daB den
betreffenden Schiilern ein vom Bundesministerium
der Verteidigung entworfenes Formblatt mit ent-
sprechenden Informationen durch die Schulen aus-
gehdndigt wird. Das Muster dieses Merkblattes ist
zu Threr Unterrichtung beigefiigt.

Im Zuge von Bemiihungen, die Schulen von zu-
satzlichen Verwaltungsarbeiten zu entlasten, hat der
Kultusminister des Landes Schleswig-Holstein kiirz-

lich gebeten, das Verfahren zu vereinfachen. Des--

halb ist vereinbart worden, ab 1974 in Schleswig-
Holstein das gleiche Verfahren wie in Hessen durch-
zuflihren. Damit liegt die Unterrichtung der Abitu-
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rienten in diesen Bundesldndern allein im Verant-
wortungsbereich der Kultusminister.

Die liickenlose Ubergabe von Schiilerlisten an die
Wehrersatzbehorden konnte im ibrigen dazu bei-
tragen, das derzeit noch aufwendige Erfassungsver-
fahren mit Fragebogen zu vereinfachen, so daB die
Erfassung ausschlieBlich durch elektronischen Da-
tenaustausch vorgenommen werden kann.

Anlage 57
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Berkhan vom 14. Mérz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr.
Wittmann (Miinchen) (CDU/CSU) (Drucksache
7/1766 Frage B 56):

Ist im Zusammenhang mit der Errichtung der Bundeswehr-
hochschulen geplant, die sogenannten Wissenschaftlergruppen
aufzulésen, und wird durch eine solche MaBnahme nicht der
Teil der Soldaten benachteiligt, der nicht an der Bundeswehr-
hochschule studiert?

Die Wissenschaftlichen Gruppen an den Offizier-
schulen der Teilstreitkrafte, der Wehrakademie und

der Stabsakademie der Bundeswehr wurden einge-

richtet, um die Durchfilhrung des Dreistufenplanes
fir die wissenschaftliche Ausbildung innerhalb der
Offizierausbildung zu gewdhrleisten.

Mit der Neuordnung von Ausbildung und Bildung
der Offiziere in der Bundeswehr sind diese Aus-
bildungselemente in das Studium an den Hoch-
schulen der Bundeswehr bzw. in den Grundlehrgang
an der Fithrungsakademie der Bundeswehr (neu) ein-
geflossen.

Aus diesem Grunde muBten die Wissenschaft-
lichen Gruppen aufgeldst werden.

Da grundsatzlich die Offiziere, an die das Bil-
dungsangebot der Wissenschaftlichen Gruppen ge-
richtet war, ein Studium an einer Hochschule der
Bundeswehr absolvieren sollen, kann von einer Be-
nachteiligung von Soldaten nicht gesprochen wer-
den.

Anlage 58
Antwort

des Parl. Staatssekretidrs Westphal vom 13. Mdrz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Kiechle (CDU/CSU) (Drudksache 7/1766 Frage B 57):

Hilt die Bundesregierung den von ihr im Zusammenhang mit
dem Krankenhausfinanzierungsgesetz eingesetzten Betrag fir
die Errichtung eines neuen Krankenhausbetts von 120 000 DM
noch fiir realistisch und, im Zusammenhang damit, den einge-
setzten Sockelbetrag von 600 Millionen DM noch flir ausrei-
chend?

Ihre Uberlegungen sind durch das Finanzierungs-
system des Krankenhausfinanzierungsgesetzes nicht
begriindet. Nach dem Krankenhausfinanzierungs-
gesetz ist zu unterscheiden zwischen einem in § 22
Abs. 1 fest verankerten Neubauplafonds in Hohe von

350 Millionen DM fiir 1972 mit festen jahrlichen Stei-
gerungsraten bis 1975 und den Pauschalen zur Wie-
derbeschaffung kurzfristiger Anlagegiiter nach § 10.
Der Neubauplafonds wurde unabhédngig von einem
bestimmten Bettenwert fixiert, Ab 1976 wird er an
die jahrlichen Steigerungsraten der durchschnitt-
lichen Bettenwerte angepaft werden.

Fiir den Bereich der Wiederbeschaffung kurzfristi-
ger Anlagegiiter ist eine Anpassung der Bemes-
sungsgrundlage an die Kostenentwicklung im Ab-
stand von hochstens 2 Jahren vorgesehen. Die Werte
des § 10 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes be-
ruhen auf einem Gutachten des Deutschen Kranken-
hausinstituts und des Instituts fiir Krankenhausbau
der Technischen Universitdat Berlin. Im Bundesmini-
sterium fiir Jugend, Familie und Gesundheit wird zur
Zeit eine Reditsverordnung zur Anpassung der Be-
messungsgrundlage vorbereitet. Diese Rechtsverord-
nung bedarf der Zustimmung des Bundesrates. Das
Deutsche Krankenhausinstitut wurde beauftragt, ein
Gutachten iliber die Fortschreibung der Vorgabe-
werte zu erstellen.

Insgesamt sind fir die Durchfiihrung des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes (Finanzhilfen des Bundes
fir Neubau, Umbau und Erweiterungsbau nach § 22
Abs. 1 Satz 2 KHG, sowie fiir die gesetzlichen Auf-
wendungen nach § 22 Abs. 1 Satz 1 KHG) auf der
Grundlage einer gleichbleibenden Zahl geférderter
Betten in den ndchsten Jahren folgende steigende
Ansétze im Bundeshaushalt vorgesehen:

1974 1 Milliarde DM

1975 1,050 Milliarde DM

1976 1,100 Milliarde DM

1977 1,150 Milliarde DM.
Anlage 59

Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Westphal vom 13. Mairz
1974 auf die Sdhriftliche Frage des Abgeordneten
Pieifer (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 58):

Ist die Bundesregierung bereit, eine Novellierung des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes dahin zu priiffen, daB ein Teil der
Gelder, welche diejenigen Stddite und Landkreise, die wegen
eines in der Néhe liegenden Universitdtsklinikums auf den Bau
eigener Krankenhduser verzichten koénnen, im Rahmen des
Krankenhauslastenausgleichs zu entrichten haben, dem betref-
fenden Universitatsklinikum zuflieBen konnen, damit diese
beispielsweise etwas zur Verbesserung der Wohnsituation der
Klinikbediensteten beitragen kann?

Eine Anderung des Krankenhausfinanzierungsge-
setzes mit dem Ziel ,etwas zur Verbesserung der
Klinikbediensteten beizutragen” etwa im Sinn einer
Gehaltsaufbesserung fur das Personal wiirde eine
vollige Anderung des Finanzierungssystems bedeu-
ten, fiir die aber kein AnlaBl besteht. Das geltende
Recht geht aus von einer Aufteilung in Investitions-
kosten — die nach dem Krankenhausfinanzierungs-
gesetz im Krankenhausbereich von der offentlichen
Hand getragen werden — und den Benutzungsko-
sten, die auch die Personalkosten umfassen, die in
den Pflegesatz eingehen. Fiir die Héhe der Personal-
kosten sind Tarifvertrage mafBgebend.
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Eine Forderung von Hochschulinvestitionen ist
nach § 4 Abs. 3 des Krankenhausfinanzierungsge-
setzes ebenfalls ausgeschlossen, da dieser Bereich
nach dem Hochschulbauférderungsgesetz finanziert
wird.

Anlage 60
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Westphal vom 13. Marz
1974 auf die Schriftlichen Fragen der Abgeordneten
Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766
Fragen B 59 und 60):

Welche Anderungen beabsichtigt die Bundesregierung z. Z.
hinsichtlich der Approbationsordnung fiir Arzte?

Sieht die Bundesregicrung eine Notwendigkeit, den wirt-
schaftlichen und sozialversicherungsrechtlichen Status der
Medizinstudenten wahrend des praktischen Internatsjahrs gem.
der Approbationsordnung abzusichern, will sic insbesondere den
berechtigten Wunsch der Medizinstudenten nach Gewdéhrung
eines Unterhaltszuschusses wie bei Referendaren oder Prakti-
kanten erfiillen, zumal der in der praktischen Ausbildung befind-
liche Medizinstudent am Ende seines Studiums in der Praxis
nicht nur ausgebildet werden wird, sondern auch praktische
Arbeit leistet, die der Patientenversorgung, vor allem in klei-
neren Krankenhdusern, sehr zugute kommen wird?

Zu Frage B 59:

Die Bundesregierung beabsichtigt zur Zeit eine
Anderung der Approbationsordnung fir Arzte nur
hinsichtlich der poliklinischen Ausbildung wihrend
der Ausbildung im Krankenhaus im letzten Jahr des
Medizinstudiums. Es soll klargestellt werden, daB
sich die Ausbildung in diesem Abschnitt des Studi-
ums auch auf eine Unterweisung in der ambulanten
Versorgung von Patienten erstredkt.

Zu Frage B 60:

Soweit Studierende der Medizin Anspriiche nach
dem Bundesausbildungsforderungsgesetz zustehen,
erhalten sie Leistungen nach diesem Gesetz auch
wahrend des letzten Teils des Studiums, das die ein-
jahrige praktische Ausbildung in Krankenanstalten
umfaBt. Nach der Forderungshochstdauerverordnung
vom 9. November 1972 (BGBI. 1. S. 2076) kann Aus-
bildungsforderung bei einem Medizinstudium fur
einen Ausbildungszeitraum bis zu 13 Semestern ge-
leistet werden.

Eine starkere wirtschaftliche und eine sozial-
versicherungsrechtliche Sicherung der Medizinstu-
denten im letzten Ausbildungsabschnitt sind nach
der geltenden Rechtslage nicht moéglich. Bei der
praktischen Ausbildung in Hodhschulkliniken und
Lehrkrankenhdusern im letzten Jahr des Medizin-
studiums handelt es sich nicht um ein Praktikum
oder ein der Referendarzeit dhnliches Ausbildungs-
verhaltnis. Dies ergibt sich aus dem eindeutigen
Wortlaut des § 3 Abs. 1 Nr. 4 der Bundesarzteord-
nung in der Fassung vom 4. Februar 1970 (BGBI. I
S. 237), wonach die arztliche Aushildung ein Studium
der Medizin von mindestens sechs Jahren umfaft,
von denen mindestens acht, hochstens zwo6lf Monate
auf eine praktische Ausbildung in Krankenanstalten
entfallen miissen.

|
|

Der Student hat jedoch auBler etwaigen Moglich-
keiten nach dem Bundesausbildungsférderungsge-
setz keine Anspruche auf Ausbildungsgeld, weil er
nicht im Rahmen eines arbeitsrechtlichen Grund-
satzen unterliegenden Ausbildungsverhaltnisses aus-
gebildet und tatig wird. ’

Nach Auffassung der Bundesregierung muf dies
hingenommen werden. Eine Anderung der Bundes-
arzteordnung und der Approbationsordnung fiir
Arzte sollte auBer Betracht bleiben. Ziele der Re-

| form der arztlichen Ausbildung, die durch das An-

derungsgesetz zur Bundesdrzteordnung vom 28. Au-
gust 1969 (BGBI I S. 1857) ermoglicht wurde, waren
eine Rationalisierung, Intensivierung und starkere
praktische Ausrichtung der Ausbildung. Diese Ziel-
setzungen machten es notwendig, auf die friihere
Aufgliederung der Ausbildung in Hochschulstudium
und Medizinalassistentenzeit zu verzichten und die
praktische Ausbildung in das Studium zu integrieren
[s. hierzu die amtlichen Begriindungen zum Entwurf
eines Anderungsgesetzes zur Bundesdrzteordnung
(Bundestags-Drucksache V/3808) und zur Approba-
tionsordnung fiir Arzte (Bundesrats-Drucksache
437/70)].

Inhalt des Studiums im letzten Jahr ist ebenso wie
bei den tlbrigen Ausbildungsphasen ausschlieBlich
die Ausbildung und nicht eine praktische Arbeitslei-
stung. GemdB § 3 Abs. 4 Satz 5 der Approbations-
ordnung fiir Arzte darf der Studierende im Kranken-
haus nicht zu Tatigkeiten herangezogen werden, die
seine Ausbildung nicht férdern. Fiir nennenswerte
praktische Arbeitsleistungen des Studenten, die der
Patientenversorgung dienen, ist wahrend dieser Zeit
kein Raum.

Anlage 61
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Haar vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Wai-
gel (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 61):

Halt es der Bundesverkehrsminister angesichts des Karls-
ruher Urteils fir angebracht, da8 Fahrkarten nach Berlin an
den Auslandsschaltern zu l¢sen sind?

Nach § 11 Abs. 1 des Verkehrsvertrages findet im
Verhaltnis zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der DDR fiir die Beforderung von Reisen-
den und Gepdack seit dem 1. April 1973 das Inter-
nationale Ubereinkommen i{iber den Eisenbahn-Per-
sonen- und -Gepackverkehr (CIV) Anwendung. Dies
bedeutet, daB nunmehr fiir die Beforderung von und
nach Berlin (West) — ebenso wie fiir den Verkehr
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
DDR — der Internationale Tarif fiir die Beférderung
von Personen und Reisegepack gilt. Die Fahrkarten,
die auf Grund dieses Tarifs ausgegeben werden,
miissen handschriftlich ausgefertigt werden, wéh-
rend fir die géngigen Verbindungen innerhalb der
Bundesrepublik Schalterdruckmaschinen bzw. Auto-
maten vorhanden sind. Auf kleineren und mittleren
Bahnhofen werden alle Fahrkarten iiber ein und
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denselben Schalter verkauft. Auf groen Bahnhofen
dagegen sind Sonderschalter fiir die handschriftlich
auszufertigenden Fahrausweise, insbesondere auch
fiir diejenigen des Auslandsverkehrs, vorgesehen.
Mit der Bundesbahn wurde vereinbart, daB in den
Aufschriften zur Bezeichnung der Sonderschalter an
erster Stelle der DB/DR-Verkehr und erst danach der
Auslandsverkehr aufgefithrt wird. Alle Bundesbahn-
direktionen haben eine entsprechende Anweisung
erhalten.

Da somit die Fahrkarten nicht am Auslandsschal-
ter, vielmehr an einem eigenst hierfiir bezeichneten
Sonderschalter verkauft werden, sehe ich keine Aus-
wirkungen aus dem Karlsruher Urteil.

Anlage 62
Antwort

des Parl. Staatssekretars Haar vom 13. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr.
Franz (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Fragen B 62
und 63):

Ist es zutreffend, daB die Deutsche Bundesbahn beabsichtigt,
neben anderen Strecken in Bayern auch die Bahnlinie Wasser-
burg—Ebersberg—Grafing stillzulegen, obwohl nach dem Landes-
entwicklungsprogramm des Bayerischen Staatsministeriums fir
Landesentwicklung und Umweltfragen die Stadt Wasserburg als
Mittelzentrum vorgesehen ist und die zentralértliche Funktion der
Stadt Wasserburg eine befriedigende verkehrsmiaBige Erschlie-
Bung erfordert, die allein durch die Aufrechterhaltung der Bahn-
linie Wasserburg—Ebersberg—Grafing erhalten werden kann?

Hat die Bundesregicrung bei ihren entsprechenden Uberlegun-
gen, die bereits zu einem Investitionsstopp fiir die betroffene Linie
gefilhrt haben sollen, beriicksichtigt, daB der Raum Wasserburg
mit Ricksicht auf die vorhandenen beengten Ortsdurchfahrten
eine weitere Steigerung des StraBenverkehrs nicht verkraften
kénnte, so daB es zu einer weiteren Beeintrdchtigung der Leich-
tigkeit und Fliissigkeit des Verkehrs kame, ganz abgesehen
davon, daB die jingsten Probleme des Individualverkehrs decut-
lich gemacht haben, daB der 6ffentliche Nahverkehr ein attrakti-
ves Angebot aufweisen muB, um die Abhédngigkeit weiter Per-
sonenkreise vom privaten Pkw zu beenden?

Die Deutsche Bundesbahn hat sich zum Ziel ge-
setzt, ihr Leistungsangebot den Erfordernissen des
Verkehrsmarktes anzupassen. Dies geschieht durch
Streckenneu- und -ausbau dort, wo die Grenze der
Kapazitat erreicht ist, und durch eine Konzentra-
tion auf die Bereiche, in denen die Leistungsvor-
teile der Eisenbahn voll zum Tragen kommen. Dazu
gehort auch die Uberpriiffung der Strecken, deren
Verkehrsaufkommen schwach ist. Im Rahmen dieser
Untersuchungen wird von der Deutschen Bundes-
bahn der Streckenabschnitt Ebersberg—Wasserburg
iiberpriift. Ob die Verlagerung des Verkehrs von der
Schiene auf die StraBe zu einem wirtschaftlichen
Erfolg fihrt, wird sich erst nach AbschluB der
Untersuchung ergeben. Erst dann wird der Vorstand
der Deutschen Bundesbahn entscheiden, ob ein Still-
legungsverfahren nach dem Bundesbahngesetz ein-
geleitet werden wird. In diesem Verfahren wird der
obersten Landesverkehrsbehdrde Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben, die wiederum die Betei-
ligten horen wird. Sollte es zu einem Stillegungs-
antrag kommen, wird der Bundesminister fiir Ver-
kehr bei seiner Priifung insbesondere auch die von
Ihnen angesprochene Gesamtverkehrsbedienung in
diesem Raum betrachten und struktur- und raum-
ordnungspolitische Gesichtspunkte in Zusammen-

arbeit mit dem Bundesminister fiir Wirtschaft und
dem Bundesminister fiir Raumordnung, Bauwesen
und Stddtebau bei seiner Entscheidung beriicksich-
tigen. Die Uberpriiffung verkehrsschwacher Strecken
soll auch dazu dienen, Fehlinvestitionen zu vermei-
den.

Anlage 63
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Haar vom 14. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr.
Schulze-Vorberg (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766
Frage B 64):

Wann ist nach dem derzeitigen Planungsstand mit dem Baube-
ginn fiir die Bundesautobahn Wirzburg—Ulm im Streckenab-
schnitt Wiirzburg—Uffenheim zu rechnen?

Die Linienfithrung fiir die Bundesautobahn Wiirz-
burg—~Ulm (A 24) wurde am 6. August 1973 durch den
Bundesverkehrsminister festgelegt. Besonders vor-
dringlich ist der Abschnitt zwischen dem Autobahn-
dreieck Biebelried und Uffenheim. Fiir diesen Ab-
schnitt werden zur Zeit die Planungen aufgestellt.
AnschlieBend soll das Planfeststellungsverfahren
durchgefithrt werden. Nach AbschluBl der planeri-
schen und rechtlichen Vorbereitungen kann unver-
ziiglich mit dem Abschnitt Biebelried~Uffenheim be-
gonnen werden. Nach dem derzeitigen Planungs-
stand ist mit einem Baubeginn in etwa zwei Jahren
zu rechnen.

Anlage 64
Antwort

des Parl. Staatssekretars Haar vom 13. Madrz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Hussing
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 65):

Wann wird die Bundesstrafe 40 im Bereich der Gemeinde
Griindau, Ortsteil Rothenbergen, Kreis Gelnhausen, weiter aus-
gcbaut, damit das Verkehrsdilemma im Bereich der Ortsdurch-
fahrt Rothenbergen, das in Spitzenzeiten des Berufsverkehrs zu
chaotischen Zustanden fiithrt, beseitigt wird?

Mit der Verlegung der B 40 im Raum Rothenber-
gen—Gelnhausen soll begonnen werden, sobald die
rechtlichen Voraussetzungen hierzu erfiillt sind. Die
hessische StraBenbauverwaltung stellt gegenwartig
den Entwurf auf. Nach dessen Prifung und Genehmi-
gung sind das nach §§ 17 und 18 des Bundesfern-
straBengesetzes vorgeschriebene Planfeststellungs-
verfahren und der erforderliche Grunderwerb durch-
zufithren. Nach den bisher gemachten Erfahrungen
kann mit dem Baubeginn nicht vor 1976 gerechnet
werden.

Anlage 65
Antwort

des Parl. Staatssekretirs Haar vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage der Abgeordneten Frau
Meermann (SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 66):
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Kann die Bundesregierung bei der Deutschen Bundesbahn dar-
auf hinwirken, daB Reisenden, die von Bonn aus einen Nachtzug
nach 24 Uhr benutzen missen, fiir den Fall einer gréBeren Zug-
verspatung eine gecignete Aufenthaltsméglichkeit geboten wird?

Wahrend der Hauptbahnhof Bonn und die Schal-
terhalle nachts durchgehend geéffnet sind, ist die
Bahnhofsgaststdtte mit den Wartesdlen 1. und 2.
Klasse in der Regel zwischen 24.00 Uhr und 7.00 Uhr
geschlossen, einmal wegen zu hoher Personalkosten
fiir das Pachterehepaar, zum anderen aber auch we-
gen der Schwierigkeit tiberhaupt, gutes und verlag-
liches Personal fiir diese Zeit zu bekommen.

In den Nachtstunden steht daher wartenden Rei-
senden leider nur die Schalterhalle zur Verfigung.

Um Reisende, die zum Warten gezwungen sind,
hier vor lastiger Nachbarschaft zu schiitzen, priift
die Deutsche Bundesbahn, ob durch geeignete bau-
liche Verdnderungen ein besonderer Raum fir Rei-
sende in der Zeit von 24.00 Uhr bis 7.00 Uhr geschaf-
fen werden kann.

Anlage 66
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Haar vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Gerster
(Mainz) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 67):

‘Was hat die Bundesrcgierung bisher unternommen, um den
derzeitigen Zustand abzustellen, daB Korperbehinderte, die an
einen Rollstuhl gebunden sind, in Gepackwagen der Deutschen
Bundesbahn zwischen Kisten und Koffer, ohne Heizung und Toi-
lette, hefordert werden miissen, obwohl auch dieser Personen-
kreis den vollen Fahrpreis entrichten muf, und bis wann wird
die Bundesregierung diese unwirdige und untragbare Beforde-
rungsart fiir Kérperbehinderte mit Rollstuhl abgestellt haben?

Der Deutsche Eisenbahn-Personentarif enthalt
keine Vorschrift des Inhalts, daB Korperbehinderte,
die wahrend der Fahrt in ihren Trag- oder Fahr-
stithlen bleiben, im Gepdckwagen befordert werden
miissen. Dies ergibt sich vielmehr aus den techni-
schen Voraussetzungen und geschieht ausschlieB-
lich aus kundendienstlichen Griinden der Bahn und
auf ausdriicklichen Wunsch der Reisenden.

Das Problem liegt hier vor allem in der Bemes-
sung der Einstiege und der Breite der Durchgange
in den Reisezugwagen, die nicht auf die MaBe der
Rollstithle usw. abgestellt sind. Die Bundesbahn
hat dazu mitgeteilt, daB die Herstellung einer
Fahrtmoglichkeit im Rollstuhl in den allgemein zu-
gédnglichen Reisewagen nur mit auflergewohnlich
hohem Aufwand zu erreichen ware. Um eine ge-
nerelle, auch fur Fahrstuhlbesitzer annehmbare
Losung zu schaffen, miiiten Rampen, Fahrtreppen,
Hubvorrichtungen usw. auf allen Personenbahnstei-
gen aller Bahnhofe, Haltepunkte und Haltestellen
eingerichtet und in jeden Reisezug mindestens ein
besonders hergerichteter Wagen eingestellt werden,
der allen erdenklichen Anforderungen gerecht wird.
Bei den auf den Strecken der Bundesbahn taglich
verkehrenden 20000 Reiseziigen aller Gattungen
und 7 000 moglichen Zusteigestellen erscheint diese
Forderung allein vom finanziellen Aufwand her
nicht realisierbar.

Der Bundesminister fiir Verkehr hat die Bundes-
bahn bereits beauftragt, das Problem zu priifen und
hierbei insbesondere nach Lésungen zu suchen, die
einen geringen Aufwand erfordern. Die Bundes-
bahn ist gern bereit, im Rahmen des Moglichen mit-
zuhelfen. Im Hinblick auf die eingangs geschilderten
Fakten 14Bt sich jedoch ein Termin fiir konkrete
MaBnahmen nicht festlegen,

Anlage 67
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Haar vom 13. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Peiter (SPD) (Drucksache 7/1766 Fragen B 68 und 69):

Weshalb wird nach der Zusammenlegung der beiden Land-
krcise Unterwesterwald (MT) und Oberwesterwald (WEB) zum
Landkreis Westerwald diesem Kreis nicht das Autokennzeichen
WW (Westerwald) zuerkannt?

‘Warum gelten bei der Zuerkennung von Autokennzeichen fiir
den Westerwald nicht die gleichen Kriterien, wie das u. a. fir die
Landschaften Nordfriesland und Ostholstein geschehen ist?

Bei der Festlegung der Kraftfahrzeugkennzeichen
richtet sich das Bundesverkehrsministerium soweit
wie moglich nach den Vorschlagen der Landesregie-
rung. Dabei mufl jedoch beriicksichtigt werden, dafl
nach einem Beschluf des Ausschusses fiir Verkehr
und Post des Bundesrates vom April 1973 soge-
nannte landschaftsbezogene Kennzeichen auch dann
nicht zugestanden werden diirfen, wenn es von der
zustdndigen Landesregierung gewiinscht wirde. Da-
nach konnte fiir den neugebildeten Westerwaldkreis
das Kennzeichen ,WW" nicht in Betracht gezogen
werden. Vielmehr miifite entsprechend der Syste-
matik das Kennzeichen aus dem Namen des Kreis-
sitzes (Montabaur) abgeleitet werden. Das wiirde
die Beibehaltung des schon vorhandenen Kennzei-
chens mit den Buchstaben ,MT" bedeuten.

Ich gehe davon aus, daB die rheinland-pfdlzische
Landesregierung mir einen entsprechenden Vor-
schlag unterbreiten wird. Er wiirde zudem auf der
Linie der bisher in Rheinland-Pfalz bei Gebietsande-
rungen gelibten Praxis liegen.

Die Kennzeichen fiir die Kreise Nordfriesland und
Ostholstein wurden im Jahre 1970 festgelegt. Diese
einmaligen Abweichungen lagen nicht nur zeitlich
lange vor dem genannten Beschlufl des Bundesrats-
Ausschusses, sondern sind auch durch die spatere
Praxis bei den Gebietsreformen in fast allen Bundes-
landern iiberholt.

Anlage 68
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Haar vom 13. Midrz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Seefeld
(SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 70):

‘Welche Erkenntnisse haben dazu gefiihrt, im Bundesverkehrs-
wegeplan (1. Stufe, Bauprogramm und léngerfristige Planungen
der Deutschen Bundesbahn) die Bahnstrecke Bretten—Eppingen—
Heilbronn fiir eine Elektrifizierung vorzusehen, dagegen die
Strecke Karlsruhe—Bretten nicht?
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Die Deutsche Bundesbahn (DB) betrachtet die
Strecke Karlsruhe—Bretten—Heilbronn als Einheit
und hat sie in dieser Form auch in ihre langerfristi-
gen Uberlegungen zum weiteren Ausbau des elek-
trifizierten Streckennetzes einbezogen. Durch ein
Druckereiversehen ist es in der Anlage 11 zum
Bundesverkehrswegeplan 1. Stufe leider zu einer
unterschiedlichen Darstellung der Abschnitte Karls-
ruhe—Bretten und Bretten—Heilbronn gekommen.

Vorsorglich mochte ich noch darauf hinweisen,
daB dieses Elektrifizierungsvorhaben hinsichtlich
seiner zeitlichen Realisierbarkeit keine besondere
Prioritat besitzt, da zundchst andere Strecken mit
hoherer Belastung auf elektrischen Betrieb umge-
stellt werden.

Anlage 69
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Haar vom 13. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Immer (SPD) (Drucksache 7/1766 Fragen B 71
und 72):

Inwieweit wird bei der Trassenfithrung der geplanten Bundes-
bahn-Fernschnellstrecken dafiir Sorge getragen, dafl eine Ge-
rduschbeldstigung in Wohnbercichen und ein Durchschneiden von
‘Wohngebicten vermieden wird?

Inwieweit wird sich die Bundesregierung dafiir einsetzen, daf
die Trassenfiihrung der geplanten Bundesbahn-Fernschnellstrecke
Koln—Groff Gerau im Bereich der Verbandsgemeinde Puderbach/
Westerwald, die insbesondere eine bauliche Entwicklung der Ge-
meinde Raubach in Richtung Hanroth und die Erweiterung des
Industriegelandes Hedwigsthal behindern wiirde, zugunsten ciner
suidlichen Schleife, die nur durch Waldgebiete fiihren wiirde,
aufgegeben wird?

Zu Frage B 71:

Bei der Trassierung der Neubaustrecken wird von
der Deutschen Bundesbahn (DB) versucht, zu bebau-
ten Gebieten vor allem im Hochgeschwindigkeits-
bereich im Normalfall einen Abstand von hundert
Metern und mehr zu erreichen. Eine Zerschneidung
von Wohngebieten wird nach Moglichkeit ganz
vermieden.

Diese Planungen der Deutschen Bundesbahn wer-
den im Rahmen eines Raumordnungsverfahrens
bzw. eines entsprechenden Verfahrens, soweit ein
Raumordnungsverfahren landesrechtlich nicht vor-
geschrieben ist, den Landern zur Stellungnahme zu-
geleitet. In diesem Verfahren haben in der Regel
alle betroffenen Behdrden und Gemeinden Gelegen-
heit, etwaige Einwendungen zu erheben.

Nach Ubereinstimmung im Raumordnungsverfah-
ren werden in den dann folgenden Planfeststellungs-
verfahren neben den &ffentlichen auch die privaten
Belange gegeneinander abgewogen und noch be-
stehende Meinungsverschiedenheiten moglichst aus-
geraumt.

Moglichkeiten des Larmschutzes werden bei der
Trassenvorplanung soweit wie moglich bereits be-
riicksichtigt. Hierbei kommen insbesondere die Tras-
senfithrung in Tunnellage oder im Einschnitt in Be-
tracht. Weitergehende Larmschutzmafnahmen, wie

Larmschutzwélle mit Bepflanzung, Lirmschutzpflan-
zungen allgemein oder Larmschutzschirme und
-wande konnen, soweit sie nicht von vornherein
berticksichtigt sind, im Planfeststellungsverfahren
gefordert werden.

Diese Verfahren stellen sicher, daB ggf. zum
Schutze der Landschaft sowie nachbarlicher Inter-
essen Auflagen gemacht werden konnen. Fir die
Betroffenen bestehen dabei ausreichende Moglich-
keiten, die Auswirkungen der Neubaustrecken auf
die Umgebung im Bau und Betrieb auf das MaB zu
beschranken, das auf beiden Seiten am besten dem
6ffentlichen Wohle dient.

Zu Frage B 72:

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat als Planungs-
trager fiir die Neubaustrecke Koln — Grof Gerau
ihre Grobtrassierung der Staatskanzlei des Landes
Rheinland-Pfalz zur Abstimmung der Planung mit
den Belangen der Raumordnung im Oktober des
letzten Jahres zugeleitet. Der Deutschen Bundes-
bahn ist der Wunsch der Gemeinde Raubach nach
Verlegung der Trasse bekannt, sie ist allerdings der
Ansicht, daf zundchst die Stellungnahme des Lan-
des Rheinland-Pfalz zu der vorgelegten Linienfiih-
rung abgewartet werden sollte.

Eine Zustandigkeit der Bundesregierung ergibt
sich erst spater bei der Genehmigung nach § 14 Bun-
desbahngesetz und ggf. bei der Planfeststellung nach
§ 36 des Bundesbahngesetzes, wenn der Bundes-
minister far Verkehr von der Deutschen Bundes-
bahn zu einer Entscheidung aufgerufen werden
sollte.

Es ist nicht ausgeschlossen, dal der Bundesmini-
ster fiir Verkehr bei seiner Feststellung von Pldanen
gewisse Auflagen zum Schutze der Landschaft und
nachbarlicher Interessen macht.

Anlage 70

Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Haar vom 13. Mdrz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Bie-
chele (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 73):

Welche Konzeptionen fiir den letzten Bauabschnitt der umfas-
senden Neugestaltung des Bahnhofs Radolfzell, die Planung, den
Zeitraum und die benétigten Finanzmittel betreffend, soll jetzt
verwirklicht werden, und kann damit gerechnet werden, dafi
diese letzten BaumaBnahmen in Wiirdigung der besonderen Be-
dirfnisse der Fremdenverkehrsstadt Radolfzell bald begonnen
werden?

Der letzte Bauabschnitt der umfassenden Neu-
gestaltung des Gelandes am Bahnhof Radolfzell um-
faBt im wesentlichen den Bau eines zentralen Omni-
busbahnhofs (ZOB). Trager dieses Vorhabens ist die
Stadt Radolfzell, die hierfir beim Land Baden-Wiirt-
temberg Zuschiisse beantragt hat.

Auf dem fir den ZOB vorgesehenen Gelande ste-
hen z. Z. noch die Bahnhofswirtschaft (Rest des alten
Empfangsgebdudes) und ein Magazingebaude der
Deutschen Bundesbahn (DB). Die Ablésesumme fiir
diese abzubrechenden Gebdude wurde von der DB
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mit 300 000 DM angegeben, fiir die Ersatzbauten sind
jedoch hohere Investitionen erforderlich. Die Bun-
desbahndirektion Karlsruhe prift z. Z. Finanzie-
rungsmoglichkeiten fiir die iber die Ablésesumme
hinausgehenden Investitionskosten.

Dem Vernehmen nach wird die Bundesbahndirek-
tion Karlsruhe in Kilirze eine Vereinbarung mit der
‘Stadt Radolfzell iiber die vorgesehene Nutzung und
Widmung des Geldndes fiir den kiinftigen ZOB als
offentliche Verkehrsflache abschlieBen.

Wann mit dem AbschluB dieser Vereinbarung zu
rechnen ist, kann zum gegenwdrtigen Zeitpunkt
nicht gesagt werden.

Anlage 71
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Haar vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Engels-
berger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 74):

Trifft es zu, daB im Zuge weiterer RationalisierungsmaBnah-
men der Deutschen Bundesbahn der Schienenverkehr auf der
Strecke Traunstein—Waging und Traunstein—Garching eingestellt
werden soll und aus diesem Grund bereits eine totale Investi-
tionssperre verhdngt worden ist?

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat sich zum Ziel
gesetzt, ihr Leistungsangebot den Erfordernissen des
Verkehrsmarktes anzupassen. Dies geschieht durch
Streckenneu- und -ausbau dort, wo die Grenze der
Kapazitat erreicht ist, und durch eine Konzentration
auf die Bereiche, in denen die Leistungsvorteile der
Eisenbahn voll zum Tragen kommen. Dazu gehort
auch die Uberpriifung der Strecken, deren Verkehrs-
aufkommen schwach ist. Im Rahmen dieser Unter-
suchungen werden von der DB die Strecken Traun-
stein—Waging und Traunstein—Garching iiberpriift.
Ob die Verlagerung des Verkehrs von der Schiene
auf die StraBe zu einem wirtschaftlichen Erfolg fihrt,
wird sich erst nach AbschluBl der Untersuchung er-
geben. Erst dann wird der Vorstand der Deutschen
Bundesbahn entscheiden, ob ein Stillegungsverfah-
ren nach Bundesbahngesetz eingeleitet werden wird.
In diesem Verfahren wird der obersten Landesver-
kehrsbehdrde Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
geben, die wiederum die Beteiligten héren wird.

Die Uberpriifung verkehrsschwacher Strecken soll
insbesondere auch dazu dienen, Fehlinvestitionen zu
vermeiden.

Anlage 72
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Haar vom 13. Miarz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Zebisch
(SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 75):

Welche MaBnahmen wird die Bundesregierung nach dem Kon-
junktursonderprogramm (Teil B) auf dem Sektor des StraBen-
baus im Bereich Niederbayern und der Oberpfalz zusdtzlich in
Angriff nehmen, und bis wann kann mit einer Bekanntgabe der
entsprechenden MaBnahmen und der Erteilung der Auftrige ge-
rechnet werden?

Wie Thnen bereits mit Schreiben vom 27. Februar
1974 mitgeteilt wurde, ist eine Aussage dariber,
welche BundesfernstraBenmaBnahmen im Rahmen
des Sonderprogramms fiir Gebiete mit speziellen
Strukturproblemen in den einzelnen Problemgebie-
ten beriicksichtigt werden koénnen, zur Zeit noch nicht
moglich. Die vom Bundesminister der Finanzen im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Wirt-
schaft und dem Bundesminister fiir Verkehr aus den
Linderanmeldungen ausgewdhlten Vorhaben wer-
den dem HaushaltsausschuB des Deutschen Bundes-
tages fiir die SchluBberatungen des Bundeshaus-
halts 1974 in Kiirze vorgeschlagen.

Anlage 73
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Haar vom 14. Maérz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Zebisch
(SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 76):

Wird die Bundesregierung bei den Abstimmungsgesprdchen mit
der Deutschen Bundesbahn darauf drdngen, bei der Organisation
der Arbeitsteilung innerhalb der Decutschen Bundesbahn nach dem
Prinzip .Arbeit zu den Arbeitnehmern' mehr Aufgaben in die
Einrichtungen im Zonenrand- und Grenzgebiet, vor allem im
Bereich Niederbayern und der Oberpfalz, zu verlagern?

Fir die Vergabe von Leistungen der Deutschen
Bundesbahn (DB) — auch im Zonenrand- und Grenz-
gebiet — ist die DB nach den gesetzlichen Bestim-
mungen allein zustdandig. Die DB ist allerdings be-
miiht, im Rahmen der regional- und wirtschaftspoli-
tischen Zielsetzungen der Bundesregierung Arbeits-
pldtze in den strukturschwachen Gebieten zu erhal-
ten. Alle MaBnahmen auf diesem Gebiet konnen von
der DB auf Grund des gesetzlichen Auftrages aber
nur unter Beachtung wirtschaftlicher Gesichtspunkte
erfolgen. Dabei wird auch das Gefdlle der Arbeits-
marktsituation zwischen den Ballungsgebieten und
landlichen Randgebieten berlicksichtigt. Der Vor-
stand der DB hat generell unter dem Stichwort , Ar-
beit zu den Menschen” angeordnet, daB zur Entla-
stung von Regionen ohne oder mit geringen Arbeits-
kraftreserven geeignete Leistungen in Bezirke mit
relativ giinstigem Angebot an Arbeitskrdften zu ver-
lagern sind. Im iibrigen wird die DB versuchen, die
glinstige Arbeitsmarktsituation im Raum Regens-
burg/Weiden zu nutzen.

Anlage 74
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Haar vom 13. Midrz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Wende
(SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 77):

Ist der Bundesregierung der Vorentwurf der Stddte Stuttgart
und Fellbach fir den Verlauf der Trassenfiihrung der Bundes-
straBe 312 im Abschnitt Waiblingen—Fellbach—Stuttgart—Unter-
tirkheim bekannt, und wie weit ist der Stand der Planung bzw.
die Finanzierung fiir diesen Streckenabschnitt?

Die Linie fiir die neue BundesstraBe 312 zwischen
Waiblingen (B 14) und Stuttgart-Untertirkheim
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(B 10) ist nach § 16 BundesfernstraBengesetz vom
Bundesminister fur Verkehr festgelegt. Ein dem
Bundesverkehrsministerium  vorliegender  Vor-
schlag iber die Einzelplanung in diesem Bereich soll
noch diesen Monat in einem bereits vereinbarten
Planungsgesprach mit der LandesstraBenbauverwal-
tung abschlieBend beraten werden. Die dafiir zu-
stindige LandesstraBenbauverwaltung wird dann
im Rahmen der laufenden Planungsarbeiten die
Aufstellung des Genehmigungsverfahrens und die
baureife Planung durchfithren.

Ein konkreter Zeitraum fiir die Finanzierung und
somit Baudurchfiihrung 1aBt sich noch nicht ange-
ben. Er wird im wesentlichen nach der Abwicklung
der laufenden NeubaumaBnahmen im Stuttgarter
Raum liegen und ist daher heute noch nicht abzu-
sehen. Diese zeitliche Einordnung ergibt sich
zwangslaufig aus der Vielzahl der laufenden, gro-
Ben BaumaBnahmen an BundesfernstraBen gerade
im Raum Stuttgart und der damit verbundenen, be-
reits bestehenden sehr umfangreichen Mittelbin-
dung.

Anlage 75
Antwort

des Parl. Staatssekretars Haar vom 13. Mdarz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr.
Narjes (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 78):

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daB erneut und
mit groBem Nachdruck versucht werden muB, in der Europa-
ischen Gemeinschaft und international die vielfaltigen Hafenzu-
gangsbehinderungen fiir Schiffe mit Nuklearantrieb aufzuheben?

Die Bundesregierung hat zu 'dieser Frage erst vor
kurzem ausfiihrlich — positiv — Stellung genom-
men. Sie verweist auf die Antwort zu den Fragen 3
bis 5 der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Len-
zer, Benz u. a. — siehe Bundestagsdrucksache
7/1220. Bei den zahlreichen bilateralen Verhandlun-
gen liber Anlaufvertrige fir das erste deutsche
Reaktorschiff ,Otto Hahn" hat sich immer wieder
gezeigt, daB Probleme der technischen Sicherheit
verhdltnismédBig leicht zu lberwinden sind, jedoch
die Haftungsfragen langwierige Verhandlungen
und langfristige Verzdgerungen verursachten. Die
Bundesregierung wird daher noch in diesem Friih-
jahr den gesetzgebenden Korperschaften den Ent-
wurf eines Vertragsgesetzes zu dem Briisseler
Ubereinkommen iUber die Haftung der Inhaber von
Reaktorschiffen vorlegen. Mit der dann moglichen
Ratifizierung wird dieses Ubereinkommen inter-
national in Kraft treten.

Der Bundesregierung ist die Absicht mehrerer
europdischer und auBereuropdischer Staaten be-
kannt, dem Ubereinkommen beizutreten. Sie ist
zuversichtlich, daB die Ratifizierung des Uberein-
kommens die weiter nétigen Verhandlungen uber
Anlaufvertrdage flir Nuklear-Schiffe ganz wesentlich
erleichtern wird. Hierzu hat die Bundesregierung
mit zahlreichen Staaten, darunter auch in Sidost-
asien, Kontakte aufgenommen.
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Anlage 76
Antwort

des Parl. Staatssekretirs Haar vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Béhm
(Melsungen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage
B 79):

Nachdem feststeht, daB der Verkehr auf der Strecke Malsfeld’
Waldkappel demndchst entgegen den Protesten der betroffenen
Gemeinden und der ortlichen Wirtschaft eingestellt wird, frage
ich die Bundesregierung, ob Planungen bestehen, auch den Ver-

kehr von der Strecke Malsfeld/Treysa einzustellen, und wann das
voraussichtlich geschehen soll?

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat sich zum Ziel
gesetzt, ihr Leistungsangebot den Erfordernissen
des Verkehrsmarktes anzupassen. Dies geschieht
durch Streckenneu- und -ausbau dort, wo die Grenze
der Kapazitdat erreicht ist, und durch eine Konzen-
tration auf die Bereiche, in denen die Leistungsvor-
teile der Eisenbahn voll zum Tragen kommen. Da-
zu gehort auch die Uberpriufung der Strecken, deren
Verkehrsaufkommen schwach ist. Im Rahmen die-
ser Untersuchungen wird von der Deutschen Bun-
desbahn die Strecke Malsfeld—Treysa liberpriift. Ob
die Verlagerung des Verkehrs von der Schiene auf
die StraBfle zu einem wirtschaftlichen Erfolg fiihrt,
wird sich erst nach Abschlufl der Untersuchung er-
geben. Erst dann wird der Vorstand der Deutschen
Bundesbahn entscheiden, ob ein Stillegungsverfah-
ren nach Bundesbahngesetz eingeleitet werden wird.
In diesem Verfahren wird der obersten Landesver-
kehrsbehodrde Gelegenheit zur Stellungnahme gege-
ben, die wiederum die Beteiligten horen wird. Sollte
es zu einem Stillegungsantrag kommen, wird, wie
bei allen Strecken im Zonenrandgebiet, das Bundes-
kabinett entscheiden.

Die Uberpriifung verkehrsschwacher Strecken soll
insbesondere auch dazu dienen, Fehlinvestitionen
zu vermeiden.

Anlage 77
Antwort

des Bundesministers Dr. Vogel vom 12. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Dr. Schachtschabel (SPD) (Drucksache 7/1766 Frage
B 80):

Trifft es zu, daB Absichten bestehen, das Prinzip der Gemecin-
niitzigkeit bei gemeinniitzigen Wohnungsbaugeselischaften auf-
zuheben?

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, die In-
stitution der Gemeinniitzigkeit im Wohnungswesen
aufzuheben. Die gemeinnitzigen Wohnungsunter-
nehmen sind hinsichtlich der Verwendung ihrer Ge-
winne und ihres Vermogens Beschrankungen und

Q)

(D)

Bindungen nach dem Wohnungsgemeinniitzigkeits- .

gesetz unterworfen, die wohnungspolitisch weiter-
hin von Bedeutung sind.

Anlage 78
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Herold vo;n 5. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr.
Waigel (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 81):
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Wie hat die Bundesregierung sichergestellt bzw. gedenkt sie
sicherzustellen, daB Jugendliche aus der Bundesrepublik Deutsch-
land einschlicBlich West-Berlins bei Studien- und Arbeitsaufent-
halten in der ,DDR" nicht dem ncuen Jugendgesetz der ,DDR*
unterworfen werden?

Im Rahmen des Paragraphen 57 des neuen Jugend-
gesetzes der DDR konnen die Bestimmungen dieses
Gesetzes auch fiir junge Menschen Anwendung fin-
den, die nur zeitweilig in der DDR studieren und
arbeiten. Allerdings konnen verschiedene Bestim-
mungen nur auf Jugendliche angewandt werden,
die im Sinne der Gesetzgebung der DDR Staats-
biirger der DDR sind.

Zur Zeit gibt es keine Jugendlichen aus der Bun-
desrepublik Deutschland und Berlin (West), die im
Rahmen zwischenstaatlicher Vereinbarungen in der
DDR studieren oder arbeiten. Nach dem gegenwar-
tigen Stand der Verhandlungen mit der DDR ist
noch nicht abzusehen, ob Jugendlichen aus der Bun-
desrepublik Deutschland und Berlin (West) in naher
Zukunft Studien- oder Arbeitsaufenthalte in der
DDR ermdoglicht werden konnen.

Dort wo Probleme auftreten, bringt diese die Bun-
desregierung ohnehin in den Verhandlungen mit der
DDR zur Sprache.

Anlage 79
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Herold vom 13. Mirz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr.
Marx (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 82):

Bedeutet das Devisengesetz der DDR vom 19. Dezember 1973
(z. B. §§ 16, 17 ff., 5, 6) tatsdchlich, daf DDR-Biirger als ,Devisen-
inldnder" ihre ,Devisenwerte”, also auch Grundstiicke auf dem
Gebiet der Bundesrepublik Deutsddand, zuerst ihren cigenen
Lzustdndigen Organen” anzubieten haben und damit die Mog-
tichkeit créffnet ist, daB die DDR kiinftig in crheblichem Umfang
Grundbesitzer in der Bundesrepublik Deultschtand wird?

Der erste Teil Ihrer Anfrage ist grundsdtzlich. zu
bejahen. Das neue Devisengesetz der DDR vom
19. Dezember 1973 hat als wesentliche Neuerung
im Verhdltnis zur Bundesrepublik Deutschland mit
sich gebracht, daB wie bisher schon nicht nur Geld-
forderungen, sondern nun auch Grundstiicke und
dhnliche Vermogenswerte als ,Devisenwerte” gel-
ten. Im Verhiéltnis zum Ausland war das schon nach
dem alten Devisengesetz der DDR von 1961 der
Fall.

Als Devisenwerte miissen die Grundstiicke von
DDR-Bewohnern im Bundesgebiet und in Berlin
(West) angemeldet und ,auf Verlangen des Rates
des Bezirks" auch zum Kauf angeboten werden.
Eine entsprechende Vorschrift enthielt auch das alte
Devisengesetz von 1961, wobei die Anbietungs-
pflicht sogar zwingend war, also nicht erst auf Ver-
langen des Rates des Bezirks wirksam wurde. Es ist
nicht bekanntgeworden, ob Auslandsgrundstiicke
aufgrund dieser Anbietungspflicht tatsdchlich iiber-
tragen werden muliten.

Weiterhin ist nicht bekannt und auch nicht er-
sichtlich, daB die DDR das neue Devisengesetz des-
wegen erlassen hat, um die ihren Einwohnern in

der Bundesrepublik gehorenden Grundstiicke an
sich zu bringen. Aber selbst wenn dies der Fall
wire, milite eine solche Aktion scheitern. Die Uber-
tragung von Grundsticken in der Bundesrepublik
von einem Bewohner der DDR auf einen anderen
bzw. auf die DDR selbst ist auch nach unserem
Recht, und zwar nach dem Militdrregierungsgesetz
Nr. 53, genehmigungspflichtig. Ohne die nach die-
sem Gesetz erforderlichen Genehmigungen der zu-
standigen Landeszentralbanken sind Ubertragungs-
geschéfte zivilrechtlich — und hierauf kommt es
an — unwirksam. Unsere Genehmigungsbehérden
haben es daher in der Hand, den Vollzug solcher
Ubertragungsgeschifte, d. h. z. B. die Umschreibung
von Grundstiicken im Grundbuch, zu unterbinden.

Anlage 80
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Moersch vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Pieroth
(CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 83):

Ist die Bundesregierung bercil, die technische Abwidcklung des
innerdeutschen Reiseverkehrs dadurch zu erleichtern, daB sie
eine konsularische AuBenstelle in Breslau cinrichtet, so daB Ein-
woliner aus dem Raum Breslau ihr Visum unmittelbar in Breslau
beantragen konnen und deswegen nicht erst nach Berlin-Ost rei-
sen miissen?

Unter ,Innerdeutschem Reiseverkehr” versteht
die Bundesregierung den Reiseverkehr zwischen den
beiden deutschen Staaten. Visumzwang besteht im
innerdeutschen Reiseverkehr nicht.

Reisen von Einwohnern aus dem Raum Breslau
in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland sind
nicht ,innerdeutscher Reiseverkehr”.

Fir polnische Staatsangehorige, die in das Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen,
besteht Visumzwang. Die Visen werden in der Regel
von der Botschaft in Warschau erteilt.

Die Frage der Errichtung einer konsularischen
Vertretung in Breslau stellt sich im Zusammenhang
mit Threr Frage nicht.

Anlage 81
Antwort

des Parl. Staatssekretdars Herold vom 13. Marz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Engels-
berger (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage B 84):

Wie lioch ist der Betrag, der in diesem Jahr fir die Forderung
von Studienfahrten nach Berlin zur Verfiqung steht, und wie ist
es zu erkldren, daB bereits jetzt Forderantrage fir 1974
nicht mehr positiv beantwortet werden?

Dem Bundesministerium fiir innerdeutsche Bezie-
hungen stehen It. Haushaltsansatz 1974 wie auch in
den Vorjahren 12,2 Millionen DM bei Titel 2702/
685 07 fur die Forderung von Reisen nach Berlin
(West) und von Reisen an die Grenze zur DDR zur
Verfugung. Hiervon sind mit Zustimmung des Bun-

<

(D)
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desministers der Finanzen 95 %/o zur Bewilligung frei-
gegeben worden. Dieser hat aber im Rahmen der
vorlaufigen Haushaltsfiuhrung festgelegt, daB die
Mittel kassenmdaBig nur in der Form bewirtschaftet
werden diirfen, daf 25 %o des Ansatzes in den ersten
vier Monaten und weitere 35%0 vom 1. Mai bis
31. August verausgabt werden diirfen. Eingehende
Antrdge konnen also nur im Rahmen der bis Ende
April bzw. Ende August zur Verfilgung stehenden
Mittel beriicksichtigt werden. Dies hat bei anhaltend
starkem Antragseingang dazu gefithrt, daB in gerin-
gem Umfange Ablehnungen ausgesprochen werden
multen.

Anlage 82

Antwort

des Parl. Staatssekretars Herold vom 13. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Wohlrabe (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Fragen
B 85 und 86):

In welchen Bereichen und seit wann werden z. Z. Verhandlun-
gen mit der Regierung der DDR gefiihrt, und welche Ressorts der
Bundesregierung haben die Fihrung dieser Gespriache iibernom-
men?

Auf welchen Gebieten und seit wann sind Verhandlungen fir
Folgevertrdge des Grundvertrags mit der DDR aufgenommen wor-
den, und ist sichergestellt, daB jeweils Berlin (West) voll in
diese Folgevertrdge einbezogen werden wird?

Zwischen der Bundesregierung und der Regierung
der DDR werden gegenwartig auf 13 verschiedenen
Strangen Verhandlungen bzw. Gesprache gefiihrt.
Ich darf Sie Thnen hier der Reihe nach nennen:

1. Gesprache iiber beiderseits interessierende Fra-
gen zwischen Staatssekretdr Gaus und dem
Stellvertreter des Ministers fiir Auswartige An-
gelegenheiten der DDR, Nier. Die Gesprache
finden seit dem 28. November 1973 in Fortset-
zung der Gesprache zwischen Bundesminister
Bahr und Staatssekretdr Kohl statt.

2. Verhandlungen iiber den AbschluB eines Post-
und Fernmeldeabkommens. Verhandelt wird
seit 7. Dezember 1972. Federfithrend ist das
Bundesministerium fiir das Post- und Fern-
meldewesen.

3. Verhandlungen iiber den Abschlufl eines Ab-
kommens auf dem Gebiet des Gesundheitswe-
sens. Die 1. Verhandlungsrunde war am 23. Mai
1973. Federfithrend ist das Bundesministerium
fiir Jugend, Familie und Gesundheit.

4. Verhandlungen iiber den AbschluB von Ver-
tragen auf dem Gebiet des Rechtsverkehrs gibt
es seit dem 21. August 1973. Federfiihrend ist
das Bundesministerium der Justiz.

5. Verhandlungen iiber den AbschluB eines Ab-
kommens iiber den nichtkommerziellen Zah-
lungs- und Verrechnungsverkehr. Die 1. Ver-
handlungsrunde war am 10. Oktober 1973.
Federfiihrend ist das Bundesministerium der
Finanzen.

6. Verhandlungen iiber den AbschluB eines Ab-
kommens lber den Umweltschutz. Die 1. Ver-
handlungsrunde hat am 29. November 1973
stattgefunden. Federfiihrend ist das Bundes-
ministerium des Innern.

7. Verhandlungen iiber den AbschluB eines Ab-
kommens iiber die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der Wissenschaft und Technik. Die Ver-
handlungen haben am 30. November 1973 in
Bonn begonnen. Federfiihrend ist das Bundes-
ministerium fiir Forschung und Technologie.

8. Verhandlungen iiber den AbschluBl eines Ab-
kommens auf dem Gebiet der Kultur. Die 1. Ver-
handlungsrunde fand am 27. November 1973
statt. Die Verhandlungen werden von Staats-
sekretar Gaus vom Bundeskanzleramt gefiihrt.

9. Verhandlungen iiber Wirtschaftsfragen. Die
Verhandlungen werden im Rahmen der beste-
henden Zustandigkeiten (TSI — Ministerium fiir
AuBenhandel der DDR) gefiihrt. Sie finden in
der Regel mittwochs 14tagig statt.

10. Sitzungen der Transitkommission. Die konsti-
tuierende Sitzung fand am 8. Juni 1972 in Ber-
lin (Ost) statt. Federfithrend ist das Bundes-

ministerium fiir Verkehr.

11. Sitzungen der Verkehrskommission. Die Kon-
stituierung der Kommission erfolgte am 13. No-
vember 1972 in Berlin (Ost). Federfiithrend ist
das Bundesministerium fiir Verkehr.

12. Sitzungen der Grenzkommission. Die konsti-
tuierende Sitzung war am 31. Januar 1973 in
Bonn. Federfithrendes Ressort ist das Bundes-

ministerium des Innern.

Ferner finden Expertengesprache iiber Fragen des
grenznahen Verkehrs statt. Federfithrend ist das
Bundesministerium fiir Verkehr.

AuBerhalb der offiziellen Regierungsverhandlun-
gen verlaufen die Gesprache zwischen unserem
Deutschen Sportbund und dem Deutschen Turn- und
Sportbund der DDR iber die Aufnahme des Sport-
verkehrs. Nach langerer Pause ist ein 4. Gesprach
fiir den 20. Méarz 1974 vorgesehen.

Zu Ihrer 2. Frage stelle ich fest, da die Bundes-
regierung es als unerlaflich ansieht, Berlin (West)
in Ubereinstimmung mit dem Vier-Machte-Abkom-
men und dem Grundlagenvertrag in die Folgeab-
kommen mit der DDR einzubeziehen.

Anlage 83
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Dr. Hauff vom 13. Marz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Schmidhuber (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage
B 88):

Hilt die Bundesregierung die Gewdhrung eines weiteren Zu-
schusses von 700 000 DM an den Club of Rome, den die Stiftung
Volkswagenwerk nach Zeitungsmeldungen bereits bewilligt
haben soll, angesichts der massiven wissenschaftlichen Kritik an
der Studie .the limits of growth* fiir sinnvoll und mit dem Stif-
tungszweck vereinbar?

©
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Die Stiftung Volkswagenwerk hat im Rahmen
ihres Schwerpunkts ,Systemforschung” am 1. 12.
1972 fiir das interdisziplindre Forschungsprojekt
+Aufbau und numerische System-Simulierung eines
hierarchischen regionalisierten Weltmodells” dem
Lehrstuhl A fiir Mechanik (Prof. Dr.-Ing. E. Pestel)
der Technischen Universitit Hannover — nicht dem
Club of Rome — den Betrag von 700 000 DM bewil-
ligt.

Ausgesprochen wurde. die Bewilligung vom Kura-
torium der Stiftung, das satzungsgemdB iber die
Vergabe der Forderungsmittel in eigener Zustan-
digkeit befindet.

Das Bundesministerium fiir Forschung und Tech-
nologie begriit die Bewilligung von Mitteln an
deutsche Experten auf dem Gebiet der Theorie dy-
namischer Modelle, weil gegeniiber dem urspriing-
lichen Weltmodell des Clubs of Rome nun ein neuer
wissenschaftlich spezifizierter Ansatz gegeben ist,
auf der Grundlage moderner Systemtheorie und
mit Hilfe von GroBirechenanlagen ein praktisch ein-
setzbares Werkzeug fiir langfristige nationale und
internationale politische, 6konomische und o&kolo-
gische Planungen und Entscheidungen zu entwik-
keln und bereitzustellen.

Anlage 84

Antwort

des Parl. Staatssekretars Dr. Hauff vom 13. Maérz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Richter (SPD) (Drucksache 7/1766 Frage B 89):

Wird sich die Bundesregierung entsprechend der Empfehlung
Nr. 245 der Versammlung der Westeuropdischen Union betreffend
die Spitzentechnologie in Japan und deren Konsequenzen fur
Europa dafiir einsetzen, daB im Rahmen der OECD ein mit dem
vorgeschlagenen Arbeitsprogramm befaBter SonderausschuBl der
Technologie- und Industrieminister und ihrer stiandigen Vertreter
eingesetzt wird?

Die Bundesregierung mifit der internationalen
Zusammenarbeit mit den européaischen Staaten, vor-
rangig innerhalb der EG, wie auch mit den USA und
Japan auf dem Gebiet von Wissenschaft und Tech-
nologie allgemein und insbesondere auf den in der
Empfehlung genannten Gebieten besondere Bedeu-
tung bei. Neben der Vertiefung ihrer bilateralen
Kontakte arbeitet sie daher aktiv in den jeweils
bestehenden multilateralen Organisationen mit. Ob
zur Verbesserung dieser Zusammenarbeit entspre-
chend der Empfehlung Nr. 245 der WEU ein Son-
derausschuBl der Technologie- und Industriemini-
ster und ihrer Stéandigen Vertreter eingesetzt wer-

den sollte, kann erst nach Priifung der Empfehlung

im Council der WEU und nach Abstimmung mit den
ibrigen Partnern endgiiltig beantwortet werden.

Bei der Prifung der Frage wird, angesichts der
starken internationalen Verflechtung, darauf zu
achten sein, daB, wie auch die Empfehlung hervor-
hebt, eine Zersplitterung in zu viele Organisationen
und zu viele Gremien vermieden wird und, zur
Vermeidung von Doppelarbeit, neue Aktivitaten in
die bereits laufenden Arbeiten eingegliedert werden.

Die OECD hat auf den meisten der in der Empfeh-
lung genannten Gebieten bereits als wesentliches
Gremium der westlichen Industriestaaten wertvolle
Arbeit geleistet. Diese vollzieht sich insbesondere
in den fiir Einzelbereiche geschaffenen Ausschiis-
sen, wie etwa der UmweltausschuB, der Ausschuff
fir Wissenschafts- und Technologiepolitik mit dem
Unterausschufl fir Computereinsatz, dem Industrie-
ausschull, EnergieausschuB, Olausschu und der
OECD-Kernenergieagentur, die eine eigene Exper-
tengruppe fiir nuklearen Abfall eingesetzt hat. Im
Rahmen der Arbeit dieser Ausschiisse werden auch,
z. T. in regelmaBigen Intervallen, Konferenzen der
zustandigen Minister durchgefiihrt; so ist fiir 1974
eine Konferenz der OECD-Umweltminister, fiir
Herbst 1975 eine Konferenz der OECD-Wissen-
schafts- und Technologieminister geplant. Gerade
in letzter Zeit ist dabei auch die notwendige hori-
zontale Verflechtung der Arbeiten dieser Ausschiisse
in den Vordergrund geriickt worden. Hier ist in die-
sem Rahmen insbesondere die Energiestudie der
OECD zu nennen, zu der alle beteiligten Ausschiisse
beitragen.

Mit der Zusammenarbeit auf dem Weltraumsek-
tor und auf dem Gebiet der Ozeanographie hat sich
die OECD bisher nicht befaBt. Die Zusammenarbeit
auf dem Weltraumsektor wurde bisher durch die
beiden europdischen Organisationen ESRO und
ELDO gewadhrleistet, die in Kiirze in der European
Space Agency (ESA) aufgehen sollen. Die bisheri-
gen Organisationen und die ESA, an denen sich
10 europdische Staaten beteiligen, haben nicht nur
eine enge Zusammenarbeit mit den USA unterhal-
ten, sondern auch intensive Kontakte mit Japan
und Kanada eingeleitet. Die Koordinierung fiir die
UN-Seerechtskonferenz schlieBlich erfolgt seit lan-
gem im Rahmen der europdischen politischen Zu-
sammenarbeit in Brissel und auBerdem im Kreis
der westlichen Schiffahrtsnationen.

Deshalb muf} sehr sorgfaltig, zusammen mit unse-
ren westlichen Partnern, iberlegt werden, ob neue
Strukturen geschaffen werden miissen, um die in
der Empfehlung aufgezeigte Probleme zu bewalti-
gen. Die bestehende Organisationsstrukturen haben
in der Vergangenheit bewiesen, daf3 sie in der Lage
sind, auch auf neue Problemstellungen flexibel zu
reagieren.

Anlage 85
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Dr. Hauff vom 13. Marz
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache
7/1766 Fragen B 90 und 91):

In welchem Umfang sind seitens der Bundesregierung bei der
Physikalisch Technischen Bundesanstalt, bei der Forschungsan-
stalt fuir Landwirtschaft, bei der Biologischen Bundesanstalt far
Land- und Forstwirtschaft und bei der Deutschen Forschungs-
und Versuchsanstalt fir Luft- und Raumfahrt in den Haushalts-
jahren 1972, 1973 und 1974 Stellenanforderungen flir wissen-
schaftliche und Forschungsaufgaben nicht bewilligt worden?

Teilt dic Bundesregierung die Auffassung maBgeblicher Wissen-
schaftler, daB durch weitere Blockierung der Stellenpldne in we-
sentlichen Forschungsgebieten Stagnation eintritt?

©
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Zu Frage B 90:

1.

Bei der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt:
Abgelehnt wurden bei Beamten:

1972 1973 1974

Neuanforderungen 33 51 3
Umwandlungen 15 5 17
Hebungen 52 30 2

Ablehnungen bei Angestellten:
1972 1973 1974

Neuanforderungen 0 0 0
Hebungen 0 20
Umwandlungen 0 0 0

Griinde fiir die Ablehnungen waren

Die von der Bundesregierung generell betriebene
Einsparung von 2 000 Planstellen im Jahre 1973
(davon entfielen auf das Bundesministerium fiir
Wirtschaft —— BMWi — 53, hiervon wiederum auf
die Physikalisch-Technische Bundesanstalt —
PTB — 13 Stellen) sowie von 1 400 Planstellen im
Jahre 1974 (hiervon entfallen 44 auf BMWi, da-
von etwa 9 bis 10 auf PTB).

Die Verlegung von 4 Stellen aus dem PTB in das
BMWIi im Zusammenhang mit Mehrarbeit infolge
der Energiekrise.

Bei der Forschungsanstalt fiir Landwirtschaft
(FAL) und der Biologischen Bundesanstalt fir
Land- und Forstwirtschaft (BBA):

a) FAL 1972 1973 1974
* 1. 14 33 (10) %) 24 (9) %)
2. 14 10 (10)*) 15 (9)7)
3. 5 — 5
4. — ?
(noch offen)
b) BBA
* 1. 32 37 15
2 20 9 11
3. 2 3 2
4 2

(noch offen)

= Zahl der darin enthaltenen Altfdlle (aus Vor-
jahren)

* 1. = Stellenanforderung der Forschungsanstalten

2. = Stellenanforderung des Bundesministers fiir Er-
ndhrung, Landwirtschaft und Forsten beim Bun-
desminister der Finanzen

3. = Stellen im Regierungsentwurf des Haushalts-
planes

4, = Stellen gemdl endgiiltigem rechtskrdftigem Haus-
haltsplan.

Es handelt sich bei diesen Stellen nicht nur um
Wissenschaftler, sondern auch um Techniker,
technische Assistenten und Arbeiter.

3. Bei der Deutschen Forschungs- und Versuchsan-
stalt fir Luft- und Raumfahrt e. V. (mit Gesell-
schaft fiir Weltraumforschung mbH):

Im Gesamtstellenplan der Deutschen Forschungs-
und Versuchsanstalt fiir Luft- und Raumfahrt (mit
Gesellschaft flir Weltraumforschung) wurden fiir
wissenschaftliche Mitarbeiter der Vergiitungs-
gruppe Il a und dariber (auler Il a T)

1972 2 Stellen neu bewilligt,
1973 43 Stellen gestrichen,
1974 12 Stellen gestrichen.

Die Verminderung der wissenschaftlichen Stellen
bei der Deutschen Forschungs- und Versuchsan-
stalt fir Luft- und Raumfahrt in den Jahren 1973
und 1974 erfolgte (parallel zur Reduzierung der
Gesamtstellenzahl um 191) mit dem Ziele, die
Personalstarke den verminderten und zum Teil
gedanderten Aufgaben anzupassen, unter gleich-
zeitiger Umstrukturierung der — wie bekannt —
aus 3 Vorgangeranstalten mit gleichem Auf-
gabengebiet zusammengeschlossenen Einrichtung
den organisatorischen Aufbau der Anstalt zu
straffen und auf diese Weise die Durchfithrung
der Forschungs- und Entwicklungsarbeiten effi-
zienter zu gestalten. Unter diesen Umstanden
stellte sich die Frage von Stellenmehranforderun-
gen nicht.

Zu Frage B91:

Der Hinweis auf eine mogliche Stagnation von
Forschungsgebieten nimmt offensichtlich Bezug auf
die Diskussion, die im vergangenen Jahr bei der
Ankiindigung des Bundesministers fiir Forschung
und Technologie entstand, im Laufe der Jahre 1973
und 1974 die Stellenpldne der GroBforschungsein-
richtungen im Bereich der Kernenergie um zusam-
men rund 6% (630 von rund 12 000 Stellen insge-
samt) zu vermindern. Dies geschieht durch die Nicht-
besetzung freiwerdender Stellen. Mit den Reduk-
tionen ging eine Uberpriifung der Arbeitsprogramme
der Forschungseinrichtungen einher, wobei Aufga-
ben, die nicht mehr prioritdr sind, abgeschlossen
werden. Der Bundesminister fiir Forschung und Tech-
nologie versicherte im Zusammenhang damit, daB
weitere Personalreduzierungen in den betroffenen
Einrichtungen nicht geplant seien.

Die Bundesregierung sieht sich auf der anderen
Seite bei den jahrlichen Haushaltsanmeldungen im-
mer wieder neuen Stellenanforderungen im Bereich
der institutionellen Forschungsférderung gegeniiber,
die — bei voller Bewilligung — angesichts der schnell
ansteigenden Personalkosten und des begrenzten
Zuwachses der Finanzmittel in absehbarer Zeit zu
einem nicht vertretbaren Anstieg der Personalaus-
gaben gegeniiber den Sach- und Investitionsausga-
ben in den Forschungsinstituten fithren wiirden. Die
Bundesregierung priift daher solche Stellenanforde-
rungen mit der grofiten Sorgfalt. Sie achtet dabei
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vor allem darauf, dafl einer Vorhabenexpansion in
prioritaren Forschungsgebieten oder der Erfiillung
zuséatzlicher vordringlicher Aufgaben (z. B. im Zuge
von Ressortauftrdgen) in der Regel Verminderun-
gen in Forschungsbereichen geringeren Bedarfs oder
die Beendigung langjahrig geforderter Forschungs-
arbeiten gegeniiberstehen. Eine unbegriindete und
unvertretbare Blockierung von Stellenpldnen findet
nicht statt.

Anlage 86
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Dr. Hauff vom 13. Mairz
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Lenzer (CDU/CSU) (Drucksache 7/1677 Frage B 92
und 93):

Mit welchem Aufwand hat die Bundesregierung bis 1973 dic
Entwicklung von MHD-Generatoren geférdert, und welche Vor-
stellungen hat sie lber die weitere Unterstiitzung von Energie-
direktumwandlungssystemen?

Wie beurteilt die Bundesregierung den Einsatz der Steinkohle
als Rohstofflieferant insbesondere durch die Verschwelung?

Zu Frage B 92:

In den Jahren 1963—1973 wurden im wesentlichen
die Arbeiten iiber Kurzzeit und Langzeit MHD bei
folgenden Firmen und Forschungseinrichtungen
durchgefiihrt: Kernforschungsanlage Jiilich, Institut
fir Plasma-Physik Garching, MAN Augsburg, Berg-
bauforschung Essen, Sonderforschungsbereich 84 an
der Freien Universitdt Berlin.

An offentlichen Mitteln (Sondermittel des Bundes,
Mittel im Rahmen der Wirtschaftsplane der For-
schungszentren und Mittel der deutschen Forschungs-
gemeinschaft) wurden fiir den gesamten Zeitraum
rund 47 Millionen DM bereitgestellt.

Gegenwartig laufen nur noch Arbeiten im Rahmen
des Sonderforschungsbereichs SFB 84, vor allem auf
dem Gebiet des Fliissigmetall MHD. Im Jahre 1974
werden dafiir rund 1,9 Millionen DM zur Verfiigung
gestellt.

Die Bundesregierung hat die technischen und wirt-
schaftlichen Griinde fiir die Einschrankung der Akti-
vitdten in der MHD Forschung mehrfach dargelegt.
Es ist zur Zeit kein AnlaB gegeben, diese Entschei-
dung zu revidieren.

Auf den anderen Gebieten der Energiedirektum-
wandlung (als Beispiel seien Brennstoffzellen, Fern-
wdrmesysteme, Umwandlung von Sonnenenergie
genannt) werden Forschungsvorhaben gefordert mit
den Zielen, die im Rahmenprogramm Energiefor-
schung aufgefiihrt sind.

Zu Frage B 93:

Steinkohle enthdlt in Abhé&ngigkeit vom Inkoh-
lungsgrad einen unterschiedlich hohen Anteil an
flichtigen Produkten. Diese sog. Kohlenwertstoffe
sind glinstige Ausgangsstoffe fiir die Herstellung
einer Vielzahl von Produkten. Die Schwelung der
Kohle, durch die diese Kohlenwertstoffe der Kohle

entzogen werden, wurde daher schon lange in einem
gewissen Umfang betrieben.

Neuerdings werden Uberlegungen angestellt, ob
die Steinkohle, die fiir die Verbrennung in Kohle-
kraftwerken eingesetzt wird, nicht in wesentlich
groferem Umfang einer Vorschwelung unterworfen
werden sollte, um dadurch die Kohlenwertstoffe zu
extrahieren. Mehrere betriebsgiinstige und umwelt-
freundliche Verfahrensvorschlige kommen hierfir
in Frage. Als besonders aussichtsreich sind das
Lurgi-Ruhrgas-Verfahren und die Wirbelbettschwe-
lung zu bezeichnen. Beide Verfahren bediirfen noch
weiterer Entwicklung fiir den groBtechnischen Ein-
satz. Insbesondere der Verbund von Schwelanlage
mit dem den Schwelkoks nutzenden Kraftwerk muf
in Pilotanlagen erprobt werden.

Bei der Schwelung des iiberwiegenden Teils der
Kohle fiir Kraftwerke liefen sich mehrere Millionen
Tonnen Schwelprodukte (Gase, fliissige Kohlenwas-
serstoffe, Steinkohlenteer) gewinnen. Unter dem
Gesichtspunkt, die Importabhidngigkeit der Bundes-
republik vom Mineralél zu vermindern, wdare es
wiinschenswert, diese Produkte dem nichtenergeti-
schen Verbrauch zuzufiihren. Aussagen iber die
Kosten und das Marktpotential der Schwelprodukte
kénnen allerdings zur Zeit noch nicht gemacht wer-
den. Vor der Weiterentwicklung der oben bezeich-
neten Schwelverfahren werden daher die wirtschaft-
lichen Aussichten der Kohleschwelung sowie die
erreichbaren Substitutionswirkungen untersucht.
Erste Ergebnisse dieser Untersuchung werden bis
Ende 1974 erwartet.
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Antwort

des Bundesministers Genscher vom 14. Marz 1974
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Mar-
schall (SPD) (Drucksache 7/1677 Fragen B 94 und 95).

Welche Untersuchungen zur Beurteilung somatischer und gene-
tischer Schidden durch ionisierende Strahlung liegen der Bundes-
regierung vor, bzw. werden mit Bundesmitteln gefordert?

Geht die Bundesregierung davon aus, daB die derzeit zuldssi-
gen Strahlenbelastungswerte problematisch sind, da in vergan-
genen Jahrzehnten mit zunehmenden Erfahrungen diese Werte
in kurzen Abstdnden immer wieder herabgesetzt werden mufiten?

Aus dem beigefiigten Verzeichnis von Unter-
suchungen zur Beurteilung somatischer und gene-
tischer Schaden durch ionisierende Strahlen ersehen
sie, daB von 1964 bis 1972 in der Bundesrepublik
mehr als 100 Arbeiten iiber diese Fragen veroffent-
licht worden sind. Die Ergebnisse dieser Arbeiten
wurden von der Bundesregierung beriicksichtigt.
Zahlreiche dieser Untersuchungen sind an Bundes-
anstalten und Forschungseinrichtungen des Bundes
durchgefiihrt, also aus Bundesmitteln finanziert wor-
den. Auch ein grofler Teil der weiteren Untersuchun-
gen, die vor allem an Hochschulinstituten durchge-
fithrt worden sind, ist direkt oder indirekt, zum Bei-
spiel durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft,
aus Bundesmitteln geférdert worden.

Zu Threr zweiten Frage bemerke ich:
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Die Bundesregierung geht davon aus, daB3 die der-
zeit zulassigen Strahlenschutzwerte nicht proble-
matisch sind. Sie stiitzt sich hierbei auf eine Erkla-
rung der Internationalen Kommission fiir Strahlen-
schutz (International Commission on Radiological
Protection = ICRP) vom November 1972, die das
Ergebnis einer eingehenden Priifung der derzeit von
der Kommission empfohlenen Werte wiedergibt. Da-
nach besteht derzeit keine Veranlassung, die Emp-
fehlungen der Kommission, wie sie insbesondere in
der Publikation 9 der ICRP niedergelegt sind, zu
andern.

Die ersten von der ICRP empfohlenen Strahlen-
schutzrichtwerte stammen aus dem Jahre 1934, als
die Zahl der Personen, die ionisierender Strahlung
ausgesetzt war, noch wesentlich kleiner als nach
Beginn des sogenannten Nuklearzeitalters war. Des-
halb blieb die Strahlenbelastung der Bevolkerung
trotz hoherer fiir Einzelpersonen zugelassener Dosis-
werte gering. Die folgenden Reduzierungen der
Grenzwerte tragen der Expansion der Strahlenan-
wendung Rechnung. Die seit 1956 praktisch unver-
dndert gebliebenen grundlegenden Strahlenschutz-
richtwerte der ICRP sind auch der heutigen Situa-
tion noch angemessen.
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Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Dr. Hauff vom 13. Marz

1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Dr. Narjes (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Frage
B 96):

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesrepublik aus dem
steilen Anstieg der Preise fiir Bunkerdl in bezug auf ihre For-
schungsprogramme fiir den nuklearen Schiffsantrieb zu ziehen,
und prift in diesem Zusammenhang die Bundesregierung die

Moglichkeit der Entwicklung eines serienreifen Schiffsreaktors
fiir Schiffe mittlerer GréBe (deutlich unter 80 000 WPS)?

Wie bereits in der BT-Drucksache Nr. 7/1220 vom
8. November 1973 ausgefiihrt, werden z. Zt. die Vor-
aussetzungen fiir einen BaubeschluB erarbeitet. Da
u. a. angesichts der auch vor der Olkrise vorhande-
nen steigenden Preistendenz fiir Bunkerdl ein inten-
sives Forschungsprogramm seit langem durchgefiihrt
wird, ergeben sich in dieser Hinsicht aus der aktuel-
len Marktsituation keine neuen Konsequenzen. Im-
merhin sind im 4. Atomprogramm fiir dessen Lauf-
zeit 111 Millionen DM an Férdermitteln fir die
Reaktorschiffsentwicklung eingeplant.

Das Schwergewicht der Arbeiten liegt bei der
Entwicklung eines serienreifen Schiffsreaktors fiir
Antriebsleistungen von 80000 Wellen-PS. Hierfiir
zeigen neueste Wirtschaftlichkeitsberechnungen
deutliche Vorteile gegeniiber vergleichbaren kon-
ventionellen Antrieben.

Ein vorlaufiger Sicherheitsbericht fiir ein Schiff
mit diesem Antrieb wird von den zustdndigen Be-
hérden z. Zt. gepriift. Ein verbindliches Angebot fir
eine solche Anlage wird um die Jahresmitte erwar-
tet. Mit einer Entscheidung fiir den Bau eines De-

monstrations-Reaktorschiffes rechne ich nicht vor
Mitte 1975.

Die serienreife Entwicklung eines Schiffsreaktors
mit wesentlich kleinerer Leistung wird z. Zt. nicht
erwogen, da hierfir die Ergebnisse bisher keine
signifikanten Vorteile erwarten lassen.
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Antwort

des Parl. Staatssekretars Dr. Hauff vom 13. Marz
1974 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten
Baron von Wrangel (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766
Frage B 97):

Trifft es zu, daB in ldndlichen Gebieten die Deutsche Bundes-
post teilweise flir Busfahrten Preise verlangt, die um etwa 50 %o
iber dem normalen Posttarif liegen, und wie ist dies moglich?

Es kann zutreffen, daB in Einzelfallen im Post-
reisedienst auch Fahrgebiihren verlangt werden, die
um etwa 50 v.H. Uber den normalen Postreisege-
biihren liegen. Die Gebiihren fir den Postreisedienst
sind in der Postreisegebiithrenordnung festgelegt.
Die Verordnung regelt die Gebiihrengestaltung dem
Grundsatz nach, sie kann ortliche Besonderheiten
selbstverstandlich nicht erfassen. Ortliche Besonder-
heiten sind z. B. die Zusammenarbeit mit anderen
Verkehrstragern in Verkehrsverbiinden und Ver-
kehrsgemeinschaften, besondere verkehrswirtschaft-
liche Verhaltnisse sowie die Mitbedienung von Ver-
kehrsbeziehungen durch andere Verkehrstrager, die
Ausfithrung von Nadtfahrten, schwierige StraBen-
verhaltnisse oder die Zahlung von Zuschiissen und
Abgaben durch die DBP an StraBenbaulasttrager.

Einen nicht unerheblichen EinfluB auf die Gebih-
rengestaltung haben auf ortlicher Ebene auch die
fir die Verkehrsgestaltung zustdndigen Genehmi-
gungsbehorden, die u. a. in Auswirkung des § 8
Personenbefdrderungsgesetz — Forderung der Ver-
kehrsbedienung und Ausgleich der Verkehrsinter-
essen -— durch den Verbund von Beférderungsent-
gelten fiir den Ausgleich der Verkehrsinteressen zu
sorgen haben.

Ebenso wie die iibrigen Verkehrstrager hat auch
die DBP die Moglichkeit, die ortlichen Besonderhei-
ten bei der Tarifgestaltung zu bericksichtigen. In
§ 9 der Postreisegebiihrenordung ist u. a. festgelegt,
daB von den Vorschriften der Postreisegebiihrenord-
nung abgewichen werden kann, wenn dies im In-
teresse einer freiwilligen Zusammenarbeit mit an-
deren Verkehrstragern erforderlich ist oder die ver-
kehrswirtschaftlichen Verhaltnisse auf einer Linie
dies erfordern, insbesondere bei Mitbedienen von
Verkehrsbeziehungen durch andere Verkehrstrager,
bei Nachtfahrten, schwierigen StraBenverhalinissen
oder wenn fiir den Bau, die Unterhaltung oder Benut-
zung von StraBen von der Deutschen Bundespost Zu-
schiisse geleistet wurden oder zu leisten sind oder
Angaben entrichtet werden.
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Antwort

des Parl. Staatssekretars Dr. Hauff vom 13. Marz
1974 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten
Seiters (CDU/CSU) (Drucksache 7/1766 Fragen B 98
und 99):

Wie vereinbart die Bundesregierung die gegeniiber den Rent-
nern mit dem Argument, Postscheckkonten seien vollig gebithren-
frei, durchgefithrte Werbeaktion zur Errichtung eines Postscheck-
kontos mit der Absicht, ab 1. Juli 1974 eine Kontofiihrungsgebiihr
fiir Postscheckkonten zu erheben?

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, wenigstens den

Rentnern die Kontofithrungsgebiihren fiir Postscheckkonten zu er-
lassen?

1. Bereits seit Mitte 1971 wird im Bereich der
Deutschen Bundespost nicht mehr gezielt fir die
Einrichtung von Rentnerkonten geworben. Bei
den WerbemaBnahmen der Postamter und der
Postscheckdmter ist seit Mitte 1973 das Heraus-
stellen der Gebiihrenfreiheit im Postscheckdienst
unterblieben, bei der allgemeinen Werbung
schon seit 1972. Die Kontofiilhrungsgebiihr wird
im Ubrigen nicht ab 1. Juli 1974, sondern erst ab
1. Januar 1975 erhoben.

2. Den sozialen Belangen der Rentner wird da-
durch Rechnung getragen, daB diese in aller
Regel — bei bis zu 10 Buchungen im Monat —
nur die Mindestgebiihr — monatlich 1 DM —
zu zahlen haben werden.

Die bisher gebiihrenfrei erbrachten Einzel- und
Nebenleistungen werden auch weiterhin ohne Be-
rechnung ausgefiihrt. Es braucht also nach wie vor
weder eine Uberweisungsgebiihr (im Inlandsver-
kehr) noch eine Auszahlungsgebiihr fiir Postbar-
schecks gezahlt zu werden. Auch Postscheckbriefe
zur Einsendung der Auftrdge an das Postscheckamt,
Kontoausziige und deren Zusendung an den Konto-
inhaber, Dauerauftrige sowie Einzahlungen auf
das eigene Kontno bleiben gebtihrenfrei.

Anlage 91
Antwort

des Parl. Staatssekretdrs Zander vom 13. Méarz 1974
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Christ
(FDP) (Drucksache 7/1766 Frage B 100):

Halt die Bundesregierung es mit ihren Vorstellungen iiber eine
integrierte Gesamthochschule fir vereinbar, wenn in einem

strukturschwachen Gebiet eines Fldchenstaats eine Fachhochschule
in rdumlicher Trennung von den zentralen Einrichtungen der Ge-
samthocischule errichtet wird?

Das bei der Bildung von integrierten Gesamthoch-
schulen in erster Linie verfolgte Ziel ist die Inte-
gration der Studiengange, also die Entwicklung
eines Systems von inhaltlich und zeitlich gestuften,
integrierten und aufeinander bezogenen Studiengédn-
gen in allen dafiir geeigneten Bereichen. Ein solches
integriertes Studiensystem kann nur iiber einen lan-
geren EntwicklungsprozeBl erreicht werden. Dabei
wird auch zu klaren sein, ob es innerhalb einer
Hochschule verwirklicht werden kann, deren Teile
oder Organisationseinheiten — entsprechend den
bildungspolitischen Erfordernissen in der Region —
auf mehrere voneinander entfernte Standorte ver-
teilt sind. Wahrscheinlich werden sich hier zahl-
reiche Probleme ergeben, die im einzelnen Fall das
Entstehen einer integrierten Gesamthochschule letz-
ten Endes unmoéglich machen kénnen.

Wenn in Féllen dieser Art eine isoliert gelegene
Fachhochschule nicht in eine integrierte Gesamt-
hochschule einbezogen werden kann, so steht das
nicht in Widerspruch zu den Zielvorstellungen der
Bundesregierung zur Gliederung des kiinftigen
Hochschulsystems.

Die §§ 4 und 5 des Regierungsentwurfs fiir das
Hochschulrahmengesetz lassen — gerade auch im
Hinblick auf die Situation in Flachenstaaten mit ge-
ringerer Bevolkerungsdichte — fiir den Begriff der
Gesamthochschule die Frage der Integration oder
der Kooperation offen. Der vorgesehenen gesetz-
lichen Regelung wiirde es deshalb auch gerecht,
wenn eine isoliert gelegene Fachhochschule in eine
kooperative Gesamthochschule einbezogen wird.
Liegen die in § 5 Abs. 2 des Gesetzentwurfs genann-
ten Voraussetzungen auch dafiir nicht vor, so kann

die Fachhochschule als selbstandige Hochschule wei-

terbestehen; fiir sie ist dann allerdings ein Zusam-
menwirken mit anderen Hochschulen vorzusehen.

Schon jetzt 148t sich (ibersehen, daB die in § 6 des
Gesetzentwurfes vorgesehene Uberpriufung fur
einige bestehende gréBere Fachhochschulen oder
Fachhochschuleinrichtungen zu diesem Ergebnis
fihren kann. Im Rahmen der vom Gesetzentwurf
aufgezeigten Kriterien hat die Bundesregierung
hiergegen keine Bedenken.

Neue Hodhschulen sind nach § 5 Abs. 3 des Ge-
setzentwurfes allerdings jedenfalls fiir die Einbezie-
hung in eine Gesamthochschule (zumindest in eine
kooperative Gesamthochschule) vorzusehen.

(€

—

D}






	86. Sitzung
	Bonn, Freitag, den 15. März 1974
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18
	Anlage 19
	Anlage 20
	Anlage 21
	Anlage 22
	Anlage 23
	Anlage 24
	Anlage 25
	Anlage 26
	Anlage 27
	Anlage 28
	Anlage 29
	Anlage 30
	Anlage 31
	Anlage 32
	Anlage 33
	Anlage 34
	Anlage 35
	Anlage 36
	Anlage 37
	Anlage 38
	Anlage 39
	Anlage 40
	Anlage 41
	Anlage 43
	Anlage 44
	Anlage 45
	Anlage 46
	Anlage 47
	Anlage 48
	Anlage 49
	Anlage 50
	Anlage 51
	Anlage 52
	Anlage 53
	Anlage 54
	Anlage 55
	Anlage 56
	Anlage 57
	Anlage 58
	Anlage 59
	Anlage 60
	Anlage 61
	Anlage 62
	Anlage 63
	Anlage 64
	Anlage 65
	Anlage 66
	Anlage 67
	Anlage 68
	Anlage 69
	Anlage 70
	Anlage 71
	Anlage 72
	Anlage 73
	Anlage 74
	Anlage 75
	Anlage 76
	Anlage 77
	Anlage 78
	Anlage 79
	Anlage 80
	Anlage 81
	Anlage 82
	Anlage 83
	Anlage 84
	Anlage 85
	Anlage 86
	Anlage 87
	Anlage 88
	Anlage 89
	Anlage 90
	Anlage 91






